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1. Einleitung: Die Finanzkrise, Europa und Euroskeptizismus 
Die mediale Berichterstattung der letzten Jahre über die Europäische Union (EU) suggeriert, dass 
in weiten Teilen der Bevölkerung die Unzufriedenheit mit den politischen Eliten und den europä-
ischen Institutionen wächst.1 So schrieb die Süddeutsche Zeitung im Jahr 2016: „EU-Bürger immer 
Unzufriedener mit der EU“ (Süddeutsche Zeitung 2016), während die Zeit im Dezember 2017 
fragte, ob „Ein Vertrauensprogramm für die EU“ (Die Zeit 2017) nötig sei. Durch externe Ereig-
nisse, wie die Eurokrise, die sich aus der Finanzkrise in den USA entwickelte und ihre bis heute 
spürbaren wirtschaftlichen Folgen, die Einwanderungsdebatte, die ab dem Jahr 2015 geführt 
wurde, oder den bis heute ungeklärten Ablauf des Brexit wird die EU zusätzlich unter Druck ge-
setzt.2 Die Gemeinsamkeit dieser Krisen liegen darin, dass Politiker und Institutionen der EU re-
lativ unvorbereitet getroffen wurden. Zu Beginn der Eurokrise existierte weder Europäischen Sta-
bilitätsmechanismus noch Bankenunion, im Zuge der Einwanderungsdebatte wurde offenbar, wel-
che Schwächen das Dublin-Verfahren hat und die jahrelangen Verhandlungen nach dem Brexit 
zeigen, welche Schwierigkeiten es bereiten kann, den Volkswillen umzusetzen. Die Presse greift 
diese Themen auf und bringt sie mit dem seit Jahren diskutierten Demokratie- bzw. Legitimitäts-
defizit der EU in Verbindung. Sie fragt, ob „Europa an seinen Politikern stirbt?“ (Die Zeit 2015), 
weil die Maßnahmen der Krisenpolitik nicht legitimiert gewesen seien und die Politiker dadurch 
den Euroskeptikern den Weg geebnet hätten. 
Im gleichen Zeitraum fanden verschiedene Wahlen statt, bei denen Parteien mit europaskepti-
schen Wahlprogrammen antraten und beachtliche Wahlerfolge erzielten (Brack/ Startin 2015), bei-
spielsweise die Europawahl 2014 oder die Präsidentschaftswahl in Frankreich 2017. Die UK Inde-
pendence Party (UKIP) erlangte bei den Europawahlen im Jahr 2014 in Großbritannien fast 27% 
der Stimmen, sie wurde stärkste Kraft und besetze 24 der 73 Sitze (Europäisches Parlament 2019a). 
Marine Le Pen unterlag im Jahr 2017 im ersten Wahlgang nur knapp Emanuel Macron. Mit 24,0% 
zu 21,3% der Stimmen setzte sich dieser zwar gegenüber der Konkurrentin durch, die Entschei-
dung fiel jedoch erst im zweiten Wahlgang deutlicher aus (66,1% zu 33,9%) (Ministère de l'Intérieur 
2017). Auch in Deutschland hat mit der Alternative für Deutschland (AfD) eine Partei Fuß gefasst, 
die im Wahlkampf vor allem auf europakritische Themen und Menschenfeindlichkeit setzt (Arz-
heimer 2015). Eindrücklich zeigten das die Wahlergebnisse in Brandenburg (22,5% AfD zu 25,8% 
 
1 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird im Folgenden die männliche Sprachform verwendet. Ich weise darauf 
hin, dass unabhängig von der gewählten Sprachform gleichermaßen alle Geschlechter angesprochen werden. 
2 Ich verstehe unter dem Begriff Eurokrise die Krise der Europäischen Union, die ihren Anfang in der Finanzkrise 
2007 in den USA nahm und sich ab 2009 zur Schuldenkrise innerhalb der Europäischen Union ausweitete. Wichtig 
für mein Verständnis ist, dass die Krise an wirtschaftlichen Indikatoren, die sich im Zeitraum nach der Krise ver-
schlechterten haben, festgemacht werden kann und dass sie als externes Schockereignis fungiert, das einen gesell-




für die SPD, Landeswahlleiter 2019) und Sachsen (27,5% AfD zu 32,1% CDU, Landeswahlleiterin 
2019) im September 2019. Aus beiden Wahlen ging die Partei als zweitstärkste Kraft hervor.  
Allerdings hat es europakritische Stimmen immer gegeben und Parteien wie UKIP und Front 
National sind kein Phänomen der letzten Jahre. So führte die Ratifizierung der Maastricht-Kriterien 
in Frankreich, Deutschland, Italien, Belgien, Großbritannien und Dänemark zu öffentlichem Wi-
derstand (Taggart 1998: 364f., Abts et al. 2009). Die Rede war bereits von einem Post-Maastricht-
Blues3, entstanden aus dem Souveränitätsverlust über die eigene Währung zu bestimmen und vo-
ranschreitender Unzufriedenheit mit der Europäischen Integration (Eichenberg/ Dalton 2007). Es 
ist deswegen auch nicht verwunderlich, dass vom Europäischen Integrationsprozess manchmal als 
sleeping giant (van der Eijk/ Franklin 2004, De Vries 2007, Verney 2015) gesprochen wurde. Denn 
lange Zeit war sich die EU der ungefragten Unterstützung der Europäer sicher. Ohne ihre Zustim-
mung trafen die politischen Eliten Entscheidungen, über das Ausmaß, Vertiefung und Erweiterung 
der Europäischen Union, doch dieser permissive Konsens begann bereits in den 90er Jahren zu 
bröckeln (Hooghe/ Marks 2009).  
Die derzeitige politische Lage Europas scheint konfliktreicher, als die der letzten Jahrzehnte. 
Denn die Post-Maastricht-Ära war vor allem von Referenden geprägt. Von Abstimmungen also, 
die zumindest theoretisch das Demokratieverständnis vieler Bürger ansprachen. Die Eurokrise hin-
gegen, als externes Schockereignis, erschütterte sowohl Politik, als auch Bürger, indem es parallel 
die verschiedenen wirtschaftlichen, institutionellen und sozialen Probleme der Mitgliedsstaaten an-
sprach. Sei es, dass die Mitgliedsstaaten unterschiedlich hart von der Krise getroffen wurden, weil 
ihre wirtschaftliche Ausgangssituation unterschiedlich gut war oder, dass die Bevölkerung in den 
Ländern von den verschiedenen Sozialsystemen unterschiedlich gut aufgefangen werden konnte. 
Offenbar wurde auch, dass die fehlende finanzpolitische Regulierung, innerhalb einer Währungs-
union, für alle Mitgliedsstaaten zum Problem werden kann. Als Antwort auf die Krise wurden 
politische Maßnahmen zur Bewältigung auf europäischer Ebene beschlossen, deren Umsetzungen 
hatte in den verschiedenen Mitgliedsstaaten aber sehr unterschiedliche Konsequenzen.  
Die Eurokrise hat deswegen, neben den wirtschaftlichen und politischen Folgen für die Staaten, 
auch negative Auswirkungen auf die Europäer gehabt. Mit dem unsicheren Ausgang der Krise 
erhöhte sich auch die Unsicherheit in der Bevölkerung und zwar für die Menschen persönlich, 
nicht nur für das Land, in dem sie leben. Wenn nicht klar ist, ob die staatliche Rente aufgrund von 
Haushaltskonsolidierungsmaßnahmen gekürzt wird oder ob Beamte entlassen werden müssen, hat 
 
3  Die in dieser Arbeit verwendeten anderssprachigen Fachbegriffe werden übersetzt, sofern es eine adäquate deutsche 




das Auswirkungen auf gesellschaftlicher Ebene. Die Folgen der abstrakten Finanzkrise, deren Ent-
stehung sie möglicherweise gar nicht nachvollziehen können und deren Brisanz sie vielleicht gar 
nicht verstehen, weil sie sich gar nicht darüber bewusst sind, dass dem eigenen Staat innerhalb einer 
Währungsunion die Möglichkeit der Abwertung der Währung fehlt, wurden den Menschen auch 
erst im Verlauf der Eurokrise klar. Die Medien griffen das Thema auf (Rosenthal 2012, Michailidou 
2015), sodass auch Personen, deren Renten nicht gekürzt wurden, nachvollziehen konnten, was die 
Krise für sie persönlich bedeutet. So argumentieren Hobolt und Wratil (2015), dass die Eurokrise 
der Bevölkerung die Europäische Integration und ihre wirtschaftliche und soziale Bedeutung vor 
Augen geführt hat. Die beiden Forschen finden heraus, dass die Unterstützung für die ökonomi-
sche Integration innerhalb der EU vor allem in den Ländern zurück gegangen ist, die nicht Teil des 
Euroraumes sind (Hobolt/ Wratil 2015: 239).  
Zudem wurden mit dem Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) und dem Fiskalpakt zwei 
Kreditprogramme geschaffen, die nicht dem europäischen, sondern dem internationalen Recht un-
terstehen und gleichzeitig das Europäische Parlament außenvorlassen (Rittberger 2014). So kom-
mentiert Rittberger die Rolle des Parlamentes mit den Worten: „Under both treaties, the role of 
the EP is informational and consultative at best.“ (2014: 1174). Diese Entwicklung schließt an die 
generelle Legitimitätsdebatte an, die innerhalb der EU schon seit längerer Zeit geführt wird. Mit 
jeder Vertiefung und Erweiterung entstanden so genannte legitimacy gaps, die von den Parlamenta-
riern harsch kritisiert wurden (Rittberger 2014: 1176). Die EU befindet sich in einem Trilemma 
zwischen nationaler Selbstbestimmung, internationaler bzw. europäischer Verflechtung und ver-
tiefen der demokratischen Prinzipien, so Crum (2013). In Zeiten der Eurokrise würden sich die 
Staaten vor allem auf die Balance zwischen nationalstaatlicher Kontrolle und internationaler Ver-
flechtung konzentrieren und die Demokratie dabei außer Acht lassen (Crum 2013).  
„The logical victim of this combination of monetary integration and national determination is democracy, 
as the governance of the eurozone has decisively moved beyond any form of collective popular control.” 
(Crum 2013: 616). 
Eine Zunahme der Unzufriedenheit mit der europäischen Politik in der Bevölkerung in Folge der 
Krise scheint also sowohl aus wirtschaftlichen Gründen und der daraus folgenden Unsicherheit, 
als auch aus demokratietheoretischer Sicht und dem damit verbundenen Selbstbild der EU plausi-
bel. Trotzdem hat es sowohl in Ländern, die Kredite erhalten haben Wahlerfolge eurokritischer 
Parteien gegeben (z. B. Syriza, Griechenland/ Podemos, Spanien), als auch in Ländern, in denen 




die Frage, ob Euroskeptizismus als Reaktion auf politische Eingriffe aus Brüssel in die National-
staaten verstanden werden kann oder ob es sich um ein persistentes Phänomen handelt.4 Denn 
während sich die Parteien Syriza und Podemos in Spanien und Griechenland als Reaktion auf die 
Sparpolitik, in zwei von der Krise besonders betroffenen Staaten gebildet haben, waren die wirt-
schaftlichen Folgen der Krise in Frankreich und Deutschland nur bedingt zu spüren und auch in 
Norwegen und der Schweiz lassen sich euroskeptische Parteien finden (z. B. Swiss Democrats, 
Schweiz/ Centre Party, Norwegen) obwohl sie nicht Mitglieder der EU sind.  
Dass diese Frage auch aus theoretischer Sicht interessant und anspruchsvoll ist, zeigt ein Blick 
auf die bisherige Forschung im Bereich öffentliche Unterstützung der EU, euroskeptisches Wahl-
verhalten und Eurokrise. Es existiert vergleichsweise viel Forschung zum Legitimitätsdefizit der 
EU, welche im Nachgang der Krise um die institutionellen Katalysatoren der Krise erweitert wur-
den. Trotz der alltagspraktischen Beispiele, anhand von Wahlergebnissen, ist die bisherige For-
schung im Bereich Wahl euroskeptischer Parteien und Eurokrise überschaubar.5 Erst in den letzten 
Jahren verbinden Forscher die beiden Ereignisse miteinander, häufig werden sie aber mit anderen 
Krisenphänomene wie der Flüchtlingsdebatte oder dem Brexit (De Vries 2017, Halikiopoulou/ 
Vlandas 2018, Pirro/ Taggart 2018, Schimmelfennig 2018, Taggart/ Szczerbiak 2018) vermischt. 
Ein theoretischer Nachteil der Studien liegt darin, dass sie die gleiche Logik hinter den verschiede-
nen Krisen vermuten, dabei machen nur wenige Autoren das verbindende Element so klar wie 
Gerhards und Kollegen (2019), die den Mechanismus der fehlenden Solidarität in allen Krisenphä-
nomenen erkennen. Pirro und Taggart (2018) merken an, dass häufig implizit angenommen wird, 
dass die Krisenphänomene die Entwicklung der euroskeptischen Parteien beeinflussen und im 
Sinne eines Reiz-Reaktions-Schemas eine Anpassungsreaktion, beispielsweise eine neue program-
matische Ausrichtung, hervorrufen. So intuitiv dieser Schluss auch ist, die Autoren merken an, dass 
„Correctly or not, this assumption is based on the (often under-specified) notion that populist 
parties thrive ‘in times of accelerated social and cultural change’ (e.g. Minkenberg, 2002: 339) (…).“ 
(Pirro/ Taggart 2018: 257, wörtl. Zitat im Original). Andere Autoren nehmen nur die drei Phäno-
mene zum Anlass zu illustrieren in welchen kritischen Zeiten sich Europa allgemein befindet, um 
 
4 Der Begriff Euroskeptizismus wird in der Literatur sowohl für europakritische bzw. -skeptische Einstellungen, als 
auch für die Wahl einer als euroskeptisch geltenden Partei verwendet. Auch wenn die Begriffe sprachlich synonym 
verwendet werden, liegt ihnen eine unterschiedliche Operationalisierung zugrunde, die ich in Kapitel 4 diskutiere. 
Wenn ich in den Kapitel 2 bis 4 Studien vorstelle, verwende ich den Begriff Euroskeptizismus im Sinne der zitierten 
Autoren, spreche ich selbst von Euroskeptizismus beziehe ich mich immer auf die Wahl euroskeptischer Parteien. 
5 Das kann auch an dem vereinzelt vorgebrachten Argument liegen, die Bürger in den von der Krise betroffenen 
Staaten hätten zwar theoretisch die Wahl zwischen verschiedenen Parteien, praktisch stünden damit jedoch keine 
Alternativen im Umgang mit der Krisenbewältigung bzw. den Austeritätsprogrammen zur Wahl (siehe beispielsweise 




sich in der empirischen Analyse auf ein Phänomen und ein Land z. B. Großbritannien zu fokus-
sieren und das Ausmaß der Unterstützung für den Brexit zu messen (De Vries 2017) oder den 
Zusammenhang zwischen ökonomischer Unsicherheit und Brexit näher zu beleuchten (Halikiop-
oulou/ Vlandas 2018). Dabei zeigt meiner Meinung nach keine der Krisen so exemplarisch wie die 
Eurokrise, wie sich wirtschaftliche Verflechtungen, transnationale Abhängigkeit und fehlende fi-
nanzpolitische Regulierung auf gesellschaftliche Probleme bzw. deren politische Antwort, im Sinne 
eines sich ändernden Wahlverhaltens, auswirken. 
Studien, die eine abnehmende positive Stimmung gegenüber der EU im Zusammenhang mit 
der Krise thematisieren, werden dagegen häufiger publiziert (Hobolt/ Leblond 2009, Serricchio et 
al. 2013, Heinisch/ Schlipphak 2014, Gomez 2015, Hobolt/ Wratil 2015, Franchino/ Segatti 2017), 
allerdings nur wenige mit explizitem Fokus auf individuellem Wahlverhalten (Hobolt/ De Vries 
2016, Baimbridge 2018). Hobold und Leblond (2009) untersuchen beispielsweise in einem sehr 
interessanten Ansatz den Wert der eigenen Währung im Vergleich zu anderen Währungen und 
dessen Auswirkungen auf die Identität Europäer, allerdings testen sie ihr Modell nur für Dänemark 
und Schweden. Die Idee, dass die eigene Währung als identitätsstiftendes Symbol in Abgrenzung 
zur EU fungiert, ist deswegen nicht auf die ganze EU verallgemeinerbar. Auch Heinisch und 
Schlipphak (2014) untersuchen das Ausmaß der Unterstützung für die EU in nur zwei Ländern, 
der Slowakei und Ungarn. Problematisch ist auch hier die Länderauswahl, weil beide Länder aus 
ökonomischen Gesichtspunkten und aufgrund ihrer historischen, politischen Entwicklung nicht 
als Prototyp eines EU-Mitgliedsstaates gelten können bzw. auch nicht mit einem verglichen wer-
den. Hobolt und Wratil (2015) wählen für ihre Untersuchung der Unterstützung einer Währungs-
union zwar eine größeren Zeitraum (2005 bis 2013) und eine größere Datenbasis, die zumindest 
die Unterscheidung zwischen Ländern, die Mitglied der EU sind und die kein Mitglied der EU sind, 
zulassen, jedoch kommen die Autoren zu dem Ergebnis, dass sich der Effekt bereits vor der Krise 
zeigt und eher auf die erhöhte Salienz des Themas zurück zu führen sei (Hobolt/ Wratil 2009: 
252f.). 
Zusätzlich entfacht sich eine breite Debatte um die Definition und Operationalisierung von 
Euroskeptizismus (Mudde 2012). So muss zwischen Parteipositionen, der Wahl euroskeptischer 
Parteien und individuellen Einstellungen gegenüber der EU unterschieden werden. Denn allen 
dreien liegen unterschiedliche Motive zugrunde, diese können im Fall der Partei taktischer Natur 
sein und im Fall des Wahlverhaltens ökonomischer Natur. Außerdem trifft der Forscher mit der 
Entscheidung für eine bestimmte Definition, häufig auch eine Entscheidung zugunsten eines Da-
tensatzes und damit im Falle des Euroskeptizismus für oder gegen eine von zwei Forschungsschu-




wird und der Sussex School, die Parteiprogramme, wie im Party Manifesto Project, analysiert 
(Mudde 2012). Die Frage, ob sich Expertensurveys oder Parteiprogrammanalysen besser eignen um 
Euroskeptizismus zu untersuchen, wird dabei oft nicht so ausführlich wie nötig diskutiert. 
Was zudem fehlt, ist eine Betrachtung aus dem Blickwinkel der politischen Soziologie. Die bis-
her zitierten Studien sind fast ausschließlich politikwissenschaftlicher Natur, was darauf zurückzu-
führen ist, dass das politische System, in dem das von mir zu untersuchende Phänomen der Wahl 
euroskeptischer Parteien, Teil der politikwissenschaftlichen Forschung ist. Wahlverhalten kann je-
doch auch aus soziologischer Sicht betrachtet werden, zudem im europäischen Kontext, denn mit 
der Europasoziologie existiert ein Forschungsbereich, der sich explizit mit der europäischen Ge-
sellschaftsbildung auseinandersetzt. Leider bleibt hier häufig das Partizipationsmoment der Wahl 
unberücksichtigt, obwohl die theoretischen Argumente hierfür gut nutzbar gemacht werden kön-
nen.6 Denn mit der Krise und deren Bewältigung hat die EU in den letzten Jahren einen bedeuten-
den Schritt „(…) der politischen Vertiefung des europäischen Integrationsprozesses [vollzogen] 
(…).“ (Gerhard/ Lengfeld 2013: 10, Hinzufügung von der Autorin). Es wurden umfangreiche Kre-
dite zur Sanierung der Mitgliedsländer bereitgestellt, die von den Staaten beschlossen, doch von 
den Bürgern gezahlt werden müssen und letztlich auch den Bürgern in den Nehmerstaaten zugute-
kommen (Gerhards/ Lengfeld 2013: 10). Die Idee meiner Arbeit ist deswegen den von der Poli-
tikwissenschaft häufig ignorierten Bereich der Gesellschaftsbildung mit in die theoretische Debatte 
aufzunehmen und diese um die empirischen Studien zu Wahlverhalten zu ergänzen. Ich adressiere 
damit explizit die Wechselbeziehung zwischen Soziologie und Politikwissenschaft, bzw. Gesell-
schaft und Politik, die ein europasoziologisches Forschungsprogramm, wie Bernhard (2011) es 
ausgeführt hat, bereichern würden.7 
Damit diese Arbeit die zuvor adressierte Forschungslücke füllt muss die Verbindung von zwei 
gesellschaftlichen Phänomenen, nämlich der Wahl euroskeptischer Parteien und der Finanzkrise 
herausgearbeitet werden und es muss plausibel gemacht werden warum sich der Zusammenhang 
 
6 Zum Spannungsfeld von politischer Soziologie und Europasoziologie siehe Bernhard (2011). Er legt dar, dass „(…) 
die Wechselbeziehung zwischen Politik und Gesellschaft (…)“ (Bernhard 2011: 28) das Kernthema der politischen 
Soziologie ist, gleichzeitig sei diese aber „(…) in der soziologischen Europaforschung unterrepräsentiert.“ (Bernhard 
2011: 24). Das führt Bernhard (2011: 35) auf eine bewusste Spezialisierung bzw. Arbeitsteilung der Disziplinen So-
ziologie und Politikwissenschaft zurück, die jedoch zum Nachteil der Soziologie gegenüber der politikwissenschaft-
lichen Integrationsforschung verläuft. Er fordert deswegen „(…) offensiv das Programm einer politischen Soziologie 
der Europäischen Integration zu entwickel[n].“ (Bernhard 2011: 35). 
7 Zwar beschreiben Gerhards und Lengfeld (2009: 629) zutreffend, dass sich innerhalb der „Soziologie Europas“ ein 
Forschungsfeld entwickelt, dass sich mit der „(…) „Europäisierung von unten“ (Mau 2007, S. 53), einer Zunahme 
der Interaktion zwischen den Bürgern verschiedener Mitgliedsländer der EU [entwickelt].“ (Gerhards/ Lengfeld 
2009: 629, wörtliches Zitat im Original, Hinzufügung von der Autorin). Allerdings ist hier die Rede von Vertrauens-
beziehungen (Delhey 2004, 2005), transnationalen Beziehungen (Mau/ Mewes 2007, Mau 2005) und europäischer 
Vergesellschaftung (Roose 2009) und nicht vom Rückkopplungsmechanismus zwischen Staat und Bürgern, wie der 




über die Individualebene erklären lässt und vor allem wie. Das geschieht mittels eines soziologi-
schen Erklärungsmodelles, dass auf dem methodologischen Individualismus beruht. Auf methodi-
scher Ebene muss ein Untersuchungsdesign gefunden werden, das diese Schritte trägt. Dazu zählt 
etwa die Prüfung des Makrozusammenhanges mittels Difference-in-Difference-Schätzung um herauszu-
finden ob die Krise überhaupt auf Skeptizismus wirkt. Zuvor müssen Daten gefunden werden, die 
dies ebenfalls leisten können, das gelingt mir durch die Verbindung von Parteiprogramm- und 
ländervergleichenden Individualdaten. 
Ich lege in dieser Arbeit den Fokus auf den Zusammenhang zwischen den Auswirkungen der 
Finanzkrise, die ihren Beginn in den USA 2007 nahm und sich dann sukzessive auf wirtschaftlich 
schwächere Euromitglieder ausbreitete, und dem Erstarken euroskeptischer Parteien in 14 ausge-
wählten europäischen Mitgliedsstaaten und zwei Ländern, die nicht Mitglied der EU sind. Ich be-
trachte dazu einen Zeitraum von 14 Jahren (2002-2016) und fokussiere mich besonders auf die 
Jahre 2008 (vor der Krise), 2012 (in der Krise) und 2016 (nach der Krise). Mit meiner Forschung 
trage ich einerseits zur besseren Einordnung des Begriffes Euroskeptizismus bei, indem ich eine 
sorgfältige Abgrenzung von den Konzepten Radikalismus und Populismus vornehme. Anderer-
seits gelingt es mir unter der Verwendung qualitativ hochwertiger Daten meine empirischen Er-
gebnisse auf ein stabiles Fundament zu stellen, indem ich die Daten des Party Manifesto Projekt 
und des European Social Survey (ESS) kombiniere.  
Die Ergebnisse der Untersuchung zeigen, dass Euroskeptizismus im Untersuchungszeitraum 
generell zugenommen hat und dass dieser Effekt auf die Krise zurück geht. Die Zunahme erfolgt 
jedoch in den Ländern, die keine Kredite zur Bewältigung der Krise erhalten haben. Die Trenda-
nalyse zeigt, dass die Menschen in den Ländern, die am kürzesten bzw. nicht Mitglied der EU sind, 
die höchste Wahrscheinlichkeit haben eine euroskeptische Partei zu wählen. Auf Individualebene 
finde ich heraus, dass hohe Bildung, hohes Vertrauen in das europäische Parlament und hohe Zu-
friedenheit mit der Arbeit der Regierung die Wahrscheinlichkeit minimieren eine euroskeptische 
Partei zu wählen. Interessante Schlüsse können auch aus den Interaktionseffekten gezogen werden: 
Zum einen wirkt der Vertrauensverlust in den Ländern, die Kredite erhalten haben nicht auf die 
euroskeptische Wahlentscheidung und zum anderen erhöhen linksextreme Positionen die Wahr-
scheinlichkeit euroskeptisch zu wählen, insbesondere in den Programmstaaten.8  
Ich beginne meine Arbeit der ausführlicheren Einführung in das Thema Finanz- und Staats-
schuldenkrise. Ich erläutere wie sich aus dieser die Eurokrise entwickelt hat und welche wirtschaft-
lichen und sozialen Folgen das für die Mitgliedstaaten der EU hatte (Kapitel 2.1). Ich gehe dann 
 
8  Als Programmstaaten oder -länder, werden alle Länder bezeichnet, die zur Bewältigung der Krise an Kreditprogram-
men teilgenommen haben (Griechenland, Zypern, Spanien, Portugal und Irland). Aufgrund der Datenverfügbarkeit 




auf soziologische Erklärungsansätze ein, die sich mit den gesellschaftlichen Folgen der Finanzkrise 
beschäftigt haben (Kapitel 2.2). Danach stelle ich ausgewählte Studien vor, die einen Zusammen-
hang zwischen der Finanzkrise und einer schwindenden öffentlichen Unterstützung für die EU 
bzw. Euroskeptizismus feststellen (Kapitel 2.3). Abschließend präsentiere ich die Schlussfolgerun-
gen des Kapitels (Kapitel 2.4). 
In Kapitel drei stelle ich klassische Studien, die euroskeptische Einstellungen untersuchen, ver-
gleichend dar. Ich gliedere das Kapitel nach individuellen Determinanten euroskeptischer Einstel-
lungen (Kapitel 3.1), Determinanten der Wahl euroskeptischer Parteien (Kapitel 3.2) und der Er-
klärung von Länderunterschieden (Kapitel 3.3). Auch hier ziehe ich ein Fazit (Kapitel 3.4). 
Das vierte Kapitel dient der Fokussierung auf parteibasierten Euroskeptizismus. Ich stelle dazu 
im ersten Kapitel verschiedene Definitionen von Euroskeptizismus vor, diskutiere die Abgrenzung 
bzw. Erweiterung des Skeptizismusbegriffes, zum Beispiel gegenüber dem Konzept des Nationa-
lismus (Kapitel 4.2) und stelle verschiedene Studien zur Operationalisierung von parteibasiertem 
Euroskeptizismus vor (Kapitel 4.3). Im letzten Kapitel fasse ich die Schlussfolgerungen zusammen 
(Kapitel 4.4). 
In Kapitel fünf ziehe ich ein Zwischenfazit des theoretischen Teils der Dissertation, in dem ich 
die vorgestellten Studien zueinander in Beziehung setze und die zentralen Ergebnisse der Studien, 
die ich in den Kapitel 2 bis 4 vorgestellt habe, zusammenfasse. Ich gliedere das Kapitel in einen 
methodischen (Kapitel 5.1) und einen theoretischen Teil (Kapitel 5.2) der kritischen Würdigung 
dieser Studien und leite daraus Implikationen für meine Forschungsarbeit ab. 
Im sechsten Kapitel stelle ich den methodologischen Rahmen vor, in den ich meine Argumen-
tation und die Hypothesen einbette (Kapitel 6.1) bevor ich anschließend die aus den dargestellten 
Forschungsergebnissen gewonnenen Hypothesen vorstelle. Im ersten Unterkapitel die Makro-Hy-
pothesen und im zweiten die Mikro-Hypothesen. Auf Makroebene teste ich sechs Hypothesen, die 
auf einen Verteilungskonflikt um Risiken und politische Macht innerhalb der EU rekurrieren (Ka-
pitel 6.2). Auf Mikroebene sollten vier Faktoren für die Entscheidung der Wähler verantwortlich 
sein, ihren Willen nach weniger Einfluss der europäischen Ebene auf die nationale Politik durch 
die Wahl einer euroskeptischen Partei Ausdruck zu verleihen (Kapitel 6.3). Ich nehme an, dass 
wirtschaftlicher Unzufriedenheit, fehlendes Institutionenvertrauen, Unzufriedenheit mit der Arbeit 
der Regierung und der Demokratie, sowie extreme politische Einstellungen, die Wahrscheinlichkeit 
erhöhen sich für eine euroskeptische Partei zu entscheiden. 
In Kapitel sieben stelle ich die Datenbasis und das methodische Design der empirischen Unter-
suchung vor. Ich erläutere warum auf Individualebene eine Sekundäranalyse mit den Daten des 




gehe ich auf die Beschaffenheit der Daten des Party Manifesto Projektes ein, die den Parteidaten-
satz darstellen (Kapitel 7.2). Abschließend erkläre ich das methodische Design der Studie im Detail 
(Kapitel 7.3). 
Kapitel acht dient der Darstellung der Operationalisierung. Ich schildere zunächst wie ich die 
abhängige Variable, die Wahl einer euroskeptischen Partei bei der letzten nationalen Wahl, opera-
tionalisiert habe (Kapitel 8.1). Ich stelle dar, wie die unabhängigen Variablen auf Makroebene (Ka-
pitel 8.2) und Mikroebene (Kapitel 8.3) operationalisiert wurden und schildere die Operationalisie-
rung der Kontrollvariablen (Kapitel 8.4). Abschließend ziehe ich in Kapitel 8.5 ein Fazit der de-
skriptiven Befunde. 
Im neunten Kapitel werden die Ergebnisse der empirischen Untersuchung dargestellt. Im ersten 
Unterkapitel beschreibe ich die Ergebnisse der Makroebene (Kapitel 9.1), zunächst die Difference-in-
Difference-Schätzung und die Untersuchung der vorhergesagten Wahrscheinlichkeiten, anschließend 
die ökologische Regression. Im zweiten Unterkapitel präsentiere ich die Ergebnisse der Individu-
alebene, also der Mehrebenenregressionen (Kapitel 9.2). In Kapitel 9.3 ziehe ich ein kurzes Zwi-
schenfazit der Ergebnisse. 
In Kapitel zehn fokussiere ich mich auf die vertiefende Untersuchung der Effekte der Beitritts-
wellen und präsentiere die Ergebnisse der Gruppenregressionen. Das Kapitel beginnt mit einer 
kurzen Einführung in die Logik der Kontexteffekte (10.1). Unterkapitel 10.2 zeigt anschließend die 
Ergebnisse für die Gründungsmitglieder der EU, Kapitel 10.3 die der Länder der Norderweiterung, 
gefolgt von den Ländern der zweiten Süderweiterung (Kapitel 10.4), den Ländern der EFTA-Er-
weiterung (Kapitel 10.5), der Osterweiterung (Kapitel 10.6) und schließlich den Ergebnissen für 
die beiden Untersuchungsländer, die nicht Mitglied der EU sind (Kapitel 10.7).9 Auch hier bildet 
das letzte Kapitel (10.8) ein kurzes Zwischenfazit.10   
In Kapitel elf fasse ich die Ergebnisse der empirischen Untersuchung zusammen und ordne sie 
in den Gesamtkontext der Arbeit ein. Ich stelle meine Ergebnisse im Vergleich zur bisherigen For-
schung dar, beantworte die Forschungsfrage und gehe auf methodische Einschränkungen dieser 
Studie ein. Abschließend gebe ich einen Ausblick für weitere Untersuchungen des Phänomens Eu-




9  Zum Zeitpunkt der empirischen Analysen, die der Arbeit zugrunde liegen, ist Groß Britannien noch Mitglied der 
Europäischen Union. 
10 Ich verwende die Bezeichnung EFTA-Erweiterung hier und im folgenden Text für die Länder, die 1995 der EU 




2. Forschungsstand: Eurokrise und Ablehnung der Europäischen Union 
In diesem Kapitel gehe ich auf die Entstehung und die Auswirkungen der Finanz- und Staatsschul-
denkrise ein. Im ersten Unterkapitel zeichne ich den Verlauf der Krise nach und gehe auf wichtige 
austeritätspolitische Maßnahmen ein (Kapitel 2.1). Das Kapitel dient dazu nachzuvollziehen was 
die institutionellen Besonderheiten der EU die Krise begünstigt haben, wie die EU darauf reagiert 
und welche wirtschaftlichen und sozialen Folgen das für die Europäer hat. 
Im zweiten Unterkapitel ordne ich die gesellschaftlichen Folgen der Krise in die soziologische 
Debatte ein und stelle heraus, warum die Stärke meiner Arbeit in der Betrachtung des Phänomens 
Euroskeptizismus aus politikwissenschaftlicher und soziologischer Sicht liegt. 
Da es mir speziell um die Finanzkrise als externes Schockereignis geht, stelle ich im zweiten 
Unterkapitel Studien vor, die die Staatsschulden- und Finanzkrise und deren Folgen mit ablehnen-
den Einstellungen der Bürger gegenüber der EU in Zusammenhang bringen (Kapitel 2.2). Es wird 
deutlich, dass eine negative Einstellung gegenüber der EU in der Forschung mit ganz unterschied-
lichen Motiven assoziiert ist und dass Wahlverhalten oft nur implizit angesprochen wird. 
Aufgrund der thematischen Nähe stelle ich Studien vor, die die Krise und den Brexit bzw. indi-
viduelles euroskeptisches Wahlverhalten und die Krise erforschen oder sich mit dem Wandel von 
euroskeptischen Parteien im Zuge der Krise beschäftigen (Kapitel 2.3). Diese Studien dienen vor 
allem dazu, herauszufinden, ob und wenn ja, welche Implikationen sich aus anderen Krisen für die 
Eurokrise ableiten lassen oder ob eine scharfe Abgrenzung sinnvoll ist. 
Abschließend fasse ich die Erkenntnisse, die ich gewonnen habe zusammen (Kapitel 2.4). 
 
2.1 Entstehung und Auswirkungen der Finanz- und Staatsschuldenkrise  
In diesem Kapitel stelle ich zunächst den Verlauf der Eurokrise, ausgehend von der Finanzkrise in 
den USA, dar, bevor ich auf Faktoren eingehe, die die Krise begünstigt bzw. beschleunigt haben, 
wie etwa die makroökonomische Divergenz innerhalb der Europäischen Union. Abschließend be-
schreibe ich wichtige austeritätspolitische Maßnahmen der EU und ausgewählte wirtschaftliche und 
soziale Folgen der Krise. 
In der Forschung wird die Krise in verschiedene Phasen unterteilt. Sowohl Michler und Smeets 
(2011: 5), als auch Runge (2014: 57) beschreiben drei Phasen: Erstens die Finanz- bzw. Bankenkrise 
(2007-2008), zweitens die Krise der Realwirtschaft (2008-2009) und ab 2010 die Folgenkrise (Er-
höhung der Staatsschulden) (Michler/ Smeets 2011: 5, Runge 2014: 57). Illing (2017) unterteilt die 
Krise, auch aufgrund des späteren Veröffentlichungsdatums seiner Publikation, in mehrere Phasen: 
Er beginnt mit der Phase des Ausbruchs (2009-2010), darauf folgt die Phase der Vertiefung der 




dem Höhepunkt der Krise (August 2012) und der anschließenden Phase der Normalisierung (ab 
September 2012). Diese klare Abgrenzung der einzelnen Krisenphasen ist jedoch eher analytischer 
Natur, denn in der Praxis gehen die Phasen ineinander über. Zudem wird die folgende Darstellung 
des Verlaufs der Krise zeigen, wie vielfältig die Ursachen und die wirtschaftlichen und sozialen 
Folgen der Krise sind. 
Die Eurokrise geht auf die Bankenkrise in den USA zurück: Als Startpunkt wird häufig die 
Insolvenz der Investmentbank Lehman Brothers im Jahr 2008 angesehen. Die Bank vergab haupt-
sächlich Immobilienkredite, ohne, wie in den USA üblich, eine Absicherung in Form von Eigen-
kapital zu verlangen. Als immer mehr Amerikaner ihre Immobilien verkauften, anstatt die Kredite 
zurück zu zahlen, sanken die Preise und die Immobilienblase platze. Daraufhin gerieten auch in-
ternational Banken unter Druck, die an Immobiliengeschäften (indirekt) beteiligt gewesen waren. 
In Deutschland wurde ebenfalls im Jahr 2008 die Hypo Real Estate mit einer Bürgschaft des Staates 
von 35 Milliarden Euro gerettet. Das war aus Sicht des damaligen Finanzministers Peer Steinbrück 
nötig um die Einlagen der Sparer und ein Übergreifen der Krise auf andere Banken zu verhindern. 
Doch nicht alle Euroländer waren aufgrund ihrer wirtschaftlichen Situation in der Lage kurzfristig 
Geld für diese Maßnahmen bereitzustellen. Im Oktober 2009 meldete Griechenland, dass sich die 
Staatsverschuldung von 6 auf 12 Prozent des Bruttoinlandsproduktes erhöhte. Ab April 2010 er-
hielt Griechenland zur Sanierung seiner Staatsfinanzen Kredite von der EU Irland folgte im No-
vember 2010, Portugal im Mai 2011 und die spanischen Banken erhielten ab Juni 2012 Kredite. Im 
April 2014 beschloss die EU die Bankenunion (Copelovitch et al. 2016: 814ff., Gerhards et al. 2019: 
56ff., Engelbrecht 2018). Abbildung 2.1 verdeutlicht den zeitlichen Ablauf der Finanz- und Staats-
schuldenkrise, anhand ausgewählter Ereignisse.  
Abbildung 2.1: Zeitlicher Ablauf der Finanzkrise  
 





Faktoren, die den Ausbruch bzw. den Verlauf der Krise begünstigt haben, sind in den letzten Jah-
ren vermehrt Gegenstand der Forschungsliteratur gewesen. Einigkeit besteht darüber, dass diese 
Faktoren in der Architektur der EU bzw. des Währungsraumes liegen (siehe unter anderem: Hobolt 
2014, Baerg/ Hallerberg 2016, Copelovitch et al. 2016, Jones et al. 2016). Laut Copelovitch und 
Kollegen (2016) liegen die Probleme der EU in vier Bereichen: Erstens in der makroökonomischen 
Divergenz der Mitgliedsländer, zweitens in der fehlenden fiskalpolitischen Koordinierung, drittens 
in der fragmentierten fiskalpolitischen Regulierung und viertens in der fehlenden Glaubwürdigkeit 
einer No-Bail-Out-Vereinbarung (Copelovitch et al. 2016: 812-824).  
Das Hauptproblem liegt, laut Jones und Kollegen (2016), in der Zusammenführung von Bin-
nenmarkt und Währungsunion. Sie illustrieren am Beispiel der Eurozone, dass in intergouverne-
mentalen Verhandlungen deswegen kein optimales Ergebnis erzielt wird, weil sich die Staaten auf 
den kleinsten gemeinsamen Nenner einigen (müssen). Daraus ergibt sich ein „(…) sequential cycle 
of piecemeal reform, followed by policy failure, followed by further reform (…).“ (Jones et al. 2016: 
1010). In diesem Kreislauf kann keine zufriedenstellende Reformlösung gefunden werden, sondern 
immer nur der kleinste gemeinsame Nenner. 
Baerg und Hallerberg (2016) stellen die These auf, dass der Stabilitäts- und Wachstumspakt im 
Zuge der Krise vor allem deswegen seine regulierende Wirkung verfehlt hat, weil sich die Staaten 
gegenseitig kontrollierten und einflussreiche Mitgliedsländer dies zu ihrem Vorteil nutzen. Die Au-
toren argumentieren, dass drei Punkte maßgeblich zu der Entwicklung der Eurokrise beigetragen 
haben: Erstens hätten viele der größeren und/ oder euroskeptischen Staaten bereits zu Beginn der 
Krise schlechtere Finanzen als von der Kommission empfohlen gehabt, zweitens hätten auch klei-
nere, eurofreundliche Staaten die Regeln der Kommission zu ihren Gunsten ausgelegt, als sie be-
merkten, dass größere und/ oder euroskeptische Staaten nicht so hart für die Verstöße bestraft 
wurden und drittens könne man davon ausgehen, dass größere, euroskeptische Staaten mit schwä-
cheren Finanzen in die Krise gingen und deswegen weniger bereit waren für andere Staaten zu 
zahlen (Baerg/ Hallerberg 2016: 970). Sie sehen Evidenz dafür, dass „(…) Member State voting 
power and domestic level euroskepticism are systematically associated with weakening (rather than 
breaking) EU-level rules.” (Baerg/ Hallerberg 2016: 969). Es besteht nach Einschätzung der Au-
toren ein klarer Zusammenhang zwischen Euroskeptizismus und Interpretation bzw. Auslegung 




Um die Versäumnisse in der Architektur zu beseitigen und die Folgen der Krise abzumildern, 
wurden verschiedene Maßnahmen beschlossen, von denen ich Ausgewählte  im folgenden Ab-
schnitt kurz vorstelle.11 Die Maßnahmen werden wahlweise unter dem Begriff Austeritätspolitik, 
Sparpolitik, Sparpaket, Krisenpolitik, Finanzhilfen, Rettungsmaßnahmen, Konsolidierungsmaß-
nahmen geführt und beziehen sich inhaltlich auf die Reduzierung von Staatsausgaben, den Aus-
gleich des öffentlichen Haushaltes und die Tilgung von Schulden.12  
Aus Sicht der Eurostaaten begann die Krise 2007 zunächst mit einer finanzpolitisch erfreulichen 
Entwicklung, insbesondere für die südlichen Mitgliedsstaaten und Irland. Durch die Zinskonver-
genz konnten sich diese zu guten Konditionen, sowohl privat, als auch öffentlich verschulden und 
ihren materiellen Lebensstandard entsprechend steigern. Das plötzliche Ende der Zinskonvergenz 
führte jedoch dazu, dass sowohl private, als auch öffentliche Schuldner ihre Kredite nicht mehr 
bedienen konnten. Neben tatsächlichen Zahlungsausfällen spielte auch der Vertrauensverlust bzw. 
die drohende Zahlungsunfähigkeit eine Rolle, denn das führte wiederum zu einem Anstieg der 
Zinsen und erschwerte die Refinanzierung (Vobruba 2015: 219f., auch Bach 2015). Die Krisenbe-
wältigungsmechanismen müssen deswegen auch geeignet sein dieses Vertrauen wiederherzustellen.  
Seit Februar 2010 tagt mehrmals im Jahr ein informeller Euro-Gipfel um die finanzpolitischen 
Angelegenheiten der Eurozone zu koordinieren (Der Europäische Rat 2020). Es wurden so ge-
nannte Euro-Rettungsschirme gespannt, die Gelder für von der Krise betroffene Staaten aus un-
terschiedlichen Quellen bereitstellten (für eine tabellarische Übersicht der von mir untersuchten 
Programmstaaten siehe Kapitel 8.2), darunter fallen der Europäische Finanzstabilisierungsmecha-
nismus (EFSM), die Europäische Finanzstabilisierungsfazilität (EFSF) und der Europäische Stabi-
litätsmechanismus. 
Der Euro-Gipfel findet bis heute statt und auch der ESM zählt zu den dauerhaft institutionali-
sierten Maßnahmen der Krisenbewältigung und -prävention. Daneben wurden drei weitere Maß-
nahmenpakete beschlossen. Im Jahr 2011 wurde das so genannte Six-Pack verabschiedet, in dem 
die 27 Mitgliedsstaaten eine Richtlinie und fünf Verordnungen beschlossen haben um „(…) Haus-
haltsdisziplin, die Stabilisierung der Wirtschaft und die Vermeidung einer neuen Krise in der EU 
[zu gewährleisten].“(Europäische Kommission 2011, Hinzufügung von der Autorin). In diesem 
Zusammenhang wurde etabliert, dass der Rat finanzpolitische Empfehlungen zu Staaten gibt, die 
sich im Defizitverfahren befinden und dass diese innerhalb von Fristen korrigiert werden müssen. 
 
11 Die Begriffe werden je nach Fachrichtung- und Kultur verwendet und sind unterschiedlich wertend. Eine aufschluss-
reiche Analyse dazu liefern Bickes und Kollegen (2014). Ich vermeide in diesem Text die wertenden Bezeichnungen 
Rettungsschirm und Finanzhilfe und beziehe mich stattdessen auf Kreditprogramme bzw. Kredite.  
12 Für eine soziologische Analyse der Austeritätspolitik und ihrer politischen und gesellschaftlichen Folgen unter Be-
rücksichtigung der historischen Entwicklung der Austeritätspolitik in den USA und deren Analogie zu Europa siehe 




Zur Durchsetzung werden seit Dezember 2011 Sanktionen verhängt (Europäische Kommission 
2011). Neben Änderungen im Stabilitäts- und Wachstumspakt der EU, machte die EU auch ver-
bindliche Vorschläge zur Haushaltsplanung, so sollte darauf geachtet werden, „(…) dass die ge-
planten Ausgaben durch entsprechende dauerhafte Einkünfte gedeckt sind.“ (Europäische Kom-
mission 2011). Zweitens wurde der Euro-Plus-Pakt zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit 
beschlossen. Die Nationalstaaten geben in einer Selbstverpflichtung an, welches der Ziele: Beschäf-
tigungsförderung, Gewährleistung der Finanzstabilität, Verbesserung öffentlicher Finanzen oder 
Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit sie in den nächsten 12 Monaten umsetzen werden (Bundesfi-
nanzministerium 2012). Drittens wurde mit dem Fiskalpakt eine nationale Schuldenbremse etab-
liert (Bundesfinanzministerium 2013). 
„Er [der Fiskalpakt] sieht vor, dass das mittelfristige Haushaltsziel der Vertragsparteien ein gesamtstaatliches 
strukturelles Defizit von 0,5 % des nominalen Bruttoinlandsprodukts (BIP) nicht übersteigt, solange die 
Schuldenquote nicht deutlich unter 60 % liegt. Damit geht er über die Anforderungen des bestehenden 
präventiven Arms des Stabilitäts- und Wachstumspaktes hinaus, der lediglich eine Obergrenze für das ge-
samtstaatliche strukturelle Defizit von 1 % des nominalen Bruttoinlandsprodukts (BIP) vorsieht.“ (Bundes-
finanzministerium 2013, Hinzufügung von der Autorin). 
Ziel der Maßnahmen war jedes Mal auch explizit die Prävention vor neuen Krisen und umfangrei-
che Möglichkeiten zur Kontrolle der Nationalstaaten wurden beschlossen.  
Auch die Finanzmärkte wurden nach der Krise reguliert. Seit 2016 existiert mit dem Single Re-
solution Mechanism (SRM) ein Bankenabwicklungsregime, das die unter dem Begriff Bankenunion 
beschlossenen Maßnahmen ergänzt. Der SMR regelt, dass die Banken einen eigenen Notfallfonds 
bilden und ein Entscheidungsgremium wird zukünftig festlegen, ob eine Bank saniert oder abge-
wickelt wird (Die Bundesregierung 2015). Mit den Maßnahmen der Bankenunion war bereits 2014 
begonnen worden die wichtigsten Banken im Euro-Raum besser zu überwachen. Neben Stresstests 
unter der Aufsicht der Europäischen Zentralbank (EZB), die die Leistungsfähigkeit der Banken im 
Krisenfall testen sollte, wurde ein Abwicklungsmechanismus (SRM) und ein Abwicklungsfond 
(SRF) eingerichtet, sowie Richtlinien verabschiedet, die die Sanierung und Abwicklung der Banken 
regeln (Europäisches Parlament 2019). 
Mit diesen Programmen hat die EU ihren Kompetenzraum gegenüber den Nationalstaaten ver-
größert und ihren politischen Einfluss gestärkt. So beschreibt Lahusen (2019), dass in den letzten 
Jahren eine zunehmende Politisierung der EU stattgefunden hat. Gleichzeitig traten mit der Euro-
krise vermehrt wirtschaftliche und soziale Probleme zutage, die in einigen Mitgliedsstaaten zu stei-
gender (Jugend)Arbeitslosigkeit, geschwächtem Wirtschaftswachstum und Einschränkung der 
Ausgaben des öffentlichen Sektors führten. Sie setzten die Europäische Union insgesamt unter 




Krisen Level. Es wird davon ausgegangen, dass die Folgen schwerwiegender waren als die der 
Weltwirtschaftskrise in den 1930er Jahren (Michler/ Smeets 2011: 4f., Copelovitch et al. 2016: 812).  
Die durchschnittliche Wirtschaftsleistung der EU stagnierte in Folge der Krise 2007. Innerhalb 
der Euro-Zone sank die Wirtschaftsleistung von 2008 auf 2009 um 4,5 Prozentpunkte, das ist der 
größte Rückgang des Bruttoinlandsproduktes (BIP) innerhalb der Euro-Zone seit 2006 (Eurostat 
2017a). Gleichzeitig stieg die Arbeitslosigkeit in der Euro-Zone von 7,5% (2007) auf den Höchst-
stand von 12% im Jahr 2013 (Eurostat 2017b). Diese wirtschaftlich schlechter werdenden Bedin-
gungen wirkten sich auch auf die Bevölkerung aus: Einerseits in Staaten, die direkt von der Krise 
betroffen waren und in denen die Bürger Rentenkürzungen und andere Konsolidierungsmaßnah-
men hinnehmen mussten. Andererseits in den Mitgliedsländern, in denen die Folgen der Krise erst 
mit Verzögerung oder gar nicht eintraten, in diesen bestand die Angst vor einen Spillover-Effekt (De 
Santis 2014, Vasilopoulou 2018). Diese Angst wurde auch durch die mediale Berichterstattung über 
die so genannten Krisenländer befeuert (Bickes et al. 2014, Moschella 2017).13 
Ich untersuche drei der Länder, die im Zuge der Krise Kredite erhalten haben in der vorliegen-
den Studie: Spanien, Portugal und Irland.14 Von den drei Ländern hat Irland die Krise am besten 
und schnellsten bewältigt, wenn wirtschaftliche Indikatoren betrachtet werden. Die Arbeitslosig-
keit stieg von 6,8% im Jahr 2008, auf einen Höchststand von 15,5% im Jahr 2012. Sie normalisierte 
sich nur langsam, erst seit dem Jahr 2016 liegt die Quote wieder unter 10%. Spanien hat von den 
drei Ländern mit der höchsten Arbeitslosigkeit zu kämpfen. Sie stieg von 11,3% im Jahr 2008 auf 
den Höchstwert von 26,1% im Jahr 2013 und liegt 2018 immer noch bei 15,3%. In Portugal stiegt 
die Arbeitslosenquote von 8,8% im Jahr 2008, auf 16,4% im Jahr 2013 und liegt erst seit 2017 
wieder unter 10% (Eurostat 2019a). 
Ein ähnliches Bild zeigt sich auch bei der Staatsverschuldung. In Irland lag diese zu Beginn der 
Krise (2008) bei 42,4% des BIP und in Spanien bei 39,5%, lediglich Portugal hatte in diesem Jahr 
mit 71,1% des BIP, das 60%-Konvergenzkriterium bereits verletzt. Den höchsten Stand erreichte 
Irland im Jahr 2012 mit 119,9% und Spanien im Jahr 2014 mit 100,4%, sowie Portugal mit 130,6% 
des BIP im selben Jahr. Im Jahr 2018 beträgt der Anteil der Verschuldung am BIP in Irland noch 
64,8%, in Spanien 97,1% und in Portugal 121,5% (Eurostat 2019b). Die Werte haben sich demnach 
noch nicht normalisiert. 
Betrachtet man das Verschuldungskriterium von 60% des BIP fällt auf, dass im Jahr 2008 fünf 
der von mir untersuchten Länder das Kriterium nicht eingehalten haben: Belgien (92,5%), 
 
13 Ich verzichte im folgenden Text, aufgrund der wertenden Bezeichnung, den Begriff Krisenland und spreche statt-
dessen von Ländern, die Kredite erhalten haben. 
14 Die von mir recherchierten wirtschaftlichen Kennzahlen beziehen sich nur auf die Länder, die in die spätere empi-
rische Analyse eingehen und nicht auf alle Mitgliedstaaten der EU. So bleiben Länder wie Griechenland oder Italien 




Deutschland (65,2%), Frankreich (68,8%), Ungarn (71,7%), Portugal (71,7%). Länder, die nur tem-
porär ihre Verschuldung erhöht haben, sind Finnland (2014-2017) und die Niederlande (2011-
2016). Das Vereinigte Königreich und Irland überschreiten das Kriterium seit 2009, Spanien seit 
2010 und Slowenien seit 2013. Dass Länder wie Frankreich und Deutschland das Kriterium seit 
Jahren nicht einhalten, zeigt um was für ein unzureichendes Instrument es sich handelt und warum 
der Zusammenhang zwischen Staatsschuldenkrise und Verschuldung der Länder oft zu kurz greift. 
Es handelt sich dabei um genau so ein Kleinster-Nenner-Kriterium wie es Jones und Kollegen 
(2016) kritisieren. 
Ausgehend von den skizzierten wirtschaftlichen und sozialen Folgen der Krise stellt sich die 
Frage, wem die Europäer die Verantwortung für die Entwicklung zuschreiben, den Institutionen 
der nationalen oder europäischen Ebene oder Politikern (Hobolt 2014) und ob es im Zuge der 
Krise zu einer generellen Europäisierung der nationalen Politik kommt (Kriesi/ Grande 2014). 
Aus demokratietheoretischer ist die Untersuchung der Schuldfrage vor allem deswegen wichtig, 
weil sich aus ihr die Legitimität der EU in ihrer jetzigen Form speist und Implikationen für zukünf-
tige Krisen ableiten lassen (Hobolt 2014: 49). Die demokratische Kontrolle von Institutionen und 
Politikern durch Wahlen und Referenden ist dabei ein Hauptbaustein der EU, nicht nur, weil die 
Krise gezeigt hat welchen Einfluss die EU auf die nationale Wirtschaft hat. Hobolt (2014) argu-
mentiert, dass die Bürger der EU zwar zunehmend die Verantwortung für die Krise zuschreiben, 
gleichzeitig aber den Politikern keine Verantwortung zuschreiben können, was zu einem Rückgang 
des Vertrauens gegenüber Institutionen der EU führt. Die Autorin führt das darauf zurück, dass 
der klassische ökonomische Wahlmechanismus auf europäischer Ebene nicht greift. Das bedeutet 
ein zur Rechenschaft ziehen für eine schlechte ökonomische Performanz, wie sie im Zuge der Krise 
eigentlich hätte auftreten müssen, findet nur deswegen nicht statt, weil die verantwortliche Regie-
rung auf europäischer Ebene für die Bürger gar nicht klar zu identifizieren ist. Dadurch, dass die 
Wahlen auf europäischer Ebene anders funktionieren, als auf nationaler Ebene, bei der Regierung 
und Opposition und ihre Verantwortlichkeit klar zu trennen sind, nimmt das Vertrauen in die eu-
ropäischen Institutionen an sich ab (Hobolt 2014: 55). 
 
2.2 Soziologische Erklärungsansätze der Eurokrise  
Aus soziologischer Sicht ist die Diskussion der Folgen der Staatsschulden- und Finanzkrise nicht 
nur interessant, weil die EU neue Formen der Gesellschafts- und Öffentlichkeitbildung und deren 
Entwicklung beeinflusst, sondern auch, weil sie unterschiedliche Lebensbereiche der Bürger tan-




konfliktfrei abläuft, hat die Vergangenheit gezeigt, doch „Keine Krise davor wurde so breit wahr-
genommen und so intensiv diskutiert wie die aktuelle Eurokrise.“ (Preunkert/ Vobruba 2015: V). 
Das führte laut Preunkert und Vobruba (2015: VII) aber nicht zu einer Stagnation im Integrations-
prozess, viel mehr brachte sie die gesellschaftspolitische Diskussion um das aus der Krise resultie-
rende Demokratiedefizit und die sozialen Probleme in den Ländern, die Kredite erhalten haben 
voran. 
Im Zuge der Krise fragen Kriesi und Grande (2014), ob es zu einer generellen Europäisierung 
der nationalen politischen Debatten kommt? Sie zielen vor allem darauf ab, dass die Krise be-
stimmte Mechanismen der Macht- und Informationsverteilung innerhalb der EU sichtbar gemacht 
hat und fragen nach den Auswirkungen auf die nationalstaatliche Politik (Kriesi/ Grande 2014: 68). 
Insbesondere da der europäische Integrationsprozess bis dahin als sleeping giant (van der Eijk/ Fran-
klin 2004, De Vries 2007, Verney 2015) wahrgenommen wurde und lange Zeit der permissive 
Konsens galt, wonach die europäischen Eliten ohne die Zustimmung der Europäer Entscheidun-
gen treffen konnten (Kriesi/ Grande 2014: 67). Kriesi und Grande (2014) zeigen, dass im Verlauf 
der Krise eine Europäisierung der nationalen Politik stattgefunden hat. Zwei Befunde stechen da-
bei besonders heraus: Erstens nahm die deutsche Exekutive eine Sonderrolle ein, sie dominierte 
nicht nur die mediale Debatten in anderen Ländern, sondern Deutschland zeigte sich auch als ein-
ziges untersuchtes Land, in dem nicht nur die Exekutive, sondern auch Parteien an der Debatte 
teilnahmen. Zweitens kam es zu einer Wiederbelebung nationalistischer Strömungen, auch wenn 
Kriesi und Grande (2014: 85) anmerken, dass bis zum Zeitpunkt ihrer Untersuchung nur die UKIP 
in der Lage war die Eurokrise für sich nutzbar zu machen.    
Preunkert (2015: 18) betont in ihrer Analyse die Wichtigkeit der Interpretation der Krise als 
solche. Sie vergleicht die Jahre 2005 und 2012 und obwohl sich die wirtschaftlichen Indikatoren 
ähneln, werden erst zum zweiten Betrachtungszeitpunkt Krisenmechanismen bzw. Bewältigungs-
mechanismen in Gang gesetzt. Das bedeutet, erst dann, wenn der Vertrauensverlust in die Märkte 
und Gläubiger als solcher Wahrgenommen wird, ergibt sich auch ein politischer Handlungsbedarf. 
Insbesondere, weil die EU zwar mit Austeritätsmaßnahmen auf die Krise reagiert hat, aber nicht 
die sozialen und wirtschaftlichen Probleme in den Mitgliedsstaaten gelöst hat. Denn dies sollte in 
den Nationalstaaten geschehen. So werde die „(…) Lösung sozialer Probleme (…) nicht strukturell 
in der europäischen Krisenpolitik verortet.“ (Preunkert 2015: 18). Der Schritt, der nun folgen muss 
ist die empirische Prüfung dieser Wahrnehmung. Gibt es einen Vertrauensverlust der Europäer in 
die nationale und/ oder europäische Problemlösungskompetenz und kann dieser auf die Wahrneh-




Bach (2015) vertritt die These, dass die „Krise der Europäischen Union (..) als Konsequenz der 
institutionellen Überintegration des europäischen Markt- und Währungsraumes verstanden werden 
[kann] (…).“ (Bach 2015: 206, Hinzufügung von der Autorin). Er folgert, dass sich die EU in einem 
Prozess der negativen Europäisierung befindet und das nicht erst seit der Krise, sondern bereits 
seit Beginn der wirtschaftlichen und politischen Integration der Union. Auch Bach bleibt in der 
Beschreibung der Stationen der Krise oberflächlich, zwar sind die Aussagen zur sich selbst verstär-
kenden Krisendynamik theoretisch plausibel, doch muss man insbesondere in Referenz zu Preun-
kert (2015), die ja zeigt, dass zu unterschiedlichen Zeitpunkten unterschiedliche Schlüsse aus ähn-
lichen wirtschaftlichen Indikatoren gezogen werden, fragen, wie die Überführung in ein empirisch 
prüfbares Design aussehen könnte. 
Vobruba (2015: 220) identifiziert als Hauptproblem des Krisenmanagements der EU, dass sich 
die Ziele der Privatisierung des Gläubigerrisikos und der Rückgewinnung des Vertrauens der Gläu-
bigerrückzahlungen entgegenstehen. So muss das Vertrauen der Gläubiger einerseits wieder aufge-
baut werden um die Kreditnahme zu fördern, allerdings geschieht dies eher, wenn die Gläubiger 
weniger Risiko tragen, die Privatisierung des Gläubigerrisikos also zunächst ausgesetzt wird. Laut 
Vobruba (2015: 221) werden also die Bank- und Gläubigerinteressen privilegiert, während die Dis-
ziplinierung der Schuldner zur „Insolvenz von Banken und Kreditnehmern einerseits [und zu] 
Kürzungen von Löhnen und Sozialleistungen andererseits [führt].“. (Vobruba 2015: 221, Hinzufü-
gung von der Autorin). Die gesellschaftliche Reaktion darauf ist, dass das Krisenmanagement in 
den Euroländern abgelehnt wird. Zudem ist die Krise nicht auf den Finanzsektor beschränkt, son-
dern er hat auch Folgen für die Lebensbedingungen der Menschen in den Ländern, die Kredite 
erhalten haben, so steigt die Arbeitslosigkeit und soziale Transferzahlungen werden gekürzt und 
Armut steigt. Das Problem liegt laut Vobruba (2015: 221) darin, dass sich die Annahme, mit Be-
wältigung der Krise würden auch die sozialen Folgeprobleme bewältigt, als falsch erwiesen hat. Das 
wird sich auch in Zukunft nicht ändern, denn die Zufriedenstellung der Gläubiger ist eine der 
Funktionsvoraussetzungen im Krisenmanagement der EU, während die Lösung der sozialen Prob-
leme der jeweiligen Regierung obliegt. So bleibt für Vobruba die Frage offen, was passiert, wenn 
aus den skizzierten sozialen Folgen Vertrauensverluste in der Bevölkerung resultieren und diese als 
„Investitionsrisiko auf die Ökonomie zurückwirken.“ (2015: 222). Eine Möglichkeit besteht darin, 
dass sich die Unzufriedenheit mit der Problemlösungskompetenz der EU bzw. der fehlenden Fi-
nanzmarktregulierung in der Wahl europakritischer Parteien auswirkt.  
Den Versuch diese Themen theoretisch und empirisch zu analysieren unternimmt Lahusen 
(2019). Mit „Das gespaltene Europa. Eine politische Soziologie der Europäischen Union“ legt der 




Ursachen vor. Neben der für mich interessantesten Studie, die euroskeptische Einstellungen an-
hand von Eurobarometerdaten untersuch, beschäftigt sich das zweite empirische Kapitel mit der 
Medienberichterstattung über die Krise in Tageszeitungen von neun europäischen Ländern, wäh-
rend er im Dritten versucht die Frage zu beantworten, zu wem sich die Bürger im europäischen 
Vergleich in Bezug setzen, also zum Nationalstaat, zu anderen Mitgliedsstaaten oder dem engeren 
Umfeld.15 Lahusen (2019: 10) argumentiert, dass die EU neue Formen der politischen Beteiligung 
geschaffen hat, die es den Menschen ermöglichen ihre Lebensumstände, sowohl die sozialen als 
auch die politischen, im europäischen Vergleich zu sehen. Er leitet daraus ab, dass dies zu Unzu-
friedenheit und schließlich zur politischen Ablehnung führen kann. Außerdem werden durch neue 
Themen, wie etwa die Finanz- oder Migrationskrise, „(…) die öffentliche Unterstützung finden 
oder Ablehnung provozieren (…) politische Auseinandersetzungen innerhalb der Mitgliedsländer 
zwischen europafreundlichen und -skeptischen Bevölkerungsgruppen [losgetreten].“ (Lahusen 
2019: 10, Hinzufügung von der Autorin). Die multivariate Analyse der Eurobarometerdaten liefert 
auf Individualebene für das Jahr 2016 das Ergebnis, dass es sich bei den Euroskeptikern, operati-
onalisiert über die Ablehnung der EU-Mitgliedschaft als gute Sache, um Politikverdrossenheit bzw. 
fehlende politische Wirksamkeit handelt (Lahusen 2019: 81-90). Er analysiert anschließend, ob sich 
dieses Gefühl der politischen Unwirksamkeit in bestimmten sozialstrukturellen Lebenslage häufi-
ger findet als in anderen und kommt zu dem Schluss, dass die Verlierer der Europäisierung häufiger 
unter den EU-Skeptikern und die Gewinner häufiger unter den EU-Befürwortern zu finden seien 
(Lahusen 2019: 97ff.). Ich greife diese Argumentation zu einem späteren Zeitpunkt auf, möchte 
aber vorausschicken, dass die Ergebnisse eine Momentaufnahme (2016) aus Eurobarometerdaten 
zeigen und daher möglicherweise nicht sehr belastbar sind.  
In Lahusens Ausführungen zeigt sich, warum eine genauere politikwissenschaftliche Untersu-
chung notwendig ist, bezogen auf den Wandel der Parteienlandschaft in den europäischen Ländern 
und den Bewerberstaaten allgemein, sowie auf das Thema Ablehnung der EU konkret. Denn es ist 
nicht ganz richtig, wenn er die Ablehnung der EU durch die UKIP erst mit der Brexit-Debatte 
beginnen lässt, bzw. beschreibt, dass es sich dabei in der Zeit davor um ein Seitenthema gehandelt 
habe (Lahusen 2019: 70). Vielmehr nimmt doch das Vereinigte Königreich seit Beginn der Mit-
gliedschaft eine politische und wirtschaftliche Sonderstellung ein, nicht grundlos ist die Abgren-
zung zu Kontinentaleuropa im britischen Sprachgebrauch wichtig. Diese Ungenauigkeit unterläuft 
Lahusen (2019: 71), weil er in seiner Definition von Euroskeptizismus vage bleibt, er setzt es gleich 
 
15 Ich führe auch die Arbeit von Lahusen (2019) an dieser Stelle auf, da er sich selbst zwar in der Tradition der politi-
schen Soziologie verortet, sein Forschungsprogramm aber an Bourdieus Feldtheorie anlehnt (Lahusen 2019: 27) und 
„(…) die soziologische Frage nach der Kontur der „politischen Gesellschaft“ [stellt].“ (Lahusen 2019: 11, Hervor-




mit euroskeptischen Einstellungen und einem „(…) wachsende[n] Unbehagen an der Europäi-
schen Union, das sich an Zweifeln, an Kritik oder gar an Ablehnung der EU und des europäischen 
Einigungsprozesses festmachen lässt.“ (Lahusen 2019: 71, Hinzufügung von der Autorin). 
Ich möchte der Vollständigkeit halber noch auf zwei Konzepte eingehen, die im weiteren Ver-
lauf der Arbeit und den zitierten Studien wichtig sind, jedoch häufig nicht explizit gemacht werden: 
Verantwortung und Öffentlichkeit. Beide Begriffe sind vielfach in der Soziologie unter Berücksich-
tigung ihrer Bedeutung für den europäischen Integrationsprozess diskutiert worden (u. a. Gerhards 
1993, Eder 2000, Neidhardt 2006, Gerhards et al. 2009, Habermas 2013). Die Frage der Verant-
wortungszuschreibung ist eng verbunden mit der Diskussion um die der Herstellung einer europä-
ischen Öffentlichkeit, weil beide die Themen Demokratiefähigkeit und Legitimation der EU tan-
gieren und zugleich Bausteine der europäischen Gesellschaftsbildung sind. Allerdings gehören 
beide zu den schwer empirisch erfassbaren Bereichen der Forschung, was sie für die quantitative 
Forschung unattraktiv macht. Denn man kann zwar definieren welche Kriterien zur Erfüllung einer 
europäischen Öffentlichkeit vorliegen müssen, die Überprüfung fällt jedoch in den Bereich der 
Medienwirkungsforschung. Das bedeutet beispielsweise Rückkopplungseffekte der Berichterstat-
tung über bestimmte Ereignisse auf europäischer Ebene auf das nationale Wahlverhalten lassen 
sich nur im Sinne eines zeitlichen Ablaufes feststellen. Neidhardt (2006: 57) stellt fest, dass diese 
Rückkopplungseffekte, die er transnationale Interaktionen nennt, bisher so selten auftreten, „(…) 
dass die Jahresdurchschnitte der Europaberichterstattung nur wenig beeinflusst werden.“ (Neid-
hardt 2006: 57). Es steht deswegen in Frage, welche Auswirkungen die medial vermittelte Krise auf 
die europäischen Bürger hat bzw. haben kann. 
Mit der Schwierigkeit der Verantwortungsattribution in Europa beschäftigen sich Gerhards und 
Kollegen (2009: 3f.), wenn auch noch nicht bezogen auf die Eurokrise, sondern am Beispiel der 
Feinstaubrichtlinie, die die EU heute wieder medial beschäftigt, zum Zeitpunkt ihrer Verabschie-
dung jedoch nahezu geräuschlos beschlossen wurde. Die Forscher führen dazu eine quantitative 
Medieninhaltsanalyse der britischen und deutschen Tageszeitungen durch und werten aus welcher 
Attributionssender, welchen Attributionsgegenstand an welchen Attributionsadressaten sendet 
und ob dabei z. B. Verantwortung angenommen oder einem anderen Akteur zugeschrieben wird 
und die Bewertung der Aussagen positiv, negativ oder neutral ist (Gerhards et al. 2009: 12ff.). Die 
Ergebnisse überraschen nicht: Generell ist die Selbstsattribution in 70% der Fälle positiv und die 
Fremdattribution in 74% der Fälle negativ. Betrachtet man nur die Attributionen der nationalen 
Regierungen so ist auffällig, dass diese in zwei Drittel der Fälle negativ bezogen auf die Europäische 




rungen. Zudem wird kein Unterschied in den EU-Institutionen gemacht, den die Autoren bei-
spielsweise beim Europäischen Rat, aufgrund dessen Verbindungen zu den nationalen Regierun-
gen, erwartet hatten (Gerhards et al. 2009: 18ff.). Insbesondere der letzte Befund ist im Kontext 
der Eurokrise von Bedeutung, da die EU zwar ihren Kompetenzbereich erweitert hat, jedoch in-
direkt über die Regierungen in den Nationalstaaten. Der skizzierten Logik folgend, weise diese die 
Verantwortung für Entscheidungen auf europäischer Ebene aber wahrscheinlich zurück. 
Aus den vorgestellten Ansätzen wird zwar deutlich, dass sie die Eurokrise und ihre gesellschaft-
lichen Folgen adressieren, jedoch bleibt häufig die empirische Prüfung der Argumente auf ober-
flächliche wirtschaftliche Kennzahlen beschränkt. Gleichzeitig fehlt den Theorien der Bezug zur 
Politik bzw. Wahl und ein rückkoppelnder Effekt bleibt häufig unberücksichtigt oder wird in seiner 
Notwendigkeit der Untersuchung marginalisiert. So schreibt Vobruba (2015):  
„Eine wichtige Konsequenz der komplexen Konfliktkonstellation in der Eurokrise ist, dass alle gegen die 
Europäische Integration gerichteten Interessen fragmentiert, schwach organisationsfähig und politisch 
kaum Effektiv sind.“ (Vobruba 2015: 228f.). 
Eine Ausnahme bildet der erst 2019 erschienene Beitrag von Lahusen, doch bleibt dieser erstens 
aufgrund der definitorischen Unschärfe von Euroskeptizismus und zweitens der ungenügenden 
empirischen Prüfung durch Eurobarometerdaten hinter den Erwartungen zurück. Warum keiner 
der genannten Autoren Wahlverhalten, insbesondere auch nicht Lahusen (2019), der ja explizit auf 
neue euroskeptische Parteien verweist und politische Einstellungen als Erklärungsfaktoren heran-
zieht, eingeht, bleibt unklar. Ich führe das darauf zurück, dass der Wahlakt als niederschwelliges 
Evaluationsinstrument von politischen Maßnahmen unterschätzt wird. Die Einbeziehung kann je-
doch die theoretischen soziologischen Analysen um genau den Punkt ergänzen, den die Autoren 
häufig selbst offenlassen: Wie sieht der Rückkopplungsprozess zwischen Politik und Gesellschaft 
aus und (wie) kann er messbar gemacht werden? Die Wahl einer Partei hat gegenüber anderen 
politischen Partizipationsformen den Vorteil, dass sie für die Bürger relativ niederschwellig ist, 
gleichzeitig ist sie hoch organisiert und in Umfragen etablierte Erhebungsinstrumente zur Verfü-
gung stehen, die im europäischen Vergleich bewährt sind. 
 
2.3 Eurokrise und abnehmende Unterstützung für die EU 
Einige Studien bringen die Staatsschulden- und Finanzkrise und deren Folgen mit ablehnenden 
Einstellungen der Bürger gegenüber der EU in Zusammenhang (Hobolt/ Leblond 2009, Serricchio 
et al. 2013, Heinisch/ Schlipphak 2014, Gomez 2015, Hobolt/ Wratil 2015, Franchino/ Segatti 
2017) oder thematisieren explizit Spillover-Effekte von in Not geratenen Mitgliedstaaten auf die üb-
rigen Länder (De Santis 2014, Vasilopoulou 2018). Andere erforschen die Krise und den Brexit 




(Hobolt/ De Vries 2016, Baimbridge 2018). Eine kleine Auswahl von Studien beschäftigt sich mit 
dem Wandel von euroskeptischen Parteien im Zuge der Krise (Rohrschneider/ Whitefield 2016, 
Keith 2018, Taggart/Szczerbiak 2018). 
Der Großteil der Literatur, der die Folgen der Krise und die öffentliche Meinung untersucht, 
beschäftigt sich allgemein mit negativen Einstellungen gegenüber der EU, auch wenn zumeist der 
Begriff Euroskeptizismus verwendet wird und der Erfolg sozialer Bewegungen oder Parteien, die 
sich gegen die EU positionieren als Aufmacher der Studien verwendet wird (Serricchio et al. 2013, 
Heinisch/ Schlipphak 2014, Gomez 2015, Franchino/ Segatti 2017). Wesentlich weniger Studien 
thematisieren mögliche Spillover-Effekte (De Santis 2014, Vasilopoulou 2018). 
Hobolt und Leblond (2009) untersuchen wie sich Wechselkursschwankungen in Dänemark und 
Schweden auf die Unterstützung der Bevölkerung gegenüber dem Euroreferendum auswirken. Sie 
argumentieren, dass Menschen die Schwankungen als symbolische Bewertung der jeweiligen Wäh-
rung wahrnehmen und deswegen einen schwachen Euro, im Vergleich zu der eigenen starken Wäh-
rung, nicht akzeptieren. Die eigene Währung fungiert dabei vor allem als identitätsstiftendes Sym-
bol zugunsten des Nationalstaates, im Vergleich dazu stellt die Einführung des Euro ein Zugehö-
rigkeitszeichen zur EU dar (Hobolt/ Leblond 2009: 203). Die Autoren prüfen Ihre Argumentation 
anhand von Eurobarometerdaten, denen sie Wechselkursdaten zuspielen. Sie untersuchen den Zu-
sammenhang zwischen Unterstützung des Euro, Kampagnen für die Euro-Referenden in den bei-
den Ländern und den Wechselkursschwankungen zwischen 1999 und 2003 (Hobolt/ Leblond 
2009: 211f.). Hobolt und Leblond (2009: 220f.) finden heraus, dass die Kampagnen dafür sorgen, 
dass den Menschen das Thema überhaupt bewusst wird und dass eine starke Währung einen sym-
bolischen Wert hat, auch wenn sich die Ergebnisse nicht auf andere Länder übertragen lassen. Sie 
resümieren, dass „(…) the value of a currency vis-à-vis other currencies is used by citizens as a cue 
to its social worth.“ (2009: 221). 
Einen Zusammenhang zwischen der Finanzkrise und Euroskeptizismus, operationalisiert über 
die Frage danach, ob die Mitgliedschaft des eigenen Landes eine gute Sache sei, untersuchen auch 
Serricchio und Kollegen (2013). Sie testen, ob eine positive Evaluation der EU, ein höherer sozio-
ökonomischer Status und Vertrauen in die EU zu einem geringeren Level an Euroskeptizismus 
führt und ob eine exklusive nationale Identität oder eine extreme politische Position zu einem 
höheren Level führt. Außerdem testen sie die Rolle von Vertrauen in nationale Institutionen, sind 
sich aber der Wirkungsrichtung uneinig. Als Kontrollvariablen gehen Inflationsrate, Arbeitslosen-
rate, sowie BIP Wachstum und das Level an Korruption in die Analyse ein. Die Individualdaten 
stammen aus dem Eurobarometer (EB) 2007 und 2010, die Aggregatdaten von Eurostat bzw. 




bestätigen nicht, dass im Zuge der Finanzkrise ökonomische Erklärungsgrößen die stärksten Prä-
diktoren für Euroskeptizismus sind. Vielmehr haben Variablen, die auf Identität oder politische 
Institutionen rekurrieren eine starke Erklärungskraft (Serricchio et al. 2013: 61f.). 
Die Forscher Heinisch und Schlipphak (2014) untersuchen Effekte der Finanzkrise auf Euros-
keptizismus in Ungarn und der Slowakei. Sie argumentieren einerseits, dass das Thema Europa im 
Zuge der Krise stärker in das Bewusstsein der Bürger getreten ist und sie aufgrund der aktuellen 
Verknüpfung von Europa, Krise und sozialen, wie ökonomischen Themen, die Politik unterstützen 
sollten, die den Schaden der Finanzkrise minimal hält und das sowohl für das Land, als auch für 
sie persönlich. Sie bezeichnen diese Überlegung als Verwundbarkeitsargument bzw. soziotropi-
sches Verhalten der Wähler (Heinisch/ Schlipphak 2014: 183). Die daraus abgeleitete Hypothese 
lautet, dass Bürger aus zwei Gründen eine euroskeptische Partei wählen: wenn sie das Gefühl ha-
ben, dass ihr Heimatland im Zuge der Finanzkrise verwundbar ist und wenn sie den europäischen 
Institutionen weniger vertrauen, als den nationalen (Heinisch/ Schlipphak 2014: 185). Als zweite 
Erklärungsmöglichkeit sehen sie die Nationalist backlash-These, nach der die Finanzkrise den Bürgern 
der EU erst verdeutlicht hat, dass die Abhängigkeit zwischen den Mitgliedsstaaten groß und ein 
Einfluss von Dritten auf nationalstaatliche Politik nicht zu vermeiden ist. In Folge dessen reagieren 
die Bürger mit protektionistischen Forderungen und dem Willen nach Abschottung der nationalen 
Politik. Sie leiten daraus ab, dass der Euroskeptizismus der Wähler während der Finanzkrise steigen 
sollte und zwar, je stärker Wähler Risiken vermeiden und je rigider sie eingestellt sind (Heinisch/ 
Schlipphak 2014: 185f.). Sie nehmen weiterhin an, dass die Verwundbarkeitsthese in der Slowakei 
und die Nationalist backlash-These in Ungarn einen stärkeren Effekt hat (Heinisch/ Schlipphak 2014: 
189f.). Sie testen ihre Thesen mit Daten, die sie im Rahmen eines Marie-Curie-Projektes von nati-
onalen Umfrageinstituten erheben ließen, die abhängige Variable wurde aus eine Frage gebildet, 
die auf einer 11-stufigen Skala misst, wie sich die Einstellung zur Europäischen Integration verän-
dert hat (Heinisch/ Schlipphak 2014: 190f.). Die Ergebnisse der einfachen, linearen Regressionen 
zeigen, dass H1 bestätigt werden kann. „Bürger, die sich der negativen Wirkung der Finanzkrise 
bewusst sind, entwickeln stärker positive Einstellungen gegenüber der EU, wenn sie deren Institu-
tionen mehr vertrauen als den nationalen politischen Akteuren.“ (Heinisch/ Schlipphak 2014: 192). 
Die Überprüfung der Nationalist backlash-These bietet gemischte Evidenz, hier hat vor allem die Ri-
siko-Aversion den erwarteten negativen Effekt, während Rigidität insignifikant bleibt (Heinisch/ 
Schlipphak 2014: 193f.). 
Der Zusammenhang zwischen Unterstützung für die EU und den Folgen der großen Rezession 




lichen Folgen der Krise auf nationaler Ebene betroffen sind und deswegen auch dort die Verant-
wortung suchen, allerdings seien sich die Bürger bewusst über das Institutionengefüge der EU und 
die damit einhergehende Verantwortung der EU die Krise zu lösen. Er nimmt deswegen an, dass 
die Menschen die EU weniger unterstützen, wenn das Wirtschaftswachstum gering und die Ar-
beitslosigkeit und die Inflationsrate hoch sind. Weiterhin nimmt er an, dass negative Einstellungen 
gegenüber der EU in den Ländern gefunden werden, die hohe Zinssätze haben. Drittens nimmt er 
an, dass der Einfluss von ökonomischen Faktoren, die alle Bürger eines Landes gleichermaßen 
treffen, den Unterschied in den Einstellungen zwischen jüngeren und älteren Menschen nivelliert 
(Gomez 2015: 580ff.). Um seine Thesen zu prüfen untersucht er mit Hilfe von Eurobarometerda-
ten (2007 bis 2011), welchen Einfluss verschiedene ökonomische Indikatoren auf einen Index aus 
Evaluation der Mitgliedschaft des eigenen Landes, den Vorteilen der EU-Mitgliedschaft und dem 
Bild, das die Bürger von der EU haben, haben. Er berechnet hierarchische Regressionsmodelle, 
wobei die Individuen die erste und die Messzeitpunkte, die zweite Ebene bilden, zusätzlich berück-
sichtigt er durch feste Länder-Effekte die Heterogenität zwischen den Staaten (Gomez 2015: 582f.). 
Die Ergebnisse zeigen, dass hohe Arbeitslosigkeitsraten, anders als Wirtschaftswachstum und In-
flationsrate, ein starker Treiber niedriger Unterstützung für die EU ist. Auch höhere Zinsraten sind 
ein Prädiktor für geringe Unterstützung der EU und auch, wenn jüngere Menschen gegenüber der 
EU durchschnittlich positiver eingestellt sind, wird dieser Einfluss von den höheren Zinsraten mo-
deriert (Gomez 2015: 589f.). 
Hobolt und Wratil (2015) untersuchen in wie fern sich die öffentliche Meinung bezüglich der 
wirtschaftlichen Integration innerhalb der EU im Zuge der Eurokrise verändert hat. Sie argumen-
tieren, dass die Eurokrise einerseits für die Bevölkerung überhaupt die ökonomische Integration 
sichtbar gemacht hat, beispielsweise durch höhere Arbeitslosenquoten, und dass andererseits die 
Reaktion der EU eine Erhöhung der (wirtschaftlichen) Integration, beispielsweise durch Finanz-
programme, nach sich zog (Hobolt/ Wratil 2015: 241). Sie testen ihre Thesen mit Hilfe von Euro-
barometerdaten der Jahre 2005 bis 2013. Als abhängige Variable fungiert die Frage danach, ob die 
Personen dafür oder dagegen sind, dass es einen einheitlichen Währungsraum, mit dem Euro als 
einziger Währung, innerhalb der EU gibt (Hobolt/ Wratil 2015: 246ff.). Die beiden Forschen fin-
den heraus, dass die Unterstützung für die ökonomische Integration innerhalb der EU vor allem 
in den Ländern zurück gegangen ist, die nicht Teil des Euroraumes sind, während die Unterstüt-
zung in den übrigen Ländern stabil bleibt (Hobolt/ Wratil 2015: 239). Allerdings bemerken die 
Forscher, dass sich dieser Effekt nicht erst nach der Krise, sondern schon davor zeigt. Sie führen 
das auf die erhöhte Salienz des Themas zurück und auf die Angst nach zukünftigen Einschränkun-




Wie sich die Einstellungen der italienischen Bevölkerung gegenüber der Fiskalunion im Zuge 
der Staatschuldenkrise verändert haben, untersuchen Franchino und Segatti (2017). Sie argumen-
tieren, dass Bürger aufgrund ökonomischer Interessen unabhängig von ihrem Einkommen immer 
eher einen geringeren Beitrag zu einer Fiskalunion leisten wollen, als einen höheren, und dass Per-
sonen mit höherem Einkommen generell weniger zu einer Fiskalunion beitragen wollen. Alternativ 
dazu testen sie, ob aufgrund der Absicherungsfunktion einer Fiskalunion, der Beitrag, den eine 
Person zahlen möchte, unabhängig vom Einkommen steigt. Sie testen außerdem, ob Personen, die 
sich dem linken Parteienspektrum zuordnen, bereit sind mehr für eine supranationale Fiskalunion 
zu zahlen (Franchino/ Segatti 2017: 128ff.). Sie greifen auf die Argumentation bezüglich Identität 
und Unterstützung für die EU zurück und übertragen diese auf die Einstellung zur Fiskalunion, 
diese sollte mit einer positiven Evaluation der EU und starker europäischer Identität die Zahlungs-
bereitschaft stärken. Außerdem sollten Personen, die der EU vertrauen, eine Fiskalunion eher un-
terstützen und Personen, die der griechischen Regierung nicht vertrauen, sollten eine Fiskalunion 
weniger unterstützen (Franchino/ Segatti 2017: 130ff.). Die Forscher testen ihre Hypothesen mit 
Daten eines bevölkerungsrepräsentativen Internetpanels des Italien National Election Survey 
(2015) (Franchino/ Segatti 2017: 132). Die Ergebnisse der linearen Regressionen zeigen, dass Per-
sonen mit hohem Einkommen eine Fiskalunion ablehnen und linke Personen eine Fiskalunion 
eher befürworten, das gleiche gilt für Identität. Vertrauen korreliert hingegen nicht mit der Befür-
wortung einer Fiskalunion, Vertrauen in die griechische Regierung allerdings schon (Franchino/ 
Segatti 2017: 132ff.). Sie überprüfen die gefundenen Zusammenhänge in zwei Conjoint-Experi-
menten. Diese zeigen, dass die Befragten nicht nur immer die geringste Steuerrate bevorzugen, 
sondern auch, dass die Bereitschaft zu zusätzlichen Zahlungen von Personen abgelehnt werden, 
die sich ideologisch rechts einordnen und die EU negativ bewerten, sowie kein Vertrauen in die 
EU haben (Franchino/ Segatti 2017: 143f.). 
De Santis (2014) fragt, warum im Zuge der Finanzkrise auch die Kursdifferenzen der Staaten 
stiegen, die eigentlich über solide Finanzen verfügen und ob es zu Spillover-Effekten von Ländern 
wie Griechenland, Irland oder Portugal kam. Er untersucht, wie sich die Kreditwürdigkeitsbewer-
tung, die durch Agenturen wie Standard and Poor’s, Moody’s oder Fitch vorgenommen wird, auf 
den credit spread, also die Differenz zwischen zwei Zinssätzen, einem risikobehafteten und einem 
risikofreien, für einen Kredit gleicher Laufzeit, ausgewirkt hat. Zweitens untersucht er, mit Hilfe 
von Impulse response-Funktionen welchen Einfluss bestimmte Variablen auf die unerwarteten Ände-
rungen in den Kredit Events haben. Drittens bestimmt er, wie groß der Spillover-Effekt ist, indem 
er den Einfluss ökonomische Nachrichten, wie die Abstufung der Kreditwürdigkeit von Ländern, 




Presse diskutierten „Sorgenkindern“ Irland, Portugal, Italien und Spanien, auch Belgien, Frankreich 
und Österreich anfällig für die schlechte Finanzlage der Eurozone sind (De Santis 2014: 169f.). 
Denn „(…) the larger the adverse spillover effect from Greece, the weaker the fiscal situation of 
the country, the less competitive or the higher the need for foreign financing.“ (De Santis 2014: 
153). Ein Teil des Effekts lässt sich De Santis (2014: 153) darüber erklären, dass es sich bei der 
Bewertung der Kreditwürdigkeit durch Ratingagenturen um so genannte Wake-up-calls handelt, bei 
denen zusätzliche Informationen oder eine Neubewertung eines Landes, zur Einschätzung bzw. 
Änderung der Risikobewertung anderer Länder verwendet werden.  
Ähnlich wie De Santis (2014) untersucht auch Vasilopoulou (2018), ob sich ein Spillover-Effekt 
feststellen lässt. Sie erforscht dazu welchen Wandel die griechische Parteienlandschaft im Zuge der 
Eurokrise durchlaufen hat und ob ein Spillover-Effekt von Griechenland auf andere Staaten möglich 
ist, insbesondere aufgrund seiner Rolle als erstes Land, das die Mitgliedschaft in der Eurozone bzw. 
der EU in Frage stellte. Sie nimmt an, dass auch die anderen Parteien ihre Positionen im Zuge der 
Krise anpassen, die herausfordernden Parteien werden ihre extremen Positionen gegenüber der 
EU betonen und Krisen-Frames werden generell den Parteienwettbewerb dominieren, während her-
ausfordernde Parteien die EU für den Eingriff in nationale Politik kritisieren werden (Vasilopoulou 
2018: 311f.). Sie testet ihre Hypothesen mit Hilfe von vier Wellen des Chapel Hill Expert Survey 
(2002, 2006, 2010 und 2014), sowie Dokumentenanalysen der Parteiprogramme zu den EP-Wahlen 
2004, 2009 und 2014 (Vasilopoulou 2018: 317f.). Die Ergebnisse ihrer Studie zeigen, dass es im 
griechischen Parteiensystem keinen Euroskeptizismus-Ansteckungseffekt gegeben hat, das bedeu-
tet, die Parteien sind nicht euroskeptischer geworden, sie bieten allerdings verschiedene Lösungen 
der Krise an. Die Autorin spricht hier von einer Polarisierung des Parteiensystems. Zudem hätte 
die aus den Medien bekannte Syriza ihren Euroskeptizismus im Zuge der Krise abgeschwächt (Va-
silopoulou 2018: 323f.). 
Ein wesentlich kleinerer Teil von Studien widmet sich dem Zusammenhang zwischen euroskep-
tischem Wahlverhalten und dem Brexit (De Vries 2017, Halikiopoulou/ Vlandas 2018) oder der 
Finanzkrise (Hobolt/ De Vries 2016, Baimbridge 2018), bzw. der Veränderung von Parteien im 
Zuge der Krise (Rohrschneider/ Whitefield 2016, Keith 2018, Taggart/Szczerbiak 2018). 
De Vries (2017) untersucht das Ausmaß der Unterstützung für die EU in Großbritannien im 
Zusammenhang mit dem Brexit-Referendum. Sie zeigt, dass die Unterstützung für die EU kurz 
nach dem Votum sogar höher war, als davor. Dieser Effekt verstärkte sich bei den Personen, die 
angegeben hatten, der Brexit hätte vor allem negative Folgen für Großbritannien. Zudem haben 
Informationen, die das eigene Land schlecht aussehen lassen, einen Einfluss darauf, wie die Be-




außerdem die Wichtigkeit von politischen Persönlichkeiten wie Marine Le Pen oder Beppe Grillo 
für das Framing des Brexits in anderen Ländern (De Vries 2017: 39f.). De Vries (2017: 43, 46.) zieht 
ihre Schlüsse aus zwei Untersuchungen: Erstens aus einer von ihr durchgeführten Befragung (2016 
vor und nach dem Brexit-Referendum) in den sechs bevölkerungsstärksten Mitgliedsstaaten der 
EU und zweitens aus einem Experiment, das in der zweiten Welle dieser Befragung eingebettet 
wird. Dabei werden die Befragten zufällig auf Experimental- und eine Kontrollgruppe aufgeteilt, 
die Kontrollgruppe erhielt keine Informationen über die Durchführbarkeit eines EU-Austrittes, 
die Experimentalgruppe schon (De Vries 2017: 46f.). 
Ähnlich wie De Vries (2017) untersuchen Halikiopoulou und Vlandas (2018) den Zusammen-
hang zwischen dem negativen Brexit-Referendum in Großbritannien und ökonomischer Unsicher-
heit. Sie orientieren sich dabei an Studien zu rechten Parteien und Arbeitslosigkeit, sowie ökono-
mischer Unsicherheit (Halikiopoulou/ Vlandas 2018: 444). Die Autoren diskutieren zwei Erklä-
rungen für die Ablehnung des Verbleibs Großbritanniens in der EU: Erstens könnte die Ableh-
nung auf die schlechte ökonomische Performanz des Landes, welche als Ergebnis der EU Policy-
Implikationen verstanden wird, zurückgeführt werden und zweitens könnte die Ablehnung eine Re-
aktion der Verlierer der Integration sein (Halikiopoulou/ Vlandas 2018: 446f.). Sie überprüfen ihre 
Thesen mit Hilfe von Daten der British Election Study und finden in logistischen Regressionen 
heraus, dass Personen mit einem höheren Armutsrisiko, unterhalb des Medianeinkommens und 
ohne formale Bildung eine höhere Wahrscheinlichkeit haben für den Brexit zu stimmen. Für Per-
sonen, die sich selbst ein höheres Risiko zuschreiben arbeitslos zu werden, gilt das jedoch nicht. 
Auch Arbeiter in niedrigeren Positionen, die zudem häufiger Migration ablehnen, haben wahr-
scheinlicher für den Austritt gestimmt. Das Geschlecht hat keinen Einfluss, jedoch stimmen ältere 
Personen häufiger für den Brexit (Halikiopoulou/ Vlandas 2018: 444f.). 
Hobolt und De Vries (2016) untersuchen die EP-Wahlen 2014 und fragen danach, ob die Art 
der Bewältigung der Finanzkrise durch die EU euroskeptischen Parteien einen Aufschwung gab. 
Die Autorinnen gehen von zwei Argumenten aus, erstens kann die Wahl euroskeptischer Parteien 
genutzt werden um das politische Personal auszutauschen und zweitens kann damit die Rolle der 
EU in der Krise evaluiert werden. Beide Überlegungen setzten jedoch voraus, dass der Wähler 
seine persönliche Situation mit makroökonomischen Indikatoren in Zusammenhang bringt und 
daraus strategische Wahlentscheidungen ableitet, dies so Hobolt und De Vries (2016: 505), sei in 
der Literatur durchaus umstritten. Sie nehmen an, dass das Ausmaß des Euroskeptizismus erstens 
ansteigt, wenn der Wähler selbst von der Krise betroffen ist, zweitens, wenn er eine Verschlechte-




der Krise ablehnt. Außerdem testen sie, ob dem Wählen rechter und linker euroskeptischer Par-
teien unterschiedliche Motive zugrunde liegen und ob es einen Unterschied macht, ob Befragte in 
Ländern leben, die Empfänger von Krediten zur Staatssanierung waren (Hobolt/ De Vries 2016: 
506f.). Sie testen Ihre Hypothesen mit Daten der European Election Study (2014), die in 28 Mit-
gliedsstaaten der EU durchgeführt wurde. Die Parteien, die bei der EP-Wahl 2014 zur Wahl stan-
den klassifizieren sie anhand ihrer Parteiprogramme danach, ob sie einen starkem oder schwäche-
rem Euroskeptizismus verfolgen und wie sehr sie sich links bzw. rechts des politischen Spektrums 
wiederfinden lassen (Hobolt/ De Vries 2016: 507). Die Ergebnisse der logistischen Mehrebenen-
modelle zeigen, dass Personen, die persönlich negativ von der Krise getroffen wurden und die 
Reaktionen der EU in der Krise ablehnen, eine höhere Wahrscheinlichkeit haben euroskeptisch zu 
wählen. Zudem haben diese ökonomischen Variablen einen größeren Effekt auf die Wahl linker, 
als auf die Wahl rechter euroskeptischer Parteien. Der Zuspruch für linke euroskeptische Parteien 
ist in Ländern, die Kredite erhalten haben höher (Hobolt/ De Vries 2016: 510f.). 
Neben Hobolt und De Vries (2016) beschäftigt sich Baimbridge (2018) mit dem Zusammen-
hang zwischen Krise und EP-Wahlen. Er diskutiert zunächst vielfältige Gründe, die abseits der 
Auswirkungen der Finanzkrise, für eine verstärkte Wahl euroskeptischer Parteien bei den EP-Wah-
len sorgen können. So gibt er zu bedenken, dass bereits historisch begründet ist, dass die neoliberale 
Politik der offenen Märkte in vielen Mitgliedsstaaten für Deflation sorgt, während die Lebenshal-
tungskosten steigen und ein ineffizienter Warenaustausch gefördert wird (Baimbridge 2018: 428f.). 
Zudem lassen sich gegen die Wirtschafts- und Währungsunion an sich einige kritische Punkte ein-
wenden, auch wenn sich diese im Einzelnen diskutieren lassen: So verlieren die Mitgliedsstaaten 
Autonomie und Einfluss bzw. die Steuerungsmöglichkeit der Währung über den Wechselkurs, zu-
dem fehlen synchronisierte Maßnahmen zur Behebung von strukturellen Differenzen, die externe 
Krisen begünstigen, nationale, haushaltspolitische Entscheidungen, wie etwa Steuererhöhungen 
oder Beschränkungen des öffentlichen Sektors zugunsten der rigiden Konvergenzkriterien und das 
Fehlen eines adäquaten Umverteilungsmechanismus um die Währungsunion zu stabilisieren 
(Baimbridge 2018: 429). Um die Folgen der Finanzkrise für die Wahl euroskeptischer Parteien ab-
schätzen zu können testet der Autor zwei Erklärungen: Zum einen, ob Wähler die aktuelle Regie-
rung belohnen, wenn es der Wirtschaft gut geht oder diese bestrafen, wenn es ihr schlecht geht 
(sanctioning model) und zweitens, ob Wähler die zukünftige wirtschaftliche Lage antizipieren und sich 
vorstellen, welche Regierung damit am ehesten zurecht käme (selection model) (Baimbridge 2018: 
434f.). Er testet seine Thesen anhand von Wahlstatistiken aller jeweils partizipierender Länder 
(1979-2014) und Makroregressionen, der 11 Länder, die an mindestens 7 EP-Wahlen teilgenom-




etwa Inflation, Schuldenstand, Wirtschaftswachstum in die Analyse ein. Er zeigt, dass diese Fakto-
ren nicht in allen Staaten einen Einfluss haben, so sind Budgetdefizit und Wirtschaftswachstum 
nur in Italien signifikant, während die Inflation in Belgien, Deutschland, Frankreich, Italien und 
Griechenland einen Einfluss hat. Die Schulden eines Landes haben nur in Deutschland, Frank-
reich, Italien und Griechenland einen Einfluss (Baimbridge 2018: 437ff.). 
Die Veränderung der Positionen von Parteien gegenüber der Europäischen Integration im Ver-
lauf der Krise untersuchen hingegen Rohrschneider und Whitefield (2016). Sie interessieren sich 
dabei besonders für die so genannten Mainstream-Parteien und fragen, ob diese durch ihre Positio-
nierung im politischen Spektrum Raum für extreme Parteien lassen.16 Sie orientieren sich dabei an 
Downs (1957) Modell, das besagt, dass der Wähler die Partei präferiert, der er sich thematisch am 
nächsten fühlt, beispielsweise auf einer Links-Rechts-Skala. Um mehr Wähler als bisher anzuspre-
chen oder keine Wähler an extremere Parteien zu verlieren, können Parteien, durch eine veränderte 
Themensetzung versuchen, diese Wähler anzusprechen (Rohrschneider/ Whitefield 2016: 140f.). 
Sie analysieren Daten aus zwei Expertensurveys, die 2007-2008 und 2013 in 24 Europäischen Demo-
kratien durchgeführt wurden, so ist der Vergleich zwischen einem Zeitpunkt vor und einen Zeit-
punkt in der Krise möglich (Rohrschneider/ Whitefield 2016: 143f.). Die Analysen von Rohr-
schneider und Whitefield ergeben, dass extreme Parteien im Jahr 2013 gegenüber 2007/08 anti-
europäischer auftreten, die Positionen der Mainstream-Parteien haben sich jedoch kaum geändert. 
Anstatt also ihre Position zum Thema Europäische Integration neu zu bewerten, um keine Wähler 
an die extremen Parteien zu verlieren, sind sie sich des drohenden Reputationsverlustes gegenüber 
ihren Stammwählern bewusst. Anders ist es bei den extremen Parteien, diese setzen genau auf 
diesen Reputationseffekt und sehen keine Notwendigkeit darin, durch abgeschwächte Positionen 
Wähler anzusprechen, die gemäßigter wählen (2016: 156f.). Sie fordern deswegen „(…) the inter-
play of spatial and reputational incentives in understanding the policy choices of parties.“ (Rohr-
schneider/ Whitefield 2016: 156) genauer zu untersuchen. 
Auch Keith (2018) bezieht sich in seiner Untersuchung auf Parteien. Er erforscht welcher Zu-
sammenhang zwischen radikal linken Parteien und der Sparpolitik der EU besteht. Er entwickelt 
unter Bezugnahme auf Vasilopoulou (2011) und andere Schemata zur Klassifizierung von extre-
men (rechten) Parteien ein Schema anhand dessen sich linke Parteien klassifizieren lassen und zwar 
danach, wie sie zu den Prinzipien, der Praxis und der Zukunft der Europäischen Integration bzw. 
Kooperation stehen. Weiterhin wird danach unterschieden, ob sie der EU eher ablehnend (EU-
Rejectionists) oder positiv gegenüberstehen (Expansionists) oder ob sie Bedingungen stellen an die 
Zustimmung oder Ablehnung stellen (Conditionals). Das Ergebnis sind neun Gruppen, von denen 
 




sechs gegen die EU und drei für die EU (Kombination aus: Conditional und Prinzipien der Europä-
ischen Kooperation und Expansionist und Prinzipien bzw. Zukunft der Europäischen Kooperation) 
sind. Die EU-Rejectionists definieren sich etwa weniger über die Ablehnung der EU an sich, als über 
die EU als Eliteprojekt. Bedingte Euroskeptiker (Conditional Eurosceptics) etwa akzeptieren einige 
Grundsätze der EU, versuchen jedoch auf nationaler Ebene politischen Einfluss gewinnen und 
lehnen deswegen supranationale Einflussnahme ab. So genannte Expansionist Eurosceptics stören sich 
vor allem an der Marktliberalisierung der EU, bzw. dessen Expansion mit voranschreitender Eu-
ropäischen Integration (Keith 2018: 90-93). Er zeigt, dass die linken Parteien, die die europäische 
Einigung, zum Zweck umfassender sozialer Reformen, anstreben, vor allem neue Allianzen zur 
Umsetzung dieser Ziele bilden müssen (Keith 2018: 96f.). 
Mit Hilfe von qualitativen Expertensurveys, die 2015 und 2017 von den Autoren durchgeführt 
wurden, untersuchen Taggart und Szczerbiak (2018) welche Verbindung sich zwischen den Krisen 
der EU (Eurozonenkrise, Brexit, Migrationskrise) und der Entwicklung euroskeptischer Parteien 
herstellen lässt. Sie gehen davon aus, dass es vier Hauptframes gibt, durch die die EU derzeit heraus-
gefordert wird: Erstens durch ökonomische Faktoren, zweitens durch Migration, drittens durch 
Demokratie bzw. Unabhängigkeit und viertens durch nationale Faktoren. Dabei reagieren die Par-
teien in den Ländern höchst unterschiedlich, zum Beispiel in Abhängigkeit von der direkten Be-
troffenheit. Die Autoren können laut eigener Aussage anhand der Bewertung von mindestens ei-
nem Experten pro Land einschätzen, welche Position die Parteien in Bezug auf die vier Frames 
vertreten. Das Verfahren wird auch als Sussex school of (party) Euroscepticism bezeichnet (Taggart/ 
Szczerbiak 2018: 1197-1202). Die Ergebnisse der Autoren zeigen, dass in Ländern wie Schweden, 
Schweiz, Belgien, Serbien, Rumänien, Malta und Kroatien der Einfluss der Eurozonenkrise, des 
Brexit und der Migrationskrise auf parteibasierten Euroskeptizismus gering sind. Auf Griechen-
land, Irland, Portugal und Spanien hatte die Eurozonenkrise einen großen Einfluss. Während auf 
Bulgarien, Griechenland, Ungarn und Polen die Migrationskrise und auf Irland der Brexit einen 
Einfluss hatte (Taggart/ Szczerbiak 2018: 1206). 
 
2.4 Schlussfolgerungen: Eurokrise und Ablehnung der Europäischen Union 
In diesem Kapitel habe ich den Verlauf der Eurokrise nachgezeichnet. Ich habe festgestellt, dass 
sich die in der Literatur vorgeschlagenen starren Phasen der Krise (u. a. Michler/ Smeets 2011, 
Runge 2014, Illing 2017) aufgrund ihres analytischen Charakters zwar für die empirische Einord-
nung der Krise, nicht aber für die theoretische Annährung eignen. Ich zeige in der Beschreibung 
des Krisenverlaufes, dass die einzelnen Phasen ineinander übergehen und dass die Krise in vielen 




Außerdem gehe ich auf die Austeritätspolitik der EU und ihre wirtschaftlichen und sozialen 
Folgen ein. Durch die Krisenbewältigungsmaßnahmen hat die EU ihren politischen Einfluss er-
weitert und es ist ein Machtgefälle zwischen den Staaten entstanden, die die Krise vergleichsweise 
gut bewältigt haben und denen die Kredite zur Sanierung ihrer Staatsfinanzen in Anspruch nehmen 
mussten. Die Programmstaaten, mussten sich in den Jahren nach der Krise den Sparauflagen der 
EU beugen, auch wenn Regulationsmaßnahmen, etwa durch die Bankenunion, prinzipiell alle Staa-
ten betreffen. 
Um die gesellschaftlichen Folgen der Krise zu beleuchten, habe ich theoretische Ansätze der 
soziologischen Europaforschung vorgestellt und bin dabei auch auf die Begriffe Verantwortungs-
zuschreibung und europäische Öffentlichkeit eingegangen. Denn die Krise und ihre Bewältigung 
stellen hohe Ansprüche an die Demokratiefähigkeit und Legitimation der EU und die zunehmende 
Wahl euroskeptischer Parteien lässt vermuten, dass dieser Prozess nicht ideal abgelaufen ist. Eng 
verbunden damit ist die Frage, wem die Bürger die Verantwortung für die Krise und ihre Lösung 
zuschreiben und ob oder wie diese durch eine europäische Öffentlichkeit transportiert wird. Die 
soziologischen Forschungsansätze können jedoch nur theoretische Implikationen für meine Fra-
gestellung liefern, die schwer empirisch prüfbar sind und die die Rückkopplungsfunktion der Wahl 
nicht berücksichtigen.  
Ich beziehe mich in meiner späteren Analyse vor allem auf den Vertrauensverlust und die De-
finition der Krise als solche (Preunkert 2015), sowie die gescheiterte Bewältigung der sozialen Fol-
gen der Krise (Vobruba 2015) und mögliche politische Folgen. Letztere stellt Vobruba (2015) in 
Frage, meiner Ansicht nach liegen sie mit dem Erstarken eurokritischer Parteien jedoch auf der 
Hand. Lahusen (2019) sieht den Zusammenhang ebenfalls und dient, in dem Willen die soziologi-
sche und die politikwissenschaftliche Perspektive zu verbinden, als Vorbild meiner Arbeit. Ich ori-
entiere mich auch an seinem methodischen Design, wenn ich neben soziodemographischen Vari-
ablen, Variablen aufgreife, die darauf abzielen ein allgemeines Misstrauen gegenüber der Politik zu 
erfassen, etwa durch Misstrauen in politische Institutionen. An anderer Stelle geht meine Analyse 
jedoch über seine Arbeit hinaus, indem ich mit den Daten des European Social Survey eine solidere 
Datenbasis verwende und auf eine Zeitreihe aus Datensätzen zwischen 2002 und 2016 zurück-
greife.  
Dass der Zusammenhang zwischen Krise und Wahlverhalten naheliegend ist, zeigen die von 
mir vorgestellten Studien zu ablehnender Einstellung gegenüber der EU und der Finanzkrise, (eu-
roskeptisches) Wahlverhalten spielt in den Studien meist eine implizite Rolle, wenn auch nicht in 




Studien ist deswegen, die Verwendung des Terms Euroskeptizismus für allgemein negative Ein-
stellungen gegenüber der EU. Da Skeptizismus in diesen Studien eher wie ein Buzzword, als ein 
theoretisches Konstrukt funktioniert, leiden die Studien unter Theoriearmut. Ich werden mich des-
wegen in den folgenden beiden Kapiteln damit beschäftigen euroskeptische Einstellungen (Kapitel 
3) und euroskeptisches Wahlverhalten (Kapitel 4) zu trennen und zu definieren.  
Aus den vorgestellten Studien lassen sich jedoch trotzdem Erkenntnisse für das Verständnis der 
Krise ableiten: So wird die gemeinsame Währung, die in der Krise unter Druck geraten ist, als 
identitätsstiftend wahrgenommen (Hobolt/ Leblond 2009). Auch die Studie von Serricchio und 
Kollgegen (2013) unterstützt die Bedeutung einer europäischen Identität. Heinisch und Schlipphak 
(2014) argumentieren mit der Verwundbarkeit der Bürger in der Krisensituation. Die Studien zielen 
damit auf eine eher abstrakte Krisenwahrnehmung der Menschen ab, weniger auf messbare Fakto-
ren bzw. wirtschaftliche Indikatoren, sondern auf ein Gefühl. Das ist nachvollziehbar und es lassen 
sich Parallelen zu Preunkert (2015) oder Vobruba (2015) finden, doch die empirische Testung der 
Annahmen bleibt schwierig. Heinisch und Schliphak (2013) konzentrieren sich auf zwei Länder, 
Ungarn und die Slowakei, die Länderauswahl wird unzureichend begründet. Dabei ist die Slowakei 
ein Musterbeispiel für den Abbau des Budgetdefizits und hält sich penibel an die Austeritätspolitik 
(Homburg et al. 2015). Hobold und Leblond (2009) untersuchen ebenfalls zwei Länder Dänemark 
und Schweden, die eher nicht als durchschnittliche Mitglieder der EU gelten.  
Gomez (2015) und Hobolt und Wratil (2015) versuchen sich dem schwierigen Thema der Ver-
antwortungszuschreibung bzw. der öffentlichen Meinung anzunähern. Hier wird die schwierige 
empirische Prüfbarkeit, die schon Gerhards und Kollegen (2009) und Neidhardt (2006) angespro-
chen haben, deutlich. Die Autoren argumentieren etwa, dass die höheren Arbeitslosenquoten in 
der EU die EU als Wirtschaftsraum für die Menschen sichtbar machen, lassen jedoch unberück-
sichtigt wie der Prozess abläuft (Hobolt/ Wratil 2015). Das ist sehr voraussetzungsvoll und könnte 
etwa argumentativ über den Link der Medienwirkungsforschung, also die massenmediale Salienz 
des Themas Arbeitslosigkeit erfolgen. Eine andere Möglichkeit besteht die Verbindung der Phä-
nomene über die persönliche Betroffenheit herzustellen, wie es Franchino und Segatti (2017), mit 
dem persönlichen Einkommen und der Bereitschaft potentiell persönlich zu einer Fiskalunion bei-
zutragen, tun. 
De Santis (2014) und Vasilopoulou (2018) machen in ihren Studien einen Punkt deutlich, den 
die anderen Autoren nicht berücksichtigen, nämlich Spillover-Effekte. Ein wichtiger Punkt, denn das 
Ausbreiten der Krise auf andere Staaten bzw. die Angst davor auch als gut gehende Wirtschaft in 
die Krise zu geraten, war einer der Hauptgründe für die umfangreiche, schnelle und in manchen 




Ländern untersucht nur De Santis (2014), Vasilopoulou (2018) konzentriert sich auf einen Spillover 
im Parteiensystem. Letzteres ist zwar interessant, weil es zeigt, dass das thematische Aufgreifen der 
Krise von den Parteien nicht aus einer Mode heraus geschieht und sich das Ausmaß des Skeptizis-
mus im Falle der Partei Syriza sogar abschwächt. Aber es zeigt auch, dass eine Kernangst, die mit 
der Krise einher ging, in der Forschung bisher weitestgehend ignoriert wurde. 
Betrachtet man die Eurokrise, drängen sich unmittelbar auch andere Krisen wie der Brexit auf. 
Um zu klären, ob beiden Krisen ähnliche Erklärungsmuster zugrunde liegen können, habe ich Stu-
dien von De Vries (2017) und Halikiopoulou und Vlandas (2018) vorgestellt. Die Studien legen 
den Schluss nahe, dass das Ausmaß der Betroffenheit bzw. dessen Evaluation auf die Krisen-
perzeption Einfluss nimmt. Gleichwohl ist eine abschließende Beurteilung nicht möglich, da die 
wirtschaftlichen Folgen des Brexit, anders als im Falle der Finanzkrise, noch nicht abzuschätzen 
sind. Studien vergleichen bisher einen Messzeitpunkt vor und nach dem Referendum, was nahelie-
gend ist, jedoch aufgrund der bisher fehlenden realen Auswirkungen, nicht besonders belastbar. 
Hobolt und De Vries (2016), sowie Baimbridge (2018) machen den Zusammenhang zwischen 
Finanzkrise und euroskeptischem Wahlverhalten theoretisch zwar sehr deutlich, indem sie skizzie-
ren, dass die Mitgliedsstaaten in der Krise Steuerungsmacht verloren haben (Baimbridge 2018) oder 
eine negative Wahrnehmung der Lösung der Krise mit skeptischem Wahlverhalten zusammen 
hängt (Hobolt/ De Vries 2016), allerdings analysieren sie die Wahlen zum Europäischen Parla-
ment. Das ist insofern problematisch, als dass die Entscheidungen über ein mehr bzw. weniger 
Europa über die nationalen Wahlen und ihre Auswirkungen auf den europäischen Rat getroffen 
werden (Schäfer 2006). Ich greife allerdings das Argument der verlorenen Steuerungsmacht zu ei-
nem späteren Zeitpunkt noch einmal auf. 
Abschließend habe ich drei Studien vorgestellt, die sich explizit auf Parteien in der Krise bezie-
hen, um dem Argument zu begegnen, dass die Parteien euroskeptische Themen aufgreifen um ihr 
Wählerpotential zu erhöhen. Da der Bürger, sofern er wählt, nur die Auswahl zwischen den zur 
Verfügung stehenden Parteien hat, ist es vorteilhaft, wenn diese ihr Programm nicht zugunsten 
wechselnder Modethemen ändern, sondern einigermaßen stabil sind. Denn sonst hätte der Bürger 
mit seiner Wahl ja bloß die Möglichkeit dieser Mode zu folgen und nicht eine Partei gemäß seinen 
Interessen auszusuchen. Die Studien von Taggart und Szczerbiak (2018) zeigen, dass Parteipositi-
onen nach der Krise vor allem in den Ländern beeinflusst wurden, die Kredite erhalten haben. 
Rohrschneider und Whitefield (2016) zeigen, dass große Parteien stabil bleiben, während kleinere 
Parteien antieuropäischer auftreten. Keith (2018) kann jedoch grundsätzliche und stabile program-




funde werde ich in Kapitel 8.1 einen ausführlicheren Blick auf die (euroskeptischen) Parteien wer-
fen und dabei auch die Merkmale Extremismus und Parteifamilie mit einbeziehen. Außerdem 

































3. Forschungsstand: Euroskeptische Einstellungen und die Wahl euroskeptischer Parteien 
Im folgenden Kapitel stelle ich Studien dar, die sich mit euroskeptischen Einstellungen beschäftigt 
haben. Diese lassen sich in Ansätze unterteilen, die ökonomische Gründe in der Unterstützung der 
EU sehen oder, die sich mit Identität als Treiber der Unterstützung beschäftigen (für einen Über-
blick siehe: Gabel 1998, Abts et al. 2009, Henjak et al. 2012). 
Im ersten Unterkapitel stelle ich Studien vor, die sich mit der Frage beschäftigen wer euroskep-
tische Einstellungen hält (Kapitel 3.1). Die Untersuchung euroskeptischer Einstellungen wird da-
nach unterschieden, ob ökonomische Gründe für die Befürwortung oder Ablehnung der EU an-
geführt werden oder ob dies in Abhängigkeit von dem Ausmaß der nationalen Identität variiert. 
Als dritte Ursache werden kulturelle Gründe gegen die Mitgliedschaft in der EU vorgebracht. Ich 
leite aus den Studien ab, dass ökonomische Ursache gut geeignet euroskeptisches Wahlverhalten 
zu erklären. 
In Kapitel 3.2 fokussiere ich mich auf die Darstellung von Studien, die Einstellungen und Mo-
tive bei Wahlen zum Europäischen Parlament (EP) und bei nationalen Wahlen untersucht haben, 
jedoch keinen expliziten Fokus auf Euroskeptizismus gelegt haben. Das geschieht um zu klären, 
ob die in der Literatur häufig vorgebrachte Trennung der beiden Ebenen heute noch sinnvoll bzw. 
nötig ist. 
Kapitel 3.3 gibt einen Überblick über vergleichende Untersuchungen von Euroskeptizismus 
und Länderunterschiede ein, um Rückschlüsse auf wichtige Makroindikatoren zu erhalten. 
Abschließend fasse ich die wichtigsten Erkenntnisse in Kapitel 3.4 zusammen. 
 
3.1 Wer hält euroskeptische Einstellungen? 
Studien, die ökonomische Gründe in der Unterstützung von Bürgern für die EU sehen, werden 
danach unterschieden, ob Personen eine Kosten-Nutzen-Rechnung der EU-Mitgliedschaft aufstel-
len oder ökonomisch wählen (Eichenberg/ Dalton 1993, Anderson/ Kaltenthaler 1996, Carruba 
1997, Gabel 1998, Wagner/ Giebler 2014). Andere Erklärungen sind an die Sozialkapitaltheorie 
angelehnt, nach der sich die Unterstützung der Bürger für die EU daran orientiert, ob sie in Ab-
hängigkeit von ihren Fähigkeiten besser von den integrierten Märkten der EU profitieren können 
oder schlechter (Anderson/ Reichert 1995, Gabel/ Palmer 1995, Gabel 1998, Tucker et al. 2002). 
Studien, die sich mit Identität und EU beschäftigen, untersuchen dies meist in Abhängigkeit von 
zwei Faktoren: Erstens der Stärke der nationalen Identität und ob dies einen positiven oder nega-
tiven Effekt auf die Unterstützung der EU hat (McLaren 2004, Hooghe/ Marks 2005) oder zwei-
tens kosmopolitische Einstellungen bzw. Offenheit gegenüber anderen Kulturen und Minderhei-




Ich stelle zunächst drei Studien vor, in denen die Autoren mehrere Erklärungsansätze verglei-
chen, neben ökonomischen Gründen oder der Identität rekurrieren sie beispielsweise auf Überle-
gungen aus der Theorie der kognitiven Mobilisierung oder Zufriedenheit mit der Regierung (Gabel 
1998, Abts et al. 2009, Henjak et al. 2012).  
Gabel legt 1998 eine der ersten überblicksartigen Arbeiten zur öffentlichen Unterstützung des 
europäischen Integrationsprojektes vor. Er stellt fünf konkurrierende Erklärungsansätze gegen-
über: Kognitive Mobilisierung, politische Werte, utilitaristische Ansätze, Parteianhängerschaft und 
Unterstützung der Regierung. Er testet seine Annahmen mit Eurobarometerdaten aus den Jahren 
1978-1992 unter Berücksichtigung aller damaligen Mitgliedsstaaten. Abhängige Variable ist ein In-
dex aus verschiedenen Fragen, der unter anderem die Unterstützung für die EU als Projekt und die 
Mitgliedschaft des eigenen Landes beinhaltete (Gabel 1998: 339f.). Er findet heraus, dass der nut-
zenökonomische Ansatz der stärkste Prädiktor für die Zustimmung zur Europäischen Union ist, 
während kognitive Mobilisierung und politische Werte einen sehr viel geringeren Einfluss haben. 
Zudem diskutiert er die Flexibilität der Zustimmung der Bürger zur EU. Laut Gabel (1998: 352) 
erklären die Theorien, die auf zeitveränderliche Komponenten abzielen, wie etwa der ökonomische 
Nutzen der Mitgliedschaft, Parteianhängerschaft und Unterstützung für die Regierung, die Unter-
stützung für die EU besser, als Erklärungen, die auf stabile Faktoren, wie etwa kognitive Mobili-
sierung oder politische Werte abzielen. 
Auch Abts und Kollegen (2009) untersuchen mehrere Erklärungsansätze, wenn auch nur für 
Belgien. Mit Hilfe von in Telefoninterviews, die im Jahr 2007 durchgeführt wurden, untersuchen 
sie, ob utilitaristische, kulturelle und affektive Identität oder politische Effektivität und Institutio-
nenvertrauen einen Einfluss auf euroskeptische Einstellungen haben. Sie operationalisieren die ab-
hängige Variable über vier Items, die Einstellungen gegenüber der Mitgliedschaft des eigenen Lan-
des, dem europäischen Einheitsprozess an sich, einer eventuellen zukünftigen Erweiterung der EU 
und einem eventuellen Beitritt der Türkei zur EU abfragen (Abts et al. 2009: 8). Die Autoren finden 
keine Unterstützung für die These der objektiven bzw. subjektiven Verlierer der Europäisierung, 
nur bei sehr Ungebildeten liegt das Ablehnungslevel höher. Obwohl die persönlichen Kosten und 
Nutzen der EU eine Rolle spielen, haben ökonomische Variablen und die Frage danach, ob die 
Mitgliedschaft des eigenen Landes eine gute Sache sei, keinen Einfluss auf skeptische Einstellun-
gen. Hingegen bestätigen sich die Annahmen, dass nationale Identität und kulturelle Verbunden-
heit gute Erklärungsfaktoren für euroskeptische Einstellungen sind. Personen mit starker nationa-
ler Identität, starker Zugehörigkeit zum eigenen Kulturkreis und wenig politischem Vertrauen sind 




Henjak und Kollegen (2012) untersuchen die generelle Unterstützung der EU, gemessen über 
die Frage danach, ob die Mitgliedschaft des eigenen Landes in der EU eine gute Sache sei, zwischen 
1973 und 2007 mit Hilfe von Eurobarometerdaten. Sie testen Variablen, die sie der Rational Choice 
Theorie zuordnen, unter anderem ob Personen die Kosten und Nutzen der Mitgliedschaft des 
Landes bei der Bewertung der EU berücksichtigen oder ob sie Informationen dazu aus der Evalu-
ation nationaler Institutionen ziehen. Zudem untersuchen die Forscher Variablen der Theorie der 
kognitiven Mobilisierung, zum Beispiel, ob das Ausmaß der Unterstützung von dem Bildungsni-
veau, dem politischen Wissen und Kosmopolitismus abhängt (Henjak et al. 2012: 169). Aufgrund 
der Fülle der Messzeitpunkte und der Anzahl an Variablen finden die Autoren für jede der theore-
tischen Strömungen empirische Evidenz, so hat die Position einer Person auf dem Arbeitsmarkt 
einen signifikanten Einfluss auf die Einstellung zur EU, genau wie Demokratiezufriedenheit, ide-
ologische Position, Religion, Bildung und Engagement in politischen Diskussionen. Auf Makro-
ebene haben Veränderungen im BIP, Handel und Arbeitslosigkeit einen Einfluss (Henjak et al. 
2012: 206).   
Aufgrund der gegensätzlichen Ergebnisse, die diese überblicksartigen Arbeiten lieferten wurden 
insbesondere ökonomische Faktoren und Variablen des Identitäts- bzw. kulturellen Ansatzes im-
mer wieder ausführlicheren Studien unterzogen, eine Auswahl stelle ich nun vor. 
Es existieren einige Studien, die ökonomische Argumente, wie Kosten oder Nutzen der Mit-
gliedschaft des eigenen Landes in der EU, aber auch ökonomisches Wählen testen (Anderson/ 
Kaltenthaler 1996, Gabel 1998, Anderson/ Hecht 2011).  
Die Forscher Anderson und Kaltenthaler beschäftigen sich mit der Frage wie sich ökonomische 
Variablen und die Länge bzw. das Timing der EU-Mitgliedschaft auf die Unterstützung der EU 
auswirken (1996: 175ff.). Sie untersuchen dazu aggregierte Eurobarometerdaten im Zeitraum zwi-
schen 1973 und 1993 in 12 Staaten, die sowohl die diffuse bzw. affektive Dimension der Unter-
stützung für die EU messen (Bewertung der Idee Europa), als auch die evaluative bzw. utilitaristi-
sche Dimension (Bewertung Kosten und Nutzen der Mitgliedschaft) (Anderson/ Kaltenthaler 
1996: 179ff.). Sie können zeigen, dass ein allgemeiner Anstieg der Unterstützung für die EU im 
Zeitverlauf immer wieder unterbrochen wird, insbesondere dann, wenn die ökonomische Entwick-
lung stockt. Diese Ergebnisse werden auch in der multivariaten Analyse bestätigt. Arbeitslosigkeit 
und Inflation sind negativ korreliert mit der Unterstützung des Europäischen Integrationsprozes-
ses. Allgemein höher ist das Level der Unterstützung in den sechs untersuchten Gründungsländern 




wurden. Die Ergebnisse würden darauf hindeutet, dass die Differenzen zwischen den sechs Grün-
dungsmitglieder und den anderen Untersuchungsländern bezüglich der Einstellung zur Integration 
im Allgemeinen am größten sind (Anderson/ Kaltenthaler 1996: 192ff.). 
Ob die Wahlentscheidung von der persönlichen oder der nationalen wirtschaftlichen Lage ab-
hängt und ob eine Wahl eher die Funktion der Auswahl der zukünftigen Regierung hat oder der 
Bestrafung der aktuellen Regierung dient, untersuchen Anderson und Hecht (2011). Sie verwenden 
Daten der German Longitudinal Election Survey (2009) und berechneten die Wahrscheinlichkeit 
für die regierende Koalition aus CDU und Freie Demokratische Partei (FDP) zu stimmen oder 
eine der anderen im Bundestag vertretenen Parteien in Abhängigkeit von ökonomischen Variablen 
zu wählen (Anderson/ Hecht 2011: 11f.). Die Ergebnisse der Forscher legen den Schluss nahe, 
dass die Wähler die Regierung weder für die wirtschaftliche Lage des Landes, noch für ihre per-
sönliche wirtschaftliche Lage verantwortlich machen. Wähler, die persönlich von der Krise betrof-
fen waren wendeten sich eher einer Partei wie der Linken zu als einer der anderen Parteien (An-
derson/ Hecht 2011: 16).  
Der zweite Bereich von Studien, die sich mit ökonomische Variablen beschäftigen, testet An-
nahmen, die aus der Sozialkapitaltheorie stammen, wie beispielsweise die Analyse von so genannten 
Gewinnern und Verlieren der Transnationalisierung (Anderson/ Reichert 1995, Gabel/ Palmer 
1995, Gabel 1998, Tucker et al. 2002).  
Mit Hilfe von Eurobarometerdaten (1982, 1986, 1990) untersuchen Anderson und Reichert 
(1995: 231ff.) wie sich persönliche Kosten und Nutzen der EU-Mitgliedschaft und landesspezifi-
sche Kosten und Nutzen auf das Ausmaß der Unterstützung für die EU in den damaligen 12 Mit-
gliedsstaaten auswirken. Als abhängige Variable verwenden die Autoren die Frage, ob die Mitglied-
schaft des eigenen Landes in der EU eine gute Sache sei, sie konzentrieren sich also auf die evalu-
ative und utilitaristische Dimension von Unterstützung. Aus den demographischen Variablen wie 
Bildung, Geschlecht und Einkommen leiten die beiden Forscher ab, welche Individuen besonders 
von den Vorteilen der EU profitieren sollten. Sie unterscheiden zwischen direkten und indirekten 
Vorteilen, die Individuen oder Länder aus der EU-Mitgliedschaft ziehen können. Direkt sind vor 
allem Zahlungen an die Staaten oder auch Individuen, indirekt sind Handelsvorteile für Staaten 
und verbesserte Mobilität für Personen (Anderson/ Reichert 1995: 233ff.). Die Ergebnisse der 
linearen Regression zeigen, dass nicht nur Personen, die in Ländern leben, die von der EU-Mit-
gliedschaft profitieren eine höhere Unterstützung für die EU haben, sondern auch Personen, die 
persönlich profitieren, das heißt über einen höheren Status verfügen oder männlich sind. Diese 
können aufgrund ihrer persönlichen Ausstattung die Vorteile der EU, wie den freien Personenver-




Gabel und Palmer (1995) erforschen in ihrer Studie wie sich internationale Handelsbeziehungen, 
die Sicherheitsbelange und demographische Variablen im europäischen Vergleich und über die Zeit 
hinweg auf die Unterstützung für das europäische Integrationsprojekt auswirken. Sie nehmen an, 
dass sich die Menschen im Ausmaß der Unterstützung für Europa, danach unterscheiden, ob sie 
Vorteile von der EU haben, zum Beispiel, weil sie über ein hohes Einkommen verfügen, im Ag-
rarsektor arbeiten oder weil sie der Folgen der Politik der EU auf eine bestimmte Weise einschätzen 
(policy appraisal). Sie untersuchen die Zusammenhänge mit Eurobarometerdaten und Daten der 
OECD für die Jahre 1973 bis 1998 (Gabel/ Palmer 1995: 8f.). Die Ergebnisse zeigen, dass die 
persönlichen Vorteile, die Bürger aus der EU-Mitgliedschaft des Landes ziehen können mit höhe-
rer Unterstützung für die EU assoziiert sind. Aber auch, dass nationale Sicherheit und Handelsbe-
ziehungen positiv mit Unterstützung korreliert sind. Sie leiten daraus ab, dass die Einschätzung der 
Folgen der Politik der EU wichtiger für die Bürger ist, als Erklärungen des ökonomischen Wählens, 
die bis dahin die Forschung dominierten (Gabel/ Palmer 1995: 12f.). 
Die so genannten Gewinner und Verlierer der Transnationalisierung in postkommunistischen 
Ländern beschäftigen Tucker und Kollegen (2002). Sie nehmen an, dass sich diejenigen, die auf-
grund ihrer sozialkulturellen Ausstattung von der Transnationalisierung ihres Landes und den of-
fenen Märkten der EU profitieren können, in einem möglichen Referendum eher für die EU aus-
sprechen. Die Datenbasis der Untersuchung bildet das Central and East European Eurobarometer 
(1996), in dem etwa 1000 Interviews in 10 postkommunistischen Teilnehmerländern realisiert wur-
den. Mit Hilfe eines multinomialen logistischen Modells wurde die Wahrscheinlichkeit berechnet, 
wie sich Befragte in einem Referendum über die potentielle Mitgliedschaft des eigenen Landes zur 
EU verhalten würden (Tucker et al. 2002: 559f.). Die Forscher fanden heraus, dass unabhängig von 
den demographischen Variablen, Personen, die vom freien Markt der EU am ehesten profitieren 
können auch eher für die EU in einem Referendum abstimmen würden (Tucker et al. 2002: 569f.). 
Neben Studien, die sich mit ökonomischen Variablen beschäftigen, haben verschiedene Unter-
suchungen ihren Schwerpunkt auf Erklärungsfaktoren gelegt, die die Identität von Befragten mit 
der Unterstützung für die EU in Zusammenhang bringen (McLaren 2004, Hooghe/ Marks 2005). 
McLaren (2004) untersucht in wie weit die nationale Identität, im Zuge der voranschreitenden 
europäischen Integration, von Personen als bedroht wahrgenommen wird. Sie tut dies anhand von 
Eurobarometerdaten (2000) und berechnet lineare Regressionen. Als Alternativerklärungen testet 
sie Variablen, die messen, ob eine Person persönlich von der EU-Mitgliedschaft des Landes profi-
tiert (Egozentrischer Utilitarismus) und ob das Land von der Mitgliedschaft profitiert (Soziotropi-




nationale Identität zu verlieren, mit einer höheren Ablehnung der Unterstützung für die EU ein-
hergeht, allerdings haben die Kosten und Nutzen, die persönlich und für das Heimatland ange-
nommen werden, einen größeren Einfluss auf das Ausmaß der Unterstützung der EU (McLaren 
2004: 908f.). 
Die Frage, ob die öffentliche Meinung zur Europäischen Integration eher von ökonomischen, 
politischen Variablen oder dem Ausmaß der nationalen Identität der Bürger beeinflusst wird, be-
schäftigt Hooghe und Marks (2005). Sie nehmen an, dass sich Effekte, die durch die unterschiedlich 
gute Anpassung der Menschen an den liberalisierten Arbeitsmarkt in der EU entstehen, danach 
unterscheiden, ob das Land in den sie leben eher reich an Kapital oder an Arbeitskraft ist. In Län-
dern, die ihre Wirtschaftskraft eher aus Arbeitskraft als aus Kapital ziehen, sollten ungelernte Ar-
beiter eher nicht euroskeptisch sein, Personen in höheren Arbeitspositionen aber schon. In Län-
dern, die ihre Wirtschaftskraft eher aus Kapital ziehen, sollte der Zusammenhang umgekehrt sein 
(Hooghe/ Marks 2005: 421f.). Außer diesen ökonomischen Argumenten testen sie Erklärungen, 
die sich auf die Identität der Bürger beziehen. Denn die Forschung zeige, so die Autoren, dass 
Personen sich zu mehreren Ländern, Städten oder Regionen zugehörig fühlen können, aber auch, 
dass eine starke nationale Identität eine ablehnende Haltung gegenüber dem Integrationsprozess 
der EU fördert (Hooghe/ Marks 2005: 423f.). Als dritte Einflussgröße diskutieren die Autoren die 
Wirkung politischer Eliten und Variablen, wie etwa der Links-Rechts-Selbsteinstufung, schließlich 
sei in der Literatur immer wieder diskutiert worden, dass das Projekt Europa eher aus dem links-
gerichteten Spektrum und von sozialdemokratischen Staaten unterstützt würde (Hooghe/ Marks 
2005: 425). Sie überprüfen ihre Thesen mit Eurobarometerdaten und mit Hilfe von Mehrebenen-
analysen, die neben der Individuellen- und der Länderebene auch Parteien einschließen (Hooghe/ 
Marks 2005: 427f.). Die Ergebnisse zeigen, dass eine exklusive nationale Identität eine Schlüssel-
variable in der Erklärung von Unterstützung für die EU darstellt. Nationale Identität ist in den 
Ländern, in denen die politischen Eliten sich über das Ausmaß der Integration nicht einig sind, der 
Treiber für euroskeptische Einstellungen (Hooghe/ Marks 2005: 437f.). 
Weiterhin gibt es eine Reihe von Studien, die kosmopolitische Einstellungen bzw. Einstellungen 
gegenüber Minderheiten in Zusammenhang mit der Unterstützung gegenüber der EU testen 
(McLaren 2002, De Vreese/ Boomgaarden 2005). 
McLaren (2002) erforscht, ob die Unterstützung der EU mit dem Ausmaß der wahrgenomme-
nen kulturellen Bedrohung variiert. Sie argumentiert, dass dies den Personen nicht notwendiger-
weise bewusst sein muss, vielmehr würden sie den Nationalstaat als Referenz für ihr Denken her-
anziehen und die EU als Bedrohung für den Nationalstaat sehen (McLaren 2002: 554). Dazu führt 




werden danach unterschieden, ob Personen Ländern angehören, die Gründungsmitglieder der EU 
waren oder nicht (McLaren 2002: 555, 560). McLaren zeigt, dass das Ausmaß der Unterstützung 
in größerem Maß von der generellen Angst gegenüber anderen Kulturen abhängt, als Studien bisher 
gezeigt haben (2002: 563f.). 
Neben der Unterstützung für die EU untersuchen De Vreese und Boomgaarden (2005) auch 
Wahlverhalten in Referenden und finden empirische Evidenz dafür, dass negative Einstellungen 
gegenüber Migranten ein Haupterklärungsfaktor für die Ablehnung der Europäischen Integration 
sind. Sie nehmen zudem an, dass zentralistische und rechte ideologische Präferenzen mit einer 
höheren Unterstützung für die EU verknüpft sind. Sie testen ihre Hypothesen in Dänemark und 
den Niederlanden (Eurobarometer 58, 2003). Sie bilden als abhängige Variable einen Index, der die 
Unterstützung der EU misst, dabei berücksichtigen sie Frage danach, ob die Europäische Integra-
tion zu schnell gehen würde, ob die EU eine Bedrohung für kleinere Länder wie die Niederlande 
oder Dänemark sei, ob man bereit wäre etwas für schwächere Länder zu opfern, ob die Mitglied-
schaft in der EU eine gute Sache sei und ob die Mitgliedschaft eher Vor- oder Nachteile für die 
Befragten persönlich hätte. Als zweite abhängige Variable testen sie ob man einem potentiellen 
Referendum zur Erweiterung der EU zustimmen würde (De Vreese/ Boomgaarden 2005: 66f.). 
Die Ergebnisse zeigen, dass die vorhergesagte Wahrscheinlichkeit in einem potentiellen Referen-
dum negativ zu wählen mit der Angst vor Migration zunimmt, daneben finden sie aber auch einen 
positiven Zusammenhang zwischen der Unterstützung für die EU und ökonomischen Evaluatio-
nen bzw. der Bewertung der inländischen Regierung (De Vreese/ Boomgaarden 2005: 72f.). 
 
3.2 Die Wahl euroskeptischer Parteien 
Die Wahl euroskeptischer Parteien kann auf zwei Ebenen untersucht werden, auf der nationalen 
oder der europäischen Ebene. In Studien, die sich mit Wahlen auf der europäischen Ebene be-
schäftigen, wird häufig argumentiert Wähler würden sich von nationalen Themen beeinflussen las-
sen und so auf die europäische Ebene extrapolieren oder sie würden die europäischen Wahlen dazu 
benutzen ihre nationalen Regierungen zu evaluieren, deswegen werden die EP-Wahlen auch als 
Second-Order National Elections bezeichnet (Reif/ Schmitt 1980: 9). Während die Studien der 90er 
Jahre vor allem Hinweise darauf geben, dass Wahlen auf europäischer Ebene im Vergleich zu na-
tionalen Wahlen anders funktionieren bzw. von der Bevölkerung wahrgenommen werden und des-
wegen auch andere Parteien Wahlerfolge erzielen (Reif/ Schmitt 1980, Marsh 1998), betonen spä-
tere Studien die Bedeutung spezifischer europäischer Themen und die Rolle der Bestrafung der 
regierenden Parteien (Hix/ Marsh 2007, Hobolt et al. 2009, De Vries et al. 2011a, 2011b, Hobolt/ 




Wahl euroskeptischer Parteien auf nationaler Ebene (Inglehart/ Norris 2016, Lengfeld 2017, Leng-
feld/ Dilger 2018). Vier Studien, die eine umfassendere Theorie und Formalisierung der Erklärung 
des Wahlverhaltens verwenden (Ray 2004, Hix 2007, Wagner/ Giebler 2014, De Vries 2018), 
möchte ich zudem vorstellen. Außerdem stelle ich einen Beitrag von Alonso (2015) dar, in dem 
das theoretische Argument gemacht wird, die Bürger könnten, bezogen auf die Austeritätspolitik, 
keine Wahlentscheidung treffen, denn sowohl die Regierung als auch die Opposition müssen diese 
alternativlos durchsetzen. 
Reif und Schmitt (1980: 9ff.) fassen in einer der ersten Studien Annahmen und Literatur zu den 
Charakteristika von Second-Order National Elections zusammen. Sie finden Evidenz dafür, dass das 
Level der Partizipation generell geringer ist als bei nationalen Parlamentswahlen, kleinere Parteien 
hätten höhere Erfolgschancen, als in nationalen Wahlen, eine höhere Anzahl der Stimmen bei eu-
ropäischen Wahlen würde ungültig gewählt und die regierenden Parteien würden in EP-Wahlen 
eher Stimmen verlieren. Die Autoren leiten diese Annahmen aus der Untersuchung der Wahler-
gebnisse der neun Länder, die zu dieser Zeit Mitglied der EU sind, sowie Aggregatdaten und Um-
fragedaten aus verschiedenen Quellen, ab (Reif/ Schmitt 1980: 15, 38f.). 
Die Ergebnisse von Reif und Schmitt (1980) werden von Marsh (1998) grundsätzlich bestätigt. 
Er findet jedoch Hinweise darauf, dass dies vor allem für Länder gilt, in denen ein Wechsel der 
Regierungsverantwortung von Wahlperiode zu Wahlperiode normal ist. Er erforscht EP-Wahlen 
zwischen 1979 und 1994 und benutzt zur Überprüfung seiner Thesen aggregierte nationale Wahl-
ergebnisse aus verschiedenen Quellen (Marsh 1998: 594f.). Er bemerkt zudem, dass Wahlen auf 
europäischer Ebene, indem sie die regierenden Parteien Stimmen kosten, zum Problem für diese 
werden und dass die Parteien deswegen ein Interesse daran haben, dass die EP-Wahlen nachge-
ordnete nationale Wahlen sind (Marsh 1998: 606f.). 
Einige Studien weisen darauf hin, dass Personen in ihrer Wahlentscheidung nicht nur von spe-
zifischen, europäischen Themen beeinflusst werden, also so genanntes EU-Issuevoting betreiben (De 
Vries 2007), sondern dass sie die EP-Wahlen auch dazu nutzen die regierenden Parteien abzustra-
fen (Hix/ Marsh 2007, Hobolt et al. 2009, De Vries et al. 2011a, 2011b, Hobolt/ Wittrock 2011, 
Hobolt/ Spoon 2012). 
Hix und Marsh (2007) stellen die Frage, ob die Wähler nach sechs Wahlen zum Europäischen 
Parlament diese immer noch dazu benutzen ihre nationalen Regierungen abzustrafen oder ob sie 
nach Europathemen entscheiden. Sie diskutieren, neben dem klassischen Second-Order-Argument, 
dass insbesondere grüne und links-, sowie rechtsextreme Parteien mit europakritischen Themen 
auf europäischer eher als auf nationaler Ebene Erfolg haben (Hix/ Marsh 2007: 496f.). Sie unter-




stattfanden und beziehen alle Länder ein, die zum jeweiligen Zeitpunkt Mitglied der EU waren. Sie 
berücksichtigen nur Parteien, die bei letzten nationalen Wahlen und bei den EP-Wahlen mindes-
tens 1% der Stimmen erhielten (Hix/ Marsh 2007: 499f.). Die Ergebnisse der linearen Regressionen 
zeigen, dass über 40% der Volatilität zwischen den Wahlen darauf zurückgeht, ob es sich um eine 
große oder eine kleine Partei handelt. Kleine Parteien gewinnen eher Stimmen und große verlieren 
Wähler von nationalen im Vergleich zu europäischen Wahlen. Werden Parteigröße und Regie-
rungsbeteiligung konstant gehalten, haben europakritische Parteien überdurchschnittlichen Erfolg. 
Grüne Parteien haben ebenfalls mehr Erfolg beim Wähler, sozialistische Parteien eher weniger 
(Hix/ Marsh 2007: 506f.). 
Eine alternative Erklärung zum klassischen Modell der EP-Wahlen als Second-Order National Elec-
tions testen Hobolt und Kollegen (2009). Sie nehmen an, dass die schlechteren Wahlergebnisse 
regierender Parteien darauf zurück zu führen sind, dass diese sehr viel proeuropäischer seien als 
der Durchschnittswähler, zudem würden in Wahlkampagnen euroskeptische Themen besonders 
aufgegriffen, die dann dafür sorgen, dass Wähler sich wahrscheinlicher gegen die regierenden Par-
teien wenden (Hobolt et al. 2009: 95ff.). Die Forscher überprüfen ihre Thesen zunächst indem sie 
Aggregatdaten von Parteipositionen, mit denen von Wählerpositionen in Bezug zur Europäischen 
Integration vergleichen, um herauszufinden, wie groß die Unterschiede zwischen beiden Gruppen 
sind. In 20 von 23 Ländern sind die Wähler negativer gegenüber der Europäischen Integration 
eingestellt als die Parteien. Mit Hilfe von Mehrebenenmodellen, die sie aus Daten der European 
Election Studies berechnen, überprüfen sie, ob die Ergebnisse auch auf Individualebene gelten 
(Hobolt et al. 2009: 99ff.). Die Ergebnisse der Analysen zeigen, dass europaspezifische Themen 
bei den EP-Wahlen eine Rolle spielen und dass das Wahlverhalten zudem von der Art und Abde-
ckung von Wahlkampagnen, aber auch von der persönlichen Meinung über die Europäische In-
tegration abhängt. Trotzdem betrachten die Forscher ihre Ergebnisse nicht im Sinne einer Ableh-
nung der Second-Order-Theorie, sondern geben zu bedenken, dass neue Forschung zeigt, dass Euro-
pean Issues wichtiger für die Wahlentscheidung werden (Hobolt et al. 2009: 111ff.).   
Die Rolle der Institutionen wird von De Vries und Kollegen (2011a) untersucht. Sie fragen, ob 
es Personen bei der Wahlentscheidung hilft, wenn sich aufgrund des landesspezifischen Institutio-
nengefüges die Verantwortung für bestimmte politische Themen klar zuordnen lassen (Clarity of 
responsibility-Argument). Sie argumentieren, ausgehend von Überlegungen des ökonomischen Wäh-
lens, dass Wähler die Verantwortung der ökonomischen Lage bei der regierenden Partei sehen oder 
auch nicht und diese demnach bestrafen oder belohnen. Sie übertragen dies auf das Politikfeld der 
Europäischen Integration und nehmen an, dass es, ähnlich wie beim ökonomischen Wählen, auch 




Vries et al. 2011a: 340f.). Sie analysieren dazu Daten der European Election Study (2004) in 19 
west- und osteuropäischen Ländern. Sie wenden hierarchische Mehrebenenmodelle an, abhängige 
Variable ist, ob eine Person die regierende Partei gewählt hat oder nicht (De Vries et al. 2011a: 
347f.). Die empirischen Ergebnisse bestätigen dies. In Ländern, in denen die institutionellen Be-
dingungen eine klare Verantwortungszuschreibung erlauben, weil sie die Exekutive stärken, kön-
nen die Wähler einfacher zwischen verantwortlichen und nicht verantwortlichen Parteien, die sie 
abstrafen oder belohnen möchten, unterscheiden (De Vries et al. 2011a: 357f.). 
De Vries und Kollegen (2011b) erforschen die Rolle der politischen Informationen im Zusam-
menhang mit dem sogenannten EU-Issuevoting, also dem Wählen anhand spezieller, wahlentschei-
dender Hauptthemen. Sie argumentieren ausgehend davon, dass die EU als komplexes Institutio-
nengefüge im alltäglichen Leben der Bürger meist keine Rolle spielt und die Verantwortungszu-
schreibung für bestimmte politische Themen schwierig ist, dass politisches Wissen bzw. Interesse 
in diesem Fall bei der Wahlentscheidung helfen kann. Sie testen dazu auf Individualebene, ob Per-
sonen eher die Partei wählen zu der sie thematisch eine geringe Distanz haben (Issuevoting-These) 
oder ob sich der negative Effekt der Distanz zwischen Wähler und Partei auf die Wahrscheinlich-
keit eine Partei zu wählen verstärkt, wenn eine Person über ein höheres Level an political Sophistica-
tion verfügt (Political Sophistication-These) (De Vries et al. 2011b: 18f.). Sie überprüfen die Thesen im 
Zuge der Wahlen zum Europäischen Parlament 2009 mit Hilfe von zweistufigen, bedingten, logis-
tischen Mehrebenenmodellen, die sie auf Grundlage des European Parliament Election Sturvey, 
der in den 27 Mitgliedsstaaten der EU erhoben wurde, berechnen (De Vries et al. 2011b: 20f.). Die 
Analysen legen den Schluss nahe, dass Personen mit höherer political Sophistication wahrscheinlicher 
aufgrund von politischen Issues wählen (De Vries et al. 2011b: 25f.). 
Die erste experimentelle Untersuchung der Second-Order-These wird von Hobolt und Wittrock 
(2011) durchgeführt. Sie entwickeln aus der klassischen Argumentation drei Thesen, die sie empi-
risch testen: Erstens nehmen sie an, dass Personen die Partei wählen, der sie auf der Links-Rechts-
Skala und anhand von Policy-Präferenzen am nächsten sind (Aufrichtiges Wählen). Zweitens testen 
sie, ob sich Personen, die mehr Informationen über die Position einer Partei zur Europäischen 
Integration erhalten haben, stärker von Ideologien leiten lassen (Mediatoreffekt der Informatio-
nen). Drittens nehmen sie an, dass Unzufriedenheit mit der Regierung dazu führt, dass eine Person 
eine Partei wählt, die nicht an der Regierung beteiligt ist (Strategisches Wählen) (Hobolt/ Wittrock 
2011: 31ff.). Sie testen die Hypothesen in einem experimentellen Setting, in dem die Personen zufällig 
zu Kontroll- und Experimentalgruppe zugeteilt werden und je einem Treatment ausgesetzt werden. 




sentiert, nach dessen Beantwortung sie gemäß den Informationen über die Links-Rechts-Einstu-
fung, der Informationen über die Einstellung zur Europäischen Integration und zur Regierungszu-
friedenheit eingeteilt wurden, eine Gruppe bildete die Kontrollgruppe. Die Experimente wurden 
mit 314 Teilnehmern im Centre for Experimental Social Science am Nuffield College in Oxford 
durchgeführt (Hobolt/ Wittrock 2011: 34ff.). Die Ergebnisse der konditionalen Logitmodelle zei-
gen, dass die Distanz von Person und Partei in der Links-Rechts-Einstufung wichtiger für die 
Wahlentscheidung ist, als die Einstufung bei der Europäischen Integration. Außerdem spielen ne-
gative Informationen über die Performanz der Regierungspartei bei der Wahlentscheidung eine 
Rolle, obwohl diese Informationen für die europäische Ebene nicht relevant sind. Wurden den 
Probanden mehr Informationen über die Parteieinstufung in EU-Themen gegeben, beeinflusste 
das ihre Wahlentscheidung, wenn sie mehr Informationen zur Links-Rechts-Einstufung erhielten, 
beeinflusste das die Wahlentscheidung nicht (Hobolt/ Wittrock 2011: 38f.). 
Hobolt und Spoon (2012) fokussieren sich auf die Änderung der Wahlentscheidung von Men-
schen und untersuchen, ob sie dabei eher von EU spezifischen oder nationalen Überlegungen ge-
leitet werden. Sie gehen davon aus, dass die Wähler zwei Hauptmotive bei der Veränderung einer 
Wahlentscheidung zwischen der europäischen und der nationalen Ebene haben: Erstens die Partei 
zu wählen, der sie selbst am nächsten stehen oder zweitens aus Protest eine andere Partei zu wählen 
(Hobolt/ Spoon 2012: 705ff.). Sie testen ihre Hypothesen anhand von Daten, die im Rahmen der 
Wahlen zum Europäischen Parlament 2009 (European Election Study, Media Study) in 27 Mit-
gliedsstaaten erhoben wurden. Abhängige Variable ist, ob eine Person bei der EP-Wahl die gleiche 
Partei gewählt hat, die sie auch bei der letzten nationalen Wahl gewählt hat (Parteianhänger), ob sie 
eine andere Partei (Wechselwähler) oder nicht gewählt hat (Stimmenthalter) (Hobolt/ Spoon 2012: 
710f.). Die Ergebnisse zeigen, dass unklar bleibt, ob sich Bürger aufgrund der Nähe zu einer Partei 
oder aus Protest dazu entscheiden eine andere Partei als bei der nationalen Wahl bzw. gar nicht zu 
wählen und ob für diese Überlegungen EU-spezifische Themen wichtig sind, diese werden insbe-
sondere von der Art bestimmt wie ein Thema politisiert wird (Hobolt/ Spoon 2012: 719f.). 
Die Erforschung von euroskeptischen Parteien auf nationaler Ebene und ihrer Bedeutung, wird 
insbesondere aufgrund der schwierigen Abgrenzung zu populistischen und nationalistischen Par-
teien, nicht explizit gemacht. Dabei ist die Untersuchung von euroskeptischen Parteien auf natio-
naler Ebene durchaus fruchtbar, wie Studien zeigen (Inglehart/ Norris 2016, Lengfeld 2017, Leng-
feld/ Dilger 2018). Denn, so argumentiert Schäfer (2006: 353) über die nationalen Wahlen sei es 
den Bürgern möglich, die Ablehnung oder Befürwortung der Integration im Europäischen Rat zu 




beteiligt, sondern dient als übergeordnete Institution dazu, die entscheidenden Kompromisse zwi-
schen den einzelnen Mitgliedstaaten zu finden und Impulse für die weitere Entwicklung der Union 
zu setzen. Auf europäischer Ebene wiederum kann der Wähler die konkrete Politikgestaltung be-
einflussen und zwar in den Feldern, in denen die EU bereits mehr Kompetenz hat. Deswegen 
sollten die Bürger, die den Einfluss der EU einschränken möchten auf nationaler Ebene europa-
skeptische Parteien wählen (Schäfer 2006: 353). 
Mit den Ursachen der Wahl populistischer Parteien beschäftigen sich Inglehart und Norris 
(2016). Sie untersuchen, ob die Ursachen in Europa eher auf gestiegene ökonomische Unsicherheit, 
wie zum Beispiel die Zunahme prekärer Beschäftigungsverhältnisse, oder dem Wunsch nach kul-
tureller Schließung, die mit einem Wertewandel einhergehen, zurückgehen. Die beiden Forscher 
überprüfen ihre Thesen in 31 Europäischen Ländern. Sie klassifizieren die 268 Parteien dieser Län-
der nach ihren Ideologien und stützen sich dabei auf den Chapel Hill Expert Survey (CHES, 2014). 
Die Individualdaten stammen aus verschiedenen Erhebungswellen des European Social Survey 
(2002-2014) und werden mit Hilfe multivariater, logistischer Regressionen analysiert (Inglegart/ 
Norris 2016: 17f.). Die Daten legen den Schluss nahe, dass neben ökonomischen Gründen auch 
kulturelle Faktoren für die Zunahme der Wahlerfolge populistischer Parteien verantwortlich ge-
macht werden können. Insbesondere ältere Geburtskohorten und Personen mit geringer Bildung 
sind für populistische Parteien empfänglich, diese wiederum bevorzugen charismatische Führungs-
persönlichkeiten, traditionelle Werte und richten sich gegen die etablierten Parteien bzw. das Sys-
tem (Inglegart/ Norris 2016: 30f.). 
Lengfeld (2017) analysiert, ob Personen, die sich durch eine niedrige Statuslage auszeichnen 
(niedrige Bildung, geringeres Einkommen, Tätig als Arbeiter) und die demnach als Modernisie-
rungsverlierer bezeichnet werden können, mit höherer Wahrscheinlichkeit die AfD wählen. Diese 
deutsche, euroskeptische Partei könnte für Wähler niedriger Statuslagen aus verschiedenen Grün-
den attraktiv sein. Zum einen könnten sie sich von der Partei Schutz vor einer voranschreitenden 
europäischen Marktintegration erhoffen, die ihre persönlichen Arbeitsmarktchancen verschlech-
tern könnte, zum anderen könnten sie annehmen, die Partei würde den Zuzug von Migranten er-
schweren, mit denen sie um Arbeitsplätze konkurrieren. Es ist aber auch denkbar, so Lengfeld, 
dass es sich bei der Wahl der Alternative für Deutschland um eine Protestwahl handelt (2017: 
214f.). Er untersucht seine Thesen mit Daten einer Mehrthemenbefragung von Wahlberechtigten, 
die im November 2016 von Infratest dimap Berlin im Auftrag des Südwestdeutschen Rundfunks 
erhoben wurden. Als abhängige Variable verwendet er die so genannte Sonntagsfrage und berech-
net ausgehend von logistischen Regressionen die durchschnittlichen marginalen Effekte (AMEs) 




die AfD zu wählen für Modernisierungsverlierer nicht signifikant höher ist, als für andere Schich-
ten. Aufgrund der unzureichenden Daten bezeichnet der Autor diese Ergebnisse jedoch als vor-
läufig (Lengfeld 2017: 227).  
Zwei mögliche Erklärungen für die Wahl der AfD werden von Lengfeld und Dilger (2018) ge-
testet. Erstens die These der Modernisierungsverlierer, der zufolge sich Menschen niedriger Sta-
tuslagen in Bezug auf Sozialleistungen und Arbeitsplätze in Konkurrenz mit Flüchtlingen befinden, 
die sie mit der Wahl der AfD hoffen zu beheben (Lengfeld/ Dilger 2018: 185ff.). Zweitens der 
These der kulturellen Bedrohung, nach der sich zwischen Kommunitaristen und Kosmopoliten 
eine neue Spaltungslinie anhand der Flüchtlingsfrage festmachen lässt. Kommunitaristen lehnen 
die Zuwanderung von Flüchtlingen ab und sollen deswegen eine erhöhte Wahrscheinlichkeit auf-
weisen die AfD zu wählen (Lengfeld/ Dilger 2018: 183ff.). Sie testen die beiden Ansätze mit Hilfe 
von Daten des sozio-oekonomischen Panels (2016), abhängige Variable ist die Parteiidentifikation 
und berechnen ausgehend von logistischen Regressionen die durchschnittlichen marginalen Ef-
fekte (AMEs) (Lengfeld/ Dilger 2018: 188f.). Anhand der Daten zeigen sie, dass die These der 
kulturellen Bedrohung eine höhere Evidenz zukommt, als der These der Modernisierungsverlierer. 
Personen, die die Zuwanderung von Flüchtlingen ablehnen haben mit höherer Wahrscheinlichkeit 
eine Parteiidentifikation für die AfD (Lengfeld/ Dilger 2018: 196f.). 
Ray (2004) stellt in dem Beitrag ein formales Wahlmodell (spatial model) vor, das Wähler verwen-
den um den negativen Nutzen einer EU-Politik zu ermitteln. Er untersucht diese Beziehung, weil 
in der Literatur immer wieder ein Zusammenhang zwischen rechten Anhängern des neoliberalen 
Marktes und den linken Verfechtern des regulierten Kapitalismus postuliert wird. Ray argumentiert, 
dass die Beziehung zwischen Ideologie und Unterstützung für die EU systematisch danach variiert, 
welcher erwartete Zusammenhang zwischen einer EU-Entscheidung und der politischen Einstel-
lung des einzelnen besteht (Ray 2004: 51). Demnach entscheiden sich Wähler immer dann für eine 
bestimmte EU-Politik, wenn der erwartete negative Nutzen kleiner ist, als bei der jeweiligen natio-
nalen Politik. Das hat vor allem mit den Unterschieden zwischen den europäischen Mitgliedstaaten 
zu tun. Denn nur, wenn diese homogen in ihren politischen, ökonomischen und sozialen Bedin-
gungen wären, wäre die institutionelle Dimension unabhängig von der ideologischen Dimension. 
Ray untersucht die Beziehung zwischen Nutzen und Einstellung am Beispiel der Sozialpolitik und 
unterteilt die Bevölkerung dazu nach Einkommensquartielen (2004: 52). Mit Hilfe von Eurobaro-
meterdaten aus dem Jahr 1996 zeigt er, dass die Links-Rechts-Einstufung nicht mit der Unterstüt-
zung korreliert politische Maßnahmen zu befürworten. Er testet dies am Beispiel der europäischen 
Sozialpolitik. Während innerhalb von europäischen Institutionen die Links-Rechts-Dimension sehr 




Einen Vorschlag zur institutionalistischen Rational Choice Theorie liefert Hix (2007). Demnach 
macht der Wähler seine Entscheidung nicht nur von einem Set an Präferenzen über die EU abhän-
gig, sondern berücksichtigt vielmehr „If actors’ expect policy outcomes to move closer to their 
ideal positions as a result of European integration, they will be Euro-enthusiastic (as many centrists 
are).“ (Hix 2007: 131). Er bettet diese Überlegungen in einen größeren historischen und geogra-
phischen Kontext ein und bemerkt, dass das Design von multilevel politics schon immer so abgelaufen 
sei (Hix 2007: 131). Er verweist deswegen auf verschiedene Vertreter der politischen Ökonomie 
und diskutiert, dass das Ausmaß der monetären Umverteilung in einem Staat bzw. der EU einen 
Einfluss auf Euroskeptizismus haben könnte. Arme Bürger, die in Staaten mit hoher Einkommen-
sumverteilung leben, wie etwa Schweden und reiche Bürger, die in Staaten mit niedriger Einkom-
mensumverteilung leben, wie dem Vereinigten Königreich, sollten euroskeptischer sein, als die je-
weils gegenteilig charakterisierte Person. Er bezieht sich zudem auf die klassischen Studien von 
Anderson (1998) und Gabel (1998), aus denen er die Überlegung ableitet, dass Wähler vor allem 
dann politische Verantwortung an die europäischen Institutionen geben, wenn sie sich auf natio-
naler Ebene nicht repräsentiert fühlen und die Liberalisierung der europäischen Märkte den Druck 
auf die Personen mit weniger Humankapital erhöht (Hix 2007: 133ff.). Er leitet daraus eine Reihe 
von Annahmen ab, die sowohl für Wähler, als auch für Interessengruppen und Parteien gelten: 
Zunächst sei ein Akteur von policy outcomes geleitet, er bewertet die EU danach, ob sie zu deren 
Erfüllung beiträgt oder nicht. Die Entscheidung für oder gegen die EU hängt zudem von folgenden 
Faktoren ab: Ob die EU oder die nationalen Institutionen eher zur Erfüllung der eigenen Ziele 
beitragen und ob bzw. wie (wahrscheinlich) sich die nationalen bzw. europäischen Institutionen 
wandeln werden. Zudem geht er davon aus, dass Interessengruppen und Parteien wesentlich besser 
informiert sind als der Wähler, und dieser bei der politischen Entscheidungsfindung auf so ge-
nannte cues zurückgreifen muss, also Hinweise, Parteiprogramme usw. die diese zur Verfügung 
stellen (Hix 2007: 136). Daraus folgert er, dass Wähler an den extremen Polen der Links-Rechts-
Skala euroskeptischer sind als Wähler, die sich in der Mitte platzieren und dass Wähler und Inte-
ressengruppen, die die Regierungspartei unterstützen, weniger euroskeptisch sind. Drittens leitet er 
ab, dass in Mitgliedsstaaten, in denen die nationale Regierung eher links des europäischen Dur-
schnitts ist, Wähler und Parteien, die sich selbst links einordnen wahrscheinlicher sind, als Wähler 
im rechten Spektrum und umgekehrt. Wähler und Parteien in Mehrheitssystemen sollten viertens 
eher euroskeptisch sein, als in Konsenssystemen. Fünftens postuliert der Autor einen Wandel in 
den euroskeptischen Einstellungen, so sollen linke Wähler und Parteien in den 70er bis 2000er 




Parteien euroskeptisch. Sechstens seien die Akteure in den großen Mitgliedstaaten der EU generell 
euroskeptischer geworden (Hix 2007: 136-139). 
Wagner und Giebler (2014) untersuchten Parteineigung und Einstellungen gegenüber der EU 
in Zusammenhang mit der wirtschaftlichen Lage, mit Hilfe der Theorie des ökonomischen Wäh-
lens. Deren Grundannahme ist, dass Menschen bei ihrer Wahlentscheidung entweder die persön-
liche ökonomische Lage oder die des Landes berücksichtigen und die Partei wählen, die diese ver-
bessern kann. Sind die Wähler der Meinung, die regierende Partei hätte die wirtschaftliche Lage 
verschlechtert, wird sie durch Stimmentzug bestraft. Die Brückenhypothese ist, dass Wähler die 
wirtschaftliche Lage wahrnehmen und bewerten. Diese Bewertung kann auf verschiedenen Ebenen 
erfolgen, hat aber für eine Regierungspartei nur dann negative Konsequenzen, wenn die Bürger sie 
auch dafür verantwortlich machen (Wagner/ Giebler 2014: 125ff.). Problematisch ist bei dieser 
Verantwortlichkeitszuschreibung, dass die Einschätzung der ökonomischen Lage für Wähler 
schwierig ist und diese mit der Parteineigung korreliert. So tendieren Personen dazu eine positive 
wirtschaftliche Entwicklung häufiger der Partei zuzurechnen, mit der sie sich identifizieren, unab-
hängig von der objektiven Lage (Wagner/ Giebler 2014: 128f.). Die Autoren nehmen deswegen 
erstens an, dass Regierungsanhänger für eine gute wirtschaftliche Lage eher die Regierung und für 
eine schlechte wirtschaftliche Lage eher die EU verantwortlich machen. Zweitens postulieren sie, 
dass EU-Skeptiker der EU bei einer schlechten wirtschaftlichen Entwicklung die Verantwortung 
dafür zuschreiben und bei einer guten wirtschaftlichen Lage der nationalen Regierung (Wagner/ 
Giebler 2014: 130f.). Die Forscher testen ihre Hypothesen in einem Mehrebenenmodell mit Daten 
der Nachwahlbefragung (PIREDEU, van Egmond et al. 2011) im Rahmen der Europäischen Par-
lamentswahlen 2009, diese wurden in allen 27 EU-Mitgliedstaaten durchgeführt. Sie bilden als ab-
hängige Variable einen 10-stufigen Verantwortlichkeitsindex, der es ermöglicht zu messen, ob die 
Verantwortung eher auf europäischer oder auf nationaler Ebene gesehen wird (Wagner/ Giebler 
2014: 131f.). Ihre Ergebnisse belegen, dass die Verantwortlichkeitszuschreibung stark von der Par-
teiidentifikation bzw. der Bewertung der EU beeinflusst wird, allerdings „(…) werden diese Effekte 
durch die realökonomische Entwicklung – konkret das BIP-Wachstum – konditioniert.“ (Wagner/ 
Giebler 2014: 139). 
De Vries (2018) orientiert sich in ihrer Benchmark-Theory des Euroskeptizismus sehr an den Über-
legungen von Simon Hix (2007), sowie Ray (2004), vereinfacht sie jedoch. Sie argumentiert, dass 
Bürger in Bezug auf die EU, die Mitgliedschaft des eigenen Landes in der EU (status quo) mit einem 
möglichen Ausstieg aus der EU (alternative state) ins Verhältnis setzen (differential). Sie verweist da-
rauf, dass die Bewertung von Alternativzuständen in der Verhaltensökonomik und der Psychologie 




möglichen Austritts des eigenen Landes aus der EU, werden die Personen also aufgefordert die 
aktuellen Vor- oder Nachteile des Status Quo mit den möglichen Nach- oder Vorteilen eines Aus-
tritts zu verrechnen. Sie bemerkt jedoch, dass die Änderung des Status Quo unweigerlich mit erhöh-
ter Unsicherheit verbunden ist und dass Personen meistens versuchen diese Unsicherheit zu ver-
meiden, sie werden allein aus diesem Grund häufiger den Verbleib in der EU wählen, als den Aus-
tritt. Zudem ziehen Personen die existierenden Vorteile den erwarteten Vorteilen vor, das bedeutet 
risikoaverse Personen werden häufiger zum Status Quo tendieren, einfach weil sie dessen Vorteile 
kennen. Gleichzeitig ist es wichtig festzuhalten, dass die Bewertung nicht nur von der Einschätzung 
des Status Quo, sondern auch der des alternativen Staates abhängt. Das Differential verschiebt sich 
demnach nicht nur, wenn der Status Quo attraktiver wird, sondern auch wenn der Alternativzustand 
plötzlich unattraktiver wird (De Vries 2018: 36-39). Sie merkt zudem an, dass Euroskeptizismus 
auch in den Ländern vorkommt, die die Krise wirtschaftlich besser überstanden haben, ja, sogar 
von ihr profitiert haben (De Vries 2018: 15). Euroskeptizismus ist auch nicht automatisch hoch in 
den Zahlerländern, z. B. Deutschland und Luxemburg, aber in denen, die nicht in der Eurozone 
sind, wie Schweden und Dänemark, die gar nicht zum Europäische Stabilitätsmechanismus beitra-
gen (De Vries 2018: 16). 
Alonso (2015) argumentiert, dass die Bürger in der EU aufgrund der Alternativlosigkeit der 
Austeritätspolitik keine Wahl im demokratietheoretisch Sinn haben, denn es sei egal, ob die Regie-
rung neu gewählt wird, die Sparmaßnahmen müssen, insbesondere in den von der Krise betroffe-
nen Staaten, durchgeführt werden, egal unter welcher Regierungspartei. Ihre These, die Europäer 
würden aus Unzufriedenheit mit den Maßnahmen eigentlich gerne eine andere Partei wählen, dies 
aber aufgrund der Alternativlosigkeit nicht tun, unterfüttert sie empirisch nicht (Alonso 2015: 
245f.). Stattdessen zeigt sie, wie sich Indikatoren wie das Vertrauen in die nationale Regierung oder 
in Parteien generell im Zeitraum zwischen 2002 und 2013 verändert haben. Dabei vergleicht sie 
die Ländergruppe der Unterstützer der Austeritätspolitik, wie sie es nennt, Finnland, Deutschland, 
Österreich und Niederlande mit den von der Krise betroffenen Ländern: Portugal, Spanien, Grie-
chenland, Italien und Irland (Alonso 2015: 261ff.). Aus den sich meist ab 2006 auseinander entwi-
ckelnden Verläufen leitet Alonso (2015: 265) einen demokratischen Bruch ab, der zwischen diesen 
Ländergruppen verläuft. 
 
3.3 Die Erklärung von Länderunterschieden 
Viele der bisher vorgestellten Studien beziehen auch Ländermerkmale, zumindest als Kontrollgrö-
ßen, in ihre Analysen ein. Sie berufen sich häufig auf Maße der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 




oder Export, oder Arbeitsmarktkennzahlen wie die Arbeitslosenquote (ALQ). Aber auch Mitglied-
schaftsdauer, Qualität und Zufriedenheit (mit) der Regierung, Postsozialismus, werden thematsiert. 
Ich möchte in diesem Unterkapitel Studien vorstellen, die Makrovariablen nicht nur als Kontroll-
variablen verwenden, sondern deren Bedeutung besonders hervorheben. 
Ausgehend von dem Gedanken, dass die Europäische Gemeinschaft ursprünglich entstanden 
sei, um die wirtschaftliche Zusammenarbeit zu fördern, formulieren Eichenberg und Dalton (1993) 
die These, dass das Ausmaß der Unterstützung der Bürger für die EU von zwei Faktoren abhängt: 
Erstens von nationalen versus internationalen Interessen und zweitens von ökonomischen versus 
politischen Variablen und der Kombination dieser Faktoren in einem Vierfelderschema. In diesem 
sind die Wahlen zum Europäischen Parlament beispielsweise in den Feldern International und Po-
litisch und das BIP in den Feldern National und Ökonomisch zu finden (Eichenberg/ Dalton 1993: 
511f.). Sie berechnen die Effekte ihres Models in einer gepoolten, international vergleichenden 
Analyse von Eurobarometerdaten, die zwischen 1973 und 1989 erhoben wurden (Eichenberg/ 
Dalton 1993: 516f.). Die Ergebnisse bestätigen, dass die Unterstützung der EU sowohl von natio-
nalen, ökonomischen Faktoren, wie dem Wirtschaftswachstum, aber auch von politischen Fakto-
ren, wie etwa dem Ost-West-Konflikt abhängen (Eichenberg/ Dalton 1993: 522ff.).  
Carrubba (1997) untersucht inwiefern sich die Verhandlungsposition der EU-Mitglieder, die 
Nettoempfänger sind, von den Ländern unterscheidet, die in den EU-Haushalt nur einzahlen. Er 
argumentiert, dass diese Art der Umverteilung nicht nur den Integrationsprozess erleichtert und 
den Ländern hilft, die finanzielle Mittel erhalten, sondern auch denen, die Nettozahler sind. Die 
Ergebnisse der Analyse von Eurobarometerdaten bestätigen dies. Die Zahlungen haben weniger 
das Ziel ökonomische Ungleichheiten auszugleichen, als vielmehr die kurzfristigen politischen 
Kosten der Mitgliedschaft zu überwinden (Carrubba 1997: 489).  
Ob die Unterstützung der EU nicht nur von ökonomischen Faktoren, sondern auch vom Zu-
sammenspiel zwischen supranationaler und nationaler Politik ist, untersucht Sánchez-Cuenca 
(2000). Er nimmt an, dass das Ausmaß der Unterstützung steigt, wenn Personen eine gute Meinung 
vom Funktionieren der supranationalen Institutionen haben und eine schlechte Meinung vom 
Funktionieren der nationalen Institutionen. Denn in diesem Fall sind die Kosten dafür Souveränität 
an die EU abzugeben gering. Neben verschiedenen Individualvariablen testet er auf Makroebene 
den Einfluss von Korruption, Sozialausgaben und pro Kopf BIP in 14 europäischen Mitgliedsstaa-
ten. Seine abhängige Variable ist der durchschnittliche Länderwert des gewünschten Rhythmus der 
Integration (Sánchez-Cuenca 2000: 160). Zunächst zeigt er in der bivariaten Analyse, dass ein star-




steht, in Ländern, die ein hohes Korruptionsniveau haben, wie etwa Italien, Spanien oder Grie-
chenland, ist die Befürwortung der Integration am höchsten. In Ländern, in denen das Niveau 
niedrig ist, wie etwa Dänemark, Schweden und Finnland, wird der Rhythmus der Integration ne-
gativ bewertet (Sánchez-Cuenca 2000: 157f.). Bei der Höhe der Sozialausgaben ist der Zusammen-
hang ähnlich, Länder, die niedrige Sozialausgaben haben, wie etwa Irland, Portugal, Spanien, Grie-
chenland und Italien, wünschen sich mehr Integration. In Ländern, die hohe Ausgaben haben, wie 
Schweden, Finnland und Dänemark ist es umgekehrt. Die Ergebnisse bestätigen sich auch in der 
Makroregression (Sánchez-Cuenca 2000: 157ff.). 
Neben verschiedenen Individualvariablen nehmen Henjak und Kollegen (2012) in ihrer Studie 
explizit Bezug auf eine Reihe von Makrofaktoren und ihren Zusammenhang mit der Unterstützung 
für die EU. Zum einen testen sie klassische ökonomische Variablen wie das BIP, die Arbeitslosen-
quote, die Inflation und die Höhe der Sozialausgaben, aber auch Variablen, die auf die europäischen 
Institutionen und ihr Funktionieren abzielen, wie Inner-EU-Handel, Nettoempfängerstatus, Regu-
lation der EU, Qualität der Regierung, Mitgliedschaftsdauer, EU-Ratsvorsitz, Demokratisierung, 
Demokratiezufriedenheit und eher ungewöhnliche Variablen wie Verluste durch den Zweiten 
Weltkrieg, Tariflohnabdeckung und Anteil der Katholiken (Henjak et al. 2012: 186ff.). Sie untersu-
chen dazu zunächst anhand von Eurobarometerdaten (1975-2007), welche Variablen sich über-
haupt einen Einfluss auf das Ausmaß der Unterstützung für die EU haben, bevor sie in einem 
zweiten Schritt die Veränderungen der Variablen über die verschiedenen Erhebungswellen betrach-
ten (Henjak et al. 2012: 196f.). Im ersten Schritt führen sie dazu mit Hilfe bayesianischer Modellie-
rung eine Regression der Unterstützung für die EU auf alle unabhängigen Makrovariablen in allen 
Ländern durch, aus den 131.072 logischen Kombinationen von Variablen und Ländern werden 
nun die herausgefiltert, die das Erklärungsmodell verbessern. Die finden die Forscher heraus, dass 
sechs Variablen, die den Modellfit insoweit verbessern, als das sie aufgenommen werden sollten: 
Der Anteil Katholiken, die jährliche Inflation, Inner-EU-Handel, Sozialausgaben, Tarifvertragsab-
deckung und die Mitgliedschaftsdauer der Länder in der EU. Sie führen die Analyse ein zweites 
Mal mit den sechs Variablen durch und identifizieren drei Variablen, die für die folgende Analyse 
bedeutsam sind: Erstens die Dauer der Mitgliedschaft, die einen positiven Einfluss haben sollte, 
zweitens die Höhe der Sozialausgaben, die einen positiven Einfluss in Ländern mit niedrigen Aus-
gaben haben sollte und drittens Inner-EU-Handel, der positiv in Ländern wirken sollte, die viel 
Handel innerhalb der EU treiben. Die Analysen bestätigen die angenommenen Zusammenhänge 
(Henjak et al. 2012: 198ff.). In einen zweiten Schritt analysieren die Forscher deswegen die Verän-




12, EU-9) ein Regressionsmodell. Sie können zeigen, dass zwei Variablen über alle Modelle signi-
fikant sind, die Veränderung im BIP und die Veränderung in der Demokratiezufriedenheit (Henjak 
et al. 2012: 202ff.). 
 
3.4 Schlussfolgerungen: Euroskeptische Einstellungen und die Wahl euroskeptischer  
 Parteien 
In diesem Kapitel habe ich Studien vorgestellt, die Gründe für die individuelle Wahlentscheidung 
diskutieren (Kapitel 3.1) und solche, die sich mit Länderunterschieden beschäftigen (Kapitel 3.3). 
Aus ersteren leite ich im folgenden Implikationen für meine Mikrohypothesen ab, aus letzteren 
ergeben sich Hinweise für meine Makrohypothesen. Weiterhin habe ich Studien zu der Frage vor-
gestellt, ob und warum Euroskeptizismus auf europäischer bzw. nationaler Ebene gemessen wer-
den sollte (Kapitel 3.2). Das ist wichtig, weil das Einfluss die Wahl der Handlungstheorie hat, wie 
ich in diesem Unterkapitel diskutieren werde.  
Aus dem ersten Bündel von Studien leite ich ab, dass der Ansatz des ökonomischen Wählens 
bzw. Ansätze, die die Kosten-Nutzen-Rechnung berücksichtigen, am besten geeignet sind auf eu-
roskeptisches Wahlverhalten übertragen zu werden. Weil sich so einerseits auf den Zweck der EU, 
nämlich die Wirtschaftsgemeinschaft abzielen lässt und zweitens die Evaluation des Status quo 
durch die Bürger berücksichtigt wird. Die Studien zeigen, dass die Wähler erstens das eigene Land 
und die Vorteile der Mitgliedschaft in der EU beurteilen können (Gabel 1998, Henjak et al. 2012). 
Die Studie von Abts und Kollegen (2009) bestätigt diesen Zusammenhang zwar nicht, allerdings 
beziehen sie sich in ihrer Untersuchung lediglich auf Belgien. Anderson und Kaltenhalter (1996) 
zeigen, dass die externe wirtschaftliche Situation einen Einfluss auf die Evaluation der Bürger hat. 
Das bestätigen auch Anderson und Reichert (1995), sowie Anderson und Hecht (2011).  
Andere Erklärungsfaktoren wie eine europäische Identität oder eine wahrgenommene kulturelle 
Bedrohung, die die Einstellung der Bürger zu Europa beeinflussen sollen, eignen sich nur bedingt 
um auf euroskeptisches Wahlverhalten übertragen zu werden. McLaren (2004) findet zwar heraus, 
dass Personen, die den Verlust ihrer nationalen Identität fürchten, die EU eher nicht unterstützen, 
jedoch haben Kosten und Nutzen der Mitgliedschaft einen größeren Einfluss. Hooghe und Marks 
(2005) zeigen darüber hinaus, dass der Einfluss der Identität vom Land abhängt. Das ist nicht 
verwunderlich, denn bereits Fligstein 2008: 138) argumentiert, dass die Identifikation mit dem ei-
genen Land bzw. der EU vom Land abhängig ist. Er verweist auf Medrano (2003), der gezeigt hat, 
dass sich das nationale Verständnis von Briten und Amerikanern eher ähnelt und zwar in Abgren-




Identität zu sprechen sei deswegen verfrüht, so Fligstein (2008). Ich schließe mich dieser Argu-
mentation an und beziehe, auch unter Berücksichtigung der unklaren empirischen Befunde, Iden-
tität nicht in meine Analyse mit ein. 
Neben Identität werden auch kulturelle Bedrohung (McLaren 2002) und Ablehnung von Mig-
ration (De Vreese/ Boomgaarden 2005) als Gründe für die eine negative Einstellung zur EU dis-
kutiert. Die Argumente ähneln dabei denen, die auch immer wieder im Zusammenhang mit rechten 
oder linken Parteien vorgebracht werden. Eine Ablehnung der EU resultiert demnach aus einer 
wahrgenommenen kulturellen Bedrohung oder der generellen Ablehnung von Migration. Die EU 
steht diesem mit ihrem freien Personen- und Warenverkehr entgegen. Ich berücksichtige dieses 
Argument, indem ich auch Extremismus in meine Untersuchung einbeziehe. Auf Individualebene 
kontrolliere ich die Links-Rechts-Selbsteinstufung und auf Parteiebene, ob eine Partei rechts- oder 
linksextrem ist. 
Die Studien zum zweiten Unterkapitel zeigen, dass die Untersuchung von Euroskeptizismus auf 
nationaler Ebene möglich und gewinnbringend ist (Inglehart/ Norris 2016, Lengfeld 2017, Leng-
feld/ Dilger 2018), auch wenn häufig Wahlverhalten auf europäischer Ebene Untersucht wird 
(Hix/ Marsh 2007, Hobolt et al. 2009, De Vries et al. 2011a, 2011b, Hobolt/ Wittrock 2011, Ho-
bolt/ Spoon 2012). Ich greife die Studien auch auf, weil häufig über die Bedeutung der EP-Wahlen 
als Second-Order National Elections diskutiert wird, also als Wahlen, die dazu dienen die amtierende 
nationale Regierung zu evaluieren. Das Argument lautete lange Zeit, dass die Bürger nicht in der 
Lage sind europäische und nationale Politik zu trennen (Reif/ Schmitt 1980, Marsh 1998). Andere 
Studien zeigen jedoch, dass sie dazu sehr wohl in der Lage sind (Serricchio et al. 2013, Gomez 
2015, Franchino/ Segatti 2017, De Vries 2018). Ich gehe noch einen Schritt weiter und argumen-
tiere mit Schäfer (2006), dass sie die eben nicht nur trennen können, sondern auch verstehen, wie 
sie mit der nationalen Wahl indirekt Einfluss auf die EU nehmen.  
Im dritten Unterkapitel wird deutlich, warum Länderunterschiede einbezogen werden sollten. 
Zunächst muss bemängelt werden, dass Länderunterschiede in den bisher vorgestellten Studien oft 
gar nicht explizit gemacht werden. Das gilt unabhängig davon, ob weniger oder mehr Länder in 
die Analyse einbezogen werden. Ich habe bereits die Studien von Hobolt und Leblond (2009) und 
Heinisch und Schlipphak (2014) vorgestellt und darauf hingewiesen, dass insbesondere bei einem 
Vergleich von zwei Ländern plausibel gemacht werden muss warum und wie diese ausgewählt wur-
den. Die Gründe dafür können ja vielfältig sein, etwa die Datenverfügbarkeit oder eine genauere 
Betrachtung im Sinne einer Fallstudie. Offenkundig ist dann aber die geringe Verallgemeinerbar-




schwierig ist. Zudem erfordern viele empirische Designs auch eine bestimmte Anzahl Untersu-
chungseinheiten, bzw. werden mit steigender Anzahl robuster (das gilt etwa für die Mehrebenen-
analyse bzw. die lineare Regression). Ich begegne diesem Problem indem ich verschiedene Verfah-
ren kombiniere. So zeigen Henjak und Kollegen (2012), dass der Zeitvergleich sinnvoll ist und dass 
die Dauer der Mitgliedschaft in der EU ein wichtiger Prädiktor ist. Ich führe deswegen eine Trenda-
nalyse der Jahre 2002 bis 2016 durch und gruppiere die Länder nach ihrer Mitgliedschaftsdauer um 
den Einfluss auf euroskeptisches Wahlverhalten zu schätzen. Außerdem kombiniere ich Mehrebe-
nenanalysen mit fixen Effekten, da auch meine Analyse nicht über genug Untersuchungseinheiten 



























4. Parteibasierter Euroskeptizismus: Definition, Abgrenzung und Operationalisierung 
Die (empirische) Untersuchung von Euroskeptizismus bringt einige Probleme mit sich, nicht nur, 
weil der Begriff ursprünglich journalistischer Natur ist (Leruth et al. 2018: 4f.), sondern auch weil 
verschiedene Definitionen von Euroskeptizismus existieren, die unterschiedlich inklusiv sind. Ich 
stelle zunächst verschiedene Definitionen von Euroskeptizismus vor, vergleiche sie und begründe 
für welche Definition ich mich entscheide (Kapitel 4.1). 
Darauffolgend diskutiere ich warum eine Erweiterung des Skeptizismusbegriffes um Nationa-
lismus und Extremismus empirisch sinnvoll sein kann (Kapitel 4.2). Die Analyse von parteibasier-
tem Euroskeptizismus ist häufig schwierig, weil die Abgrenzung zu Populismus und Nationalismus 
nicht einfach ist. Zudem findet man häufig thematische Überschneidungen mit extrem rechten 
oder linken Parteien.  
Anschließend stelle ich Studien vor, aus denen ich die konkrete Operationalisierung ableite (Ka-
pitel 4.3). Die Ausgangsbasis bildet die Operationalisierung von Euroskeptizismus über die Diffe-
renz aus negativen und positiven Aussagen über die EU von Halikiopoulou et al. (2012) ergänzt 
um die Rechts-Links-Verortung nach De Vries/ Edwards (2009) und Vasilopoulou (2011) und 
unter Hinzunahme der Parteifamilie nach Ray (2007). 
In Kapitel 4.4 fasse ich die Schlussfolgerungen aus diesem Kapitel zusammen. 
 
4.1 Vergleich verschiedener Definitionen von Euroskeptizismus 
Der Ursprung des Begriffes Euroskeptizismus liegt in den 1980er Jahren. Journalisten kreierten ihn 
um auszudrücken, dass britische Abgeordnete der Konservativen Partei dem Integrationsprozess 
Europas skeptisch gegenüberstehen. Um einen wissenschaftlichen und ideologischen Anschein zu 
erwecken wurde aus sceptic about europe, euroscepticism. Ähnlich wie bei Nationalismus und Populis-
mus, sollte Euroskeptizismus auf ein dahinter liegendes Konstrukt verweisen. Der zeitliche und 
geographische Bezug hat sich inzwischen jedoch mehrfach geändert. So wurde der Begriff sowohl 
für die Debatten, die im Zuge der Ratifizierung von Maastricht geführt wurden verwendet, als auch 
für die Charakterisierung der Stimmungslage in den Bewerberstaaten, z. B. im Vorfeld der EU-
Erweiterung 2004 (Leruth et al. 2018: 4f.). Bis heute wird der Begriff sehr häufig in diversen Kon-
texten genutzt, das bringt auch definitorische Schwierigkeiten mit sich. Ich gebe deswegen im fol-
genden Kapitel einen kurzen Überblick über häufig verwendete Definitionen.  
Die Grundlage vieler Arbeiten bildet die von Paul Taggart 1998 aufgestellte Definition von 
Euroskeptizismus als “(…) contingent or qualified opposition, as well as incorporating outright 
and unqualified opposition to the process of European integration”. Taggart (1998: 366) verwendet 




die Ziele der EU gemeint, zum anderen gänzliche Ablehnung des gesamten EU-Integrationspro-
zesses. Die Definition eignet sich gut für empirische Arbeiten, da Zustimmung und Ablehnung für 
den Integrationsprozess gut operationalisierbar sind und die Frage auch häufig in Umfragen gestellt 
wird. Weniger häufig wird nach den Zielen der EU und ihrer Befürwortung oder Ablehnung ge-
fragt, diese werden zumeist unterstellt. Hinzukommt, dass die Definition theoretisch sehr umfas-
send ist und die fehlende Abgrenzung des Autors eine eindeutige Zuordnung erschwert. 
Taggart und Szczerbiak (2004: 4) präzisieren die Definition von Taggart (1998), indem sie fest-
stellen, dass es sich bei Taggarts (1998) Definition um soften Euroskeptizismus handelt, bei dem 
die Vertiefung der Europäischen Integration gemeint ist. Während starker Euroskeptizismus 
vielmehr durch “(…) outright rejection of the entire project of European political and economic 
integration, and opposition to one’s country joining or remaining a member of the EU (…).” (Tag-
gart/ Szczerbiak 2004: 3) definiert wird. Im Vergleich zu Taggart (1998) wird der Begriff des star-
ken Euroskeptizismus verwendet, der meint, dass die ökonomische Integration und die Mitglied-
schaft des eigenen Landes zur EU abgelehnt werden. Neben der Ablehnung der EU wird Defini-
tion um die Ablehnung der Mitgliedschaft des eigenen Landes erweitert (Taggart/ Szczerbiak 2004: 
3). Problematisch ist, dass dadurch auch andere, nicht explizit euroskeptische Einstellungen oder 
Parteien gemeint sein können. Beispielsweise radikale rechte Parteien, die aufgrund der „(…) nati-
onalistic elements of their ideology, (…) consider supranationalism as an enemy of the nation-
state.“ (Vasilopoulou 2011: 226).  
Flood (2002a) verweist in einem Arbeitspapier auf eine differenziertere Definition von Euros-
keptizismus. Er schließt Einstellungen und Meinungen, die in Diskussionen, sowie im Verhalten 
(beispielsweise Wahlverhalten) geäußert werden ein und erfasst vorhandene oder erwartete Zweifel 
an der Erwünschtheit, den Vorteilen, der langfristigen Funktionsfähigkeit der EU und ihren Insti-
tutionen, sowie ihren generellen Zielen, den Intuitionen (Flood 2002a: 3). 
„(…) express doubt as to the desirability and/or benefits and/or long-term viability of European or/and 
EU integration as an objective or in the general framework created so far or in some important aspects of 
that framework of institutions, processes and policies and/or as it is anticipated to occur in the future.“ 
(Flood 2002a: 3, Hervorhebungen im Original).  
Die Verwendung von „und/ oder“ ist seiner Meinung nach besonders wichtig, da Euroskeptizis-
mus als catch-all-Begriff herhalten muss und eine Abstufung sonst nicht sinnvoll vorgenommen wer-
den kann (Flood 2002a: 3). Er schlägt zur Operationalisierung sechs Kategorien vor: Erstens EU-
Rejectionists, die entweder die Mitgliedschaft in der EU oder die Beteiligung in bestimmten Institu-
tionen oder Politikprogrammen ablehnen, zweitens EU-Revisionists, die ihr Land gerne in dem po-
litisch Zustand vor den großen vertraglichen Veränderungen der Europäischen Union sähen, ent-




EU-Minimalisten, die zwar den Status Quo akzeptieren, allerdings gegen eine weitere Integration 
sind, entweder in Bezug auf bestimmte Politikfelder oder die ganze Struktur der EU, viertens EU-
Gradualists, die einen langsamen und geplanten Ausbau der EU befürworten, entweder von der 
ganzen EU oder in einzelnen Politikfeldern, fünftens EU-Reformists, die durch konstruktive Kritik 
eine oder mehrere Institutionen der EU verbessern wollen und sechstens EU-Maximalists, die den 
begonnenen Integrationsprozess so schnell wie möglich in bestimmten Politikfeldern oder der ge-
samten EU weiterführen wollen. Die empirische Prüfbarkeit wird durch das Set an Variablen je-
doch nicht wirklich verbessert, denn der Autor betont, dass Parteien nicht ausschließlich in be-
stimmte Kategorien fallen und damit aus anderen heraus. Eine exklusive empirische Zuordnung 
ist anhand des Schemas schwierig (Flood 2002a: 5f.).17  
Kopecký und Mudde (2002) schlagen eine zweidimensionale Konzeptualisierung von Euros-
keptizismus vor, sie beziehen sich dabei allerdings auf Parteipositionen. Sie unterscheiden zwischen 
diffuser und spezifischer Unterstützung für die Europäische Integration. Den beiden Autoren nach 
greifen die bisherigen Definitionsversuche von Taggart (1998) und Taggart und Szczerbiak (2004) 
aus vier Gründen zu kurz: Erstens sei softer Euroskeptizismus zu breit definiert, zweitens unter-
scheiden die Autoren zwar klar zwischen hard und soft, verwässern diese Unterscheidung aber an-
schließend selbst, drittens blieben die Kriterien der Einordnung unklar und viertens berücksichtigt 
die Einstufung nicht die Differenzierung zwischen Positionen gegenüber dem europäischen Integ-
rationsprozesses und der Verkörperung der Ideen. Die Autoren schlagen deswegen vor, in Anleh-
nung an David Eastons Unterscheidung von spezifischer und diffuser Unterstützung, von diffuser 
Unterstützung für die EU zu sprechen, wenn von den generellen Ideen der EU die Rede ist und 
von spezifischer Unterstützung, wenn es um die praktische Arbeit der EU geht (Kopecký/ Mudde 
2002: 300f.). Die Autoren stellen zur Klassifikation von Euroskeptizismus ein Vierfelderschema 
auf, in dem anhand der ersten Dimension: Unterstützung für die Ideen der EU, die Europhilen von 
den Europhoben unterschieden werden und anhand der zweiten Dimension: Unterstützung für die 
Europäische Union, die EU-Optimisten von den EU-Pessimisten unterschieden werden (Ko-
pecký/ Mudde 2002: 301f.). Die Einordnung ist jedoch nicht statisch, Parteien können zwischen 
der euroenthusiastischen und der euroskeptischen Position wechseln, nicht aber in die Position 
europragmatisch oder euroablehnend. Ein vertikaler Wechsel bedeutet demnach lediglich den Ent-
zug der Unterstützung für die EU, während ein vertikaler Wechsel den Entzug der Unterstützung 
für die Europäische Integration bedeuten würde (Kopecký/ Mudde 2002: 319). Das ist ihrer Mein-
ung nach ein klares Zeichen dafür, dass „(…) ideology determines a party’s support for the ideas 
underlying the process of European integration, whereas strategy can play an important role in 
 




explaining a party’s support for the EU.“ (Kopecký/ Mudde 2002: 319). Auch wenn sie bemerken, 
dass Parteien durchaus auch horizontal wechseln können, das würde allerdings einen erheblichen 
ideologischen Wandel bedeuten, der nur sehr langsam verlaufen würde und erhebliche Kosten für 
die Partei hätte (Kopecký/ Mudde 2002: 320). 
Hooghe und Marks (2007) schlagen unter Bezugnahme auf Taggart (1998), Taggart und Szczer-
biak (2004), sowie Kopecký und Mudde (2002) die folgende Definition vor: „(…) one side of a 
continuum that ranges from very positive to very negative dispositions towards European integra-
tion, its policies, its institutions, or its principles.” (Hooghe/ Marks 2007: 120). Sie orientieren sich 
dabei an der theoretisch sparsamen Bewertung der EU als positiv oder negativ und verweisen ne-
ben dem Maß an europäischer Integration, das befürwortet oder abgelehnt werden kann auf die 
Institutionen, sowie Prinzipien der EU. Außerdem geben sie zu bedenken, dass Euroskeptizismus 
sich gewandelt hat, zu Beginn ging es Kritikern hauptsächlich um die Marktintegration, während 
in der neueren Debatte die Verteidigung der nationalen Gemeinschaft gehe (Hooghe/ Marks 2007: 
121). Sie verbinden also die Vorteile der sparsamen und weit verbreiteten Definition von Taggart 
(1998), sowie Taggart und Szczerbiak (2004) und erweitern sie um die Institutionen, Ideen, Prinzi-
pien und die Konstruktionsweise der EU. Das führt dazu, dass die Definition in neueren Studien 
verwendet wird (siehe De Vries/ Edwards 2009, Halikiopoulou et al. 2012). Zudem ist so die An-
schlussfähigkeit an Studien gewährleistet, die mit dem Chapel Hill Expert Survey arbeiten, weil 
diese häufig auf die Hooghe-Marks-Definition rekurrieren.  
Ich verwende in meiner Arbeit die Definition von Hooghe und Marks (2007), die Euroskepti-
zismus als Kontinuum von Ablehnung bis Befürwortung der EU, ihrer Institutionen, Prinzipien, 
Werte und dem Integrationsprozess auffassen. Sie lässt sich sowohl in mein theoretisches Modell 
integrieren, als auch empirisch testen. 
 
4.2 Abgrenzung oder Erweiterung des Skeptizismusbegriffes? 
Die Frage, ob der Begriff Euroskeptizismus um verwandte Konzepte wie etwa Populismus, Nati-
onalismus oder Extremismus erweitert werden sollte, muss sowohl inhaltlich als auch methodisch 
diskutiert werden. Die Parteien verändern einerseits ihr ideologisches Profil und kokettieren ande-
rerseits mit der Kritik an der EU um sich im Parteienwettbewerb einen Vorteil zu verschaffen. 
Deswegen verweisen Szczerbiak und Taggart (2008b) auf eine Unterscheidung hin:  
„(…) ‘Euroscepticism‘ as a broad, underlying party position and (b) whether or not (and how) parties use 
the European issue (…) as an element of interparty competition.” (2008b: 256, Hervorhebung im Original). 
Inhaltlich kann es also aus verschiedenen Gründen für Parteien Vorteile haben euroskeptisch zu 




anzusprechen. Aber auch, weil bestimmte Themen genug Potential zur Polarisierung bieten, z. B. 
das Versagen der etablierten Politiker oder der Austritt Großbritanniens aus der EU.  
Einige Parteifamilien haben zudem eine größere inhaltliche bzw. ideologische Schnittmenge mit 
euroskeptischen Parteien als andere (Flood 2002b). Neben nationalistischen und populistischen 
Parteien (Mudde 2004, Guiso et al. 2017) sind das vor allem extreme Parteien (Hooghe et al. 2002, 
Vasilopoulou 2011) und landwirtschaftliche Parteien (Sitter/ Batory 2008). 
Aus methodischer Sicht muss vor allem diskutiert werden inwieweit sich Parteiprogramm und 
ideologische Position trennen lassen und ob dies möglich oder sinnvoll ist. So argumentieren Hoo-
ghe und Kollegen (2002: 985), dass euroskeptische Parteien häufiger am rechten und linken Rand 
des Parteienspektrums vorzufinden sind. Vasilopoulou (2011: 234) spezifiziert die euroskeptischen 
Positionen radikal rechter Parteien als „‘sovereignty-based’ Euroscepticism“ (Sørensen 2008, Her-
vorhebung im Original). Gabel und Hix (2004: 110) zeigen, dass sich die Parteien im Untersu-
chungszeitraum auch innerhalb einer Parteifamilie ausdifferenzieren. Letzteres wird auch durch die 
Befunde von Ray (2004) gestützt (vgl. Kapitel 3.2 in dieser Arbeit). 
Als populistisch definiert Mudde (2004: 543) eine Parteiideologie, die auf Gruppenunterschiede 
und die Schaffung eines politischen Feindbildes abhebt: 
„(…) an ideology that considers society to be ultimately separated into two homogeneous and antagonistic 
groups, ‘the pure people’ versus ‘the corrupt elite’, and which argues that politics should be an expression 
of the volonté générale (general will) of the people.“ (Mudde 2004: 543).  
Das bedeutet Parteien, die nach dieser Definition als populistisch klassifiziert werden, vertreten die 
Ansichten einer Gruppe, deren Interessen sie gegenüber einer anderen Gruppe, meistens einer 
Elite, verteidigen müssen. Sie argumentieren damit den Willen des Volkes (als einzige Partei) zu 
vertreten, der wiederhergestellt werden soll (Mudde 2004: 543). Norris und Inglehart (2019: 4) 
beschreiben Populismus deswegen auch nicht als Ideologie einer Partei, wie etwa Konservatismus, 
sondern als rhetorisches Stilmittel, das von Politikern benutzt wird um Wähler anzusprechen. In 
diesen Zusammenhang lässt sich auch die Definition von Guiso und Kollegen (2017) einordnen. 
Sie fassen unter populistischen Parteien die auf, die „(…) short-term protection policies without 
regard for their long-term costs.“ (Guiso et al. 2017: 1) betreiben und ergänzen, dass diese Parteien 
von dem Konflikt zwischen Elite und Bürger profitieren, indem sie sich auf die Seite der Bürger 
stellen und eine eher kurzfristig orientierte Politik, mit Bestrebungen den Wohlstand der Gesell-
schaft neu umzuverteilen, fordern (Guiso et al. 2017: 3). Dabei funktioniert Populismus als Strate-
gie und nicht als Merkmal der Partei. Das Populismus in der EU eine besonders erfolgreiche Stra-
tegie ist, ist laut Flood (2002b) in der Architektur der Europäischen Union begründet. Parteien 




der die Unabhängigkeit der einzelnen Mitgliedsländer absorbieren würde, bzw. auf die undemokra-
tischen, bürokratischen und ineffizienten europäischen Institutionen (2002b: 77).  
Da Populismus vor allem als rhetorisches Stilmittel der Partei funktioniert und in dieser Eigen-
schaft von Parteien verschiedener politischer Strömungen verwendet werden kann, halte ich die 
Erweiterung des Skeptizismusbegriffes in Richtung Populismus nicht für zielführend.  
Die Forschung zeigt, dass sich euroskeptische Parteien auf beiden Polen der Links-Rechts-Skala 
finden (u. a. Taggart und Szczerbiak 2004). Während linke Parteien eher sozioökonomische Be-
lange in der Euroskeptizismusdebatte für sich nutzen, verwenden Parteien im rechten Spektrum 
eher kulturelle Argumente (Pirro et al. 2018: 379). Im folgenden Kapitel diskutiere ich deswegen 
die Erweiterung von Euroskeptizismus um links- bzw. rechtsextreme Parteien. 
Zur zusätzlichen Abgrenzung könnte auch das Kriterium Anti-Migrations-Partei verwendetet 
werden, wie es beispielsweise Gerhards und Kollegen tun (2019: 269), weil sie neben den Folgen 
der Eurokrise und der großen Rezession, auch die Migrationskrise und den Brexit betrachten. Den-
nison und Geddes (2018) argumentieren, die ungelöste Migrationsdebatte hätte in Großbritannien 
für den Aufschwung euroskeptischer Parteien gesorgt und die Debatte um den Brexit befeuert. 
Auch Taggart und Szczerbiak (2018) stellen die Entwicklung und den Erfolg euroskeptischer Par-
teien, wie Gerhards und Kollegen, in eine Reihe mit der Migrationskrise, den Folgen der Finanz-
krise und einer Legitimitätskrise. Einen Einfluss des Themas Migration auf Euroskeptizismus fin-
den die Autoren vor allem in osteuropäischen Staaten. Was hierbei jedoch leicht vergessen wird, 
ist das aus der bloßen Abfolge von Krisen, wie sie in den Beiträgen diskutiert werden, nicht auch 
ein linearer Einfluss auf die Entwicklung euroskeptischer Parteien gemacht werden darf. So bemü-
hen sich Taggart und Szczerbiak (2018) um eine gute, wenn auch qualitative Untersuchung der 
Teilbereiche und auch Gerhards et al. (2019) betrachten die Krisen getrennt unter Berücksichtigung 
des Oberthemas Solidarität. Aus diesen Gründen werde ich auf die Erweiterung des Skeptizismus-
begriffes um die spezifische Dimension Anti-Migration verzichten. 
Vasilopoulou (2011) legt ein Analyseschema für radikale rechte und euroskeptische Parteien 
vor, das dem von Flood (2002a) für euroskeptische Parteien und dem von Keith (2018) für linke 
euroskeptische Parteien ähnelt. Sie bildet drei mal vier Gruppen von Parteien und unterscheidet 
danach, ob diese der EU ablehnend gegenüberstehen, ob sie Bedingungen stellen oder ob sie kom-
promittieren und danach, wie sich diese Parteien zu vier Themenfeldern verhalten: Gemeinsamer 
europäischer Kulturraum, Kooperation auf europäischer Ebene, die Durchsetzung von Politikpro-
grammen auf europäischer Ebene und der zukünftige Ausbau einer gemeinsamen Europapolitik 
(Vasilopoulou 2011: 224). Der Definition nach lässt sich der Euroskeptizismus einer rechten Partei 




den Prinzipien der EU zweifelt (Themenfeld 2) oder an der Definition der EU (Themenfeld 1) 
(Vasilopoulou 2011: 231). Zudem wird die generelle Haltung der Partei in Bezug zu Europa cha-
rakterisiert: Rejecting Euroscepticism können sich zwar auf eine gemeinsame Definition von Europa 
als kultureller Raum einigen, lehnen aber die anderen Themenfelder ab. Conditional Euroscepticism 
bedeutet, dass neben der Definition auch anerkannt wird, dass es Kooperation auf europäischer 
Ebene geben muss, allerdings nicht mehr und Compromising Euroscepticism meint, dass abgesehen 
vom zukünftige Ausbau einer gemeinsamen Europapolitik alle anderen Merkmale der Europäi-
schen Integration befürwortet werden (Vasilopoulou 2011: 232f.). Aus theoretischer Sicht lehnen 
alle rechten Parteien in Bezug zur Europäischen Integration die zukünftige gemeinsame Europa-
politik ab, während alle Parteien anerkennen, dass Europa sich als ein gemeinsamer Kulturraum 
definiert, es geht demnach eher um politische Unabhängigkeit von Entscheidungen, als um kultu-
relle Ausgrenzung (Vasilopoulou 2011: 234f.). 
Flood (2002b: 77) verweist hier auf den Zusammenhang zwischen Ideologie und Architektur 
der EU. Die Argumente rechter Parteien speisen sich unter anderem aus der Überlegenheit des 
Europäischen Rechts gegenüber nationalem Recht, das die Unabhängigkeit der Nationalstaaten 
untergrabe und dem Willen die Macht der Europäischen Gerichtshofes generell einzuschränken. 
Außerdem widerstrebt ihnen die Abgabe von Befugnissen der Außen- und Sicherheitspolitik auf 
die europäische Ebene. Dies seien Kernkompetenzen der Nationalstaaten, die für deren Unabhän-
gigkeit unerlässlich seien. Für linke Parteien liegen die Kritikpunkte vor allem im freien Waren- 
und Personenverkehr, der die Konkurrenz zwischen Menschen und Staaten unangemessen befeu-
ert und in der Architektur der Währungsunion und ihren Folgen in der Finanzkrise, die Staaten an 
den Rand der wirtschaftlichen Existenz brachte. 
Neben der theoretischen Abgrenzung gibt es auch methodische Schwierigkeiten, vor allem, da 
manche Merkmale hoch miteinander korrelieren z. B. die Ablehnung von Einwanderung und der 
Schutz der nationalen Wirtschaft. Das erste ist ein fast exklusives Argument der Rechten, das zweite 
wird sowohl von rechten, als auch von linken Parteien vertreten. In der Literatur werden drei Er-
klärungsmodelle zum Zusammenhang von Ideologie und Euroskeptizismus verwendet. Das Re-
gulation-Model, postuliert einen Zusammenhang zwischen Skeptizismus und der Forderung nach 
mehr Regulation auf der linken Seite des Parteienspektrums zugunsten eines Europäischen Wohl-
fahrtsstaates und weniger Regulation auf der rechten Seite um die nationalstaatliche Souveränität 
zu bewahren. Das Hix-Lord-Modell (Hix/ Lord 1997, Hix 1999) nimmt an, dass kein Zusammen-
hang zwischen Position und Skeptizismus besteht und das Hooghe-Marks-Modell geht davon aus, 
dass die Links-Rechts-Positionierung nur auf solche EU-Themen wirkt, die mit Umverteilung und 




Hooghe und Kollegen (2002) finden einen Zusammenhang zwischen Rechts- bzw. Linksextre-
mismus und Euroskeptizismus. Sie untersuchen dazu die Parteiposition im ideologischen Spekt-
rum und Euroskeptizismus, anhand verschiedener Themen wie etwa Entwicklungs- und Finanz-
politik. Die Forscher nutzen den Chapel Hill Expert Survey 1999 und verwenden jeweils den Mit-
telwert der Experten zur Einstufung der Parteien anhand der Links-Rechts-Dimension bzw. der 
Frage nach Ablehnung oder Befürwortung der EU und verschiedenen Kontrolldimensionen (Hoo-
ghe et al. 2002: 966f.). Sie zeigen, dass der Zusammenhang zwischen Position und Euroskeptizis-
mus am stärksten ist, wenn es um neoliberale und kapitalismusregulierende Politik der EU geht 
und schwächer, wenn Entwicklungspolitik, Beschäftigungspolitik oder andere Themen geht. Au-
ßerdem verweisen sie auf eine neue Spaltungslinie, die anhand von Parteifamilien verläuft. Die so 
genannte GAL-TAN-Dimension bei der auf der einen Seite Grüne, Alternative und Liberale Par-
teien (GAL abgekürzt) und auf der anderen Seite Traditionelle, Autoritaristische und Nationalisti-
sche Parteien (TAN abgekürzt) (Hooghe et al. 2002: 985f.). 
Gabel und Hix (2004) untersuchen in wie fern sich die Parteien auf politischer Ebene anhand 
vier verschiedener Skalen zur (ideologischen) Verortung von Parteien einordnen lassen. Sie ver-
gleichen vier Modelle der Verortung: Erstens das International-Relations-Model, zweitens das Re-
gulation-Model, drittens das Hooghe-Marks-Model und viertens das Hix-Lord-Model. Die Logik 
hinter allen Modellen ist, die Verortung von Parteien anhand weniger Items. Die verbreitetste Form 
ist die Links-Rechts-Skala, anhand derer nicht nur Parteien, sondern auch Individuen bezüglich 
ihrer Ideologie verortet werden können (Gabel/ Hix 2004: 94). Die Autoren beurteilen anhand 
von Parteiprogrammanalysen der Europaparteien zwischen 1979 und 1999, welches der Modelle 
für die ideologische Einordnung am besten geeignet ist (Gabel/ Hix 2004: 95ff.). Sie bilden dazu 
14 Kategorien, die die Europäische Integration abbilden und testen mit konfirmatorischen Faktor-
analysen, welche latenten Dimension dahinter liegen (Gabel/ Hix 2004: 101). Zudem untersuchen 
die Autoren wie sich die Parteien bezüglich verschiedener Dimensionen gegeneinander abgrenzen 
und ob die Parteien durch die Zugehörigkeit zu einer Parteifamilie gut charakterisiert werden kön-
nen (Gabel/ Hix 2004: 107). Die Ergebnisse zeigen, dass sich die Parteien im Untersuchungszeit-
raum bezüglich der gemessenen Parteipositionen ausdifferenziert haben. Diese Differenzierung 
verlief nicht anhand der Grenzen zwischen den Parteifamilien, sondern auch innerhalb. Das gilt 
weniger für ökonomische Positionen, sondern vielmehr für die Erweiterung und Vertiefung der 
EU. Die Parteipositionen von linken und konservativen Parteien bezüglich der europäischen In-
tegration haben sich in dem Untersuchungszeitraum sogar komplett gewandelt. Während die 




isch waren, ist es 1999 genau anders herum (Gabel/ Hix 2004: 110). Die Autoren kommen außer-
dem zu dem Ergebnis, dass sie mit den durchgeführten Faktoranalysen zeigen können, dass sie für 
das International-Relations-Model keine Evidenz finden, während das Hix-Lord-Model und das Hoo-
ghe-Marks-Model durch die Analysen zumindest moderat gestützt werden. 
 
4.3 Studien zur Operationalisierung von parteibasiertem Euroskeptizismus 
Ich beschreibe in diesem Kapitel kurz das Vorgehen und die Operationalisierung anderer Autoren 
bei der Einstufung von Parteien als euroskeptisch. Ich beginne mit der Vorstellung eines Schemas 
zur Klassifizierung von Parteiensystemen bzw. Ländern, dass Szczerbiak und Taggart (2008a) vor-
schlagen, bevor ich aktuellere Studien vorstelle, aufgrund derer ich meine Konzeption von euro-
skeptischen Parteien festmache. 
Szczerbiak und Taggart legen 2008 ein heute immer noch einflussreiches Standardwerk in zwei 
Bänden vor, das den Stand der Forschung bündelt und sowohl Fallstudien, als auch umfangreichere 
theoretische Beiträge beinhaltet. Der erste Band schließt mit einer vergleichenden Einordnung der 
beiden Herausgeber, die aufgrund der empirischen Beiträge eine Klassifikation der Parteiensysteme 
der vorgestellten Länder vorschlagen (Szczerbiak/ Taggart 2008a). Demnach lassen sich für euro-
päische, politische Systeme drei Kategorien definieren, je nachdem wie ablehnend die Parteien dem 
Thema Europäische Integration gegenüberstehen. In den meisten Ländern ist die Ablehnung ge-
genüber der EU den Autoren zufolge nicht besonders groß, die Autoren sprechen dann von limited 
contestation. In dieser ersten Ländergruppe stehen die regierenden Parteien der Europäischen In-
tegration positiv gegenüber, mit europakritischen Themen lässt sich in diesen Ländern schlecht 
Wahlkampf machen, das führt dazu, dass sich zwar euroskeptische Parteien bilden, diese aber nicht 
besonders erfolgreich sind (Szczerbiak/ Taggart 2008a).  
Tabelle 4.1 zeigt die Klassifikation der Untersuchungsländer nach Szczerbiak und Taggart 
(2008a). In der zweiten Gruppe wird die EU offen abgelehnt. Szczerbiak/ Taggart (2008a) spre-
chen dann von: open contestation. Die Länder zeichnen sich dadurch aus, dass eine der regierenden 
Parteien eine euroskeptische Position vertritt, zudem wird das Thema der Europäischen Integra-
tion von den Parteien zur Abgrenzung gegeneinander verwendet. Das dritte und schwächste, weil 
nicht inallen Fällen zutreffende Kriterium ist, ob das Thema zum Aufstieg oder Fall einer Regie-
rung beigetragen hat. Die beiden Autoren schreiben dazu, „(…) we put this forward with some 
caution as it does not feature in all the cases we identify.“ (Szczerbiak/ Taggart 2008a: 349). Die 
dritte Ländergruppe zeichnet sich dadurch aus, dass es zwar euroskeptische Parteien gibt und das 




Kontext mit anderen Themen, wie etwa dem EU-Beitritt. Das trifft laut den Autoren auf die Länder 
der Osterweiterung zu (Szczerbiak/ Taggart 2008a: 349). 
Tabelle 4.1: Euroskeptizismusklassifikation der Untersuchungsländer nach Szczerbiak 









































     Ungarn 
Polen 
Quelle: Szczerbiak/ Taggart (2008a: 350).  
Anmerkung: Szczerbiak/ Taggart (2008a) machen keine Aussage über das politische System der 
Schweiz, es handelt sich um meine eigene Einschätzung auf Basis der Forschungsliteratur 
(Church 2004, Leruth 2018). 
 
Die Klassifikation, die Szczerbiak und Taggart (2008a: 350) vorlegen umfasst im Original 25 Länder 
und leitet sich aus den vorher präsentierten Fallstudien ab. Obwohl sie also auf einer großen Da-
tenbasis beruht, sehen die Autoren genau das als Schwierigkeit an. So sei es ihnen nur bedingt 
gelungen mit der Klassifikation ein umfassendes Bild der Parteiensysteme zu vermitteln, weil auf-
grund der Datenfülle und unterschiedlichen Datenquellen lediglich ein Überblick und weniger ein 
analytisches Konzept möglich sei. Dieses Problem wird sich, so die Autoren, auch mit dem Voran-
schreiten der Europäischen Integration verschlechtern. Ich möchte deswegen kurz darauf eingehen 
wie Parteipositionen überhaupt gemessen werden können.  
Es gibt grundsätzlich zwei Möglichkeiten die Positionen von Parteien zu einem bestimmten 
Thema empirisch zu ermitteln: Erstens die Analyse von Parteiprogrammen und zweitens der Bezug 
von Daten aus Expertensurveys (Ray 1999). Der Vorteil der Analyse von Daten und Dokumenten, 
die Parteien selbst zur Verfügung stellen, etwa in Form von Wahlprogrammen ist, dass sie nicht 
nur Informationen über geplante Maßnahmen und Positionen zu bestimmten Themen beinhalten, 
sondern auch, dass sie zum Zweck der Wähleransprache und Kommunikation mit möglichen Ko-
alitionspartnern veröffentlicht werden. Das bedeutet Parteien, legen sich darin thematisch auf 
Kernaussagen fest und berücksichtigen zudem strategische Aspekte. Gleichzeitig sind die Doku-




gen ein unverfälschtes Selbstbild der Partei wieder. Bei Expertensurveys werden in der Regel Exper-
ten eines Landes gebeten die Parteien des Landes anhand verschiedener Kriterien zu klassifizieren. 
Der Vorteil liegt hier in der Unverbundenheit von Experte und Partei und der überblicksartigen 
Einstufung, zudem werden die Expertenmeinungen gegeneinander validiert. Auch Parteien, die 
über keine oder wenige Dokumente verfügen können so analysiert werden (Ray 1999: 284f.). 
Die Einstufung von Parteien anhand von Expertensurveys ist vor allem in der North Carolina 
School verbreitet (Mudde 2012: 197f.). Häufig wird auf den Chapel Hill Expert Survey zurückge-
griffen, der seit 1984 eine Übersicht über Parteipositionen bietet. Bezüglich Euroskeptizismus um-
fasst der Kernfragebogen die Position einer Partei zur Europäischen Integration und eine Salienz-
frage. Außerdem sollen Experten darüber Auskunft geben, wie sie Streit innerhalb der Partei über 
die Europäische Integration einschätzen und eine Links-Rechts-Einstufung (ideologisch, ökono-
misch und soziokulturell) der Parteien vornehmen (Hooghe et al. 2010: 687f.). Ein Experte beur-
teilt jeweils alle Parteien eines Landes zu einem bestimmten Zeitpunkt und schätzt diese anhand 
seiner Expertenmeinung ein. Die Vorteile liegen dabei klar auf der Hand: Außer den Experten wird 
keine zusätzliche Informationsquelle benötigt, wie etwa Parteiprogramme oder Umfragedaten und 
die Expertenbefragung ist relativ kostengünstig (Hooghe et al. 2010: 689).  
Ihr Nachteil liegt in der unterschiedlichen Anzahl an Experten, die pro Land angefragt werden 
und den unterschiedlich hohen Ausschöpfungsquote. Das kann daran liegen, dass nicht genug Ex-
perten zur Verfügung stehen oder dass der Experte nicht der Meinung ist, genug Einblicke in die 
Partei zu haben, weil deren parteistrategische Absprachen eher hinter verschlossenen Türen ge-
troffen werden. Der Experte steht dann vor der Herausforderung aus den verfügbaren Informati-
onsquellen eine Interpretation der Parteiposition abzuleiten (Hooghe et al. 2010: 690ff.).  
Lindstädt und Kollegen (2018) bemängeln, dass nicht klar ist, was Experten wirklich über ein 
Land und dessen Parteien wissen, aus diesem Grund würden die Aussagen mehrerer Experten 
aggregiert, um sie zu validieren. Die Forscher monieren, dass die Mittelwerte aus mehreren Exper-
tenbewertungen nicht die Qualität der Einstufung verbessern. Denn die Politikwissenschaftler, die 
die Daten aufbereiten würden den Fehler machen nicht zwischen Inferenz und Aggregation zu 
unterscheiden, weswegen insbesondere in Ländern, in denen wenig Informationen verfügbar sind 
„(…) bias due to scale truncation and central tendency biases among respondents (…).“ (Lindstädt 
et al. 2018: 1) auftreten würde. Die Autoren schlagen vor die Art der Aggregation zu ändern, zum 
Beispiel in dem anhand des Medians bzw. Modalwertes und nicht anhand des Durchschnittswertes 
aggregiert wird. Zudem könnte bei der Konstruktion der Expertensurveys darauf geachtet werden, 
dass weniger Likert-Skalen verwendet werden, da diese sehr voraussetzungsvoll sind (Lindstädt et 




Da diese Möglichkeit den Primärforschen vorbehalten ist und damit keine Möglichkeit habe, 
die methodischen Mängel einer Expertenbefragung auszugleichen, schließe ich mich der Empfeh-
lung von Szczerbiak und Taggart (2008a) an und untersuchen parteibasierten Euroskeptizismus 
anhand von Parteiprogrammen. 
Nach der Darstellung der Vor- und Nachteile der beiden gängigsten Erhebungsverfahren 
nehme in dem folgenden Kapitel Bezug auf mehrere Studien, deren Operationalisierungen von 
Euroskeptizismus ich miteinander verbinde.  
Halikiopoulou et al. (2012) verwenden zur Messung von Euroskeptizismus bei Parteien des 
Europäischen Parlamentes Daten des European Manifesto Projects. Sie definieren Euroskeptizis-
mus als „(…) a sentiment of disapproval towards European integration.“ (Halikiopoulou et al. 
2012: 513). Sie identifizieren, basierend auf Vasilopoulou (2011), vier Dimensionen mit denen sich 
die Ablehnung der Europäischen Integration messen lässt: Erstens die ökonomische Dimension, 
zum Beispiel in dem Parteien die Europäische Wirtschafts- und Währungsunion (EWWU) und den 
gemeinsamen Markt ablehnen, zweitens Erweiterung, in dem Parteien die Aufnahme neuer Länder 
in die EU verhindern wollen, drittens kulturelle Integration, in der die Parteien die nationale Kultur 
erhalten wollen und viertens die zukünftige Vertiefung, bei der Parteien verhindern wollen, dass 
die europäischen Institutionen mehr Kompetenz erhalten (Halikiopoulou et al. 2012: 513). Sie ver-
wenden dazu ein gängiges Verfahren, bei dem das Verhältnis zwischen Aussagen bzw. Parteiposi-
tionen berechnet wird (Gabel/ Hix 2004: 107). Sie verrechnen Aussagen, die sich auf die vier Be-
reiche ökonomische Integration, Erweiterung, kulturelle Integration, Vertiefung der EU beziehen. 
Für jede Partei erhalten die Autoren einen Nettoscore, wobei ein negativer Wert eine Partei als 
euroskeptische kennzeichnet und ein positiver Wert bedeutet, dass es sich um eine pro-europäische 
Partei handelt (Halikiopoulou et al. 2012: 515f.). 
Parteien werden von De Vries und Edwards (2009) als euroskeptisch definiert, indem sie sie in 
einem Kontinuum von extremer Ablehnung bis zu völliger Unterstützung der europäischen In-
tegration verorten. Sie messen „(…) party stances on European integration ranging from extreme 
opposition to tremendous support for integration (…).“ (De Vries/ Edwards 2009: 11). Sie klassi-
fizieren eine Partei als euroskeptisch, wenn die Position einer Partei um eine Standardabweichung 
vom Mittelwert der anderen Parteien in einem Parteiensystem abweicht, anstatt einen Skalenpunkt 
festzulegen, ab dem eine Partei als euroskeptisch gilt. Die relative Betrachtung der Parteien ermög-
licht außerdem die Berücksichtigung länderspezifischer Muster im Euroskeptizismus. Das gleiche 
Vorgehen verwenden die Autorinnen bei der Einstufung von extremen Parteien. Als extrem rechts 
oder links gelten Parteien, die um eine Standardabweichung vom Mittelwert aller anderen Parteien 




Chapel Hill Expert Survey bei dem Experten gebeten werden die Parteien eines Landes auf einer 
7-stufigen Skala einzuordnen, je nachdem wie die Partei zur Europäischen Integration steht. Die 
Experten beantworten dazu die Frage „[What is] the overall orientation of the party leadership 
toward European integration?“ (De Vries/ Edwards 2009: 17, Hinzufügung im Original). De Vries 
und Edwards machen die Parteieinstufung selbst, bzw. Operationalisierung mit dem Chapel Hill 
Expert Survey nicht explizit. In einem 2016 erschienenen Artikel von Hobolt und De Vries (2016: 
507, 511) wird dies deutlicher. Demnach gelten Parteien als stark euroskeptisch, die auf Basis der 
7-stufigen Skala von Experten mit einem Wert niedriger als 2,7 bewertet werden, was einer Ableh-
nung bzw. starken Ablehnung der generellen Einstellung gegenüber der Europäischen Integration 
entspricht (Bakker et al. 2016: 16) und zweitens auf der 10-stufigen Links-Rechts-Skala einen Wert 
von über 5 erreichen, das bedeutet Mitte (= Wert von 5) bis extrem rechts (= Wert von 10) (Bakker 
et al. 2016: 19). 
Ray (2007) bemerkt, dass in der Literatur Euroskeptizismus als Phänomen kleiner Parteien am 
ideologischen Rand bzw. in der Opposition gefunden wird. Er untersucht die Parteipositionen auf 
europäischer Ebene zwischen 1984 und 2002. Ray verwendet dazu neben der Zugehörigkeit zu 
klassischerweise euroskeptischen Parteifamilien, wie der Europe of Democracies and Diversities, 
der Union of a Europe of Nations, die er von Flood (2002b) übernimmt und der United European 
Left/ Nordic Gren Lef, die er selbst hinzufügt, die Einschätzung von Experten. Diese stufen die 
Parteien auf einer 7-stufigen Skala ein, wobei 1 indiziert, dass die Europäische Integration vollkom-
men abgelehnt wird und 7, dass sie vollkommen unterstützt wird. Er legt dann fest, dass Parteien 
mit einem Wert zwischen 1 und 2 als stark euroskeptisch gelten, zwischen 2 und 3,5 bzw. 4 als soft 
euroskeptisch. Zudem spricht er, in Anlehnung an Conti (2003) bei Werten zwischen 4 und 5,7 
von Functional Europeans und von 5,7 bis 7 von Identity Europeans (Ray 2007: 157). Die Analysen 
bestätigen, dass Euroskeptizismus auf europäischer Ebene ein Randphänomen ist. Insbesondere 
in Dänemark und Schweden hätte er erwartet, dass es größere euroskeptische Mainstream-Parteien 
gibt. In Polen, Großbritannien und Frankreich sieht der Autor jedoch Tendenzen dazu, dass sie 
die Euroskeptiker die ganze EU paralysieren könnten, wenn sie politische Macht erhalten (Ray 
2007: 170). Das gilt insbesondere für Großbritanniens Konservative, die im Vergleich zu Parteien, 
mit dem gleichen ideologischen Profil, der gleichen Größe oder Regierungserfahrung, wesentlich 
euroskeptischer sind (Ray 2007: 171). 
 
4.4 Schlussfolgerungen: Vergleich verschiedener Definitionen von Euroskeptizismus 
In diesem Kapitel habe ich mich zunächst mit der Definition von Euroskeptizismus auseinander-




dessen nachträglicher Akademisierung, sowie unterschiedlicher Forschungstraditionen existieren 
ganz unterschiedliche Begriffsverständnisse von einer ablehnenden Einstellung bis hin zum Ver-
ständnis von Euroskeptizismus als Ideologie.  
Ich werde in meiner Dissertation der Definition von Hooghe und Marks (2007) folgen, die 
Euroskeptizismus als Kontinuum von Ablehnung bis Befürwortung der EU, ihrer Institutionen, 
Prinzipien, Werte und dem Integrationsprozess auffassen. Vorteilhaft ist sowohl die gute empiri-
schen Prüfbarkeit, als auch die theoretische Reichweite, wie beispielsweise De Vries und Edwards 
(2009), sowie Halikiopoulou und Kollegen (2012) zeigen. Die Definition von Flood (2002a) eignet 
sich nicht, da sie nicht nur theoretisch zu inklusiv angelegt ist, sondern dadurch auch empirisch 
schwer testbar ist. Ähnlich verhält es sich mit den wegbereitenden Arbeiten von Taggart (1998) 
Taggart und Sczcerbiak (2004). Die vorgeschlagenen Definitionen der Autoren bzw. deren Präzi-
sierungen zielen auf eine qualitative Untersuchung von Euroskeptizismus bzw. eine Untersuchung 
durch Expertensurveys ab. Sie scheiden damit aufgrund der in Kapitel 4.4 vorgebrachten Kritik an 
diesen Verfahren für mein Forschungsvorhaben aus. Die Definition von Hooghe und Marks (2007) 
weist hingegen die nötige Schnittmenge aus theoretischer Genauigkeit und empirischer Testbarkeit 
auf, um für die Arbeit gut verwendet werden zu können. 
Das zweite Unterkapitel behandelt die Frage der Erweiterung bzw. Abgrenzung des Euroskep-
tizismusbegriffes um Konzepte wie Populismus oder Nationalismus. Die Diskussion sollte geführt 
werden, da euroskeptische Parteien traditionell eine große Schnittmenge mit ähnlichen ideologi-
schen Strömungen aufweisen (Flood 2002b), es sich bei Euroskeptizismus aber eben nicht um eine 
Ideologie im engeren Sinne handelt, wie ich in Kapitel 4.1 diskutiert habe. Auch wenn man anmer-
ken muss, dass euroskeptische Parteien versuchen auf Gruppenunterschiede und ein politisches 
Feindbild abzuheben, wie es laut Mudde (2004) populistische Parteien tun. So wird die EU von 
Parteien wie der AfD als Feindbild stilisiert und der Konflikt zwischen Geber- und Nehmerstaaten 
wird von einigen Parteien, beispielsweise Podemos, im Sinne dieser Gruppenunterschiede instru-
mentalisiert. Dass die Erweiterung um das Populismus-Kriterium nicht sinnvoll ist, zeigen Norris 
und Inglehart (2019), sowie Guiso und Kollegen (2017). Denn sie entlarven Populismus als (poli-
tische) Strategie. Norris und Inglehart (2019) beschreiben Populismus als rhetorisches Stilmittel, 
auf das viele Parteien immer wieder zurückgreifen. Guiso und Kollegen (2017) zeigen, dass es sich 
um eine kurzfristige strategische Entscheidung ohne die Berücksichtigung langfristiger Kosten 
handelt. Meiner Meinung kann man die Strategie des Populismus gut am Brexit nachvollziehen. 




der Austrittsverhandlungen, dass die langfristigen Kosten schwer kalkulierbar sind. Das ist ein Un-
terschied zu Parteien, die mit dem Thema Euroskeptizismus (langfristig) Wähler an sich binden 
und Politik betreiben wollen. 
Ähnlich wie beim Populismus, in dem die EU als Feindbild fungiert, taugt sie auch für extreme 
Parteien als Zielscheibe, so Flood (2002b). So ist die Ablehnung der EU von rechts- wie linksext-
remen Parteien unumstritten, wenn auch aus unterschiedlichen Motiven. Im Fall der linken Par-
teien handelt es sich um Kapitalismuskritik und im Fall der rechten Parteien um Protektionismus, 
das Resultat, nämlich eine Politik der Stärkung des Nationalstaates gegenüber der EU, würden 
beiden jedoch teilen. Eine Erweiterung scheint deswegen sinnvoll. Das bestätigt auch die Arbeit 
von Hoohge und Kollegen (2002), die zu der Einschätzung führt, dass zwischen Euroskeptizismus 
und Links-Rechts-Positionierung einer Partei ein Zusammenhang besteht. Die Befunde von Gabel 
und Hix (2004) können dies eingeschränkt bestätigen. Ich schließe mich der Argumentation von 
Hooghe und Kollegen (2002), sowie Vasilopoulou (2011) an und beziehe extreme Parteien über 
die Einstufung auf der Links-Rechts-Skala mit ein. 
Im letzten Unterkapitel (Kapitel 4.3) habe ich Studien vorgestellt, die sich mit der Operationa-
lisierung von Euroskeptizismus beschäftigen. Am sinnvollsten ist die Untersuchung von Euros-
keptizismus über die quantitative Analyse von Parteiprogrammen. Ich verwende Elemente aus drei 
Studien zur Konzeptualisierung von Euroskeptizismus. Erstens haben Halikiopoulou und Kolle-
gen (2012) gezeigt, dass sich Euroskeptizismus gut mittels eines Differentials zwischen positiven 
und negativen Nennungen der EU in Parteiprogrammen abbilden lässt. Dabei verzichte ich jedoch, 
in Anlehnung an die Definition von Hooghe und Marks (2007) auf eine Unterteilung der Dimen-
sionen, beispielsweise zwischen ökonomisch und sozial, sondern beziehe alle Nennungen in Par-
teiprogrammen über die EU mit ein. Zudem orientiere ich mich an dem relativen Konzept der 
Parteieinstufung, das De Vries und Edwards (2009) verwenden. Ich beziehe mich dabei jedoch nur 
auf links- und rechtsextreme Parteien. Denn die Konzeptualisierung von Euroskeptizismus als re-
latives Konzept impliziert, dass keine einheitliche Definition von Euroskeptizismus existiert. Sie 
passt deswegen auch nur eingeschränkt zu der Definition, die die beiden Autorinnen selbst ver-
wenden. Allerdings ist die Erweiterung von Euroskeptizismus um extreme Parteien grundsätzlich 
sinnvoll, weswegen ich das Standardabweichungskonzept für diese Gruppe übernehme. Das Be-
deutet, Parteien, die um je 1,5 Standardabweichungen von den Extrempolen Rechts und Links 
abweichen, gelten als euroskeptisch. Ich ergänze die Einstufung um die Parteifamilie, die unabhän-
gig von der expliziten Nennung europakritischer Positionen in ihren Wahlprogrammen Rück-




5. Zwischenfazit: Methodische und theoretische Probleme der Euroskeptizismusfor-
schung 
Dieses Kapitel dient dazu die zentralen Erkenntnisse der bisher präsentierten Forschungsarbeiten 
noch einmal in komprimierter Form darzustellen und ein Zwischenfazit zu ziehen.  
Ich beschreibe im ersten Unterkapitel auf welche methodischen Probleme ich in der bisherigen 
Forschung gestoßen bin und wie ich diesen in meiner eigenen Arbeit begegne (Kapitel 5.1). Neben 
der Datenbasis und der Länderauswahl, bezieht sich die Kritik auch auf die angewendeten Metho-
den der vorher referierten Studien. Es zeigt sich, dass insbesondere theoriereiche, soziologische 
Arbeiten häufig nicht so angelegt sind, dass sie ohne Weiteres empirisch geprüft werden können.  
Anschließend gehe ich in Kapitel 5.2 auf theoretische Unschärfen in der vorwiegend politikwis-
senschaftlichen Forschung ein. Dazu zählen neben Definitionsproblemen und einem häufig feh-
lenden theoretischen Rahmen, auch die fehlende Berücksichtigung von soziologischen und histo-
rischen Kontexten.   
 
5.1 Methodische Unklarheiten in der Erforschung von Euroskeptizismus 
Häufig stellen die vorgestellten Studien keinen umfassenden Vergleich der Länder an, die zum 
jeweiligen Studienzeitpunkt Mitglied der EU sind, sondern treffen eine Auswahl, die unterschied-
lich gut begründet ist. Eine Reihe von Studien beschäftigt sich intensiv mit ausgewählten Ländern 
(Abts et al. 2009, De Vreese/ Boomgaarden 2005, Hobolt/ Wittrock 2011, Heinisch/ Schlipphak 
2014, Franchino/ Segatti 2017, Lengfeld 2017, Lengfeld/ Dilger 2018, Halikiopoulou/ Vlandas 
2018), oder beschränkt sich auf die Länder, die an einer bestimmten Anzahl von EP-Wahlen teil-
genommen haben (Baimbridge 2018). Verallgemeinernde Schlüsse auf die ganze EU sind aufgrund 
dessen nicht möglich. Dieser fallstudienartige Charakter resultiert häufig aus einem eingeschränk-
ten Datenzugang. Ich stütze mich auf Daten des European Social Survey und alle Länder, die an 
allen acht Befragungswellen teilgenommen haben. Durch den Fokus auf diese 14 europäische Mit-
gliedsstaaten und zwei Länder, die nicht Mitglied der EU sind, werde ich diese Probleme umgehen 
und auch ein außereuropäischer Vergleich wird möglich sein. 
Viele Studien beschränken sich auf Eurobarometerdaten als empirische Basis, diese haben zwar 
den Vorteil der breiten Verfügbarkeit für Europa und von wiederkehrenden Fragemodulen, sodass 
ein Zeitvergleich erleichtert wird, doch stehen die Daten aus Qualitätsgründen in der Kritik. Zum 
einen wird bemängelt, der Fragebogen begünstige aufgrund seiner pro-europäischen Gestaltung 
und den wählbaren Antwortoptionen integrationsbefürwortende Umfrageergebnisse (Höpner/Ju-
rczyk 2012, 2015). Zum anderen werden in den verschiedenen Befragungsländern unterschiedliche 




teilweise problematisch (Pausch 2008, Nissen 2014). Deswegen nutzen einige Forscher nationale 
oder internationale Election Studies, also spezielle, im Rahmen von Wahlen durchgeführte, Um-
fragen (Hobolt et al. 2009, Anderson/ Hecht 2011, De Vries et al. 2011a, 2011b, Hobolt/ Spoon 
2012, Franchino/ Segatti 2017, Halikiopoulou/ Vlandas 2018, Hobolt/ De Vries 2016). Der Vor-
teil liegt dabei in der ausführlicheren Abdeckung von Fragen im Kontext der Wahl, allerdings zum 
Preis der Länderabdeckung bzw. Vergleichbarkeit zwischen den Staaten.  
Einige Forscher erheben deswegen eigene Daten oder greifen auf Daten zurück, die in anderen 
Kontexten erhoben wurden, beispielsweise um ein Umfrageexperiment durchzuführen oder um 
Paneldaten eines Landes zu nutzen (Abts et al. 2009, Hobolt/ Wittrock 2011, Heinisch/ Schlipp-
hak 2014, De Vries 2017, Lengfeld 2017, Lengfeld/ Dilger 2018). Doch auch dabei ist die Aussa-
gekraft der Daten limitiert, weil die Daten eigentlich mit einer anderen Zielsetzung oder nur in 
wenigen Ländern erhoben wurden. Durch die Nutzung des European Social Survey werde ich 
dieser Problematik begegnen. Im ESS werden sowohl bezüglich der Erhebungsmethode, als auch 
des Zeitraums und der Fragebogenübersetzung vergleichbare Daten garantiert. Zudem deckt er 
neben den Mitgliedsstaaten der EU auch Bewerberstaaten und Nicht-Mitglieder ab, wenn auch 
nicht in jeder stattfindenden Erhebungswelle. 
Weiterhin ist die Auswahl der abhängigen Variable in vielen vorgestellten Studien problema-
tisch. Studien, die sich nicht mit Wahlverhalten, sondern mit spezifischer bzw. diffuser Ablehnung 
der EU als Integrationsprojekt beschäftigen (Anderson/ Reichert 1995, Gabel 1998, Tucker et al. 
2002, Abts et al. 2009, Henjak et al. 2012, Serricchio et al. 2013, Gomez 2015), können zwar Hin-
weise auf die Gründe für Euroskeptizismus liefern, treffen aber nicht unbedingt den Punkt. Sie 
verkennen, auch wenn die Autoren von Euroskeptizismus schreiben (Hooghe/ Marks 2005, Abts 
et al. 2009), durch die Operationalisierung über die Frage danach, ob die Mitgliedschaft des eigenen 
Landes in der EU eine gute Sache sei, den handlungsrelevanten Kern der Wahl von Parteien und 
deren gesellschaftlichen Folgen. So bemerken Serricchio und Kollegen, dass das Wissen über die 
EU auf einem historischen Tiefstand ist, deswegen seien die Antworten auf die Frage, ob die Mit-
gliedschaft in der EU eine gute Sache sei, keineswegs „(…) a balanced or accurate judgement on 
behalf of citizens.“ (Serricchio et al. 2013: 54). Auch die Volatilität sei bei dieser Frage größer, als 
wenn die Befragten gebeten werden sich zur Europäischen Einheit zu äußern, so die Forscher 
(2013: 54). Auch Hix (2007) zeigt, dass hinter der bloßen Befürwortung oder Ablehnung der EU, 
möglicherweise differenzierte Wahlentscheidungen stecken, zum Beispiel die Frage: „(…) am I 
more likely to get the policies I want from greater policy centralization or from greater policy de-




Einige Autoren versuchen deswegen mit der Bildung von Indizes ein differenziertes Bild der 
Ablehnung oder Befürwortung für die EU zu erhalten (Gabel 1998, De Vreese und Boomgaarden 
2005, Wagner/ Giebler 2014, Gomez 2015), doch ist dann einerseits nicht mehr ganz klar was 
eigentlich erklärt wird, denn häufig werden die Indizes additiv gebildet und viele Variablen aufge-
nommen, die zwar theoretisch sinnvoll erscheinen, aber empirisch nicht abgesichert werden. Zum 
anderen ist das so entstehende theoretische Modell nicht mehr sehr sparsam, weil es einfach mit 
plausiblen, aber zu vielen Variablen gefüllt wird, als das nachher noch klar wäre, welche Kompo-
nente was erklärt. Ich begegne diesen Kritikpunkten indem ich mich auf Wahlverhalten konzent-
riere und argumentiere, dass dahinter die rationale Überlegung der Bürger steht, ihre Einstellungen 
gegenüber der EU so am besten Ausdruck verleihen zu können. Außerdem kontrolliere ich auf 
verschiedene Variablen, die in anderen Studien als wichtige Prädiktoren identifiziert wurden. 
Studien, die sich mit den Wahlen zum Europäischen Parlament, aber nicht mit nationalen Wah-
len beschäftigen, vernachlässigen unter Umständen die Bedeutung nationaler Wahlen für die euro-
päische Willensbildung (Hix/ Marsh 2007, Hobolt et al. 2009, De Vries et al. 2011a, 2011b, Ho-
bolt/ Wittrock 2011, Hobolt/ Spoon 2012). Denn nationale Parteien spielen für die Entschei-
dungsfindung im europäischen Politikbetrieb eine wichtige Rolle, dessen sind sich auch die Bürger 
bewusst (Schäfer 2006). Ich kann diese Wechselwirkung zwischen den beiden Ebenen mit den 
Daten nur näherungsweise modellieren, indem ich beispielsweise zwischen Vertrauen in das Euro-
päische Parlament und in das nationale Parlament unterscheide und nicht beide Variablen zu einem 
Index zusammenfasse. 
Eine Reihe von Studien ist methodisch unscharf, dazu zählen besonders frühe Arbeiten, die das 
hierarchische Design, das eine europäische, vergleichende Untersuchung erfordert, nicht berück-
sichtigen, häufig wird mit gepoolten Regressionen gearbeitet um diesen Nachteil auszugleichen 
(Eichenberg/ Dalton 1993, McLaren 2002). Andere Studien versuchen durch die Multiplikation 
von Ländern mit Messzeitpunkten genug Fälle für eine Mehrebenenanalyse zu erhalten (Henjak et 
al. 2012, Gomez 2015). Dabei kann durch die Festsetzung von Ländereffekten die Modellanpas-
sung an die Anforderungen der Mehrebenenanalyse verbessert werden (Gomez 2015). Ich ver-
wende aufgrund der diskutierten Probleme, ein aufwendiges und mehrstufiges Untersuchungsdes-
ign, bei dem ich verschiedene Verfahren miteinander kombiniere, um die Nachteile einzelner Ver-
fahren auszugleichen. 
Die vorgestellten soziologischen Ansätze lassen sich nicht ohne Weiteres empirisch prüfen, aus-
genommen ist die Arbeit von Lahusen (2019). Doch auch sein methodisches Design ist verbesse-




fangreiches Bild des Phänomens Euroskeptizismus ermöglicht. Allerdings verwendet er Euroba-
rometerdaten, die aus den oben genannten Gründen problematisch sind. Zudem arbeitet er mit 
einer ungenauen und empirisch schwierig umsetzbaren Definition von Euroskeptizismus. Er 
spricht von Unbehagen, Zweifeln, Kritik und Ablehnung der EU und testet dann, ob die Menschen 
glauben, die EU-Mitgliedschaft ihres Landes sei eine gute Sache. Preunkert (2015) und Vobruba 
(2015) arbeiten zwar theoretisch die Mechanismen der Krise heraus, machen jedoch keine Vor-
schläge zur Testung der Thesen. Ebenso Bach (2015) und Kriesi und Grande (2014). Neidhardt 
(2006) und Gerhards und Kollegen (2009) beschäftigen sich mit den empirisch schwierig zu über-
setzenden Begriffen Öffentlichkeit und Verantwortungszuschreibung.  
 
5.2 Theoretische Schwierigkeiten in der Erforschung von Euroskeptizismus 
Neben den methodischen Mängeln treten auch theoretische Unklarheiten auf. Die Studien beschäf-
tigen sich häufig wiederkehrenden theoretischen Erklärungen: Erstens ökonomische Gründe (Ei-
chenberg/ Dalton 1993, Anderson/ Kaltenthaler 1996, Carruba 1997, Gabel 1998, Wagner/ Gieb-
ler 2014), zweitens kulturelle Angst oder Ablehnung (McLaren 2002, De Vreese/ Boomgaarden 
2005), drittens Identität (McLaren 2004, Hooghe/ Marks 2005, 2009) und viertens transnationale 
Verlierer bzw. Verlierer der Globalisierung (Anderson/ Reichert 1995, Gabel/ Palmer 1995, Gabel 
1998, Tucker et al. 2002), und zwar unabhängig davon, ob es um Einstellungen oder Wahl von 
Parteien geht. Wenige Beiträge ziehen Alternativerklärungen wie die Zufriedenheit mit der Regie-
rung, oder Sozialpolitik in Betracht (Gabel 1998, Abts et al. 2009, Henjak et al. 2012, Baute et al. 
2018). Eine umfassende Theorie fehlt in diesen Studien häufig, auch wenn einige Autoren ihre 
Ergebnisse in einen (politik-)historischen Kontext setzten und sich dabei zum Beispiel auf eine 
institutionalistische Rational Choice Theorie (Hix 2007) oder eine Benchmark Theory (De Vries 2018) 
beziehen. Auch die Parteienlandschaft bzw. der historische politische Kontext bleiben unberück-
sichtigt, wenn es sich nicht um Studien handelt, die sich ausschließlich mit Parteien beschäftigen. 
Ich ordne meine Überlegungen deswegen in die Forschungstradition der erklärenden Soziologie 
ein, um den Hypothesen ein ableitbares und testbares Theoriegerüst zu geben und kombiniere dies 
mit dem Ansatz des ökonomischen Wählens, aus dem ich auch die Brückenhypothese übernehme. 
In letzter Zeit werden vermehrt Studien veröffentlicht, die den Zusammenhang zwischen den 
Folgen der Euro-Krise bzw. Staatsschulden- und Finanzkrise und Euroskeptizismus untersuchen. 
Dabei verwechseln viele von ihnen euroskeptisches Wählen und europakritische Einstellungen 
(Serricchio et al. 2013, Heinisch/ Schlipphak 2014, Gomez 2015, De Vries 2017, Franchino/ Se-
gatti 2017, Guerra 2018, Halikiopoulou/ Vlandas 2018). In ihren Studien können die Autoren auf-




Parteien im Vergleich zu vor der Finanzkrise anti-europäischer auftreten (Rohrschneider/ White-
field 2016), linke Parteien auch heute eine historisch bedingte kritische Einstellung gegenüber Eu-
ropa haben, jedoch auch bereit sind für umfassende europaweite Reformen (Keith 2018) und dass 
in Griechenland, Irland, Portugal und Spanien die Eurozonenkrise einen großen Einfluss auf Par-
teipositionen hatte, während in Ländern wie Schweden, Schweiz, Belgien, Serbien, Rumänien, 
Malta und Kroatien der Einfluss gering ist (Taggart/Szczerbiak 2018). Deswegen werde ich in dem 
vorliegenden Beitrag mit einer umfassenden Aufarbeitung des nationalen Euroskeptizismus in den 
Europäischen Mitgliedsstaaten und zwei Nicht-EU-Staaten beginnen, um anschließend mit einem 
Untersuchungsdesign, dass nicht nur die hierarchische Datenstruktur berücksichtigt, sondern auch 
in der Lage ist zu klären, wie die Kausalmechanismen der Finanzkrise wirken können, zu erfor-
schen welche Gründe hinter der Entscheidung für die Wahl einer euroskeptische Partei liegen.  
In Kapitel 4 habe ich auf verschiedene Probleme mit dem Begriff und der Messung von Euro-
skeptizismus noch einmal ausführlich Bezug genommen. So habe ich zunächst verschiedene wei-
tere (Taggtart 1999, Flood 2002a, Hooghe/ Marks 2007) und engere Definition (Kopecký/ Mudde 
2002) von Euroskeptizismus diskutiert. Dabei habe ich festgestellt, dass bei theoretisch weiten De-
finitionen zwar das Problem besteht, dass sehr viele die EU ablehnende Parteien bzw. Positionen 
als euroskeptisch eingestuft werden und möglicherweise nicht differenziert wird, ob es sich um 
generelle Ablehnung, Kritik oder den Wunsch nach Veränderung von Institutionen handelt (Flood 
2002a). Die engen Definitionen sind jedoch nicht unbedingt besser geeignet, da sie theoretisch 
zwar eine differenzierte Unterteilung von Verhaltensweisen oder Einstellungen ermöglichen, aber 
nicht unbedingt empirisch prüfbar sind. So sind die Kategorien nicht unbedingt exklusiv (Keith 
2018) oder so formuliert, dass für jede Partei eine Zuordnung stattfinden kann (Flood 2002a). Ich 
verwende in meiner Arbeit die Definition von Hooghe und Marks (2007) nach der Euroskeptizis-
mus als ein Kontinuum von Einstellungen gegenüber der EU, ihren Institutionen, dem Integrati-
onsprozess und Prinzipien ist. Die Definition umfasst theoretisch wichtige Aspekte von Euros-
keptizismus, ohne den Begriff zu sehr aufzuladen. Außerdem ist er empirisch umsetzbar, wie Hali-
kiopoulou et al. (2012) und De Vries und Edwards (2009) zeigen. 
Studien zum Wandel und Wahlerfolg euroskeptischer Parteien zeigen, dass Uneinigkeit darüber 
besteht, ob Parteien sich aus ideologischen oder strategischen Gründen für eine euroskeptische 
Ausrichtung entscheiden (Mudde 2012, Topaloff 2018). Strategische Gründe sprechen für einen 
gesellschaftlichen Wandel auf der Nachfrageseite, der Wählerseite, während ideologische Gründe 
für einen Wandel auf der Angebotsseite sprechen. Dieses Dilemma ist mit Querschnittsdaten nicht 
zu lösen, allerdings begegne ich diesem Problem mit einer ausführlichen Darstellung des histori-




Anschließend habe ich mich mit der Abgrenzung zu Extremismus und Populismus, mit dem 
viele euroskeptische Parteien Schnittmengen aufweisen, beschäftigt (Pirro/ Taggart 2018). Ich 
habe gezeigt, dass Populismus aufgrund seiner Funktion als rhetorisches Stilmittel (Norris/ 
Inglehart 2019) nicht geeignet ist den Euroskeptizismusbegriff zu erweitern. Ich habe anschließend 
die Erweiterung um rechts- und linksextreme Parteien diskutiert. Diese sind aufgrund der die Partei 
charakterisierenden Überzeugung, beispielsweise Protektionismus, geeignet den Skeptizismusbe-
griff zu erweitern. Das gilt sowohl aus inhaltlicher Sicht (Flood 2002b), als auch aus methodischer 
Sicht (Hooghe et al. 2002). Außerdem habe ich verschiedene Studien zur Operationalisierung von 
Parteieneinstufungen vorgestellt. Ich verbinde bei der Operationalisierung die Vorteile aller drei 
Studien und wende diese anschließend auf den Individualdatensatz des European Social Survey an. 
So zeigt Ray (2007), dass die Hinzunahme der Parteifamilie sinnvoll ist, während De Vries und 
Edwards (2009), aufzeigen welche Bedeutung die relative Verortung der Partei im jeweiligen Par-

























6. Erklärungsmodell: Wie kann die Wahl euroskeptischer Parteien erklärt werden? 
Im folgenden Kapitel beschreibe ich die Bausteine meiner theoretischen Erklärung von euroskep-
tischem Wahlverhalten. Ich orientiere mich am methodologischen Individualismus, denn ich gehe 
davon aus, dass sich das gesellschaftliche Phänomen des Wahlerfolges euroskeptischer Parteien in 
verschiedenen Mitgliedsstaaten der EU über die Mikroebene erklärten lässt, wenn eine Theorie des 
rationalen Wählens auf Individualebene genutzt wird.  
Ich beginne mit dem theoretischen Erklärungsmodell und gehe auf die verschiedenen Bereiche 
mikrofundierter Erklärungen ein, das sind neben der Beschreibung der Situation und der Brücken-
annahmen, der handlungstheoretische Kern und die Aggregationsregel (Kapitel 6.1). 
Im zweiten und dritten Unterkapitel beschreibe ich die Hypothesen auf Makro- und Mikro-
ebene. Auf Makroebene stelle ich sechs Hypothesen auf, die auf einen Verteilungskonflikt um Ri-
siken und politische Macht innerhalb der EU rekurrieren (Kapitel 6.2). Auf Mikroebene sollten vier 
Faktoren dafür verantwortlich sein, dass sich Wähler weniger Einfluss der europäischen Ebene 
wünschen und dies durch die Wahl einer euroskeptischen Partei ausdrücken: wirtschaftliche Si-
cherheit, Institutionenvertrauen, Evaluation der Regierung und viertens extreme Selbsteinstufung 
(Kapitel 6.3). 
 
6.1 Erklärungsbausteine: Von der Eurokrise zur euroskeptischen Wahlentscheidung 
Das Erklärungsprogramm der erklärenden Soziologie geht auf den methodologischen Individua-
lismus nach Coleman (1990) zurück. Mit ihm werden gesellschaftliche Probleme auf der Makro-
ebene beschrieben, die auf das aggregierte Handeln von Individuen zurück zu führen sind. Neben 
einer Hypothese auf der Ebene der Gesellschaft werden dazu auch Hypothesen auf der Individu-
alebene und eine Handlungstheorie benötigt. Außerdem müssen Verbindungen der beiden Ebenen 
mittels Brückenannahmen und Aggregationsregeln geschaffen werden.  
Abbildung 6.1: Theoretisches Erklärungsmodell euroskeptischer Wahlentscheidung 
 
Quelle: Maurer/ Schmid (2010: 85), veränderte Darstellung. 
 
Laut Maurer und Schmid (2010) bestehen theoretische Erklärungen aus verschiedenen Bausteinen: 




orie und viertens der Aggregationsregel (Maurer/ Schmid 2010: 84ff.). Abbildung 6.1 zeigt die ver-
schiedenen Schritte, aus denen die Erklärung aufgebaut wird. Die Verbindung zwischen Eurokrise 
und Wahlerfolgen euroskeptischer Parteien wird in der Situationsbeschreibung geleistet, dann folgt 
die Verbindung von Makro- und Mikroebene in Form der Brückenannahme. Diese lautet, dass die 
Krise den Menschen vor Augen geführt hat, dass sie in einer Währungsunion und nicht unabhängig 
voneinander leben. Die Handlungstheorie besteht in der Theorie der rationalen Wahl, abschließend 
ergibt sich die Verbindung von Mikro- zu Makroebene durch die Aggregation der individuellen 
Wahlentscheidungen.  
Die Beschreibung der Ausgangssituation steht an erster Stelle der Erklärung. Es muss plausibel 
gemacht werden warum ein Ereignis auf Makroebene ein anderes Ereignis auf Makroebene be-
günstigt. Im Fall der Finanzkrise hat diese als externes Schockereignis auf die Mitgliedsländer der 
EU gewirkt. Mit Eintreten der Krise griff eine wirtschaftliche Verunsicherung um sich, die direkte 
und indirekte wirtschaftliche und soziale Folgen in den Euroländern hatte. Die Krise machte ein 
politisches Eingreifen der europäischen Institutionen nötig, dass nicht in allen Ländern und Bevöl-
kerungsschichten positiv aufgenommen wurde. In den von der Krise betroffenen Ländern waren 
die wirtschaftlichen und politischen Folgen dramatisch. In den nicht von der Krise betroffenen 
Ländern bestand die Sorgen eines Spillovers, bei dem die wirtschaftlichen Probleme, aufgrund der 
Interdependenz der Euroländer, auf die anderen Staaten übergreifen. 
Durch die Brückenannahmen wird die Verbindung von Makro- zu Mikroebene beschrieben 
(Maurer/ Schmid 2010: 100ff.). Es geht darum, welche Annahmen dazu führen, dass die Krise, die 
auf der Aggregatebene stattfand, auf die Individualebene wirkt. Die Verbindung bestehen darin, 
dass den Menschen durch die Finanzkrise bewusst wird, dass sie in einer Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion leben, in der wirtschaftliche Risiken und politische Macht ungleich verteilt sind. Wirt-
schaftlich schwächere Staaten und solche, die von der Finanzkrise getroffen wurden, haben weni-
ger politischen Einfluss und tragen höhere wirtschaftliche Risiken. Sie sind nicht so gut in der Lage 
ihre Bürger vor den Folgen der Finanzkrise zu schützen. Das merken die Bürger und überlegen, 
wen sie dafür verantwortlich machen können und wie sie dies artikulieren. Kommen die Bürger zu 
dem Ergebnis, dass die EU ihren politischen Einfluss während oder nach der Krise ungerechtfer-
tigt eingesetzt hat, können sie dies mit einer Wahlentscheidung zum Ausdruck bringen. Es handelt 
sich dabei um eine Kernannahme der Theorie des ökonomischen Wählens, in der die wirtschaftli-
che Lage die Wahlentscheidung der Menschen beeinflusst, weil diese zur Bewertung der Perfor-




Die Handlungstheorie dient der Verdeutlichung der Handlungsentscheidungen, die Personen 
unter gegebenen Bedingungen in einer Situation treffen, sie sollte mit wenigen theoretischen An-
nahmen arbeiten und so einfach wie möglich formuliert sein (Maurer/ Schmid 2010: 113ff.). Ich 
verwende die Theorie des rationalen Wählers, die auf Downs (1957) zurückgeht. In Anlehnung an 
Downs Theorie lassen sich Wahlentscheidungen als Entscheidungen für oder gegen eine be-
stimmte Politik beschreiben. Der Wähler ermittelt seine Position dazu beispielsweise anhand von 
Sachfragen und informiert sich darüber wie die jeweiligen Parteien dazu stehen und wählt die ent-
sprechende Partei. Übertragen auf mein theoretischen Modell bedeutet das, wenn ein Wähler am 
Machtgefüge etwas ändern will, z. B. weniger Einfluss der EU auf den Nationalstaat, oder für sich 
selbst unangemessene wirtschaftliche Risiken empfindet, dann wählt er auf nationaler Ebene eine 
euroskeptische Partei, um dadurch den Einfluss der EU auf den Nationalstaat zu reduzieren. Wich-
tig ist, dass der Mechanismus über das Thema bzw. die Sachfrage, in diesem Fall die politische 
Einflussnahme durch europäische Institutionen während der Krise funktioniert. Damit begegne 
ich der häufig vorgebrachte Kritik, dass eine Stimme zugunsten einer kleinen (euroskeptischen) 
Partei verschenkt sei, da diese nicht in die Rolle der Regierung kommt und deswegen an der Sach-
frage nichts ändern kann (siehe zu einer ausführlicheren Diskussion Kühnel 2001: 11-42). Denn in 
diesem Fall entfaltet sich der politische Einfluss indirekt auf die europäische Ebene.  
Schlussendlich besteht die Aggregationsregel, wie bei Wahlverhalten üblich (Maurer/ Schmid 
2010: 138), in der Aggregation individueller Wahlentscheidungen. Es handelt sich dabei also nicht 
um eine theoretische Annahme, sondern eine mathematische Operation. Das Phänomen der er-
folgreichen euroskeptischen Parteien ist das Ergebnis individueller, aufsummierter Wahlentschei-
dungen. 
 
6.2 Makro-Hypothesen: Die Wahl euroskeptischer Parteien auf Aggregatebene 
Ich stelle zunächst sechs Hypothesen auf der Aggregatebene vor und gehe jeweils auf ihre theore-
tische Einbettung, sowie ausgewählte empirische Studien, die den postulierten Zusammenhang un-
termauern, ein. 
H1Makro: In Staaten, die in Folge der Krise Kredite zur Sanierung ihrer Banken oder des 
Staatshaushaltes erhalten haben, ist der Anteil der Bürger, die euroskeptische 
Parteien wählen höher, als in Staaten, die keine Kredite erhalten haben. 
Ich orientiere mich hierbei an der Argumentation von Heinisch und Schlipphak (2014), die darge-
legt haben, dass die Finanzkrise zu einem Nationalist backlash geführt hat, also der Forderung, den 
Nationalstaat vor dem politischen Einfluss der EU zu schützen. Diese Forderung wurde laut, da 




die mit Hilfe von Krediten der europäischen Gemeinschaft ihre Staatsfinanzen oder Banken sanie-
ren, begeben sich in ein Abhängigkeitsverhältnis. Sie müssen die Sparauflagen erfüllen und auf-
grund der einmaligen Situation der Krise herrscht Unsicherheit über das genaue Prozedere. Wie 
ich gezeigt habe, sind erst im Verlauf der Krise verschiedene Sicherungsmechanismen etabliert 
worden. Die Länder konnten sich demnach nicht von Beginn der Krise auf Art und Umfang der 
Maßnahmen verlassen. Zudem wurden die Kredite dieser Länder nicht nur in mehreren Tranchen 
ausgegeben, sondern auch von unterschiedlichen Geldgebern und diese wurden an unterschiedli-
che Bedingungen geknüpft (De la Porte/ Heins 2014). Auch Vorbruba (2015) bemerkt, dass die 
Krise einige Staaten zu Bürgen machte und andere Staaten zu Abhängigen dieser Bürgen, sei es 
durch bilaterale Beziehungen oder „(…) indirekt durch die Partizipation an Garantieinstitutionen, 
wie dem (..) ESM.“ (Vobruba 2015: 226). Die Folge ist eine Übertragung der transnationalen Ga-
rantiebeziehung, die eigentlich zwischen Staaten vorliegt, auf die Bevölkerung, wo diese sich mit 
bestehenden Verteilungskonflikten mischt und soziale Ungleichheiten verstärken (Vobruba 2015: 
227).  
Die negative Betroffenheit von der Krise kann mit euroskeptischem Wahlverhalten in Verbin-
dung gebracht werden, wie Hobolt und De Vries (2016) zeigen. Personen, die negativ von der 
Krise getroffen wurden und die die Reaktion der EU in der Krise als nicht angemessen bewerten, 
haben eine höhere Wahrscheinlichkeit eine euroskeptische Partei bei der EP-Wahl 2014 zu wählen. 
Die Forscher werten ihre Ergebnisse auch als Zeichen dafür, dass ökonomische Überlegungen 
überhaupt eine Rolle für die Wahlentscheidung spielen (können). Denn allzu oft würde angenom-
men, Wähler seien dazu nicht in der Lage so Hobolt und De Vries (2016: 510f.). 
H2Makro: Der Zusammenhang zwischen erhöhten Euroskeptizismus in den von der Krise 
betroffenen Staaten geht auf die Finanzkrise zurück.  
Es handelt sich bei dieser Hypothese um eine Kausalannahme, die ich mit entsprechenden Verfah-
ren testen werde. Sie ist deswegen wichtig, weil ich gezeigt habe, dass sich die verschiedenen Phasen 
der Krise relativ gut analytisch trennen lassen, sich jedoch bis heute noch nicht die wirtschaftlichen 
Kennzahlen vieler Mitgliedsländer normalisiert haben (Kapitel 2.1). Offen bleibt damit die Frage, 
ob die gefundenen Erklärungsmuster auch auf andere Phasen der hohen Verschuldung, die in vie-
len Mitgliedsländern bereits vor der Krise bestand, übertragen werden können oder ob es gelingen 
kann, den spezifischen Charakter der Krise als Zusammenspiel aus externem Schock, sich ver-
schlechternder wirtschaftlicher Lage, Austeritätsmaßnahmen auf Länderebene und wirtschaftlicher 
und sozialer Unzufriedenheit auf Seiten der Bevölkerung, abzubilden. 
Die Annahme ist dabei sehr voraussetzungsvoll, zwar zeigt De Vries (2018: 72f.), dass Menschen 




etwa ein Korruptionsskandal auf europäischer Ebene, beeinflussen die Bewertung der EU negativ 
(De Vries 2018: 63ff.). Doch die Forschung ist, bezogen auf eine europäische Öffentlichkeit, in der 
diese Ereignisse ja medial transportiert und diskutiert werden, verhalten. So findet Neidhardt 
(2006), dass „(…) mit der wachsenden politischen Kompetenzausstattung der EU-Kommission 
und vor allem des EU-Parlaments [die europäische Meinungsbildung] zunehmen und uns Europa 
immer deutlicher werden lassen.“ (Neidhardt 2006: 58, Hinzufügung von der Autorin). Allerdings 
hatte er dabei wohl nicht an die Folgen einer Finanzkrise, sondern an Verfassungsreferenden ge-
dacht, die in der Vergangenheit ja sehr unterschiedlich ausgefallen sind. 
H3Makro: Je länger die Länder Mitglied der EU sind, desto geringer ist der Anteil euro-
skeptischer Wähler im Land.  
Die Dauer der Mitgliedschaft in der EU sollte die Wahrscheinlichkeit eine euroskeptische Partei zu 
wählen negativ beeinflussen. Je länger die Länder Mitglied sind, desto eher hatten sie die Möglich-
keit die EU über ihre Institutionen zu formen und desto eher konnten sie ihren Einfluss innerhalb 
der EU stärken. Beispielsweise über den Beitritt anderer Staaten, den Zeitpunkt und die Aufnahme, 
sowie den Abbruch von Beitrittsverhandlungen entscheiden. Die Forschung zeigt, dass das zu einer 
pro-europäischen Stimmung beiträgt, die generell die Wahrscheinlichkeit verringert, dass Bürger 
Kritik in Form der Wahl einer europaskeptischen Partei äußern. 
Anderson und Kaltenthaler (1996: 192ff.) zeigen, dass die Unterstützung für die EU in den 
Gründungsmitgliedsstaaten der EU generell höher ist. Henjak und Kollegen (2012: 198ff.) finden 
ebenfalls einen positiven Effekt der Dauer der Mitgliedschaft in der EU auf das Ausmaß der Un-
terstützung der EU hat. Mit dem Eintritt eines Landes beginnt zudem ein Sozialisationsprozess, 
der dazu führt, dass das Bewusstsein und die Wertschätzung der EU an sich steigen und die Vor-
teile der Mitgliedschaft wahrgenommen werden. Dieser Prozess wird dadurch befeuert, dass sich 
politische Eliten auf nationaler und europäischer Ebene pro-europäisch äußern und die sozioöko-
nomischen Vorteile der EU hervorheben. Ähnlich argumentiert auch Weßels (2007: 289f.) und 
verweist auf Eastons Konzept der politischen Unterstützung, das davon ausgeht, dass aus positiven 
Erfahrungen mit konkreten politischen Objekten, etwa spezifischer Unterstützung, die bestimmte 
Politiker oder Parteien erfahren, diffuse Unterstützung, beispielsweise gegenüber dem abstrakten 
Gebilde EU, werden kann. Weßels zeigt, dass die Dauer der Mitgliedschaft einen positiven Effekt 
auf die Europäische Identität hat. Das bedeutet Personen, die in Mitgliedsstaaten leben, die länger 
Mitglied sind, haben ein höheres Ausmaß Europäischer Identität, was wiederum mit einer positiven 
Einstellung gegenüber der EU assoziiert ist. Zudem findet er einen negativen Effekt von Mitglied-
schaftsdauer auf Euroskeptizismus, in Ländern, die länger Mitglied sind, ist dieser nicht so verbrei-




H4Makro: Je höher die Staatsverschuldung eines Landes, desto höher der Anteil euroskep-
tischer Wähler in diesem Land. 
Länder mit hoher Staatsverschuldung haben in der EU eine schlechte Verhandlungsposition ge-
genüber den Staaten der EU, die keine so hohe Staatsverschuldung haben. Da die Erfüllung des 
60%-Kriteriums für alle Mitglieder verbindlich gilt, müssen sich die Länder, die das nicht erfüllen, 
rechtfertigen. Sie müssen sich Maßnahmen unterwerfen um das Defizit abzubauen, die die Staa-
tengemeinschaft vorgibt. So drohte Italien im Juni 2019 ein Defizitverfahren der EU, wenn das 
Haushaltsdefizit und die Gesamtverschuldung nicht abgebaut werden. Das spielt rechtspopulisti-
schen Parteien in die Karten, so erklärte Matteo Salvini „(…) [man] werde gegenüber der EU nicht 
nachgeben.“ (Die Welt 2019, Hinzufügung von der Autorin).  
Auch wenn das Argument der Abhängigkeit plausibel erscheint und eine Analogie zu Hypothese 
1 vermuten lässt, zeigt bereits das Beispiel Italien, dass zu der Gruppe hochverschuldeter Länder 
mehr als die drei von mir untersuchten Programmstaaten gehören. So habe ich in Kapitel 2.1 dar-
gestellt, dass neben Irland und Spanien, auch das Vereinigte Königreich, Slowenien und temporär 
Finnland und die Niederlande zu den Staaten gehören, die das Kriterium nicht einhalten. Es han-
delt sich dabei um eine sehr heterogene Gruppe: Die Niederlande, das Vereinigte Königreich und 
Frankreich halten das Kriterium aufgrund ihrer Exportstärke nicht ein, während Spanien und Ir-
land tatsächlich ihren Haushalt konsolidieren müssen. Das Abhängigkeitsargument gilt jedoch für 
alle Staaten der Gruppe, da die finanzpolitischen Sanktionen für sie gelten, die Hypothese hat des-
wegen den Charakter einer Kreuzvalidierung der ersten These.  
Die Forschung zeigt, dass die Staatsverschuldung mit Wahlverhalten assoziiert werden kann. 
Baimbridge (2018: 438f.) argumentiert, dass unter anderem die Staatsverschuldung als Zeichen der 
wirtschaftlichen Performanz gesehen werden kann. Er zeigt für die Staatsverschuldung einen ne-
gativen Effekt auf die Wahlbeteiligung bei den Wahlen zum Europäischen Parlament. Er findet 
signifikante Effekte der Staatsverschuldung unter anderem in den von der Krise betroffenen Län-
der Griechenland und Italien.  
H5Makro: In Ländern, die zu den Nettoempfängern des EU-Haushaltes gehören ist der 
Anteil euroskeptischer Wähler höher, als in den Ländern, die zu den Nettozah-
lern gehören. 
Der Beitrag zum EU-Haushalt ist einerseits ein Zeichen für eine gute oder schlechte Verhand-
lungsposition eines Landes im europäischen Politikbetrieb und steht andererseits als Indikator für 
ihre wirtschaftliche Leistungsfähigkeit (Carrubba 1997: 489). Auch wenn eingewendet werden 
kann, dass Skeptizismus in den Ländern, die von der EU profitieren, gerade geringer sein sollte, 




dass dieses Argument in der Wahrnehmung der Krise in der Bevölkerung dominiert. Neidhardt 
(2006) und Eder (2000) bestätigen, dass vor allem skandalisierungsfähige Nachrichten in der euro-
päischen Öffentlichkeit diskutiert werden, wie der Fall der negativ geframten wirtschaftlichen Ab-
hängigkeit Griechenlands zeigt (Bickes et al. 2014, Moschella 2017). Die Finanzkrise eignet sich 
besonders gut für eine negative Berichterstattung, da sie mit wirtschaftlichen Kennzahlen unter-
füttert wird und so der Eindruck von Objektivität vermittelt wird. Gleichzeitig instrumentalisieren 
(euroskeptische) Parteien dieses Narrativ und fügen das Feindbild der übergriffigen europäischen 
Institution hinzu. In den Ländern, die Kredite erhalten haben, sollte deswegen weniger die Hoff-
nung auf eine sich bessernde wirtschaftliche Lage, als vielmehr die negativen Nachrichten über die 
Krise, die Berichterstattung domminieren und sich auf das Wahlverhalten auswirken. 
Auch die Forschung hat gezeigt, wie sich die wirtschaftliche Lage auf das Wahlverhalten aus-
wirken kann. Laut Carrubba (1997) haben nicht nur wirtschaftlich weniger leistungsfähige Staaten, 
die oft auch zu den Nettoempfängern gehören, ein Interesse daran Leistungen aus dem EU-Haus-
halt zu erhalten, sondern auch wirtschaftlich stärkere zum EU-Haushalt beizutragen. Carrubba ar-
gumentiert, dass Transferleistungen den Integrationsprozess erleichtern und damit den Kernmit-
gliedsländern helfen. Denn Länder, die Nettozahler des EU-Haushaltes sind, haben eine bessere 
Verhandlungsposition als Empfängerländer (1997: 469f.). In der Öffentlichkeit, das zeigte das Bei-
spiel Griechenland, ging die Deutung der Art und Schwere der wirtschaftlichen Misslage von Grie-
chenland von den Geberländern aus. So wurde in Deutschland diskutiert, ob und in welcher Höhe 
der deutsche Steuerzahler für das vermeintliche Fehlverhalten des griechischen Staates aufkommen 
muss (Bickes et al. 2014, Moschella 2017). Bürger in den Nettoempfängerländern erleben, über-
mittelt durch die Massenmedien, dass ihre nationalen Regierungen gegenüber denen der Zahler-
länder in einer schlechteren Verhandlungsposition sind (Rosenthal 2012) und können diesen nega-
tiven Einfluss der EU am rationalsten durch die Wahl einer euroskeptischen Partei auflösen. Doch 
der der Nettozahler bzw. -empfängerstatus hat auch Auswirkungen auf die Kosten-Nutzen-Rech-
nung der Bevölkerung zur Evaluation der EU-Mitgliedschaft des eigenen Landes. So zeigt Schell 
(2014), anhand des negativen Einflusses des Nettozahlerstatus, „(…) dass der finanzielle Kosten-
Nutzen-Aspekt der EU-Mitgliedschaft für die instrumentelle Bewertung der EU-Integration zent-
ral ist.“ (2014: 50). Er zeigt auch, dass dieser Einfluss zeitkonstant ist (Schell 2014: 50). 
H6Makro: Länder mit einem positiven Außenhandelssaldo weisen einen niedrigeren Anteil 
euroskeptischer Wähler auf, als Länder mit einem negativen Außenhandelssaldo.  
Die Außenhandelsquote kann als Maß für die Offenheit eines Landes angesehen werden. Länder, 




ves Außenhandelssaldo. Das bedeutet die Wirtschaft eines Landes profitiert von den offenen Märk-
ten der EU und der Wohlstand im Land steigt (Semančíková 2016: 408). Bürger, die wahrnehmen, 
dass ihr Land durch den Handel von der EU profitiert, etwa weil sie im produzierenden Gewerbe 
tätig sind, sollten eher keine euroskeptische Partei wählen, weil dazu wirtschaftlich kein Grund 
besteht. Mit der Wahl einer euroskeptischen Partei, die wahrscheinlich den Rückgang des Handels 
zur Folge hätte, wie sich im Fall des Brexit andeutet, würden diese Bürger eine sehr irrationale 
Wahlentscheidung treffen. Aufgrund der wirtschaftlichen Vorteile keine euroskeptische Partei zu 
wählen entspricht der utilitaristischen Argumentation, nach der Bürger beispielsweise die Europä-
ische Integration befürworten, wenn sie finden, dass ihr Land wirtschaftlich von der Mitgliedschaft 
profitiert (De Vreese/ Boomgaarden 2005, De Vries/ van Kersbergen 2007).  
Gleichzeitig können Bürger, die durch ein prekäres Beschäftigungsverhältnis vor Augen geführt 
bekommen, dass ihre Arbeitskraftkraft aufgrund der innereuropäischen Mobilität austauschbar ist, 
die wirtschaftliche Verflechtung, die sich durch eine hohe Importquote ausdrückt, ablehnen. Hier 
domminiert die negative Perzeption der wirtschaftlichen Abhängigkeit von Staaten gegenüber den 
wirtschaftlichen Vorteilen. Die Konkurrenzsituation zu Arbeitskräften anderer Länder hat sich mit 
der Krise noch verstärkt. Bach argumentiert, dass die „(…) ökonomischen und sozialen Disparitä-
ten des Sozialraums Europa [mit der Krise] deutlicher als je zuvor auch in das Bewusstsein der 
Bürger [treten].“ (Bach 2015: 213, Hinzufügung von der Autorin). Personen, die so argumentieren, 
glauben möglicherweise, dass es ihrem Land ohne die EU besser gehen könnte, weil sie die wirt-
schaftliche Abhängigkeit reduziert, das wird unterstützt durch eine populistische Argumentation 
der Parteien, wie sie sich im Brexit gezeigt hat.  
Die Forschung zeigt, dass Handelsbeziehungen innerhalb der EU positiv mit der Unterstützung 
für die EU korrelieren (u. a. Gabel/ Palmer 1995: 12f.). Auch Henjak und Kollegen (2012: 198ff.) 
bestätigen, dass Handel innerhalb der EU einen positiven Effekt auf das Ausmaß der Unterstüt-
zung für die EU hat. 
 
6.3 Mikro-Hypothesen: Die Wahl euroskeptischer Parteien als individuelle Entscheidung 
Im folgenden Kapitel erläutere ich, welche Faktoren auf Mikro-Ebene einen Einfluss auf die Wahl 
euroskeptischer Parteien haben sollten. Ich nehme an, dass vier Faktoren für die Entscheidung der 
Wähler, ihren Willen nach weniger Einfluss der europäischen Ebene auf die nationale Politik durch 
die Wahl einer euroskeptischen Partei Ausdruck zu verleihen, verantwortlich sind. Das sind erstens 
wirtschaftliche Faktoren, zweitens Institutionenvertrauen, drittens die Evaluation der Regierung 
und der Demokratie und viertens extreme Selbsteinstufung. Ich begründe, wie im vorherigen Ka-




H1aMikro: Für Personen, die unzufrieden mit der wirtschaftlichen Lage des Landes sind, 
ist die Wahrscheinlichkeit eine euroskeptische Partei zu wählen höher, als für 
Personen, die mit der wirtschaftlichen Lage des Landes zufrieden sind.  
H1bMikro: Die Wahrscheinlichkeit ist nach der Finanzkrise höher, als vor der Finanzkrise. 
H1cMikro: Die Wahrscheinlichkeit ist in den von der Krise betroffenen Staaten höher, als 
in den nicht von der Krise betroffenen Staaten. 
Die Hypothesen sind an die Theorie des ökonomischen Wählens angelehnt, nach der Menschen 
bei ihrer Wahlentscheidung ökonomische Faktoren berücksichtigen. Wagner und Giebler (2014) 
zeigen, dass die Finanzkrise einen Einfluss auf die Verantwortlichkeitszuschreibung der wirtschaft-
lichen Lage hat. Wenn Personen wahrnehmen, dass der Staat, in dem sie leben, aufgrund der Fi-
nanzkrise in wirtschaftliche Schieflage gerät, beispielsweise, weil die Medien vermehrt über die 
wirtschaftlichen und sozialen Folgen der Krise berichten (Rosenthal 2012, Michailidou 2015, La-
husen 2019), dann erwarten die Bürger negative Konsequenzen auf nationaler Ebene, z. B. Kür-
zungen der Sozialausgaben. Aus Sicht der Wähler ist es rational diese negativen persönlichen Kon-
sequenzen abwenden zu wollen. Es stellt sich die Frage, wie sie dies am wirksamsten, bzw. mit 
geringem Aufwand tun können. Wie ich dargelegt habe, haben die Wähler über die nationalen 
Wahlen die Möglichkeit indirekt auf den Europäischen Rat einzuwirken, der wiederum über das 
Ausmaß des politischen Einflusses der EU entscheidet (Schäfer 2006). Eine rationale Wahlent-
scheidung der Bürger, die die Sparauflagen ablehnen, weil sie diese für die schlechte wirtschaftliche 
Lage in ihrem Land verantwortlich machen, ist demnach die Wahl einer euroskeptischen Partei bei 
der nächsten nationalen Wahl. 
Die Forschung zeigt, dass zwischen Wahlverhalten und der wirtschaftlichen Lage ein Zusam-
menhang hergestellt werden kann. Runge (2014: 72) findet einen Einfluss der wirtschaftlichen Lage 
auf die Unterstützung der EU. Die Wahrscheinlichkeit, die EU zu unterstützen steigt um 8 bis 10 
Prozentpunkte, wenn eine Person ihre wirtschaftliche Lage als gut bewertet. Eichenberg und Dal-
ton (1993: 522ff.) zeigen, dass das Wirtschaftswachstum und andere makroökonomische Faktoren 
einen Einfluss auf die Einstellung der Bürger gegenüber der EU haben. Sie argumentieren, dass die 
wahrgenommenen wirtschaftliche Vorteile der EU-Mitgliedschaft die Evaluation der EU an sich 
positiv beeinflussen (Eichenberg/ Dalton 1993: 513f.).  
De Vries (2017: 50) untersucht anhand des Brexit-Referendums den Einfluss wirtschaftlicher 
Unsicherheit. Um die negativen wirtschaftlichen Folgen des Austritts aus der EU zu umgehen, 
stimmen die Bürger eher für den Verbleib. Zudem scheint die antizipierte Unsicherheit bezüglich 
des britischen Referendums auch einen Einfluss auf die Unterstützung in den anderen EU-Staaten 




finden heraus, dass wirtschaftlich verunsicherte Personen eher für einen EU-Austritt Großbritan-
niens gestimmt haben, als nicht verunsicherte. Auch, wenn dieser Effekt sich hauptsächlich über 
geringes Einkommen, eine einfache Berufsausbildung und hohes Alter erklären lassen, liegen die 
Ergebnisse in einer Linie mit denen anderer Forscher, so Halikiopoulou und Vlandas (2018: 453). 
Zudem zeigen Hobolt und De Vries (2016: 510f.), dass die Wahrscheinlichkeit euroskeptisch zu 
wählen bei den Personen, die persönlich negativ von der Krise getroffen wurden, höher ist.  
Die nächsten beiden Hypothesen rekurrieren auf den Effekt von Institutionenvertrauen auf 
euroskeptisches Wahlverhalten. Für Personen, deren Vertrauen in die politischen Institutionen im 
Zuge der Eurokrise erschüttert wurde, sollte euroskeptisches Wahlverhalten wahrscheinlicher sein. 
Ich unterscheide zwischen Vertrauen in das nationale (H2) und in das europäische Parlament (H3), 
weil die Parlamente als Repräsentanten der europäischen bzw. nationalen Regierung stehen, die die 
Art und Weise wie die Eurokrise auf europäischer und nationaler Ebene gelöst wurde, beeinflusst 
haben.18 Für die Europäer, die eine Wahlentscheidung treffen wollen, ist es naheliegend ihre Ent-
scheidung auch vom Ausmaß des Vertrauens in die jeweilige Institution abhängig zu machen, sie 
nutzen ihr Vertrauen als Proxy für die Performanz der jeweiligen Institution. Ich orientiere mich 
bei der Unterscheidung an dem Argument, das Heinisch und Schlipphak (2014) machen: Im Zuge 
der Krise ist die Salienz für europapolitische Themen gestiegen, Wähler nehmen diese Themen 
also generell häufiger wahr als vor der Krise. Um die Problemlösungskompetenz der EU in der 
Krise zu beurteilen, nutzen sie ihr Institutionenvertrauen als Hilfsmittel. Sie finden heraus, dass 
Bürger vor allem dann eine euroskeptische Partei wählen, wenn sie den europäischen Institutionen 
weniger vertrauen als den nationalen Institutionen und dass Menschen im Zuge der Krise europä-
ische Institutionen besser bewerten als nationale Institutionen (Heinisch/ Schlipphak 2014: 192). 
Die Verrechnung beider Items, dem nationalem und dem europäischen Institutionenvertrauen ist 
rechnerisch natürlich möglich und wird auch von De Vries (2018: 46f.) vorgeschlagen, allerdings 
wird dadurch ein Differential erzeugt, das im Fragetext nicht vorgesehen ist. Die Frage müsste 
dann vielmehr lauten: Wenn Sie sich entscheiden müssten, würden Sie eher dem nationalen Parla-
ment vertrauen oder dem europäischen Parlament? Ich bin aufgrund der Datenverfügbarkeit nur 
in der Lage beide Hypothesen parallel, aber nicht gegeneinander zu testen. Ich nehme an, dass sich 
niedriges Institutionenvertrauen auf nationaler (H2) und europäischer Ebene (H3) zugunsten der 
Wahl einer euroskeptischen Partei auswirkt. Auch wenn Hypothese 2 damit zunächst kontraintuitiv 
erscheint, weil ich bisher argumentiert habe, dass mit der nationalen Wahl die europäische Ebene 
 
18 Die Entscheidung für das Europäische Parlament ist auch pragmatischer Natur, denn aufgrund der vorliegenden 
Daten ist es nicht möglich zu erfassen, wie hoch das Vertrauen in die Europäische Kommission und den Rat der 
Europäischen Union ist, die korrekter Weise gemeinsam mit dem Parlament die Krisenmechanismen vorschlagen, 




von den Bürgern beeinflusst wird und nicht die Nationale. So gibt es Hinweise darauf, dass die 
Bewertung der nationalen Institutionen als informativer Shortcut gegenüber den Institutionen der 
EU gesehen werden kann (Loveless/ Rohrschneider 2011). Schwindendes Vertrauen in die natio-
nale Regierung könnte damit also Ausdruck eins schwindenden Vertrauens in die Politik allgemein 
und damit auch in das europäische Parlament, sein. Auch im Zuge der EP-Wahlen wird immer 
wieder diskutiert, dass die Trennung der beiden Ebenen schwierig für die Wähler ist (Reif/ Schmitt 
1980, Marsh 1998), auch wenn neuere Studien dies so nicht mehr bestätigt fanden (Serricchio et al. 
2013, Gomez 2015, Franchino/ Segatti 2017, De Vries 2018).  
H2aMikro: Für Personen, die ein geringes Vertrauen in das nationale Parlament eines Lan-
des aufweisen, ist die Wahrscheinlichkeit eine euroskeptische Partei zu wählen 
höher, als für Personen, die ein hohes Vertrauen in das nationale Parlament 
aufweisen. 
H2bMikro: Die Wahrscheinlichkeit ist nach der Finanzkrise höher, als vor der Finanzkrise. 
H2cMikro: Die Wahrscheinlichkeit ist in den von der Krise betroffenen Staaten höher, als 
in den nicht von der Krise betroffenen Staaten. 
Bezüglich des Vertrauens in das europäische Parlament orientiere ich mich an der Benchmark-Theory 
nach De Vries (2017, 2018). Hiernach entscheiden sich die Bürger immer dann für die EU, wenn 
ihnen die Situation im Vergleich zu dem Zustand, dass das eigene Land außerhalb der EU ist, wenig 
vorteilhaft erscheint. Dazu müssen sie den Ist- und den Soll-Zustand bewerten, das können sie 
zum Beispiel anhand von Regimeevaluationen tun. Darunter fasst De Vries das Vertrauen in das 
nationale, sowie in das europäische Parlament (2018: 45ff.). Institutionenvertrauen kann im Zuge 
der Eurokrise sinken, da den europäischen Institutionen ihre problemlösende Kompetenz abge-
sprochen wird, die Regimeevaluation der EU durch die Wähler fällt dann negativ aus. Die Konse-
quenz dieser negativen Regimeevaluation ist ein sich änderndes Wahlverhalten zugunsten einer 
Partei, die den Status Quo, also die Mitgliedschaft des eigenen Landes in der EU, beenden bzw. 
den Einfluss der EU verringern möchte. Für Personen, deren Institutionenvertrauen gesunken ist 
und die das auf die Krise zurückführen, ist es deswegen rational eine euroskeptische Partei zu wäh-
len. 
H3aMikro: Für Personen, die ein geringes Vertrauen in das europäische Parlament aufwei-
sen, ist die Wahrscheinlichkeit eine euroskeptische Partei zu wählen höher, als 
für Personen, die ein hohes Vertrauen in das europäische Parlament aufweisen.  
H3bMikro: Die Wahrscheinlichkeit ist nach der Finanzkrise höher, als vor der Finanzkrise. 
H3cMikro: Die Wahrscheinlichkeit ist in den von der Krise betroffenen Staaten höher, als 




Auch die empirischen Befunde weisen in diese Richtung. Anderson (1998) konnte nachweisen, 
dass Vertrauen in nationale politische Institutionen die Einstellung der Bürger gegenüber der EU 
positiv beeinflusst. Serricchio und Kollegen (2013: 61f.) betonen den Einfluss dieser Variablen im 
Zuge der Eurokrise, dabei spielen vor der Krise besonders nationale Institutionen eine Rolle, wäh-
rend die Bedeutung europäischer Institutionen nach der Krise steigt. Franchino und Segatti (2017: 
143f.) fanden heraus, dass persönliche Zahlungen im Rahmen einer Fiskalunion eher von den Per-
sonen abgelehnt wurden, die kein Vertrauen in die EU haben. Theißen (2014) zeigt einen positiven 
Einfluss von Institutionenvertrauen auf die Unterstützung der EU im Zuge der Eurokrise. Er wer-
tet das als Zeichen dafür, dass die Krise auch die Legitimation der EU geschwächt hat (Theißen 
2014: 97). 
These vier knüpft an das Argument der euroskeptischen Wahl als Protestwahl an. Denn es ist 
vorstellbar, dass die Wahl einer euroskeptischen Partei vollzogen wird um die nationale Regierung 
politisch zu bestrafen. Diese Möglichkeit wurde bereits von Baimbridge (2018) diskutiert, der dar-
legt, dass die nationale Regierung für wirtschaftliche Schwierigkeiten der Krise verantwortlich ge-
macht wird. Auch im Kontext von Wahlen zum Europäischen Parlament wurde immer wieder 
gezeigt, dass eine schlechte Performanz auf europäischer Ebene von den Wählern auf nationaler 
Ebene bestraft wird (Hix/ Marsh 2007, Hobolt et al. 2009, De Vries et al. 2011a, 2011b, Hobolt/ 
Wittrock 2011, Hobolt/ Spoon 2012). Leider ist es aufgrund der Datenverfügbarkeit nicht möglich 
den Rückkopplungsmechanismus zwischen den Wahlen zu erfassen. Es kann jedoch aufgrund der 
empirischen Befunde davon ausgegangen werden, dass die Wähler, die mit der Arbeit der Regie-
rung unzufrieden sind, aus Protest bzw. um die Regierung abzustrafen eine euroskeptische Partei 
wählen. 
H4aMikro: Für Personen, die eine niedrige Zufriedenheit mit der Arbeit Regierung aufwei-
sen, ist die Wahrscheinlichkeit eine euroskeptische Partei zu wählen höher, als 
für Personen, die eine hohe Zufriedenheit mit der Arbeit der Regierung haben.   
H4bMikro: Die Wahrscheinlichkeit ist nach der Finanzkrise höher, als vor der Finanzkrise. 
H4cMikro: Die Wahrscheinlichkeit ist in den von der Krise betroffenen Staaten höher, als 
in den nicht von der Krise betroffenen Staaten. 
In Hypothese 5 möchte ich testen, ob das Argument hält, dass euroskeptische Parteien aus Unzu-
friedenheit mit dem demokratischen politischen System gewählt werden. Denn die Finanzkrise 
erforderte zu ihrer Lösung schnelle und in manchen Augen undemokratische, politische Maßnah-
men. Personen die so empfinden, könnten mit einer generellen Ablehnung der Demokratie reagie-
ren und diese Kritik in den Programmen der euroskeptischen Parteien wiederfinden. Diese nutzen 




undemokratischen Sparprogrammen nicht behebt, sondern verstärkt. Der unzufriedene Wähler 
würde seine Annahmen bestätigt sehen und deswegen eine euroskeptische Partei wählen.  
H5aMikro: Für Personen, die eine niedrige Zufriedenheit mit der Demokratie im Land 
aufweisen, ist die Wahrscheinlichkeit eine euroskeptische Partei zu wählen hö-
her, als für Personen, die eine hohe Zufriedenheit mit der Demokratie haben.   
H5bMikro: Die Wahrscheinlichkeit ist nach der Finanzkrise höher, als vor der Finanzkrise. 
H5cMikro: Die Wahrscheinlichkeit ist in den von der Krise betroffenen Staaten höher, als 
in den nicht von der Krise betroffenen Staaten. 
Auch die Forschung legt diese Schlüsse nahe. Anderson (1998: 591) zeigt, dass Personen, die mit 
dem politischen System und der Demokratie im Land zufrieden sind, hohe Unterstützung für die 
EU aufweisen. Gabel (1998: 352) bestätigt den Einfluss der Unterstützung für die Regierung, auf 
die Unterstützung für die EU. Hobolt und Wittrock (2011: 34ff.) fanden heraus, dass die antizi-
pierte Performanz der nationalen Regierungspartei, bei der der Wahlentscheidung auf europäischer 
Ebene eine wichtige Rolle spielt. Sie gehen damit dem Second-Order-Voter-Model (Reif/ Schmitt 1980) 
nach, dass annimmt, dass Bürger Wahlentscheidungen auf europäischer Ebene auch von nationaler 
Politikperformanz abhängig machen. Bürger extrapolieren von der nationalen auf die europäische 
Ebene (Hobolt/ Wittrock 2011: 31). Hobolt und De Vries (2016) finden einen Einfluss von Un-
zufriedenheit mit der Performanz der Regierung und der Performanz der EU im Zuge der Finanz-
krise auf die Wahl euroskeptischer rechter bzw. linker Parteien. Ihrer Meinung nach drückt sich 
dadurch die Unzufriedenheit bzw. der Wille nach politischen Reformen aus (Hobolt/ De Vries 
2016: 505f.). Das passt zur Theorie des ökonomischen Wählens, bei der die Performanz und die 
persönliche wirtschaftliche Situation in die Wahlentscheidung eingehen (Fiorina 1981: 5). Steiner 
und Landwehr (2018) beschäftigen sich mit dem Demokratieverständnis der Bürger und der Wahl 
der Alternative für Deutschland. Sie argumentieren, dass die Überzeugungskraft der Partei auf per-
sönliche Merkmale treffen muss, damit eine Person eine Partei wählt, das bloße Angebot eurokri-
tischer Parteien reicht nicht aus (Steiner/ Landwehr 2018: 465).  
Die letzten beiden Mikrohypothesen beschäftigen sich mit dem Zusammenhang zwischen ext-
remer politischer Selbstverortung und euroskeptischem Wahlverhalten. Im Zuge der Krise hat sich 
öffentliche Meinung in Bezug auf die EU verändert, europakritische Themen und die Unzufrie-
denheit mit der EU werden öffentlich diskutiert (Bickes et al. 2014). Das war lange Zeit nicht 
denkbar, es existierte ein permissiver Konsens, mit dem die Bürger ihre stillschweigende Zustim-
mung zu der institutionellen Architektur und den Entscheidungen der EU gaben (Schäfer 2006, 
Hooghe/ Marks 2009). Ein Zeichen dafür ist auch die Gründung eurokritischer Parteien wie Po-




2018). Zudem haben teilweise etablierte, aber auch kleinere bzw. Ein-Themen-Parteien, wie etwa 
die AfD eurokritische Themen aufgegriffen um Wähler anzusprechen (Steiner/ Landwehr 2018). 
Ich gehe deswegen davon aus, dass Personen, die sich ideologisch extrem verorten, in den letzten 
Jahren mit eurokritischen Parteien die Möglichkeit erhalten haben eine wählbare Partei jenseits von 
extrem nationalistischen oder kommunistischen Parteien zu finden und zu unterstützen. Personen, 
die links oder rechtsextreme Positionen vertreten, sollten eher äußern, dass sie bei der letzten nati-
onalen Wahl euroskeptisch gewählt haben.  
H6aMikro: Für Personen, die linksextreme Positionen vertreten, ist die Wahrscheinlichkeit 
höher eine euroskeptische Partei zu wählen, als für Personen, die keine extre-
men Positionen halten.  
H6bMikro: Die Wahrscheinlichkeit ist nach der Finanzkrise höher, als vor der Finanzkrise. 
H6cMikro: Die Wahrscheinlichkeit ist in den von der Krise betroffenen Staaten höher, als 
in den nicht von der Krise betroffenen Staaten. 
Aus der Sicht von Personen, die sich selbst extrem links auf der Links-Rechts-Skala positionieren, 
wird die EU vor allem aufgrund der Verkörperung des Kapitalismus und Neoliberalismus abge-
lehnt. Mit der Erweiterung des Personen- und Waren-, aber auch Geldverkehrs über die Landes-
grenzen hinweg entsteht ein transnationaler Konkurrenzraum. Die Verschlechterung der Lebens-
bedingungen der Menschen, insbesondere in den von der Krise betroffenen Staaten ist aus ihrer 
Sicht ein Beleg dafür, dass die EU, anders als der Nationalstaat, nicht in der Lage ist die negativen 
Auswirkungen der Krise abzufangen. Eine Rückbesinnung auf den Nationalstaat ist deswegen für 
Menschen, die so argumentieren, die notwendige politische Konsequenz. Aus der Perspektive 
linksextremer Wähler kann die Wahl einer euroskeptischen Partei das rationale Mittel sein, mit dem 
diese Rückbesinnung herbeigeführt werden kann. 
H7aMikro: Für Personen, die rechtsextreme Positionen vertreten, ist die Wahrscheinlich-
keit höher eine euroskeptische Partei zu wählen, als für Personen, die keine 
extremen Positionen halten.  
H7bMikro: Die Wahrscheinlichkeit ist nach der Finanzkrise höher, als vor der Finanzkrise. 
H7cMikro: Die Wahrscheinlichkeit ist in den von der Krise betroffenen Staaten höher, als 
in den nicht von der Krise betroffenen Staaten. 
Im Sinne der Personen, die sich im ideologischen Spektrum rechts außen verorten, ist die EU vor 
allem eine Bedrohung der nationalen Souveränität. Die Folgen der Eurokrise, insbesondere die 
transnationalen Lösungsmechanismen der Krise, sind aus ihrer Sicht abzulehnen, weil sie die nati-




der nächsten nationalen Wahl eine euroskeptische Partei zu wählen und die nationalstaatliche Sou-
veränität so zu stärken bzw. wieder zurückzugewinnen. 
Darauf deuten auch die empirischen Befunde der Extremismusforschung hin. Greenberg und 
Jonas (2003: 390f.) argumentieren, dass Personen ideologisch nicht nur rechts und links verortet 
werden können, sondern, dass eine zweite Dimension, nämlich die Rigidität dieser Verortung be-
rücksichtigt werden muss. So seien sich rechts und links extrem eingestellte Personen ähnlicher, als 
gemäßigt Linke oder Rechte. Bereits McClosky und Chong (1985: 343) finden heraus, dass extrem 
eingestellte Personen sich bezüglich der Ablehnung des politischen Mainstreams, der Abschaffung 
des Status Quo, der Unterstützung für populistische Kampagnen sowie die Zuneigung zu autori-
tären und totalitären Strukturen, um diese Ziele zu erreichen. 
Henjak und Kollegen argumentieren, dass sowohl links-, als auch rechtsextreme Einstellungen 
mit der Ablehnung der EU assoziiert sind und finden einen signifikanten Einfluss der ideologischen 
Position auf die Unterstützung der EU (Henjak et al. 2012: 188). Curini und Kollegen (2012) finden 
Hinweise darauf, dass das Motiv von Personen, die sich im ideologischen Spektrum extrem ein-
ordnen, die Abgrenzung gegenüber anderen ist. Deswegen, so die Autoren, ist es für die gemessene 
Zufriedenheit dieser Personengruppe auch unerheblich, wie die ideologische Position der Regie-
rung ist. Anders ist es bei moderat eingestellten Personen, deren Zufriedenheit erhöht sich, wenn 
die eigene ideologische Position möglichst nah an der ideologischen Position der Regierung ist. 
Bezogen auf die Finanzkrise zeigen Franchino und Segatti (2017: 143f.), dass Personen, die kei-
nen persönlichen, monetären Beitrag zur Fiskalunion leisten wollen, eher ideologisch rechts einge-
ordnet werden können und die EU eher negativ bewerten. Hobolt und De Vries (2016: 510f.) 
können nachweisen, dass Personen linken euroskeptischen Parteien eher zuneigen, wenn sie in 
Ländern leben, die Kredite zur Sanierung der Haushalte erhalten haben. Anderson und Hecht 
(2011: 16) zeigen, dass die Krisenbetroffenheit vor allem auf die Zuwendung zu linken Parteien 
wirkt. Hix (2007: 136) findet Hinweise darauf, dass Wähler, die sich auf der Links-Rechts-Skala 









7. Datenbasis und methodisches Vorgehen: Welcher Datensatz und welche Analysestrate-
gie sind geeignet? 
Im folgenden Kapitel werde ich erläutern, warum der Datensatz des European Social Survey auf 
Individualebene besonders geeignet ist meine Fragestellung zu beatworten. Ich beschreibe wie der 
ESS erhoben wird, welche Länder in die Analyse einbezogen werden und welche Implikationen 
das für die Gewichtung der Daten hat (Kapitel 7.1).  
Im zweiten Teil des Kapitels wende ich mich dem Datensatz des Party Manifesto Project zu. 
Dieser bildet die Grundlage für die Einstufung der Parteien als euroskeptisch oder nicht, das ge-
schieht auf Grundlage von Parteiprogrammen, deren Kernaussagen codiert und in Zahlenwerte 
übermittelt werden, sodass sie quantitativ analysiert werden können (Kapitel 7.2).  
Abschließend erkläre ich das methodische Vorgehen (Kapitel 7.3). Zunächst gehe ich auf das 
Prinzip der kausalen Schätzung von Effekten anhand der Difference-in-Difference-Schätzung ein, erklä-
ren dann Trendanalyse und ökologische Regression, bevor ich mich dem Vorgehen der Mehrebe-
nenanalyse zuwende. 
 
7.1 Datenbasis: Der European Social Survey als Individualdatensatz  
Aufgrund der anspruchsvollen Fragestellung und der ländervergleichenden Perspektive greife ich 
auf qualitativ hochwertige Sekundärdaten des European Social Survey zurück. Für den ESS werden 
alle zwei Jahre europaweit Einstellungen und Lebensbedingungen sowohl auf Individual- als auch 
auf Regional- bzw. Länderebene erfasst. Zu den Zielen des ESS gehört neben der Etablierung und 
Umsetzung höherer Standards in international vergleichender Sozialforschung auch die Beobach-
tung von Stabilität und Wandel gesellschaftlicher Strukturen und den Lebensbedingungen und Ein-
stellungen der Europäer. Dabei steht auch die Frage im Vordergrund „(…) wie Veränderungen in 
Europas politischer, sozialer und moralischer Verfasstheit zustande kommen.“ (European Social 
Survey 2018a). Aufgrund seiner Ziele und hohen Qualitätsstandards ist der ESS gut geeignet die 
Datenbasis meiner Arbeit darzustellen. 
Die Befragung wird seit 2002 alle zwei Jahre durchgeführt.19 Neben den Mitgliedsstaaten der 
EU wird die Befragung regelmäßig auf Bewerberstaaten und Nachbarländer ausgeweitet, z. B. Nor-
wegen oder die Schweiz (Beullens et al. 2016). Das ermöglicht einerseits den Vergleich über Länder, 
als auch über die verschiedenen Erhebungswellen und einen außereuropäischen Vergleich. Durch 
wiederkehrende Fragemodule, von denen für diese Untersuchung besonders Demokratie und Po-
 
19 Die Daten der aktuellsten Erhebungswelle (2018, Edition 2.0) wurden nach Fertigstellung der Analysen im Juni 2020 




litik, sowie Demographie von Bedeutung sind, werden im ESS wechselnde thematische Schwer-
punktmodule erhoben. Diese erlauben in den jeweiligen Jahren vertiefende Analysen, zum Beispiel 
wurden 2002 und 2012 zusätzliche Fragen zur Demokratie gestellt (ESS 2018b). 
Der ESS lässt persönliche Interviews von geschulten Interviewern erheben. Es handelt sich um 
standardisierte, mündliche Befragungen. Ihnen liegt eine wahrscheinlichkeitsbasierte Stichproben-
auswahl zugrunde. Die Daten sind jeweils repräsentativ für das einzelne Befragungsland (Koch et 
al. 2009). Es werden Personen befragt, die älter als 15 Jahre sind und sich zum Zeitpunkt der 
Befragung im Land aufhalten, zunächst unabhängig von ihrem Staatsbürgerstatus. Spezielle Fragen 
erlauben jedoch den Ausschluss von Personen, die nicht Staatsbürger in dem jeweiligen Land sind 
(Beullens et al. 2016: 7).  Jedes Land beauftragt unterschiedliche Umfrageinstitute ein und stellt die 
vergleichbare Datenqualität über verschiedene Mechanismen her. So soll ein Minimum von 1500 
Interviews realisiert werden, bei einer Responserate von 70%. Darüber hinaus werden Vorgaben 
für die Schulung der Interviewer, der maximalen Interviewerkontakte, bzw. der Interviewerarbeits-
belastung gemacht (Koch et al. 2009).  
Für alle Länder ist gewährleistet, dass der Befragungszeitraum zwischen dem 1. September und 
dem 31. Dezember eines jeden Befragungsjahres liegt. Zudem werden keine Quotenstichproben 
verwendet, sondern Zufallsauswahlen auf jeder Stufe. In jeder Welle werden pro Land 1500 Be-
fragte bzw. eine Responserate von 70% angestrebt (Beullens et al. 2016: 7). Je nach Land werden 
zusätzlich zu der Einschränkung, dass keine Insassen von Gefängnissen oder Alten- und Kinder-
heimen befragt werden, andere z. B. ländliche Einschränkungen gemacht. So werden beispielsweise 
in Frankreich, Spanien und dem Vereinigten Königreich20, die Inseln aus der Befragung ausge-
schlossen (Beullens et al. 2016: 16). 
Das komplexe Umfragedesign des ESS macht den Einsatz von Gewichtungsverfahren notwen-
dig, denn nicht jede Person in einem Land hat die gleiche Wahrscheinlichkeit zu einer Befragung 
eingeladen zu werden. In einigen Regionen werden beispielsweise bewusst mehr Personen ausge-
wählt, als es ihrem Anteil an der Gesamtbevölkerung entspricht, um auch über diese Gruppen 
Aussagen treffen zu können, sie sind im Datensatz deswegen überrepräsentiert. Um das auszuglei-
chen, können Designgewichte verwendet werden (dweight), diese entsprechen dem Kehrwert der 
Auswahlwahrscheinlichkeit eines Befragten und werden an der Fallzahl normiert (ESS 2014: 1, 
Gabler/ Ganninger 2010: 148, 158). Poststratifikationsgewichte (psweight) gehen noch einen 
Schritt weiter und verwenden zusätzlich Informationen über die Verteilung bestimmter Merkmale 
in der Grundgesamtheit, wie etwa Alter, Bildung oder Geschlecht. Sie ermöglichen deswegen eine 
 
20 Ich verwende den Begriff Vereinigtes Königreich für die Länder Großbritannien und Nordirland und Irland für die 
Republik Irland, da im European Social Survey Großbritannien und Nordirland in einem Datensatz Vereinigtes 




genauere Korrektur der Designeffekte, indem mit den Stratifikationsmerkmalen korrelierende 
Samplefehler behoben werden (ESS 2014b: 1f.).  
Da ich ländervergleichend arbeite, empfiehlt der ESS für die multivariaten Analysen zusätzlich 
zu Design- bzw. Poststratifikationsgewichten den Einsatz von Gewichten, die die Populations-
größe eines Landes korrigieren (pweight). Diese Gewichte berücksichtigen, dass in den Befragungs-
ländern unabhängig von der tatsächlichen Bevölkerungszahl ähnlich große Stichproben gezogen 
werden. Es berechnet sich aus der Bevölkerungsgröße der über 15-Jährigen eines Landes geteilt 
durch das Nettosample und multipliziert mit 10.000 (ESS 2014b: 2).21 Der European Social Survey 
empfiehlt bei ländervergleichenden Studien die Kombination von Design- und/ oder Poststratifi-
kationsgewicht und Populationsgewichten. Da im Poststratifikationsgewicht das Designgewicht 
enthalten ist, verwende ich ein kombiniertes Gewicht aus pswght und pweight. Dies wird durch 
die Multiplikation der beiden Gewichtungsvariablen gewährleistet (ESS 2014b: 6), dieser Vorgang 
wird für alle Erhebungswellen durchgeführt, sodass pro Messzeitpunkt eine kombinierte Gewich-
tungsvariable vorliegt. 
Um das skizzierte Vorhaben umsetzten zu können, ist die gründliche Auswahl der Untersu-
chungsländer entscheidend. Tabelle 7.1 beinhaltet alle Länder, die in allen 8 Erhebungswellen seit 
2002 teilnehmen und somit über den ganzen Zeitraum bis 2016 untersucht werden können.22  
Tabelle 7.1: Zusammensetzung der Untersuchungsländer im Datensatz 
Gründungsmit-
gliedsstaaten1 





Belgien Irland (2010-2013) Norwegen Dänemark 
Deutschland Portugal (2011-2014) Schweiz Finnland 
Frankreich Spanien (2012-2014)  Ungarn 
Niederlande   Polen 
   Slowenien 
   Schweden 
   Vereinigtes Königreich 
Quelle: 1Europäische Union (2018), 2 Europäische Kommission (2018a, b, c). 
 
Unter den Ländern sind vier Gründungsmitglieder der EU: Belgien, Deutschland, Frankreich und 
die Niederlande. Außerdem drei Länder, die im Zuge der Eurokrise Kredite durch die Europäische 
 
21 Der Vergleich von Daten aus mehreren Erhebungswellen des ESS macht laut Gabler und Ganninger (2010: 159, 
162) die Verwendung von Rundengewichten (rweight) notwendig, da die Populationsgröße nicht unabhängig von 
der Größe der anderen Länder in derselben Erhebungswelle ist. Sie merken jedoch an, dass die Kombination von 
Gewichten verschiedener Runden „(…) die Annahme impliziert, dass die Befragten der kombinierten Erhebungen 
aus derselben Population stammen.“ (Gabler/ Ganninger 2010: 162). Da ich diese Annahme nicht teile, verzichte 
ich auf die Verwendung von rundenspezifischen Gewichten. 
22 Da bis zum Einreichungsdatum dieser Arbeit keine Daten für Dänemark im Erhebungsjahr 2016 verfügbar waren, 




Finanzstabilisierungsfazilität (EFSF) oder den ESM erhalten haben: Irland (2010 bis 2013), Portu-
gal, um seine Staatsschulden zu tilgen (2011 und 2014) und Spanien, um seine Banken zu sanieren 
(2012 bis 2014) (EU-Kommission 2018a, b, c). Zudem zwei Länder, die nicht Mitglied in der EU 
sind: Norwegen und Schweiz.23 Die übrigen Länder sind: Dänemark, Irland und das Vereinigte 
Königreich, die der EU 1973 beigetreten sind, Portugal und Spanien (beigetreten 1986), Finnland 
und Schweden (beigetreten 1995), sowie Ungarn, Polen, Slowenien (beigetreten 2004). 
Die Länderauswahl ist außerdem entscheidend für die Durchführbarkeit einiger statistischer 
Verfahren, unter anderem der Mehrebenenanalyse, die hier durchgeführt werden soll. Dafür ist 
eigentlich eine größere Anzahl an Ländern, mindestens 30 Untersuchungseinheiten auf Level 1 
notwendig, die zudem zufällig ausgewählt worden sein sollten (Kreft 1996, Kreft/ De Leeuw 1998, 
Raudenbush 1988, Snijders/ Bosker 1994, 1999). Im hier vorliegenden Fall können diese beiden 
Kriterien nicht eingehalten werden, die Durchführung der Untersuchung ist trotzdem sinnvoll, weil 
die Mehrebenenanalyse in reduzierter Form, so genannte Fixed-Effects-Regression, berechnet wird. 
Neben der Auswahl der untersuchten Länder ist auch die Frage nach den untersuchten Perso-
nen wichtig. In meiner Untersuchung interessiere ich mich für das Wahlverhalten, das bedeutet, 
dass erstens nur Personen untersucht werden sollen, die eine Wahlabsicht geäußert haben. Zwei-
tens sollen nur Personen im wahlberechtigten Alter analysiert werden und drittens werden nur 
solche Personen untersucht, die die Staatsbürgerschaft des betreffenden Landes innehaben. 
Das heißt, zunächst werden alle Personen ausgeschlossen, die auf die Frage danach, ob sie bei der 
letzten nationalen Wahl gewählt haben, angegeben haben, dass sie nicht gewählt haben oder nicht 
wahlberechtigt sind. Anschließend wurden Personen ausgeschlossen, die jünger als 18 und älter als 
100 Jahre alt sind, da das Wahlalter in allen europäischen Mitgliedsstaaten bei nationalen Wahlen 
bei 18 Jahren liegt (Behnke et al. 2015: 24). Zuletzt wurden Personen ohne Staatsbürgerschaft des 
Landes, in dem sie befragt wurden, ausgeschlossen. Im ESS werden sowohl Staatsbürger des Lan-
des, als auch Personen befragt, die sich, aus welchen Gründen auch immer, ohne diesen Status im 
Land aufhalten. Eine Filterung ist im Nachhinein jedoch möglich (Beullens et al. 2016: 7) und 
erforderlich, da nur Staatsbürger wahlberechtigt sind.  
Tabelle 7.2 zeigt die Nettoausschöpfungsquoten auf Individualebene nach Erhebungswellen. Die 
erste Zeile zeigt die Nettostichprobe im jeweiligen Jahr, dann werden Personen abgezogen, die 
nicht gewählt haben, ebenso Personen, die zum Zeitpunkt der Befragung nicht wahlberechtigt wa-
ren und anschließend Personen, die keine gültige Antwort gegeben haben. Es bleiben, je nach Er-
 
23 Norwegen und die Schweiz werden für diesen ersten Schritt aus der Analyse ausgeschlossen, da sie weder auf Emp-




hebungswelle 19.829 (2016, ohne Dänemark) bis 22.928 (2002) Personen übrig, die angegeben ha-
ben, bei der letzten nationalen Wahl gewählt zu haben. Davon werden Personen abgezogen, die 
nicht die Staatsbürgerschaft des Landes haben, in dem sie befragt werden, und Personen, die keine 
gültige Antwort gegeben haben. Es verbleiben danach 19.829 (2016) bis 22817 (2002) Befragte im 
Datensatz, das entspricht 70% bis 72% der Befragten. 
Tabelle 7.2: Ausschöpfungsquoten nach Wahlberechtigten und Staatsbürgern 
 2002 2004 2006 2008 2010 2012 2014 2016 
N 30.918 30.247 30.478 30.873 30.045 31.574 29.379 27.474 
Nicht gewählt 5.759 5.998 5.783 5.518 5.887 6.103 5.621 4.927 
Nicht wahlberechtigt 1.791 2.219 2.201 2.653 2.515 2.559 2.583 2.496 
Weiß nicht/ Keine 
Antwort 
440 251 358 297 235 190 224 222 
Haben gewählt 22.928 21.779 22.136 22.405 21.408 22.722 20.951 19.829 
Davon keine Staats-
bürger 
105 111 97 98 97 84 97 107 
Weiß nicht/ Keine 
Antwort 
6 7 12 6 4 5 5 1 
Sind Staatsbürger 22.817 21.661 22.027 22.301 21.307 22.633 20.849 19.721 
n (in Prozent) 71,76 71,16 72,27 72,23 70,92 71,68 70,97 71,78 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz, 2016 ohne Dänemark. 
Anmerkung: Prozentangaben gerundet, eigene Berechnungen. 
 
 
7.2 Datenbasis: Das Party Manifesto Project und seine Vorzüge auf Parteiebene 
Um zu klassifizieren welche Parteien als euroskeptisch gelten und welche nicht, besteht einerseits 
die Möglichkeit auf Expertensurveys zurückzugreifen oder Parteiprogramme zu analysieren (Ray 
1999). Im ersten Verfahren werden Experten gebeten zu einem bestimmten Jahr das politische 
System eines Landes und seine Parteien anhand eines vorgegebenen standardisierten Fragebogens 
einzustufen. Da der Nachteil des Verfahrens in der Auswahl, Qualität und Rücklaufquote der Ex-
pertenfragebögen, sowie der methodischen Korrektur durch den analysierenden Forscher bedarf, 
entscheide ich mich für die Verwendung von Parteiprogrammanalysen. Die Analyse von Partei-
programmen bietet den Vorteil, dass es sich bei der Dokumentenanalyse um ein nicht reaktives 
Verfahren handelt, das bedeutet, da die Dokumente mit der Zielsetzung der Wähleransprache und 
nicht der Erforschung veröffentlicht werden, unterliegen sie weniger den Problemen der klassi-
schen Umfrageforschung wie etwa Verweigerung von Aussagen oder Reaktivität der Antworten. 
Szczerbiak und Taggart (2008a) schlagen vor Euroskeptizismus von Parteien anhand von Partei-




der Partei, als auch die von der Parteispitze antizipierte Werte und Interessen der Unterstützer der 
Partei (Szczerbiak/ Taggart 2008a: 9).24 
Ich nutze qualitativ hochwertige Sekundärdaten des Manifesto Project.25 Dessen Ziel ist es Par-
teipositionen zu verschiedenen Themen, wie Demokratie, Menschenrechte, Minderheiten, Arbeit, 
Landwirtschaft Europäische Union zu ermitteln. Dazu werden in 61 Ländern Wahlprogramme und 
Dokumente analysiert, die die Parteien im Rahmen von nationalen Wahlen veröffentlichen. Bisher 
wurden seit 1945 über 750 Wahlzeitpunkte, ca. 1100 Parteien, und über 4000 Wahlprogramme und 
Dokumente analysiert. Eine Partei wird immer dann berücksichtigt, wenn sie in einer Wahl min-
destens einen Sitz gewonnen hat (Merz et al. 2016). 
Um aus den Wahlprogrammen einen quantitativ, analysierbaren Datensatz zu bilden, werden 
sie nach einem vorgegebenen Codebuch codiert, das bedeutet das Dokument wird in Quasisätze 
eingeteilt und dann wird jeder dieser Sätze genau einem Code zugeordnet, eine mehrfache Zuord-
nung ist nicht zulässig. Ein Quasisatz ist nicht notwendigerweise ein Satz, sondern eine Sinneinheit, 
das bedeutet, dass „A natural sentence can contain multiple quasi-sentences, but a quasisentence 
can never span over more than one natural sentence.“ (Merz et al. 2016: 2). Diese Regel erleichtert 
das Erkennen von Sinneinheiten und die Zuordnung von Kategorien. Das Codebuch enthält An-
weisungen unter welchen Bedingungen die Sätze welchen Codes zugeordnet werden. Die vergeben 
Codes werden dann in Zahlenwerte transformiert, sodass ein für quantitative Zwecke adäquater 
Datensatz entsteht. Dazu wird der Anteil einer Parteipositionen zu einem bestimmten Code z. B. 
EU-Negativ am Gesamtdatensatz ermittelt (Gabel/ Hix 2004: 98). Die Qualitätssicherung wird 
durch Schulungen und Reliabilitätstests gewährleistet (Merz et al. 2016).  
Der Datensatz wird analog zum Individualdatensatz aufbereitet, das bedeutet zunächst werden 
alle Parteien vor 2002 und nach 2016 entfernt und anschließend auf die 16 europäischen Länder 
beschränkt. Ich berücksichtige die Dokumente aller Parteien, die bei nationalen Wahlen angetreten 
sind und alle nationalen Wahlen, die in diesem Zeitraum stattfanden. Deswegen erscheinen Par-
teien mehrfach zu verschiedenen Wahlen mit unterschiedlichen Positionen bezüglich der EU im 
Datensatz. Das ist auch der Fall, wenn sich ihr Name ändert. Das ist beispielweise bei der Linken 
in Deutschland der Fall, bis 2002 wird die Partei als PDS geführt, ab 2005 werden die PDS und die 
Linke parallel geführt und ab 2009 nur noch die Linke (Volkens et al. 2018). Ich habe mich dagegen 
 
24 Die Strategie der Partei ist dabei abhängig davon, ob die Partei Regierungsverantwortung/ Ämter generieren bzw. 
halten will (office-seeking) oder die Ziele der Partei bzw. Wähler verfolgt (goal-seeking) (Szczerbiak/ Taggart 2008b: 256). 
Für mein Vorhaben ist diese Unterscheidung jedoch unerheblich, da ich an Wahlverhalten und nicht an der Absicht 
der Parteien hinter ihren Wahlprogrammen interessiert bin. 
25 Das Projekt und deren Forschung wurden von 1979 bis 1989 unter dem Titel Manifesto Research Group, zwischen 
1989 und 2009 unter dem Titel Comparative Manifestos Project (CMP) und seit 2009 unter dem Titel Manifesto 




entschlossen die Parteien unter einem Namen zu fusionieren, sondern nehme an, dass mit der 
Namensänderung auch eine programmatische Neuorientierung einhergeht, die ich berücksichtigen 
möchte. Die Parteifamilie ist als einzige Variable konstant über die Zeit (Volkens et al. 2017: 4). 
Tabelle 7.3 gibt eine Übersicht über alle nationalen Wahlen, die im Zeitraum zwischen 2002 und 
2016 in den Untersuchungsländern stattfanden. In Spanien, Portugal und den Niederlanden wur-
den im Untersuchungsraum fünf Wahlen abgehalten. In Frankreich, dem Vereinigten Königreich 
und Norwegen drei Wahlen und in Belgien, Finnland, Dänemark, der Schweiz, Deutschland, Un-
garn, Polen, Irland, Slowenien und Schweden vier Wahlen. Im gleichen Zeitraum fanden drei Wah-
len zum Europäischen Parlament statt: Juni 2004, Juni 2009 und Mai 2014 (Europäisches Parla-
ment 2019b). 
Tabelle 7.3: Wahlen im Untersuchungszeitraum nach teilnehmenden Ländern und Jahr 
Land 2002/03 2004/05 2006/07 2008/09 2010/11 2012/13 2014/15 2016 
BE 05/2003  06/2007  06/2010  05/2015  
CH 10/2003  10/2007  10/2011  10/2015  
DE 09/2002 09/2005  09/2009  09/2013   
DK  02/2005 11/2007  09/2011  06/2015  
ES  03/2004  03/2008 11/2011  12/2015 06/2016 
FI 03/2003  03/2007  04/2011  04/2015  
FR 06/2002  06/2007   06/2012   
GB  05/2005   05/2010  05/2015  
HU 04/2002  04/2006  04/2010  04/2014  
IE 05/2002  05/2007  02/2011   02/2016 
NL 05/2002 
01/2003 
 11/2006  06/2010 09/2012   
NO  09/2005  09/2009  09/2013   
PL  09/2005 10/2007  10/2011  10/2015  
PT 03/2002 02/2005  09/2009 06/2011  10/2015  
SE 09/2002  09/2006  09/2010  09/2014  
SI  10/2010  09/2008 12/2011  07/2014  
Quelle: Volkens et al. (2018). 
Anmerkung: Darstellungsform in der Kopfzeile Jahr/ Jahr, Darstellungsform in den Zellen: Mo-
nat/ Jahr. Nur nationale Wahlen im Untersuchungszeitraum. Länderabkürzungen gemäß ISO 
3166 Alpha-2. 
 
7.3 Methodisches Vorgehen: Welche Analyseschritte führen zum Ziel? 
In diesem Kapitel beschreibe ich das Design der Studie. Der erste Schritt ist die Untersuchung des 
Effektes der Zahlung der Kredite zur Staats- und Bankensanierung auf Euroskeptizismus. Dazu 
wird mit Hilfe einer linearen Regression eine Difference-in-Difference-Schätzung (DID) durchgeführt. 
So kann geklärt werden, ob die zur finanziellen Sanierung gewährten Kredite einen Effekt auf den 
Euroskeptizismus haben und ob sich ein Kausaleffekt nachweisen lässt (Angrist/ Pischke 2009). 




vorhergesagten Wahrscheinlichkeiten euroskeptisch zu wählen berechnet und über den Untersu-
chungszeitraum (2002-2016) abgetragen. Mit Hilfe dieser ist ein erster Eindruck des Verlaufs der 
Variablen im Untersuchungszeitraum nach Ländern möglich. So wird geklärt, ob es eine Verände-
rung im Untersuchungszeitraum gab, möglicherweise einen Anstieg oder Abfall nach der Krise und 
ob diese Veränderungen nach Ländern variieren oder nicht. Die weitere Untersuchung findet dann 
zunächst auf Makroebene statt. So untersuche ich, welche Variablen auf der gesellschaftlichen 
Ebene einen Einfluss auf den Ländermittelwert des Euroskeptizismus haben. Anschließend führe 
ich eine Mehrebenenanalyse durch (Langer 2010). Denn die Ländermerkmale, wie etwa die Kri-
senbetroffenheit eines Staates, sind für die darin lebenden Bürger gleich, können sich aber unter-
schiedlich auswirken. Dieser Tatsache würden normale Regressionsmodelle nicht gerecht werden, 
d. h. Makroeffekte blieben unberücksichtigt und die Modellierung von Cross-Level-Interaktionen 
wäre nicht möglich. Da jedoch die modellspezifischen Voraussetzungen für eine Mehrebenenana-
lyse verletzt werden (zu geringe Anzahl Level 2 Einheiten), wiederhole ich die Individualanalysen 
mit gepoolten Regressionen.  
Die Frage, ob die Kredite, die zur Bewältigung der Folgen der Finanzkrise ausgezahlt wurden, 
ursächlich für einen höheren Euroskeptizismus in den von der Krise betroffenen Staaten sind, 
kann mittels Differences-in-Differences-Schätzung überprüft werden. Üblicherweise wird dieses Verfah-
ren angewendet um den Effekt eines Treatments in Experimenten zu schätzen (Angrist/ Pischke 
2009) und auf dieser Basis Aufschlüsse über die Ursache-Wirkung-Beziehung zwischen Variablen 
zu erhalten (Opp 2010) oder um in Panelregressionen den Alters- oder Periodeneffekt aus den 
Schätzwerten zweier Beobachtungszeitpunkte ein und derselben Person herauszurechnen (Brüderl 
2010: 965f.). Die Differences-in-Differences-Schätzung lässt sich jedoch auch auf quasi-experimentelle 
Situationen anwenden, d. h. solche bei denen die Zuteilung zu den Gruppen nicht zufällig ist und/ 
oder der Stimulus nicht gezielt vom Forscher gesetzt wird (Angrist/ Pischke 2009). Ein Beispiel 
für die Anwendung von Difference-in-Difference-Verfahren im quasi-experimentellen Raum ist die 
Überprüfung von politischen Maßnahmen, wie der Einführung von Studiengebühren und dessen 
Auswirkungen auf die Studierneigung (Helbig et al. 2012) oder die Überprüfung des Effekts der 
Einführung eines Mindestlohnes (Angrist/ Pischke 2009: 228ff.). Die Untersuchung dieser Effekte 
ist möglich, obwohl der Stimulus jeweils eine externe politische Maßnahme ist und die Zuteilung 
zu Kontroll- und Experimentalgruppe nicht vom Forscher beeinflusst werden kann. 
De Vries (2018: 59ff.) wendet diese Methode an um herauszufinden, ob Europäer überhaupt 
Ereignisse auf europäischer oder nationaler Ebene in die Evaluation der EU miteinbeziehen oder 
nicht. Sie untersucht dafür vier Typen von Ereignissen, je zwei Ereignisse, die das EU-Differential 




auf europäischer Ebene angesiedelt sind. Damit die Ereignisse untersucht werden können müssen 
sie jeweils in die Feldarbeitsperiode des European Social Survey eines Landes fallen. Als das EU-
Differential negativ beeinflussende Ereignisse untersucht sie in Finnland die Verleihung des Frie-
densnobelpreises an Martti Ahtisaari im Jahr 2008 und den Korruptionsskandal im Europäischen 
Parlament 2011 in Zypern. Als das EU-Differential positiv beeinflussende Ereignisse untersucht 
De Vries den spanischen Korruptionsskandal Bárcenas (zu Deutsch: der Fall Gürtel) und die Ver-
leihung des Friedensnobelpreises an die EU in Deutschland im Jahr 2012 (De Vries 2018: 62). Sie 
kommt zu dem Schluss, dass Menschen ihre Evaluation in Bezug auf externe Ereignisse anpassen. 
Wenn sie mit negativen Ereignissen konfrontiert werden, sinkt ihre Evaluation der EU, werden sie 
mit positiven Ereignissen auf der europäischen Ebene konfrontiert, steigt sie, das gilt ebenso für 
nationale Ereignisse (De Vries 2018: 73). 
Dieser quasi-experimentelle Fall liegt auch in dieser Untersuchung vor, denn, ob ein Land Kre-
dite des EFSF, EFSM oder ESM zur Bewältigung der Krise in Anspruch genommen hat oder nicht, 
ist nicht zufallsabhängig. Jedoch lassen sich eine Kontroll- und eine Experimentalgruppe bilden 
und zwei Zeitpunkte miteinander vergleichen, zwischen denen ein Ereignis als Treatment stattfand. 
In meinem Fall bilden die Länder, die Kredite erhalten haben die Experimentalgruppe, alle anderen 
Länder in die Kontrollgruppe. Norwegen und die Schweiz werden in der Analyse nicht berücksich-
tigt, da sie als Nicht-EU-Länder von der Vergemeinschaftung der Schulden nicht betroffen sind. 
Als Treatment fungieren die Darlehen, die nach Ausbruch der Finanzkrise ausgezahlt wurden, im 
Jahr 2012, also auf dem Höhepunkt der Krise. 
Abbildung 7.1: Schematische Darstellung des Kausaleffektes im DID-Modell 
 
Quelle: Angrist/ Pischke (2009: 231), sowie Helbig et al. (2012: 235), veränderte Darstellung. 
 
Es ergeben sich vier Gruppen zwischen denen die Differenzen im Euroskeptizismus berechnet 
werden: 1. Länder, die Kredite erhalten haben (Spanien, Portugal, Irland) vor der Krise und 2. 




Portugal, Irland) nach der Krise und 2. solche, die keine erhalten haben nach der Krise. Die Be-
rechnung des Differences-in-Differences-Models erfolgt über eine logistische Regression (Angrist/ 
Pischke 2009: 233ff.), in die neben einer dichotomen Variable für die Krisenbetroffenheit (=Land 
betroffen oder nicht) und die beiden Messzeitpunkte (=Jahr 2008 oder 2012), auch eine Interaktion 
aus beiden Variablen (Jahr*Land) als unabhängige Variablen einbezogen werden. Die Analysen 
werden für alle Untersuchungsländer ohne Schweiz und Norwegen durchgeführt und für die Ver-
änderung zwischen 2012 und 2016 wiederholt. Schließlich können die Auswirkungen der Krise 
zeitverzögert auftreten und sich somit erst im Vergleich von 2012 und 2016 zeigen.  
Um die beiden Regressionsmodelle vergleichen zu können, berechne ich durchschnittliche mar-
ginale Effekte (AME). Sie geben an um wie viel Prozentpunkte die Wahrscheinlichkeit für das 
Eintreten eines Ereignisses (euroskeptische Wahl) durchschnittlich steigt oder sinkt, wenn sich die 
unabhängige Variable um eine Einheit verändert (Best/ Wolf 2010: 840). Durchschnittliche mar-
ginale Effekte werden mit dem Statabefehl margins, dydx(*) angefordert, der direkt nach dem Re-
gressionsbefehl verwendet wird. Sie sind Odds und Odds Ratios durch ihre intuitivere Interpretation 
überlegen und robust gegenüber unbeobachteter Heterogenität, allerdings ignorieren sie die nicht 
lineare Steigung der Koeffizient und geben nur den durchschnittlichen Effekt an, deswegen müssen 
auch sie mit Vorsicht interpretiert werden (Best/ Wolf 2010: 839f.).  
Die Trendanalyse soll Aufschluss darüber geben, ob und welche Veränderungen über die Zeit 
im Phänomen Euroskeptizismus auftreten. Der ESS ermöglicht aufgrund der regelmäßigen Wahl-
abfrage des nationalen Wahlverhaltens in allen Untersuchungswellen von 2002 bis 2016 diese Art 
von Trendanalyse. Dazu werden jeweils die vorhergesagten Wahrscheinlichkeiten einer Person be-
rechnet euroskeptisch zu wählen. Ich gehe davon aus, dass diese mit der Dauer der Mitgliedschaft 
eines Landes zur EU variieren. Deswegen werden die Werte gemäß den Beitrittswellen der EU 
gruppiert und im zwei Jahres Rhythmus von 2002 bis 2016 abgetragen. Die Berechnung selbst 
erfolgt über eine logistische Regression (Best/ Wolf 2010), in der als abhängige Variable eine di-
chotome Variable verwendet wird, die den Wert 1 annimmt, wenn eine Person euroskeptisch ge-
wählt hat und 0, wenn nicht. 
Anschließend werden weitere Einflüsse auf Makroebene in einer ökologischen Regression 
(Langbein/ Lichmann 1978) getestet, da aufgrund der geringen Anzahl der Untersuchungsländer 
die Kontrolle der Makrovariablen nicht innerhalb eines Mehrebenenmodells stattfinden kann 
(Kreft 1996, Kreft/ De Leeuw 1998, Raudenbush 1988, Snijders/ Bosker 1994, 1999). In solchen 
Fällen ist die Berechnung einer Regression ausschließlich auf Aggregatebene, insbesondere in der 
Ökonomie und der Politikwissenschaft, ein probates Mittel um den Einfluss von Ländervariablen 




in der Kritik sie würde wenig robuste Ergebnisse produzieren (Kittel 2006, 2009). Zudem besteht 
die Gefahr des ökologischen Fehlschlusses. Durch die Aggregation können außerdem Unter-
schiede auf der aggregierten Ebene verdeckt werden (Jahn 2009, Pickel 2009), was zum whole nation 
bias führt (Rokkan 1970: 49). Sie liefert jedoch zuverlässige Ergebnisse, wenn die Analyse allein auf 
der Aggregatebene bleibt (Pickel 2009: 298). 
Die ökologische Regression wird wie eine normale Regression berechnet, allerdings gehen nur 
14 Fälle, für jedes Land einer, in die Analyse ein. Die abhängige Variable bilden die jeweiligen 
Ländermittelwerte, als unabhängige Variablen gehen die jeweiligen Ländervariablen ein. Die ge-
ringe Anzahl der Untersuchungseinheiten macht die ökologische Regression anfällig für Ausreißer, 
das Problem ist auch als Small-N-Problematik bekannt und erschwert sowohl die Regressionsdiag-
nostik, als auch die Analyse selbst (Pickel 2009: 299). Schließlich gelten auch hier die Vorausset-
zungen der Regressionsanalyse, wie etwa Normalverteilung der Ausprägungen oder der Ausschluss 
von Heteroskedastizität und Multikollinearität, diese Bedingungen bei einer geringen Anzahl von 
Ländern zu erfüllen ist relativ anspruchsvoll, der Ausschluss von Variablen im Gegenzug keine 
Möglichkeit, da der Ausschluss abweichender Fälle ebenfalls Verzerrungen verursacht. Ich arbeite 
zudem mit robusten Standardfehlern und verwende dafür einen Statabefehl von Jann (2010).26  
Um anschließend die Individualvariablen unter Kontrolle der Länderzugehörigkeit zu testen 
wird eine logistische Mehrebenenanalyse durchgeführt. Die Mehrebenenanalyse ist ein spezielles 
Regressionsverfahren, das Forscher in die Lage versetzt der hierarchischen Datenstruktur länder-
vergleichender Analysen Rechnung zu tragen. Denn bei dieser Art von Umfrageforschung werden 
verschiedene Untersuchungsebenen unterschieden: Zunächst bilden die Personen die erste Ebene, 
diese sind Bürger eines Landes, das die zweite Ebene darstellet. Soll nun der Effekt einer Variablen 
auf Individualebene untersucht werden, erlaubt die Mehrebenenanalyse gleichzeitig die Kontrolle 
von Effekten auf der Länderebene, die für alle Befragten eines Landes gleich sind (Langer 2010: 
741). Aufgrund der geringen Länderanzahl nehme ich in der ersten Regression keine Makrovariab-
len auf. Es handelt sich um eine Fixed-Effects-Regression, in der ohne Makrovariablen gearbeitet wird 
(Kreft 1996, Kreft/ De Leeuw 1998, Raudenbush 1988, Snijders/ Bosker 1994, 1999). Das bedeu-
tet, die Berechnung findet unter Berücksichtigung der hierarchischen Datenstruktur statt, allerdings 
ohne den Einfluss von Variablen einzubeziehen, die auf Makroebene stark variieren, wie Beispiels-
weise das Bruttoinlandprodukt oder Krisenbetroffenheit.  
Um den Einfluss der Krisenbetroffenheit zu testen, wie es die Hypothesen 1cMikro bis 7cMikro 
vorsehen, berechne ich Interaktionseffekte der inhaltlichen Variablen mit der Krisenbetroffenheit 
 
26 Hierbei ist zu beachten, dass keine marginalen Effekte ausgegeben werden können, sondern lediglich Odds Ratios 
betrachtet werden, um die Effekte zwischen verschiedenen Regressionsmodellen zu vergleichen, da dies im Stata-




und nehme auf Aggregatebene die Beitrittswelle und die Krisenbetroffenheit eines Staates auf. Um 
zu testen, ob die Effekte vor oder nach der Krise stärker sind berechne ich zwei Modelle, eines das 
die Zeitpunkte 2008 und 2012 umfasst und eines das die Daten von 2012 und 2016 beinhaltet. Zur 
Kontrolle auf den Effekt des Zeitpunktes nehme ich eine je dichotome Variable auf, die den Wert 
0 für 2008 und den Wert 1 für das Jahr 2012 (Modell 2: 0=2012 und 1=2016) enthält. 
Analog zu den übrigen Regressionen berechne ich sowohl Odds Ratios, als auch durchschnittliche 
marginale Effekte um die Interpretation zu erleichtern und die Modellvergleichbarkeit zu ermögli-
chen (Best/ Wolf 2010: 840). Im Text gehe ich jeweils auf die durchschnittlichen marginalen Ef-
fekte ein, die Modelle mit Angabe der Odds Ratios befinden sich aus Platzgründen im Anhang.27 
Da die modellspezifischen Voraussetzungen für eine Mehrebenenregression nur bedingt gege-
ben sind, berechne ich zusätzlich gepoolte Regressionen.28 Dabei handelt es sich um Regressionen 
auf Individualebene, in denen die Länderzugehörigkeit der Personen durch dichotome Länderva-
riablen kontrolliert wird. Ich wende ein Most Similar Systems Design an (Przeworski/ Teune 1970), in 
dem ich die Variation der unterschiedlichen Euroskeptizismusanteile der Länder innerhalb der 
Ländergruppen vergleiche, die sich in ihren übrigen Merkmalen relativ ähnlich sind. Das ist am 
besten durch den Vergleich der Länder innerhalb von Beitrittswellen zu realisieren, da diese über 
einen ähnlichen wirtschaftlichen Entwicklungsstand verfügen. Das schränkt jedoch die Verallge-
meinerbarkeit der Ergebnisse insofern ein, als das signifikante Prädiktoren immer noch innerhalb 
der Vergleichsgruppe und nicht über alle untersuchten Länder gelten. Finde ich beispielsweise ei-
nen signifikanten Effekt des Geschlechts in der Gruppe der Länder der Osterweiterung, ist dieser 
Effekt auch nur innerhalb der Ländergruppe interpretierbar und nicht auf das gesamte Sample zu 







27 Ich gebe der Vollständigkeit halber das jeweilige Pseudo R2 aus, anders als in linearen Regressionen, ist es nur bedingt 
geeignet, die Modellgüte anzugeben, wie Best und Wolf (2010) zu bedenken geben: „(…) da sich die Likelihood-
basierten Maßzahlen erstens nicht auf die erklärte Varianz beziehen (wie in der OLS-Regression) und sich zweitens 
kein verbindliches Standardmaß herauskristallisiert hat.“ (Best/ Wolf 2010: 844). Das gilt sowohl für normale binäre 
Regressionen als auch für binäre Mehrebenenmodelle.  
28 Ich widme diesen Modellen je ein separates Kapitel (10.2-10.7), da ich hier auch ausführlicher auf das jeweilige 




8. Operationalisierung und deskriptive Befunde: Wie wird Euroskeptizismus gemessen 
und was sind die deskriptiven Befunde? 
In diesem Kapitel stelle ich die Operationalisierung der Variablen vor und betrachte die deskripti-
ven Statistiken. Ich beginne mit der abhängigen Variablen (Kapitel 8.1). Um diese zu bilden stufe 
ich die Parteien danach ein, ob sie euroskeptisch sind oder nicht, indem ich den Mittelwert aus 
positiven und negativen Nennungen bezüglich der EU bilde und diese Angaben um die Parteifa-
milie und die Rechts-Links-Einstufung ergänze.  
Anschließend bilde ich verschiedene unabhängige Variablen auf Makroebene (Kapitel 8.2). Für 
die Durchführung der DID-Schätzung benötige ich zwei Variablen, die anzeigen, in welchem Jahr 
ein Land Kredite zur Staats- oder Bankensanierung erhalten hat und in welchem Jahr es von der 
Krise betroffen wurde, sowie einen Interaktionsterm aus beiden. Für die Trendanalyse wird eine 
Gruppierungsvariable nach Beitrittsmonat zur EU benötigt. Für die Regression auf Aggregatebene 
werden zusätzlich zur Mitgliedschaftsdauer, das Außenhandelssaldo, der Schuldenstand, die Mit-
gliedschaft in der Währungsunion und der Status als Nettozahler bzw. Empfänger des EU-Haus-
haltes erfasst.  
Auf Individualebene werden Institutionenvertrauen, Demokratiezufriedenheit, Zufriedenheit 
mit der Arbeit der Regierung, Zufriedenheit mit der wirtschaftlichen Lage und Links- bzw. Rechts-
extreme Selbsteinstufung vorgestellt (Kapitel 8.3). Ich gehe sowohl auf die Operationalisierung, als 
auch auf die deskriptiven Statistiken ein. 
In Kapitel 8.4 folgen die Kontrollvariablen auf Makro- und mikroebene. Neben Alter, Ge-
schlecht und Bildung auf Individualebene, zählt dazu auch die Mitgliedschaft in der Währungs-
union auf der Aggregatebene. Letztere wird für die Makroregression benötigt, während die anderen 
Variablen in die Mehrebenenanalyse und die Fallstudienregressionen einfließen. 
Abschließend ziehe ich in Kapitel 8.5 ein zusammenfassendes Fazit der deskriptiven Befunde, 
die im achten Kapitel präsentiert habe. 
 
8.1 Abhängige Variable: Die Wahl euroskeptischer Parteien 
Ich schließe mich, wie bereits geschildert, der Argumentation von Schäfer (2006: 353) an und un-
tersuche das Wahlverhalten auf nationaler Ebene.29 Im ESS wird in jeder Erhebungswelle abgefragt 
welche Partei eine Person bei der letzten nationalen Wahl gewählt hat. Als Antwortmöglichkeiten 
sind alle Parteien aufgeführt, die bei der letzten nationalen Wahl angetreten sind. 30 Die Reihenfolge 
 
29 Eine Übersicht über die Kodierung, bzw. Rekodierung, sowie die deskriptiven Statistiken aller verwendeten Variab-
len befindet sich im Anhang (Tabelle A.3). 
30 Es handelt sich bei der Wahlabsichtsfrage um eine retrospektive Angabe, die verschiedenen Fehlerquellen unterliegt. 
Diese reichen von Erinnerungslücken, bis zu Meinungsänderung und sind unter anderem davon abhängig, wann ein 




der Antwortoptionen folgt absteigend den jeweiligen Wahlergebnissen der Parteien. Um euroskep-
tische Parteien zu identifizieren, greife ich auf die Parteieinstufung aus den Daten des Manifesto 
Projects zurück. Anhand der theoretisch hergeleiteten Definitionsmerkmale werden Parteien als 
euroskeptisch oder nicht eingestuft, analog zum Individualdatensatz geschieht dies für den gesam-
ten Untersuchungszeitraum von 2002 bis 2016 und alle 16 Untersuchungsländer. Aus diesen In-
formationen kann sowohl die personenbezogene Euroskeptizismusvariable (abhängige Variable 
auf der Individualebene) gebildet werden, die den Wert 1 annimmt, wenn eine Person bei der letz-
ten nationalen Wahl eine euroskeptische Partei gewählt hat, als auch die abhängige Variable (Län-
dermittelwert) für die Makroregression. Ich berechne zusätzlich zum Anteil euroskeptischer Wäh-
ler an der Gesamtbevölkerung, auch das durchschnittliche Euroskeptizismus Niveau der Parteien. 
Da vor allem im deskriptiven Teil interessant ist, wie sich das Ausmaß des Skeptizismus zwischen 
den Parteien unterscheidet. 
Tabelle 8.1: Beschreibung der Variablen zur Bildung der EU-Positionsdifferenz 
Variablenname Beschreibung 
European Community/ 
Union: Positive (per108) 
„Favourable mentions of European Community/Union in general. 
May include the: 
• Desirability of the manifesto country joining (or remaining a 
member); 
• Desirability of expanding the European Community/Union; 
• Desirability of increasing the ECs/EUs competences; 
• Desirability of expanding the competences of the European Par-




„Negative references to the European Community/Union. May in-
clude: 
• Opposition to specific European policies which are preferred by 
European authorities; 
• Opposition to the net-contribution of the manifesto country to 
the EU budget.“ (Volkens et al. 2017: 11). 
Quelle: Volkens et al. (2017: 11).  
 
Aufgrund der Definition von Euroskeptizismus als Ablehnung der Parteien von Europa und seinen 
Institutionen, verwende ich zwei Variablen (108 und 110), aus dem Party Manifesto Datensatz, die 
negative bzw. positive Erwähnungen von Europa in den jeweiligen Parteiprogrammen erfassen. 
Die eine Variable beinhaltet positive Nennungen von Europa (Variable: per108), wie zum Beispiel, 
dass eine Partei den Beitritt zur EU, bzw. den Verbleib in der EU positiv hervorhebt, dass die 
Europäische Gemeinschaft ausgebaut werden sollte, dass den EU-Institutionen mehr Kompeten-
zen zu teil werden sollte oder, dass bestimmte Teile bzw. die Macht des Europäischen Parlaments 
 
falsch oder lassen sich von zwischenzeitlich stattgefundenen Prozessen, wie z. B. einer schlechten Bewertung der 





ausgebaut werden sollte. Die andere Variable misst negative Nennungen der EU (Variable: per110), 
die zum Beispiel durch die Ablehnung spezieller Europäischer Politikprogramme, der europäischen 
Autoritäten oder durch die Ablehnung der finanziellen Umverteilung innerhalb der EU, ausge-
drückt wird. Tabelle 8.1 zeigt die Codieranweisungen für beide Variablen. 
Um zu ermitteln, ob eine Partei euroskeptisch ist oder nicht, berechne ich gemäß Halikiopoulou 
und Kollegen (2012) die Differenz aus positiven (per108), sowie negativen Nennungen (per110) 
Partei. Die Berechnung der relativen Position einer Partei in ihrem nationalen Parteienspektrum 
gemäß De Vries und Edwards (2009) hat sich als nicht sinnvoll erwiesen, da im Datensatz so nur 
21 Parteien identifiziert werden können. Diese Parteien sind nicht deckungsgleich mit den Parteien, 
die die beiden Autorinnen auf Grundlage des Chapel Hill Expert Survey finden. So fehlen zum 
Beispiel die niederländische List Pim und die deutsche Partei Die Linke in meiner Analyse, während 
De Vries und Edwards (2009: 12) für Belgien keine linke euroskeptische Partei finden. 31  
Tabelle 8.2: Lagemaße der EU-Positions-Differenz  
 
Obs.1  Mean Std. dev. Min. Max. 
Positive Differenz 114 (62,3%) 2,03 1,77 0,12 9,17 
Negative Differenz 47 (25,7%) -2,60 3,63 -15,86 -0,03 
Neutral 22 (12,0%)     
Gesamt 183  (100%) 0,60 3,04 -15,86 9,17 
Quelle: Volkens et al. (2018). 
Anmerkung: N=183, eigene Berechnungen, gerundete Werte, 1 in Klammern relative Häufigkeit 
in Prozent. 
 
Tabelle 8.2 zeigt, dass für 62,3% aller Parteien im Untersuchungszeitraum durchschnittlich eine 
positive EU-Positions-Differenz in ihren Dokumenten zu finden ist. Der Mittelwert beträgt 2,03 
Skalenpunkte mit einer Standardabweichung von 1,77 Punkten. Die Werte liegen im Bereich zwi-
schen 0,12 und 9,17 Punkten. Für 47 Parteien, das entspricht 25,7% aller Parteien, ist die EU-
Positions-Differenz im Durschnitt negativ. In einem Wertebereich von -15,864 bis -0,029 liegt der 
Mittelwert bei -2,60 Punkten und die Standardabweichung bei 3,63 Punkten. In 12% der Fälle (22 
Parteien) überwiegen weder negative noch positive Aussagen über die EU. Für den Gesamtdaten-
satz von 183 Parteien liegt der Mittelwert bei 0,61 Punkten und die Standardabweichung bei 3,03 
Skalenpunkten. 
Tabelle 8.3 zeigt die Lagemaße der EU-Positions-Differenz nach Beitrittsjahr zur Europäischen 
Union. Es ist zu sehen, dass in zwei Ländergruppen Parteien durchschnittlich einen negativen Wert 
erreichen, erstens in das bei Parteien der beiden Länder, die nicht Mitglied der EU sind, der Fall, 
also in Norwegen und der Schweiz, und zweitens in den 1973 beigetretenen Ländern, das sind 
 
31 Tabelle A.1 im Anhang zeigt die Parteien, die nach dem Kriterium von De Vries und Edwards (2009) als euroskep-




Dänemark, Vereinigtes Königreich und Irland. Die Parteien in den Ländern, die 1958 der EU bei-
getreten sind weisen mit 1,66 den höchsten Durchschnittswert auf, gefolgt von den Parteien der 
2004 beigetretenen Länder, mit 1,21. 
Tabelle 8.3: Lagemaße der EU-Positions-Differenz nach Beitrittsjahr 
 
Tabelle 8.4 zeigt die durchschnittlichen EU-Positionen nach Ländern, geordnet nach Mittelwert. 
In der Schweiz, dem Vereinigten Königreich, Deutschland, Portugal, Irland und Norwegen geben 
die Parteien durchschnittlich negative Aussagen über die EU in ihren Parteiprogrammen an. In der 
Schweiz, dem Vereinigten Königreich und Deutschland ist die Streuung der Parteipositionen mit 
3,69 bis 5,5 Skalenpunkten jedoch sehr hoch. In den anderen Ländern überwiegen positive Aussa-
gen. Dabei erreicht Frankreich den höchsten Wert von 4,64, allerdings mit einer Streuung von 3,91 
Skalenpunkten. 
Tabelle 8.4: Lagemaße der EU-Positions-Differenz nach Land 
Land Obs. Mean Std. dev. Min. Max. 
Schweiz 15 -0,98 3,69 -13,65 2,91 
Vereinigtes Königreich 11 -0,60 5,50 -15,86 5,16 
Deutschland 9 -0,28 4,63 -12,33 2,47 
Portugal 6 -0,28 2,04 -3,44 2,04 
Irland 13 -0,17 1,98 -5,48 2,13 
Norwegen 7 -0,06 1,08 -1,14 1,44 
Dänemark 10 0,05 3,94 -6,95 8,05 
Finnland 8 0,11 2,49 -5,85 2,10 
Schweden 8 0,22 2,20 -3,47 2,86 
Niederlande 13 0,42 3,49 -10,19 3,67 
Spanien 27 0,61 1,21 -2,4 3,15 
Slowenien 10 1,06 1,05 -1,44 2,17 
Ungarn 12 1,12 1,27 -1,36 2,43 
Polen 9 1,49 2,78 -2,38 6,48 
Belgien 14 1,72 0,89 -0,03 3,07 
Frankreich 11 4,64 3,91 -4,18 9,17 
Quelle: Volkens et al. (2018). 
Anmerkung: N=183, eigene Berechnungen, gerundete Werte. Länder nach Mittelwert geordnet. 
 
Beitrittsjahr Obs.1 Mean Std. dev. Min. Max. 
Nicht beigetreten 22 (12,2%) -0,69 3,10 -13,65 2,91 
1958 47 (25,6%) 1,66 3,70 -12,33 9,17 
1973 34 (18,5%) -0,25  3,86   -15,86    8,05 
1986 33 (18,1%) 0,45 1,40     -3,44      3,15 
1995 16 (8,70%)  0,17    2,27  -5,85      2,86 
2004 31 (16,9%) 1,21 1,73 -2,38 6,48 
Quelle: Volkens et al. (2018). 





Hix und Lord (1997) konnten zeigen, dass die EU-Parteifamilie einer Partei ein guter Indikator für 
Positionen gegenüber der EU ist, da diese gewissermaßen als organisatorischer Rahmen wirkt (Ga-
bel/ Hix 2004: 95). Allerdings geben sie zu bedenken, dass die Ähnlichkeit innerhalb einer Partei-
familie nicht unbedingt gegeben ist, sondern, dass es auch zu Konflikten über konkrete Politik-
maßnahmen kommt, die sich mitunter in den Wahlprogrammen auf europäischer Ebene ausdrü-
cken (Gabel/ Hix 2004: 111f.). Das sieht man auch daran, dass die Organisation der Parteien auf 
europäischer Ebene in den Fraktionen keinesfalls stabil ist. Zusätzlich ergänze ich die Einordnung 
also um die Parteifamilie (Variable: parfam), um nationalistische Parteien ausfindig zu machen 
(Code: 70 NAT Nationalist parties). Tabelle 8.5 zeigt, dass 11 Parteifamilien im Party Manifesto 
Datensatz codiert werden können.  





„Tentative grouping of political parties and alliances into the following party 
families. The variable is constant over time and does not account for possi-
ble changes of party family: 
10 ECO Ecological parties 
20 COM Socialist parties 
30 SOC Social democratic parties 
40 LIB Liberal parties 
50 CHR Christian democratic parties 
60 CON Conservative parties 
70 NAT Nationalist parties 
80 AGR Agrarian parties 
90 ETH Ethnic and regional parties 
95 SIP Special issue parties 
98 DIV Electoral alliances of diverse origin without dominant party“ 
(Volkens et al. 2017: 4). 
Quelle: Volkens et al. (2017: 4).  
 
Tabelle 8.6 zeigt, dass 9 Parteien im Datensatz als nationalistisch codiert wurden. Davon hat eine 
Partei, die List Pim Fortuyn (Niederlande) keine durchschnittlich negative EU-Positions-Differenz. 
Da sich die Codierung im Datensatz mit der Forschungsliteratur deckt und dort auch der negative 
EU-Kurs der Partei diskutiert wird, nehme ich die Partei als euroskeptisch auf.32 Der Datensatz 
euroskeptischer Parteien wird aufgrund dieses Kriteriums um eine Partei erweitert, die anhand des 
Differenzkriteriums sonst nicht im Datensatz enthalten wäre.33 
 
32 Die Partei List Pim Fortuyn ist im Originaldatensatz zu zwei Messzeitpunkten enthalten: Im Mai 2002 mit einer EU-
Differenz von 1,079 und im Januar 2003 mit einer EU-Differenz von 0,787. In ihren Parteiprogrammen äußert sich 
die Partei also überwiegend pro Europa. Das steht im Kontrast zu verschiedenen Studien, die die Partei als rechts-
populistisch (van Kessel 2013: 181f., van Kessel 2015, nach Guiso et al. 2017: 61) bzw. rechtsradikal (Hooghe et al. 
2002: 980) einstufen. 
33 Hier offenbart sich eine generelle Schwierigkeit in der Codierung, denn die Zuordnung muss immer eineindeutig 




Tabelle 8.6: Darstellung nationalistischer Parteien im Datensatz  
Parteiname (engl.) Land Rechts-Links-Index EU-Differenz 
Federal Democratic Union Schweiz 63,29 -0,51 
Party of Freedom  Niederlande 22,53 -10,18 
National Front Frankreich 21,37 -4,17 
Swiss Democrats Schweiz 18,91 -1,68 
Slovenian National Party Slowenien 11,49 -1,43 
List Pim Fortuyn Niederlande 9,09 0,93 
Sweden Democrats Schweden 4,52 -3,47 
Movement for a better Hungary Ungarn 3,51 -1,35 
Quelle: Volkens et al. (2018). 
Anmerkung: eigene Berechnungen, gerundete Werte. Länder geordnet nach Rechts-Links-Index. 
 
Tabelle 8.7 zeigt die Verteilung des Merkmals Euroskeptizismus über alle Parteifamilien hinweg. 
Im Datensatz wird nach ökologischen, linken, sozialdemokratischen, liberalen, christdemokrati-
schen, konservativen, nationalistischen, landwirtschaftlichen, ethnisch-regionalen und Ein-The-
men-Parteien unterschieden.  
Tabelle 8.7: Verteilung des Merkmals Euroskeptizismus über die Parteifamilien  
Parteifamilie (engl.) Euroskeptisch1 Nicht-Euroskeptisch1 Gesamt 
Left Socialist or other Left 16 (26,67%) 10 (8,06%) 26 (14,13%) 
Ethnic-regional 8 (13,33%) 20 (16,13%) 28 (15,22%) 
Special Issue 8 (13,33%) 4 (3,23%) 12 (6,52%) 
Nationalist 9  (15,00%) 0 0 9 (4,89%) 
Christian Democratic 5 (8,33%) 14 (11,29%) 19 (10,33%) 
Liberal 4 (6,67%) 22 (17,74%) 26 (14,13%) 
Agrarian 4 (6,67%) 4 (3,23%) 8 (4,35%) 
Conservative 3 (5,00%) 14 (11,29%) 17 (9,24%) 
Ecologist 2 (3,33%) 11 (8,87%) 13 (7,07%) 
Social Democratic 1 (1,67%) 25 (20,16%) 26 (14,13%) 
Gesamt 60 (100%) 124 (100%) 184 (100%) 
Quelle: Volkens et al. (2018). 
Anmerkung: eigene Berechnungen, gerundete Werte, 1 in Klammern relative Häufigkeit in Pro-
zent. Parteifamilien geordnet nach Anzahl euroskeptischer Parteien. 
 
Die meisten im Datensatz enthaltenen Parteien gehören zur Gruppe der ethnisch-regionalen Par-
teien (15%), gefolgt von linken sozialdemokratischen bzw. liberalen Parteien (je 14%). Die hohe 
Anzahl ethnisch-regionaler Parteien ist vor allem auf Länder wie Spanien und die Schweiz zurück-
zuführen, die aufgrund des politischen Systems eine hohe Anzahl von Parteien aufweisen, die sich 
über die Kantons- bzw. Provinzzugehörigkeit definieren. Für die Schweiz ist das etwa die Lega dei 
Ticinesi, die im Tessin aktiv ist (van Kessel 2015 nach Guiso et al. 2017: 6), für Spanien etwa die 
 
die größte Übereinstimmung vorliegt und dass zweitens die Schaffung von mehr Kategorien, etwa populistisch oder 




Bloque Nacionalista Galego, die zwar die Autonomie der Region Galicien fordert, jedoch auch bei 
Parlamentswahlen erfolgreich ist (Gómez-Reino Cachafeiro/ Plaza-Colodro 2018: 351). Euroskep-
tische Parteien finden sich am ehesten in der Gruppe linker Parteien (26%), bzw. nationalistischer 
(15%), landwirtschaftlicher und Ein-Themen-Parteien (13%). 
Außerdem verwende ich die Variable, die Informationen zu einem Links-Rechts-Index nach 
Laver/ Budge (1992a) bereithält (Variable: rile). Damit identifiziere ich links-, sowie rechtsextreme 
Parteien. Denn De Vries und Edwards (2009) zeigen, dass euroskeptische cues sowohl im linksext-
remen, als auch im rechtsextremen Parteienspektrum zu finden sind. Laver und Budge (1992b: 15) 
orientieren sich bei der Bildung des Indizes an der Idee des policy space, in dem sich Parteien verorten 
lassen. Über die räumliche Nähe lassen sich sowohl Ähnlichkeiten zwischen Parteien finden, was 
im Rahmen von politischen Verhandlungen z. B. für die Bildung von Koalitionen wichtig ist, als 
auch auf Wählerseite um Wahlentscheidungen zu treffen. Laver und Budge (1992b: 17ff.) analysie-
ren Wahlprogramme Westeuropäischer Parteien anhand verschiedener Variablen, die sie zur Kon-
struktion des Index ausgewählt haben.34 Um aus dem ursprünglichen Codierschema mit 45 Kate-
gorien einen Rechts-Links-Index zu konstruieren, haben die beiden Forscher zunächst thematisch 
ähnliche Dimensionen zusammengefasst, sodass 20 gruppierte Codes entstanden. Anschließend 
wurde mit Hilfe von länderspezifischen Faktoranalysen vier so genannte Markervariablen identifi-
ziert. Das sind für die linke Dimension Staatsinterventionen und Frieden und Kooperation, und 
auf der Rechten kapitalistische Ökonomie und sozialer Konservatismus. Es wurden dann alle Va-
riablen, die entweder auf den gleichen Faktoren der linken oder der rechten Markervariablen laden, 
entweder zur linken oder rechten Dimension hinzugenommen (Laver/ Budge 1992b: 26).  





Index wird gebildet aus folgenden Variablen: (Military: Positive+Freedom 
and Human Rights+Constitutionalism: Positive+Political Authority+Free 
Market Economy+Incentives: Positive+Protectionism: Negative+Eco-
nomic Orthodoxy+Welfare State Limitation+National Way of Life: Posi-
tive+Traditional Morality: Positive+Law and Order: Positive+Civic Mind-
edness: Positive) und 
(Anti-Imperialism+Military: Negative+Peace+Internationalism: Posi-
tive+Market Regulation+Economic Planning+Protectionism: Posi-
tive+Controlled Economy+Nationalisation+Welfare State Expansion+Ed-
ucation Expansion+Labour Groups: Positive+Democracy)  
Quelle: (Volkens et al. 2017). 
 
34 Zu den Schwierigkeiten des komplexen Ansatzes von Laver/ Budge (1992b) und alternativen Messungen siehe Jahn 
(2011: 747-760). Ich verwende den Index dennoch aufgrund der diskutierten Vorteile, zudem zeigt auch Jahn (2011: 
758), dass der von ihm vorgeschlagene Index und der von Laver und Budge in vielen Fällen übereinstimmen (Nor-
wegen, Schweden, Dänemark, Frankreich). In Fällen, in denen der Index von Jahn (2011) und von Laver/ Budge 
(1992b) weniger hoch korrelieren (z. B. Irland), scheint die Links-Rechts-Dimension generell weniger relevant zu 




Der von ihnen entwickelte Index lässt sich auf alle europäischen politischen Systeme übertragen 
(Laver/ Budge 1992b: 25). Der Index hat einen Wertebereich von -100 bis +100 und wird aus der 
Zustimmung und Ablehnung zu 13 Themenfeldern gebildet. Tabelle 8.8 zeigt die Übersicht über 
die inhaltliche Beschreibung der einzelnen Variablen, die in den Index aufgenommen wurden. 
Ich berücksichtige mit Hilfe der Variable Rechts-Links-Index (Laver/ Budge 1992a) extreme 
rechte und linke Parteien gemäß Vasilopoulou (2011). Eine Partei kann demnach auch ohne Zu-
gehörigkeit zur nationalistischen Parteifamilie und ohne negative EU-Positions-Differenz euro-
skeptisch sein, wenn sie links- oder rechtsextrem ist. Theoretisch liegen die möglichen Indexwerte 
zwischen +100 (rechts) und -100 (links) (Laver/ Budge 1992a). Im Datensatz finden sich Werte 
zwischen -47,92 und +63,29. Die Partei mit dem Wert -47,92 ist der Left Front aus Frankreich, die 
Partei mit dem Wert +63,29 ist die Schweizer Federal Democratic Union. Um zu ermitteln welche 
Partei als extrem gilt, ziehe ich Standardabweichung je 1,5 Mal vom Extremwert ab. Rechtsextrem 
ist eine Partei ab Werten von 20,20 (47,92-27,71), linksextrem bei Werten ab -35,57 (63,29-27,71). 
Tabelle 8.9 zeigt eine Übersicht über die Lagemaße der Parteien anhand der Links-Rechts-Ein-
stufung. Von 183 Parteien werden nach der Definition 13 als linksextrem Parteien eingestuft, das 
entspricht 7% und 11 Parteien als rechtsextrem, das entspricht 6%. Die linksextremen Parteien 
weisen Werte zwischen -47,92 und -35,80 Skalenpunkten auf. Ihr Mittelwert liegt bei -41,56 mit 
einer durchschnittlichen Abweichung um 4 Skalenpunkte. Die rechtsextremen Parteien weisen In-
dexwerte zwischen 21,37 und 63,29 Punkten auf, mit einem durchschnittlichen Wert von 31,96 
Punkten und einer Standardabweichung von 13,27 Punkten. Der Wertebereich und die durch-
schnittliche Abweichung der Werte sind bei den rechtsextremen Parteien deutlich größer als bei 
den linksextremen Parteien.  
Tabelle 8.9: Lagemaße der Links-Rechts-Einstufung 
 
Durch Doppelnennungen in der Gruppe von Parteien mit extremer Position, Nationalismus und 
der EU-Positions-Differenz erhöht sich die Gesamtzahl euroskeptischer Parteien von 48 auf 60. 
Tabelle 8.10 gibt Auskunft über die EU-Positions-Differenz und die Rechts-Links-Einstufung von 
euroskeptischen und nicht euroskeptischen Parteien.  
 
 
Obs.1 Mean  Std. dev. Min. Max. 
Linksextrem 13 (7%) -41,56  4,02 -47,92  -35,80 
Rechtsextrem 11 (6%) 31,96  13,27 21,37  63,29 
Moderat 159 (87%)     
Gesamt 183 (100%) -8,40  18,62 -47,92 63,29 
Quelle: Volkens et al. (2018). 





Tabelle 8.10: Lagemaße der EU-Positions-Differenz und des Rechts-Links-Index 
 
Die euroskeptischen Parteien haben im Mittel eine EU-Positionsdifferenz von -1,66, bei einer Ab-
weichung von 3,87 Skalenpunkten. Parteien, die nicht zur Gruppe euroskeptischer Parteien gehö-
ren, haben hingegen einen durchschnittlichen Wert von 1,70 und weichen durchschnittlich um 1,67 
Punkte davon ab. Während euroskeptische Parteien im Durchschnitt einen Rechts-Links-Index-
wert von -6,32, bei einer Abweichung von 26,9 Punkten haben, haben die nicht euroskeptischen 
Parteien einen Wert von -9,41 und weichen durchschnittlich um 12,8 Punkte davon ab. In der 
Gruppe euroskeptischer Parteien ist die Streuung also etwa doppelt so groß, auch wenn die Durch-
schnittswerte bezüglich des Indexwertes ähnlich sind. Die Tabelle mit der Aufstellung der 60 als 
euroskeptisch klassifizierten Parteien nach Länderzugehörigkeit und Parteifamilie, sowie ihrer Ein-
stufung im Links-Rechts-Index und ihrer EU-Positions-Differenz befindet aus Gründen der Über-
sichtlichkeit sich im Anhang (Tabelle A.2).  
Abbildung 8.1: Anteil der Bürger, die eine euroskeptische Partei gewählt haben  
 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; 2016 ohne Dänemark). 
Anmerkung: Anteil Wähler euroskeptischer Parteien in Prozent, Werte geordnet nach dem Jahr 
2008, eigene Berechnungen, n=145.407. 
 Obs.1 Mean  Std. dev. Min. Max. 
EU-Positions-
Differenz 
Euroskeptisch 60 (32,7%) -1,66 3,87 -15,86 9,17 
 Nicht Euroskeptisch 123 (67,3%) 1,70 1,67 0 8,05 
Rechts-Links- 
Index 
Euroskeptisch 60 (32,7%) -6,32 26,90 -47,92 63,29 
 Nicht Euroskeptisch 123 (67,3%) -9,41  12,82 -34,66 19,61 
Quelle: Volkens et al. (2018). 





Um die individuelle Wahl einer euroskeptischen Partei festzustellen, werden nun alle Personen in 
den Individualdatensätzen aller Erhebungswellen identifiziert, die angaben, bei der letzten nationa-
len Wahl eine der zuvor identifizierten Parteien gewählt zu haben. Abbildung 8.1 zeigt die Anteile 
von Personen, die eine euroskeptische Partei gewählt haben pro Untersuchungsland, in den Jahren 
2008, 2012 und 2016, geordnet nach den Anteilswerten für das Jahr 2008. Es ist zu sehen, dass der 
Anteil euroskeptischer Wähler an der Gesamtbevölkerung in der Schweiz, Norwegen, dem Verei-
nigte Königreich, der Niederlande und Dänemark zu allen drei Zeitpunkten am höchsten ist (über 
20%). Im Jahr 2016 und 2012 gehören auch Polen und Irland zu dieser Gruppe. Durchschnittlich 
beträgt der Anteil euroskeptischer Wähler im Jahr 2008 16,3%, im Jahr 2012 20% und im Jahr 2016 
22%. Im Jahr 2008 wird der höchste Wert mit 53% in der Schweiz gemessen, im Jahr 2012 mit 
40% in den Niederlanden und im Jahr 2016 mit 48% im Vereinigten Königreich. In neun von 16 
Ländern (GB, SE, IE, DE, PT, ES, FR, PL, HU) nimmt der Anteil euroskeptischer Wähler von 
2008 zu 2012 und 2016 zu. Darunter sind auch die drei Länder (ES, IE, PT), die Kredite zur Sa-
nierung ihrer Haushalte bzw. Banken in Anspruch nehmen mussten. Dies könnte ein erster Hin-
weis auf einen Effekt der Eurokrise auf Euroskeptizismus sein. 
 
8.2 Unabhängige Variablen: Was beeinflusst Euroskeptizismus auf der Aggregatebene? 
Für die Trendanalyse wird neben der abhängigen Variablen eine Variable mit der Information zur 
Mitgliedschaftsdauer benötigt, nach denen die vorhergesagten Wahrscheinlichkeiten gruppiert wer-
den können. Die Mitgliedschaftsdauer wird in Monaten berechnet, um genau für den Erhebungs-
zeitraum kontrollieren zu können.  


















Schweiz Belgien Dänemark Portugal Finnland Ungarn 
Norwegen Deutschland Irland Spanien Schweden Polen 
 Frankreich Vereinigtes 
Königreich 
  Slowenien 
 Niederlande     
Quelle: Europäische Union (2018).  
Anmerkung: Die Länder sind der Europäischen Union jeweils zum 1. Januar beigetreten, ausge-
nommen Länder der Erweiterung 2004, diese sind zum 1. Mai 2004 beigetreten. Der Vertrag 
von Rom wurde am 25. März unterzeichnet und trat am 1.1.1958 in Kraft, aufgrund der Verein-
fachung für die empirischen Analysen habe ich den 1.1.1958 als „Beitrittsdatum“ gewählt. 
 
Die Tabelle 8.11 zeigt die Dauer der Mitgliedschaft in der EU nach Beitrittsjahr für die Untersu-
chungsländer. Belgien, Frankreich, Deutschland und die Niederlande sind seit 1958 Mitglied (60 




Spanien (1986). Dann folgen Finnland und Schweden (1995), sowie Ungarn, Polen, Slowenien 
(2004). 
Abbildung 8.2 zeigt die Anteile der Bürger, die eine euroskeptische Partei gewählt haben, sortiert 
nach den Beitrittszeitpunkten der Untersuchungsländer zur Europäischen Union. Der Anteil ist in 
den Ländern, die nicht Teil der EU sind am höchsten (>30%) und sinkt in dieser Gruppe von 
2008, zu 2012 und 2016. In der Gruppe der Länder, die 1958 beigetreten sind, liegen die Anteile 
unter 15% und erreichen einen leicht höheren Wert im Jahr 2012. In den Ländern der Norderwei-
terung sind liegen die Anteile zwischen 20 und 40% und steigen von Jahr zu Jahr an. Dieses Muster 
setzt sich auch in den anderen drei Ländergruppen fort, auch wenn die Anteile immer unter 20% 
liegen.  
Abbildung 8.2: Anteil der Bürger, die eine euroskeptische Partei gewählt haben nach Bei-
trittszeitpunkt der Untersuchungsländer zur Europäischen Union 
 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; 2016 ohne Dänemark). 
Anmerkung: Anteil Wähler euroskeptischer Parteien in Prozent, Werte geordnet nach Beitrittszeit-
punkt zu Europäischen Union, eigene Berechnungen, n=145.407. 
 
Für die Durchführung der Difference-in-Difference-Schätzung werden zunächst drei unabhängige Vari-
ablen benötigt: Erstens die Krisenbetroffenheit eines Staates, zweitens der Empfang von Krediten 
zur Haushalts- oder Bankensanierung und drittens der Interaktionsterm aus beiden Variablen. 
Die Variable Krisenbetroffenheit ist eine dichotome Variable, die den Wert 1 annimmt, wenn 
ein Land Kredite erhalten hat und die den Wert 0 annimmt, wenn ein Land keine Kredite erhalten 
hat. Die Länder Irland, Portugal und Spanien haben im Nachgang der Krise Kredite zur Sanierung 
ihrer Staatshaushalte erhalten, Tabelle 8.12 zeigt in welchem Umfang, zu welcher Zeit und von 




den EFSF, 22,5 Mrd. Euro durch den EFSM und 22,5 Mrd. Euro durch den Internationalen Wäh-
rungsfonds (IWF) erhalten. Zuzüglich der eigenen Rentenfondsreserve (17,5 Mrd. Euro) und der 
Zahlungen durch das Vereinigte Königreich, Dänemark und Schweden (4,8 Mrd. Euro), hat das 
Land Darlehen im Umfang von 85 Mrd. Euro erhalten (Europäische Kommission 2018a). Portugal 
erhielt im Zeitraum zwischen 2011 und 2014 insgesamt 76,9 Mrd. Euro finanzieller Zuwendungen. 
Der IWF steuerte 26,6 Mrd. Euro bei, der EFSF 26,0 Mrd. Euro und, der EFSM 24,3 Mrd. Euro 
(Europäische Kommission 2018b). Spanien wurde vor allem im Hinblick auf die Sanierung seiner 
Banken finanziell unterstützt, im Zeitraum zwischen 2012 und 2014 betrugen die Aufwendungen 
des ESM 41,3 Mrd. Euro (Europäische Kommission 2018c).35  
Tabelle 8.12: Übersicht über Kredite an EU-Mitgliedsstaaten (2010-2014) 
Geldgeber Irland1 (2010-2013) Portugal2 (2011-2014) Spanien3 (2012-2014) 
EFSF 17,7 Mrd. Euro 26,0 Mrd. Euro  
EFSM 22,5 Mrd. Euro 24,3 Mrd. Euro  
IWF 22,5 Mrd. Euro 26,6 Mrd. Euro  
ESM   41,3 Mrd. Euro 
Andere Geldquellen4 22,3 Mrd. Euro   
Gesamt 85,0 Mrd. Euro 76,9 Mrd. Euro 41,3 Mrd. Euro 
Quelle: 1Europäische Kommission (2018a), 2Europäische Kommission (2018b), 3Europäische 
Kommission (2018c). 
Anmerkung: 4Irland hat Krediten aus dem Vereinigten Königreich, Dänemark und Schweden 
erhalten und zusätzlich Geldmittel aus dem eigenen Rentenreservefonds eingesetzt (Europäische 
Kommission 2018a). 
 
Die Variable Jahr ist eine dichotome Variable, die den Wert 1 für das Jahr 2012 annimmt, also das 
Jahr indem die drei Länder Kredite aus den verschiedenen Fonds der EU erhalten haben und den 
Wert 0 für das Jahr 2008 annimmt, dem Jahr indem keine Kredite gewährt wurden. Im Jahr 2008 
waren die Auswirkungen der Krise in Europa noch nicht zu spüren (Shambaugh 2012, Arghyrou/ 
Kontonikas 2012: 676), es gilt deswegen als Messzeitpunkt vor der Krise. 2012 ist das Jahr in dem 
alle drei Länder Darlehen erhalten haben, die Auswirkungen der Krise waren bereits seit zwei Jah-
ren in der EU zu spüren (Shambaugh 2012, Lane 2012: 55), dieser Zeitpunkt stellt die zweite Mes-
sung dar. Die dritte Variable ist ein Interaktionsterm aus beiden Variablen Land und Jahr, um den 
Kausaleffekt, der im Jahr 2012 ausgezahlten Kredite auf den Euroskeptizismus zu schätzen. 
Für die ökologische Regression werden, wie theoretisch hergeleitet, die Staatsschuldenquote, 
die Information, ob es sich um einen Nettozahler oder -Empfänger handelt und die Export-, und 
Importquote, sowie die Zugehörigkeit zum Euroraum gebildet.  
 
35 Eine ausführlichere Darstellung der verschiedenen Arten von Krediten, Auszahlungssummen, Rückzahlungsmoda-




In der Theorie finden sich Hinweise darauf, dass zwischen der Höhe der Staatsschulden und 
dem Anteil euroskeptischer Wähler ein positiver Zusammenhang besteht (Baimbridge 2018: 
437ff.). Im folgenden präsentiere ich drei Abbildungen, die jeweils den Zusammenhang zwischen 
Staatsschuldenquote und den Mittelwerten im euroskeptischen Wahlverhalten über die Länder 
hinweg zeigen. Die Staatsschuldenquote ist das Verhältnis der Staatsverschuldung eines Landes 
zum Bruttoinlandsprodukt und wird in Prozent angegeben. 
Abbildung 8.3: Staatsschuldenquoten der Untersuchungsländer 
 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; 2016 ohne Dänemark).36 
Anmerkung: Anteil Wähler euroskeptischer Parteien in Prozent, Staatsschuldenquote in Prozent 
des BIP, in Slowenien hat im Jahr 2016 keine Person angegeben eine euroskeptische Partei gewählt 
zu haben, eigene Berechnungen, n=53.964. 
 
Abbildung 8.3 zeigt die Staatsschuldenquote zu drei Zeitpunkten 2008 (oben links), 2012 (oben 
rechts) und 2016 (unten) und die jeweiligen Anteilsmittelwerte euroskeptischer Wähler über die 
Untersuchungsländer hinweg. Im Jahr 2008 weisen die Schweiz, Norwegen, die Niederlande und 
das Vereinigte Königreich die höchsten Anteilswerte auf (30% und höher). Die niedrigsten Werte 
 
36 Quellen: Portugal (IWF 2018a),  Irland (IWF 2018b),  Belgien (IWF 2018c),  Frankreich (IWF 2018d),  Spanien 
(IWF 2018e),  Vereinigtes Königreich (IWF 2018f),  Ungarn (IWF 2018g), Niederlande (IWF 2018h),  Finnland 
(IWF 2018i), Slowenien (IWF 2018j),  Polen (IWF 2018k),  Dänemark (IWF 2018l),  Schweden (IWF 2018m), Nor-




weisen Belgien, Deutschland, Finnland, Frankreich, Ungarn, Polen, Slowenien und Spanien auf 
(unter 10%). Damit sind in der Gruppe sehr niedriger Skeptizismusmittelwerte auch Länder mit 
sehr hohen Staatsschulden zu finden, neben Belgien (92%) und Deutschland (65%), sind darunter 
auch Frankreich (69%) und Ungarn (71%), die in der medialen Debatte der letzten Jahre eher als 
euroskeptische Länder gelten (Bickes et al. 2014, Moschella 2017). 
Im Vergeich zum Jahr 2012 zeigt sich ein deutlich anderes Bild, die Staatsverschuldung ist höher 
und die Euroskeptizismusmittelwerte liegen nicht mehr so dicht beeinander. Die 
Staatsverschuldung hat vor allem in den Ländern stark zugenommen, die Kredite zur Bewältigung 
der Finanzkrise erhalten haben. So stieg die Verschuldung des Staates in Irland von 42% auf 119%, 
in Portugal von 71% auf 126% und in Spanien von 39% auf 86%. Die Skeptizismusmittelwerte 
blieben in den drei Ländern jedoch nahezu unverändert niedrig. In Schweden, Frankreich und 
Finnland erhöhten sich die Mittelwerte jedoch deutlich. Im Vergleich zu 2012 kann Irland 2016 
seine Staatsverschuldung deutlich senken, während die Verschuldung von Portugal und Spanien 
weiterhin hoch bleibt. Die drei Abbildungen haben gezeigt, dass der erwartete Zusammenhang 
zwischen hohen Anteilswerten und hoher Staatsschuldenquote ausbleibt. Jedoch offenbart sich 
unter Berücksichtigung des Krisenstatus der Länder ein negativer Zusammenhang. Die 
multivariaten Analysen sollen deswegen zeigen, ob der Effekt auch unter Kontrolle anderer 
Variablen sichtbar wird. 
Frühere Studien legen den Schluss nahe, dass Länder, die Nettozahler des EU-Haushaltes sind, 
gegenüber Nettoempfängerländern eine stärkere Verhandlungsposition haben (Carrubba 1997: 
489), deswegen sollten Bürger, die in diesen Ländern leben, über weniger euroskeptische Einstel-
lungen verfügen. Es wird dazu eine dichotome Variable gebildet, die den Wert 1 annimmt, wenn 
ein Land Nettozahler ist und 0 annimmt, wenn ein Land Nettoempfänger ist, die Angaben sind für 
alle drei Untersuchungszeitpunkte gleich. Während Polen zu allen drei Messzeitpunkten der größte 
Nettoempfänger im Datensatz ist, ist Deutschland jeweils der größte Nettozahler. Weitere Netto-
empfänger sind Ungarn, Portugal, Spanien, Irland und Slowenien. Auch wenn einige Länder ihr 
Haushaltssaldo deutlich aufbessern (etwa Irland und Slowenien), ändert sich der Status der Länder 
in dem beobachteten Zeitraum nicht.  
Abbildung 8.4 zeigt die Euroskeptizismusmittelwerte für die Jahre 2008, 2012 und 2016 in 
Abhängigkeit vom Nettozahler-, bzw. Empängerstatus. Während die Werte der Gruppe der 
Nettozahler zu allen drei Zeitpunkten zwischen 16 und 19 Prozent liegen, weisen die Werte der 
Gruppe der Nettoempfänger deutliche Unterschiede auf. Im Jahr 2008 liegt der Durchschnittswert 
in der Gruppe der Nettoempfänger bei 6%, im Jahr 2012 steigt er auf 12% und im Jahr 2016 auf 




Laut den theoretischen Annahmen sollten die Anteile der Nettoempfänger zu allen drei 
Zeitpunkten höher sein, als die der Empfängerländer. Das ist nicht der Fall, es zeigen sich jedoch 
Hinweise auf einen Kriseneffekt, so nimmt in den Nettoempfänger Ländern, die zumeist auch 
stärken von der Krise betroffen waren, der Anteil euroskeptischer Wähler nach der Krise deutlich 
zu. Allerdings steigen die Werte auch noch mal im Vergleich von 2012 zu 2016, dieser Effekt passt 
nicht in das theoretisch diskutierte Bild. Gleichzeitig folgt die Verteilung in den Geberländern dem 
theoretisch angenommen Verlauf. Im Zuge der Krise steigt der Anteil um danach wieder 
abzufallen. Das ist ein Hinweis darauf, dass in der multivariaten Untersuchung interessante 
Ergebnisse gefunden werden können.  
Abbildung 8.4: Euroskeptizismusmittelwerte nach Nettozahler- und Empfängerland   
 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; 2016 ohne Dänemark). 
Anmerkung: Anteil Wähler euroskeptischer Parteien in Prozent, eigene Berechnungen, n=53.964. 
 
In der Theorie finden sich Hinweise darauf, dass zwischen Außenhandelsquote und Skeptizismus 
ein negativer Effekt besteht. Je mehr Außenhandel Länder betreiben, desto weniger euroskeptisch 
sollte ihre Politik sein, das sollte sich auf die Bürger übertragen (Gabel/ Palmer 1995: 12f., Henjak 
et al. 2012: 198ff.). Das Außenhandelssaldo wird berechnet als die Differenz von Exporten zu 
Importen. Ist das Außenhandelssaldo postiv, exportiert ein Land mehr Waren, als es importiert. 37 
Abbildung 8.5 zeigt jeweils die Außenhandelsquote für die Jahre 2008, 2012 und 2016 und die 
jeweiligen Anteilswerte euroskeptischer Wähler (Länderdurchschnitt) der Länder. Staaten, die 
weniger exportieren, als sie importieren sind Frankreich, das Vereinigte Königreich, Polen, 
 
37 Im Zuge der Regressionsdiagnostik für die Makroregression habe ich festgestellt, dass Im- und Exportquote extrem 
hoch miteinander korrelieren (0,96 im Jahr 2008 und 0,94 im Jahr 2012 und 0,94 im Jahr 2016, signifikant auf dem 
0,05%-Niveau) (Tabellen A.4-A.6 im Anhang). Deswegen sollte nur eine der Variablen in die Analyse eingehen. Ich 




Portugal, Spanien und Slowenien. Sie weisen deswegen ein negatives Außenhandelssaldo auf. Den 
theoretischen Überlegungen nach sollten in diesen Ländern die Anteile euroskeotischer Wähler 
höher sein als in den Ländern mit positivem Saldo. Dies trifft jedoch nur auf das Vereinigte 
Königreich zu, in anderen Ländern mit hohem Anteilswert liegt entweder ein hohes positives Saldo 
vor (CH) oder ein eher moderater Anteil skeptischer Wähler (SE). Im Vergleich zum Jahr 2008 
weist, neben Frankreich, dem Vereinigten Königreich und Portugal, auch Finnland ein negatives 
Außenhandelssaldo auf, das sind jedoch nicht die Länder mit besonders hohen Skeptizismus-
werten.  
Abbildung 8.5: Außenhandelsquote der Untersuchungsländer  
 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016 ohne Norwegen; 2016 
ohne Dänemark). 
Anmerkung: Anteil Wähler euroskeptischer Parteien in Prozent, Außenhandelssaldo=Export-
quote-Importquote, eigene Berechnungen, n=53.964. 
 
Von sieben Ländern, deren durchschnittlicher Anteilswert über 10% liegt, haben vier Länder ein 
positives Saldo, für Norwegen fehlt der Wert. Für das Jahr 2016 zeigt sich, dass das Land mit dem 
höchsten Skeptizismuswert, ein knapp negatives Außenhandelssaldo aufweist. Portugal und 




Sechs Länder weisen Mittelwerte über 20% auf, davon haben drei ein positives Außenhandelssaldo, 
zwei ein negatives und für Norwegen fehlt der Wert. 
 
8.3 Unabhängige Variablen: Was beeinflusst Euroskeptizismus auf der Individualebene? 
Als unabhängige Variablen auf der Mikroebene werden, neben der Frage nach der wirtschaftlichen 
Lage des Landes, Variablen zum Vertrauen und zur Zufriedenheit und die Selbsteinstufung auf der 
Links-Rechts-Skala einbezogen. Im Folgenden beschreibe ich die Variablen und gebe deskriptive 
Statistiken für die Jahre 2008 (Eurokrise), 2012 (vier Jahre nach Krise) und 2016 (acht Jahre nach 
Krise) aus. 
Um wirtschaftliche Unsicherheit abzubilden greife ich auf die Frage nach der Beurteilung der 
wirtschaftlichen Lages des Landes zurück, da eine Frage zur persönlichen wirtschaftlichen Unsi-
cherheit nicht in jeder der von mir verwendeten Erhebungswellen gestellt wird (ESS 2002b: 12).38 
Würde stattdessen auf eine klassische Einkommensvariable zurückgegriffen werden, müsste das 
nicht nur theoretisch anders hergeleitet werden, sondern es wäre auch mit einem hohen Fallzahl-
verlust zu rechnen. Auf einer 11-stufigen Skala geben die Befragten durchschnittlich einen Zufrie-
denheitswert von 5,0, bei einer Standardabweichung um 2,4 Skalenpunkte an. Werden nur Perso-
nen betrachtet, die eine euroskeptische Partei gewählt haben steigt der Wert auf 5,2, die Standardab-
weichung bleibt gleich. 
Abbildung 8.6: Einschätzung der wirtschaftlichen Lage des Landes 
 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; 2016 ohne Dänemark). 
Anmerkung: Mittelwerte nach Beitrittswelle und Wahlverhalten, eigene Berechnungen, n=53.964. 
 
 
38 Der Text der Frage lautet: “On the whole how satisfied are you with the present state of the economy in [country]?” 




Die Einschätzung der wirtschaftlichen Lage des eigenen Landes nach Jahr und dem Status, ob ein 
Land Kredite im Zuge der Krise erhalten hat oder nicht ist in Abbildung 8.6 dargestellt. In Ländern, 
die Kredite erhalten haben ist die Zufriedenheit geringer, als in den Ländern, die keine Kredite 
erhalten haben. Das gilt zu allen drei Zeitpunkten, d. h. vor, in und nach der Krise. Personen, die 
eine euroskeptische Partei gewählt haben und in Ländern leben, die Kredite erhalten haben, weisen 
ein geringeres Vertrauen auf, als Wähler euroskeptischer Parteien, die in Ländern leben, die keine 
Kredite erhalten haben.   
Die Zufriedenheit mit der Demokratie wird auf einer Skala von 0 (=extrem unzufrieden) bis 10 
(= extrem zufrieden) abgefragt (ESS 2002b: 13).39 Der Mittelwert über alle Befragten liegt bei 5,7, 
mit einer durchschnittlichen Abweichung um 2,3 Skalenpunkte. Er unterscheidet sich nicht danach, 
ob Personen angaben, eine euroskeptische Partei gewählt zu haben oder nicht. Abbildung 8.7 zeigt 
die Zufriedenheit mit der Demokratie für die Messzeitpunkte vor, in und nach der Krise, nach 
Ländern, die Kredite erhalten haben und Ländern, die keine Kredite erhalten haben. Die Zufrie-
denheit mit der Demokratie im eigenen Land wird von Personen, die nicht euroskeptisch gewählt 
haben höher eingeschätzt, als von Personen, die euroskeptisch gewählt haben. Eine Ausnahme 
bildet das Jahr 2008, in diesem Jahr bewerten die Euroskeptiker die Demokratiezufriedenheit hö-
her, allerdings nur in den Ländern, die keine Kredite erhalten haben. 
Abbildung 8.7: Zufriedenheit mit der Demokratie im eigenen Land  
 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; 2016 ohne Dänemark). 
Anmerkung: Mittelwerte nach Beitrittswelle und Wahlverhalten, eigene Berechnungen, n=53.964. 
 
 
39 Der Text der Frage lautet: „And on the whole, how satisfied are you with the way democracy [The democratic system 
‘in practice’ is meant, as opposed to how democracy ‘ought’ to work.] works in [country]?” (ESS 2002b: 13, Hin-




Die Zufriedenheit mit der Regierung im eigenen Land wird auf einer Skala von 0 (=extrem unzu-
frieden) bis 10 (= extrem zufrieden) abgefragt (ESS 2002b: 13).40 Der Mittelwert über alle Befragten 
liegt bei 4,6, mit einer durchschnittlichen Abweichung um 2,4 Skalenpunkte. Bei Personen, die 
angaben, eine euroskeptische Partei gewählt zu haben, liegt der Durchschnitt bei 4,4 (2,4) und bei 
Personen, die angaben, keine euroskeptische Partei gewählt zu haben, bei 4,6 (2,4). Die Zufrieden-
heit mit der Arbeit der nationalen Regierung nach Krisenbetroffenheit und Jahr ist in Abbildung 
8.8 dargestellt. Es ist zu sehen, dass Personen, die in Ländern leben, die keine Kredite erhalten 
haben und euroskeptisch gewählt haben, unzufriedener mit der Arbeit der Regierung sind, als Per-
sonen in diesen Ländern, die angegeben haben keine euroskeptische Partei gewählt zu haben. Le-
diglich im Jahr 2016 kehrt sich dieser Effekt um, hier sind Euroskeptiker zufriedener mit der Arbeit 
der Regierung. In Ländern, die Kredite erhalten haben ist die Zufriedenheit grundsätzlich niedriger, 
im Jahr 2012 erreicht sie den Tiefststand.  
Abbildung 8.8: Zufriedenheit mit der Arbeit der nationalen Regierung  
 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; 2016 ohne Dänemark). 
Anmerkung: Mittelwerte nach Beitrittswelle und Wahlverhalten, eigene Berechnungen, n=53.964. 
 
Das Vertrauen in das nationale Parlament und in das europäische Parlament werden auf einer 11er-
Skala (0= gar kein Vertrauen, 10=vollstes Vertrauen) gemessen. Beide Variablen werden im Rah-
men einer Fragebatterie zum Institutionenvertrauen erhoben. In diesem Zusammenhang wird auch 
nach dem Vertrauen in das Rechtssystem, die Polizei, Politiker und die Vereinten Nationen gefragt. 
Das Vertrauen in das nationale Parlament wird an erster und das Vertrauen in das Europäische 
 
40 Der Text der Frage lautet: “Now thinking about the [country] government [The people now governing, the present 




Parlament an fünfter Stelle abgefragt (ESS 2002b: 9).41 Der Mittelwert im Vertrauen in das jeweilige 
nationale Parlament liegt über alle Befragte bei 5,1, bei den Befragten, die angaben, eine euroskep-
tische Partei gewählt zu haben bei 4,9 und bei Befragten, die angaben, keine euroskeptische Partei 
gewählt zu haben bei 5,1. Die durchschnittliche Abweichung beträgt in allen drei Gruppen 2,4 
Skalenpunkte.  
Abbildung 8.9 zeigt das Vertrauen in das nationale Parlament für die Jahre 2008, 2012 und 2016. 
Das Vertrauen der Menschen, die keine euroskeptische Partei gewählt haben ist immer höher, als 
das Vertrauen der Personen, die euroskeptisch gewählt haben. Ebenso ist das Vertrauen in Län-
dern, die keine Kredite erhalten haben, immer höher, als das in den Ländern, die Kredite erhalten 
haben.  
Abbildung 8.9: Vertrauen in das nationale Parlament  
 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; 2016 ohne Dänemark). 
Anmerkung: Mittelwerte nach Beitrittswelle und Wahlverhalten, eigene Berechnungen, n=53.964. 
 
Der Mittelwert im Vertrauen in das Europäische Parlament liegt über alle Befragten bei 4,6 Punk-
ten, bei einer Standardabweichung von 2,3 Punkten. Bei den Befragten, die angaben, eine euro-
skeptische Partei gewählt zu haben, liegt der Durchschnitt bei 4,0 Punkten und einer Standardab-
weichung von 2,3 Punkten. Bei Befragten, die angaben, keine euroskeptische Partei gewählt zu 
haben, beträgt der Mittelwert 4,7 und die durchschnittliche Abweichung 2,2 Skalenpunkte. Abbil-
dung 8.10 zeigt, dass Vertrauen in das Europäische Parlament in den Ländern, die Kredite erhalten 
haben ähnlich hoch ist, wie in den Ländern, die keine Kredite erhalten haben. Personen, die keine 
 
41 Der Text der Fragen lautet: „Using this card, please tell me on a score of 0-10 how much you personally trust each 
of the institutions I read out. 0 means you do not trust an institution at all, and 10 means you have complete trust. 
Firstly… 
... [country]’s parliament? 




euroskeptische Partei gewählt haben, weisen ein höheres Vertrauen auf, als Personen, die eine eu-
roskeptische Partei gewählt haben. 
Als vierte unabhängige Variable geht die Links-Rechts-Einstufung der Befragten auf einer 11er-
Skala ein (0= links, 10=rechts).42 Die Befragten werden gebeten sich auf einer 11-stufigen Skala 
selbst einzuschätzen (ESS 2002b: 12).43 Die Befragten geben auf der Skala einen durchschnittlichen 
Wert von 5,1, bei einer Standardabweichung von 2,2 an. In der Gruppe der Personen, die eine 
euroskeptische Partei gewählt haben, beträgt der Durchschnitt 5,2 Punkte, bei einer Abweichung 
von durchschnittlich 2,4 Skalenpunkten. In der Gruppe derer, die nicht euroskeptisch gewählt ha-
ben, liegt der Mittelwert bei 5,1, mit einer Abweichung um 2,1 Punkte. 
Abbildung 8.10: Vertrauen in das Europäische Parlament  
 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; 2016 ohne Dänemark). 
Anmerkung: Mittelwerte nach Beitrittswelle und Wahlverhalten, eigene Berechnungen, n=53.964. 
 
Wie ich im theoretischen Teil dieser Arbeit hergeleitet habe, gibt es Grund zu der Annahme, dass 
sich Personen, die sich sehr links bzw. rechts auf der Skala positionieren in ihrer politischen Ein-
stellung ähneln. Sie zeichnen sich nicht nur durch eine generell rigidere Einstellung aus (McClosky/ 
Chong 1985, Greenberg/ Jonas 2003), sondern sehen die EU auch ähnlich kritisch, wenn auch aus 
unterschiedlichen Gründen (Hix 2007, Henjak et al. 2012). Deswegen bilde ich zwei dichotome 
Variablen, die es mir ermöglicht links- und rechtsextreme Personen von den übrigen Befragten zu 
trennen. In der Literatur gibt es unterschiedliche Auffassungen darüber, welche Zahlenwerte der 
 
42 Der Text der Frage lautet: „In politics people sometimes talk of “left” and “right”. Using this card, where would you 
place yourself on this scale, where 0 means the left and 10 means the right?” (ESS 2002b: 12). 
43 Die Messung der politischen Orientierung anhand der Selbsteinstufung auf einer 11-stufigen Skala mit den End-
punkten links und rechts gilt als valides Maß der ideologischen Verortung von Personen, insbesondere in vergleichen-
den Studien (Kroh 2007). Obwohl Studien auch den Schluss nahelegen, dass die Dimensionen nicht in allen Ländern 




Skala rechts- bzw. links(extremen) Positionen der Befragten entsprechen. In einer vergleichenden 
Studie mit Daten des European Social Survey bezeichnet Medina (2015: 777f.) Befragte, die auf 
einer 11-stufigen Selbsteinstufungsskala Werte zwischen 0 und 4 wählten als links, Befragte mit 
dem Wert 5 als Mitte und Befragte mit Werten zwischen 6 und 10 als rechts. Die Forscher um 
Katie Simmons ordnen Personen, die sich auf einer 7-stufigen Skala bei Werten von 0 bis 2 einstu-
fen als links, Personen, die sich in bei dem Wert 3 einstufen als Mitte und Personen, die sich bei 4 
bis 6 verorten als rechts (Simmons et al. 2018: 68). Arzheimer (2006: 266f.) klassifiziert Personen, 
die sich auf einer 10-stufigen Skala bei 1 oder 10 verorten als links- bzw. rechtsextrem. Ich wähle 
eine etwas schwächere Einstufung als die von Arzheimer (2006) und stufe Wähler, die sich auf der 
Links-Rechts-Skala bei 0 und 1 verortet haben, als linksextrem ein und Wähler, die sich bei 10 und 
9 verortet haben, als rechtsextrem ein. 
Abbildung 8.11: Links-Rechts-Selbsteinstufung nach Beitrittswelle und Wahlverhalten  
 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; 2016 ohne Dänemark). 
Anmerkung: Mittelwerte nach Beitrittswelle und Wahlverhalten, eigene Berechnungen, n=53.964. 
 
Abbildung 8.11 zeigt die Ergebnisse der Links-Rechts-Selbsteinstufung, aufgeteilt nach links- und 
rechtsextrem Positionierten und übrigen Befragten, außerdem nach Jahr und Krisenbetroffenheit. 
Während in den Ländern, die keine Kredite erhalten haben, die Anteile euroskeptischer Wähler 
etwas gleichmäßiger auf die drei Gruppen verteilt sind, insbesondere im Jahr 2008 und 2012, ist 
das in den Ländern, die Kredite erhalten haben, nicht so. Hier stellt die Gruppe der linksextrem 
verorteten Personen, die höchsten Anteile euroskeptischer Wähler zu allen drei Zeitpunkten. 





8.4 Kontrollvariablen auf der Makro- und Mikroebene 
Als Kontrollvariablen werden auf der Individualebene das Alter zum Zeitpunkt der Befragung 
(metrisch, in Jahren), das Geschlecht (dichotom, Männer bekommen die Ausprägung 1 zugewie-
sen, Frauen die 0) und die Anzahl der Bildungsjahre (metrisch, in Jahren) ein. Ich verwende Bil-
dungsjahre, anstatt einer kategorialen Bildungsvariable aufgrund der besseren internationalen Ver-
gleichbarkeit von Bildung (Schneider 2015). Die Daten werden um Fälle mit unplausiblen Werten 
bereinigt. Personen, die angaben, über 100 Jahre alt zu sein oder mehr als 25 Bildungsjahre absol-
viert zu haben, sowie Personen, die keine gültige Aussage gemacht haben, werden aus der Analyse 
ausgeschlossen. Insgesamt wurden fünf Personen ausgeschlossen, die angaben, über 100 Jahre alt 
zu sein und 15 Personen, die angaben, jünger als 18 Jahre alt zu sein und damit nicht wahlberechtigt 
sind. Zudem wurden Personen mit mehr als 25 Bildungsjahren ausgeschlossen, das betrifft 951 
Personen. Die Bereinigung der Bildungsjahre erfolgt auf der Grundlage, dass die durchschnittliche 
Schulpflicht in Europa zwischen acht (Italien) und 13-15 Bildungsjahren (Niederlande) beträgt. 
Das schließt den Elementar- und Primarbereich, also Vor- und Grundschule, sowie die erste und 
zweite Sekundarstufe, also den Besuch einer weiterführenden Schule ein (Gries et al. 2005: 9f.). 
Nicht enthalten ist der Bereich des Studiums bzw. der Berufsausbildung. Addiert man diese zur 
höchsten möglichen Schulpflicht und berücksichtigt eine Studiendauer bis von zu 10 Jahren, liegt 
die theoretisch höchste plausible Anzahl an Bildungsjahren bei 25 Jahren.44  
Ich gehe davon aus, dass Frauen weniger häufig euroskeptisch wählen als Männer (Mudde 2007: 
111f., De Vries 2018: 109f.). Anderson und Reichert (1995: 238ff.) argumentieren jedoch im Sinne 
der Kosten-Nutzen-Rechnung der EU-Mitgliedschaft, dass Personen, die eher von der Mitglied-
schaft profitieren, diese unterstützen sollten. Sie finden Evidenz für eine höhere Unterstützung 
von Männern und statushöheren Personen. Abbildung 8.12 zeigt die durchschnittlichen Euroskep-
tizismuswerte nach dem Geschlecht für drei ausgewählte Erhebungsjahre. Frauen weisen pro Jahr 
die jeweils geringeren Werte auf als Männer. Die Werte steigen generell von Jahr zu Jahr an, die 
Differenzen zwischen Männern und Frauen betragen allerding nur 0,02 bzw. 0,03 Skalenpunkte. 
Deswegen ist nicht zu erwarten, dass sich der Zusammenhang in den multivariaten Analysen be-
stätigen wird. 
 
44 Da in der multivariaten Analyse eine sinnvolle Interpretation des Wertes 0 Jahre nicht möglich ist, wird die Variable 
zentriert. Dazu wird von dem Wert der Variable vom Mittelwert des gesamten Samples abgezogen (grand mean cen-
tering). Ich zentriere die Werte nicht am Gruppenmittelwert (group mean centering), da ich nicht davon ausgehe, dass 
sich die befragten Personen relativ zueinander verhalten. Zudem verändert diese Form der Zentrierung die Modelle 
teils erheblich (Kreft et al. 1995, Paccagnella 2006, Hox 2010, Wenzelburger et al. 2014: :103f.). Um die Interpretation 
der Konstanten in Bezug auf alle Variablen zu erleichtern, die theoretisch den Wert 0 annehmen können, werden 
auch diese zentriert (Wenzelburger et al. 2014: 104). Alle unabhängigen Variablen, außer das Geschlecht werden also 
auf diese Weise zentriert. In der Mehrebenenanalyse ist die Konstante dann als der Euroskeptizismuswert zu inter-





Abbildung 8.12: Euroskeptizismus in Abhängigkeit vom Geschlecht und Erhebungsjahr 
 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; 2016 ohne Dänemark). 
Anmerkung: Anteil Wähler euroskeptischer Parteien in Prozent, eigene Berechnungen, n=53.964. 
 
Das Alter sollte einen positiven Effekt auf Euroskeptizismus haben, das bedeutet je älter eine Per-
son ist, desto eher wählt eine sie euroskeptische Partei. So zeigt De Vries (2018: 111), dass die 
Wahrscheinlichkeit ein Euroskeptiker zu sein um 4,6 Prozentpunkte ansteigt, wenn Personen von 
der jüngsten in die älteste Altersgruppe wechseln würden. Auch Guerra (2018: 211f.) findet einen 
Alterseffekt, jüngere Menschen haben seiner Meinung nach generell ein positiveres Bild der EU 
und fühlen sich dieser deswegen eher zugehörig. In Abbildung 8.13 sind die durchschnittlichen 
Euroskeptizismuswerte für die Jahre 2008, 2012 und 2016, nach Alterskategorie abgetragen. Im 
Jahr 2016 gilt je älter die Befragten, desto geringer ist der Mittelwert in der Altersgruppe. Im Jahr 
2012 gilt dies für alle bis auf die älteste Gruppe (78 und älter), diese äußert ähnlich hohe Werte, 
wie die Gruppe der 39 bis 58 Jahre alten Personen. Im Jahr 2008 ist kein altergruppenspezifisches 
Skeptizismusmuster festzustellen, alle Durchschnittswerte liegen gerundet bei 0,16. Allerdings um-
fasst die Altersgruppe der 79 bis 100 Jahre alten Personen nur 4,98% aller Befragten. Zur Kontrolle 
habe ich die metrische Altersvariable mit Skeptizismus korreliert, der Koeffizient liegt für das Jahr 
2008 bei -0,006 (p=0,441), für das Jahr 2012 bei -0,031 (p=0,000) und für das Jahr 2016 bei -0,033 
(p=0,000), das bedeutet die Variable sollte durchaus in das multivariate Modell eingehen, da ein 








Abbildung 8.13: Euroskeptizismus in Abhängigkeit von Alter und Erhebungsjahr 
 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; 2016 ohne Dänemark). 
Anmerkung: Mittelwerte nach Altersgruppe und Befragungsjahr, eigene Berechnungen, n=53.964. 
 
Menschen mit höherer Bildung sind laut De Vries (2018: 112) weniger häufig euroskeptisch einge-
stellt. Abts und Kollegen (2009: 20) zeigen, dass bei sehr ungebildeten Menschen das Ausmaß der 
Ablehnung der EU deutlich erhöht ist. Auch die Erkenntnisse von Tucker und Kollegen (2002: 
569f.) deuten in diese Richtung. Personen, die vom freien Markt der EU profitieren, weil sie zum 
Beispiel männlich, höher gebildet und jünger sind, weisen ein höheres Ausmaß der Unterstützung 
für die EU auf.  
Abbildung 8.14: Euroskeptizismus in Abhängigkeit der Bildungsjahre und Erhebungsjahr 
 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; 2016 ohne Dänemark). 






In Abbildung 8.14 sind die Mittelwerte Euroskeptizismus über die Variable Bildungsjahre, jeweils 
für die Jahre 2008, 2012 und 2016 abgetragen. Es ist zu sehen, dass die Mittelwerte von Jahr zu 
Jahr ansteigen. Es ist jedoch nicht so, dass mit der Höhe der Bildungsjahre auch der Skeptizismus-
mittelwert sinkt. Vielmehr werden die geringsten Werte in der Gruppe der sehr niedrig gebildeten 
(0 bis 5 Bildungsjahre), sowie der sehr hoch gebildeten Personen (21 bis 25 Jahre) gemessen. Al-
lerdings umfasst die niedrigste Bildungsgruppe 3,59% und die höchste 2,40% aller Befragten. Ich 
habe deswegen die Korrelation zwischen Bildungsjahren, als metrische Variable und Skeptizismus 
für die drei Zeitpunkte berechnet. Für das Jahr 2008 liegt der Koeffizient bei 0,016 (p=0,028), für 
2012 bei 0,008 (p=0,261) und für das Jahr 2016 bei -0,029 (p=0,0001). Ein Einbezug der Bildungs-
variable ist im multivariaten Modell deswegen sinnvoll. 
Als Kontrollvariable für die Regression auf Aggregatebene geht die Mitgliedschaft in der Euro-
zone in die Analyse ein. Da die Staatsschulden- und Finanzkrise alle Staaten der Eurozone unmit-
telbarer als die übrigen EU-Länder betrifft, sollte der Einfluss kontrolliert werden. Es handelt sich 
dabei um eine dichotome Variable zur Zugehörigkeit zur Eurozone. Die Variable nimmt den Wert 
1 an, wenn die Länder den Euro als Zahlungsmittel verwenden und 0, wenn sie den Euro nicht 
verwenden. Von den im Datensatz enthaltenen Ländern verwenden Ungarn, Schweden, Polen und 
das Vereinigte Königreich den Euro nicht als Zahlungsmittel.  
Abbildung 8.15: Anteile euroskeptischer Wähler nach Mitgliedschaft in der Währungs-
union und Jahr 
 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; 2016 ohne Dänemark). 
Anmerkung: Anteil Wähler euroskeptischer Parteien in Prozent, eigene Berechnungen n=53.964. 
 
Abbildung 8.15 zeigt die Anteile euroskeptischer Wähler nach Mitgliedschaft in der Währungs-
union und Jahr. In Ungarn, Schweden, Polen und dem Vereinigten Königreich, die nicht Teil des 




als Zahlungsmittel verwenden. Das gilt für alle drei Jahre. Zudem ist er relativ konstant hoch. In 
den Ländern, die Teil der Währungsunion sind, steigt der Anteil euroskeptischer Wähler von Mess-
zeitpunkt zu Messzeitpunkt. 
 
8.5 Zusammenfassung: Operationalisierung und deskriptive Befunde  
In diesem Unterkapitel fasse ich die wichtigsten deskriptiven Befunde zusammen, ich beginne mit 
den Erkenntnissen aus dem Parteidatensatz, es folgen die ersten Ergebnisse der Makrovariablen 
und anschließend die Befunde des Individualdatensatzes.  
Parteien in Ländern, die erst kürzer Mitglied der EU sind, weisen nicht per se eine negative EU-
Positions-Differenz auf, vielmehr sind unter den Ländern, deren Parteien sich durchschnittlich 
negativ zur EU äußern auch Länder wie Deutschland oder das Vereinigte Königreich. Zudem fin-
den sich unter den Ländern, in denen sich die Parteien durchschnittlich positiv zur EU in ihren 
Parteiprogrammen äußern nicht nur Länder wie Frankreich, in dem der Front National in den 
letzten Jahren sehr stark war, sondern auch Polen und Ungarn, die häufig als euroskeptische Länder 
angesehen werden (u. a. Szczerbiak/ Taggart 2008a: 350). 
Weiterhin sind euroskeptische Parteien am häufigsten in der Parteifamilie der linken und sozia-
listischen Parteien zu finden (16 Parteien), gefolgt von Ein-Themen-Parteien und ethnisch-regio-
nalen Parteien (je 8 Parteien). Das wiederspricht dem Bild der nationalistischen und euroskepti-
schen Partei, das in der Literatur teilweise gezeichnet wird (u. a. Bieber et al. 2018, Lees 2018). 
Trotzdem finden sich im Parteidatensatz etwa so viele rechtsextreme Parteien (11) wie linksextreme 
(13 Parteien). 
Auf Länderebene zeigt sich, dass, wie erwartet, in der Schweiz und in Norwegen die meisten 
Wähler euroskeptischer Parteien identifiziert werden können, entgegen meiner Erwartung trifft das 
auf Slowenien und Ungarn nicht und auf Polen nur 2012 und 2016 zu. Auch der erwartete Zusam-
menhang zwischen hohen Staatsschuldenquoten und hohen Euroskeptizismusmittelwerten zeigt 
sich nur bedingt, z. B. in den Niederlanden und dem Vereinigten Königreich bzw. Frankreich, in 
denen beides hoch ist, jedoch nicht in der Schweiz, die zwar über einen hohen Anteil euroskepti-
scher Wähler verfügt, nicht aber über eine hohe Staatsverschuldung. Bezüglich des Nettozahler- 
und Empfängerstatus ist der Zusammenhang in den deskriptiven Befunden ebenfalls umgekehrt 
als theoretisch angenommen, in den Nettozahlerländern ist der Anteil euroskeptischer Wähler kon-
stant hoch bei 15% bis 20%, während er in den Empfängerländern von 2008 (5%) zu 2016 (22%) 
ansteigt. Auch bei der deskriptiven Untersuchung des Außenhandelssaldos ist der Zusammenhang 




Schweiz und die Niederlande hohe positive Außenhandelssalden und hohe Skeptizismusmittel-
werte, während Portugal und Spanien moderat, hohe Mittelwerte, aber deutlich negative Außen-
handelssalden haben. Deutlich ist der Zusammenhang hingegeben bei der Zugehörigkeit zum Eu-
roraum und Skeptizismus: Länder, die Mitglied des Währungsraumes sind, haben durchschnittlich 
geringere Anteile euroskeptischer Wähler, als Länder, die nicht Mitglied sind. 
Auf Individualebene deuten die deskriptiven Befunde auf ergiebigere multivariate Ergebnisse 
hin. Die Zufriedenheit mit der wirtschaftlichen Lage ist in den Ländern, die Kredite erhalten haben 
geringer und Wähler, die euroskeptisch gewählt haben sind in dieser Gruppe noch mal unzufrie-
dener mit der wirtschaftlichen Lage. Gleiches gilt für die Zufriedenheit mit der Demokratie und 
der Arbeit der nationalen Regierung, sowie dem Vertrauen in das nationale Parlament. Nicht so 
eindeutig sind die Befunde beim Vertrauen in das Europäische Parlament, hier bestehen zwar Un-
terschiede zwischen Wählern euroskeptischer Parteien und nicht euroskeptischer Parteien. Euro-
skeptische Wähler vertrauen etwa einen halben Skalenpunkt weniger, allerdings unabhängig von 
der Krisenbetroffenheit des Landes. Der Zusammenhang zwischen einer links- oder rechtsextre-
men Selbsteinstufung auf der Links-Rechts-Skala und euroskeptischer Wahl ist deutlich für eine 
linksextreme Positionierung in Ländern, die Kredite erhalten haben. Für die demographischen Va-
riablen lässt sich festhalten, dass nicht zu sehen ist, dass mit einem Anstieg der Bildungsjahre, der 
Skeptizismusmittelwert sinkt, beim Alter findet sich nur für die Jahre 2012 und 2016 ein negativer 


















9. Ergebnisse: Euroskeptisches Wahlverhalten im europäischen Vergleich 
In diesem Kapitel stelle ich die empirischen Ergebnisse der Untersuchung von Euroskeptizismus, 
den Folgen der Finanzkrise und ihren Ursachen auf Makro- und Mikroebene vor. Zunächst prä-
sentiere ich die Ergebnisse auf Aggregatebene (Kapitel 9.1). Die DID-Schätzung gibt erste Hin-
weise darauf, dass Euroskeptizismus im Untersuchungszeitraum generell zugenommen hat und ein 
Effekt der Finanzkrise vorliegt. Außerdem zeigt die Schätzung der vorhergesagten Wahrschein-
lichkeiten der euroskeptischen Wahl, dass das Skeptizismuslevel nach Beitrittsdatum des Landes 
zur EU variiert. Die anschließende Makroregression kann die Ergebnisse eingeschränkt bestätigen. 
Im zweiten Unterkapitel (Kapitel 9.2) folgt die Untersuchung auf Individualebene, hier teste ich 
neben demographischen Kontrollvariablen auch den Effekt von wirtschaftlicher Unsicherheit, In-
stitutionenvertrauen, die Evaluation der Arbeit der Regierung bzw. Demokratie und Links- bzw. 
Rechtsextremismus. Rechts- und linksextreme Selbsteinstufung zählen zu den stärksten Prä-
diktoren der Wahl euroskeptischer Parteien.  
Ich fasse die Ergebnisse der empirischen Analyse in Kapitel 9.3 zusammen und ziehe ein inhalt-
liches Zwischenfazit. 
 
9.1 Ergebnisse der Makroebene: Mitgliedschaftsdauer und Krisenbetroffenheit 
Ich nehme auf der Makroebene an, dass es erstens einen positiven Zusammenhang zwischen der 
Krisenbetroffenheit eines Mitgliedslandes der EU und dem Anteil euroskeptischer Wähler in der 
Bevölkerung gibt (H1), da die Menschen in diesen Ländern den Kompetenzübertritt der EU direkt 
spüren und dies für Ablehnung gegenüber der EU in Form euroskeptischen Wahlverhaltens sorgt. 
Zweitens soll es sich hierbei um einen Kausaleffekt handeln (H2), das bedeutet die Krise bzw. die 
Zahlung von Krediten sollte für den gestiegenen Skeptizismus ursächlich sein. 
Um diese Hypothesen zu testen führe ich eine Differences-in-Differences-Schätzung des Einflusses 
der Krisenbetroffenheit auf Euroskeptizismus durch (Angrist/ Pischke 2009: 227ff.). Ich überprüfe 
so, ob in den von der Krise betroffenen Ländern der Euroskeptizismus höher ist (H1) und ob es 
sich dabei um einen kausalen Effekt handelt (H2). Ich teste die Veränderungen von 2008, dem 
Messzeitpunkt vor der Krise, zu 2012, dem Jahr, in dem die drei von der Krise betroffenen Staaten 
in meinem Datensatz Kredite erhalten haben, sowie die Veränderungen von 2012 (in der Krise) zu 
2016 (vier Jahre nach der Krise). Da der Einfluss der Krise an sich ein schwer zu überprüfendes 
Treatment in diesem Design darstellt, wird als Indikator der Krisenbetroffenheit eines Landes der 
Erhalt von Krediten zur Banken- und Haushaltssanierung verwendet. Dargestellt sind die Ergeb-
nisse der Differenzschätzung mittels logistischer Regression als Odds Ratios und durchschnittliche 




Koeffizient für die dichotome Jahresvariable (der Wert 1 wurde jeweils der höheren Jahreszahl 
zugewiesen), drückt die Veränderung im Skeptizismuslevel von Jahr zu Jahr aus; im ersten Modell 
also von 2008 zu 2012, im zweiten von 2012 zu 2016. Der Koeffizient für die Variable Land zeigt 
an ob ein Unterschied im Skeptizismuslevel von Ländern, die Kredite erhalten haben, in Referenz 
zu Ländern, die keine Kredite erhalten haben, vorliegt. Der Kausaleffekt wird durch den Interak-
tionsterm aus beiden Variablen geprüft, ist er signifikant, liegt ein Kausaleffekt vor. 
Tabelle 9.1: Ergebnisse der DID-Schätzung 
 Modell1: 2008 zu 2012 Modell 2: 2012 zu 2016 
 OR AMEs OR  AMEs 
Jahr (Referenz: 2008 bzw. 2012) 1,45*** (0,04) 4,6*** 1,06 (0,04) 0,9 
Land (Referenz: Keine Kredite 
erhalten) 
0,59*** (0,03) -6,4*** 0,64*** (0,04) -6,3*** 
Jahr*Land 1,05 (0,09) 0,5 1,86*** (0,14) 9,0*** 
Konstante 0,15*** (0,03)  0,21*** (0,05)  
n 34.645 32.054 
Pseudo R2  0,01 0,04 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016 ohne Schweiz, Norwe-
gen; 2016 ohne Dänemark). 
Anmerkung: OR=Odds Ratios, Standardfehler in Klammern; AMEs=Durchschnittliche margi-
nale Effekte in Prozentpunkten, *p < 0,05; **p < 0,01; ***p < 0,001. 
 
Im ersten Modell (2008 zu 2012) zeigt sich, dass Euroskeptizismus im Untersuchungszeitraum 
signifikant zugenommen hat. In den Ländern, die Kredite erhalten haben, hat der Euroskeptizis-
mus jedoch abgenommen. Ein Blick auf die durchschnittlichen marginalen Effekte zeigt: Von 2008 
zu 2012 steigt Euroskeptizismus um 4,6 Prozentpunkte und in Ländern, die Kredite erhalten haben 
sinkt er, im Vergleich zu Ländern, die keine Kredite erhalten haben, um 6,4 Prozentpunkte. Das 
gleiche gilt für das zweite Modell, auch hier steigt der Euroskeptizismus im Untersuchungszeitraum 
generell an, nimmt aber in den von der Krise betroffenen Staaten ab. Die Analyse bestätigt aller-
dings nur für den Vergleich von 2012 zu 2016 eine signifikante Interaktion zwischen Ländern, die 
Kredite erhalten haben und dem Jahr nach der Krise (2016). Das bedeutet, Euroskeptizismus steigt 
erst im Nachgang der Krise in Ländern, die Kredite erhalten haben und zwar um 9 Prozentpunkte 
im Vergleich zu Ländern, die keine Kredite erhalten haben, im Jahr 2012. Im Vergleich von 2008 
zu 2012 bleibt der Interaktionsterm aus Jahr*Land insignifikant.  
Die Analyse zeigt also, dass erstens im Untersuchungszeitraum generell der Euroskeptizismus 
ansteigt, zweitens, dass der Skeptizismus in den Ländern, die Darlehen erhalten haben, sinkt und 
dass drittens ein Kausalzusammenhang zwischen der Zahlung der Kredite und Euroskeptizismus 
von 2012 nach 2016, nicht aber von 2008 nach 2012, wie eigentlich angenommen, festgestellt wer-
den kann. Hypothese 1 bestätigt sich demnach nicht, Euroskeptizismus ist in den von der Krise 




gerade in der Krisensituation auf die Solidarität der Europäischen Gemeinschaft setzen und sich 
deswegen nicht für euroskeptische Parteien entscheiden. Hypothese 2 wird nur für den Vergleich 
zwischen 2012 und 2016 bestätigt, nicht aber für 2008 und 2012. Das könnte darauf zurückzufüh-
ren sein, dass die Auswirkungen der Krise in Europa erst verspätet zu spüren waren. Im Vergleich 
von 2008 zu 2012 ist der Effekt deswegen noch nicht messbar, im Vergleich von 2012 zu 2016 
aber schon. 
Die hier präsentierten Ergebnisse dienen vor allem der empirischen Unterfütterung der ersten 
Makroannahme des theoretischen Modells, das bedeutet der Annahme, dass zwischen der Euro-
päischen Krise und dem Erstarken euroskeptischer Parteien ein Zusammenhang besteht. Dieser 
ist, wie postuliert, positiv und im zweiten Modell zeigt sich ein Kausaleffekt. 
Ich nehme weiterhin an, dass die Wahrscheinlichkeit von Personen, auf der nationalen Ebene 
euroskeptisch zu wählen, in den untersuchten Ländern danach variiert, wann die Länder der EU 
beigetreten sind (H3). Für die Gründungsmitglieder nehme ich an, dass Personen die geringste 
Wahrscheinlichkeit haben euroskeptisch zu wählen, einerseits, weil aufgrund der Dauer der Mit-
gliedschaft eine Art Gewöhnungseffekt an politische Steuerung durch die EU eingetreten ist und 
andererseits aufgrund der Verbundenheit mit der EU und den perzipierten Vorteilen der Mitglied-
schaft. Personen in den Ländern der Osterweiterung von 2004 sollten aufgrund der kurzen Mit-
gliedschaftsdauer und dem postkommunistischen Erbe eine hohe Wahrscheinlichkeit aufweisen 
eine euroskeptische Partei zu wählen. Abschließend nehme ich für die Bürger von Norwegen und 
der Schweiz an, dass diese die höchste Wahrscheinlichkeit haben euroskeptisch zu wählen, da diese 
Länder einen über Jahre andauernden Prozess der Ablehnung der EU und eine Tradition euro-
skeptischer Parteien haben. Um die Hypothesen zu testen habe ich Regressionen für jede Erhe-
bungswelle berechnet und mir anschließend die vorhergesagten Wahrscheinlichkeiten ausgeben 
lassen und in einer Abbildung dargestellt. 
Abbildung 9.1 zeigt die Ergebnisse über den gesamten Untersuchungszeitraum (2002-2016) in 
allen Ländern, die an allen 8 Erhebungswellen teilgenommen haben.45 Es wurden jeweils die vor-
hergesagten Wahrscheinlichkeiten für die Wahl euroskeptischer Parteien (in Referenz zur Wahl 
aller anderen Parteien) berechnet und über alle Untersuchungszeitpunkte abgetragen. Die Abbil-
dung zeigt, dass die Wahrscheinlichkeit euroskeptisch zu wählen mit dem Beitrittsdatum variiert. 
Hypothese 3 kann demnach grundsätzlich bestätigt werden. Für eine Person ist die Wahrschein-
lichkeit euroskeptisch zu wählen umso größer, je kürzer das Land, indem sie lebt, Mitglied der EU 
ist. In den untersuchten Gründungsmitgliedsstaaten (Deutschland, Niederlande, Frankreich, Bel-
gien) ist die Wahrscheinlichkeit am geringsten. Sie liegt zwischen 10,76% im Jahr 2010 und 17,22% 
 




im Jahr 2014. Vor der Krise ist in diesen Ländern ein Abfall der Wahrscheinlichkeit euroskeptisch 
zu wählen zu beobachten, nach 2007 steigt die Wahrscheinlichkeit auf 16,91% im Jahr 2016 an.  
Abbildung 9.1: Vorhergesagte Wahrscheinlichkeiten euroskeptisch zu wählen nach Bei-
trittszeitpunkt der Mitgliedsländer  
 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2002-2016; 2016 ohne Dänemark). 
Anmerkung: Werte sind vorhergesagte Wahrscheinlichkeiten, eigene Berechnungen, n=145.407. 
 
In den 1973 beigetretenen Ländern (Dänemark, Irland und Vereinigtes Königreich), von denen 
Irland im Jahr 2012 im Zuge der Finanzkrise Kredite aufnehmen musste, ist die Wahrscheinlichkeit 
euroskeptisch zu wählen im Jahr 2016 (18,98%) am höchsten und im Jahr 2006 mit 14,26% am 
geringsten. Ähnlich niedrig sind die Wahrscheinlichkeiten auch in den Jahren 2004 (14,77%) und 
2008 (14,70%). Die Werte dieser Ländergruppe sind über die Jahre stabil, das verwundert insofern, 
als dass das Vereinigte Königreich aufgrund seiner Historie immer ein schwieriges bzw. wechsel-
haftes Verhältnis zu EU hatte. De Vries (2007) findet Evidenz dafür, dass im britischen und däni-
schen Parteiensystem EU-Themen auch die nationale Politik und damit auch die politische Stim-
mung im Land beeinflussen. Außerdem wurde Irland von der Krise stark und relativ unvorbereitet 
getroffen, was zu deutlicheren Schwankungen im Skeptizismuslevel führen sollte.  
Für die 1986 beigetretenen Länder Spanien und Portugal, von denen Spanien 2012 Kredite zur 
Sanierung seiner Banken erhalten hat, liegt die höchste Wahrscheinlichkeit eine euroskeptische 
Partei zu wählen mit 20,93% im Jahr 2016, der niedrigste Wert liegt mit 15,07% im Jahr 2008. Für 
alle Untersuchungsjahre außer 2008 liegt die Wahrscheinlichkeit bei über 18%. Obwohl beide Län-
der nicht für ihre europakritischen Parteien bekannt sind, verfügen beide Länder, ähnlich wie etwa 
die Schweiz, über Regionalparteien, die sich vor allem dem Schutz der jeweiligen Region durch 
politische Abschottung verpflichtet sehen. Das führt dazu, dass nicht nur Politik gegen die jeweilige 




Schweden und Finnland sind im Rahmen der Erweiterung von 1995 der EU beigetreten. Hier 
ist die Wahrscheinlichkeit sich für eine euroskeptische Partei zu entscheiden im Jahr 2008 mit 
16,42% am geringsten und 2016 mit 22,37% am höchsten. Das Jahr 2008 stellt jedoch einen au-
ßergewöhnlichen Tiefststand dar, die Wahrscheinlichkeit sich für eine euroskeptische Partei zu 
entscheiden liegt in beiden Ländern zu allen anderen Messzeitpunkten über 19%. Die nordischen 
Länder haben traditionell euroskeptische Parteien in ihren Parteiensystemen und auch die übrigen, 
insbesondere konservativen, Parteien machen mit europakritischen Themen Wahlkampf. Insofern 
ist das hohe Skeptizismuslevel nicht verwunderlich.  
Ungarn, Polen und Slowenien weisen für alle Untersuchungszeitpunkte höhere Wahrscheinlich-
keiten auf euroskeptisch zu wählen als die übrigen Europäer. Der Höchstwert ist mit 24,56% im 
Jahr 2006, das bedeutet in der ersten Erhebung nach Beitritt am höchsten, um im Jahr 2008 seinen 
Tiefstwert mit 17,20% zu erreichen. Die geringsten Wahrscheinlichkeiten liegen damit 0,02 Pro-
zentpunkte unter der höchsten Wahrscheinlichkeit, die in der Gruppe der Gründungsmitglieds-
staaten (17,22%, 2014) gemessen wurde. Anders als in den nordischen Ländern, in denen europa-
kritische Debatten in vielen Parteien unterschiedlicher Lager stattfinden, konzentriert sich Skepti-
zismus in Slowenien, Polen und Ungarn auf wenige Parteien, die jedoch breiten Rückhalt in der 
Gesellschaft finden. Eine Ausnahme stellt Slowenien dar, im Jahr 2016 hat keine befragte Person 
berichtet die als euroskeptisch klassifizierte Partei Slovenian National Party gewählt zu haben.  
Am wahrscheinlichsten ist die Wahl euroskeptischer Parteien jedoch nicht in den 2004 beige-
tretenen Ländern, sondern in den beiden Ländern, die keine EU-Mitglieder sind, also in Norwegen 
und der Schweiz. Die Werte liegen 2008 bei 17,52%, während der höchste Wert im Jahr 2016 
(25,98%) gemessen wird. Dieser Befund ist interessant, denn er deutet darauf hin, dass Euroskep-
tizismus in diesen Ländern so hoch ist, weil sie nicht Mitglied der EU sind und auch nicht sein 
möchten. In diesem Fall ist Euroskeptizismus keine Reaktion auf die stattfindende, sondern auf 
eine erwartete Politik der EU bzw. Einflussnahme aus Brüssel.  
Die Berechnung der vorhergesagten Wahrscheinlichkeiten euroskeptisch zu wählen hat gezeigt, 
dass Euroskeptizismus kein exklusiv europäisches Phänomen ist, bzw. dass das Ausmaß zwar mit 
der Dauer der Mitgliedschaft variiert, allerdings in den Ländern, die nicht Mitglied sind, am höchs-
ten ist. Dies ist ein interessanter Befund, es handelt sich dabei jedoch nur um einen aus Quer-
schnittsdaten rekonstruierten Trend. Zudem ist die Berücksichtigung von anderen Makrovariablen 
notwendig, weil angenommen werden kann, dass sich hinter den Ländereffekten der Einfluss von 
Makrofaktoren, wie etwa das Ausmaß der Verschuldung oder Außenhandelbeziehungen verber-
gen. Dies geschieht mittels einer Regression auf Aggregatebene für 14 Untersuchungsländer (ohne 




die angegeben haben bei der letzten nationalen Wahl eine euroskeptische Partei gewählt zu haben. 
Ich teste, ob die Staatsverschuldung (H4), der Status Nettoempfänger zu sein (H5) und ein positi-
ves Außenhandelssaldo zu haben (H6) einen Einfluss auf Euroskeptizismus haben. Als Kontroll-
variable wurde die Mitgliedschaft im Euroraum aufgenommen. Die Ergebnisse für die Jahre 2008 
2012 und 2016 zeigt Tabelle 9.2, es sind standardisierte Koeffizienten mit robusten Standardfehlern 
in Klammern dargestellt.46  
Tabelle 9.2: Robuste Regression auf Aggregatebene 
 Modell: 2008 Modell: 2012 Modell: 2016 
Mitgliedschaftsdauer (in Monaten) 0,04*** (0,01) 0,02 (0,02) 0,03 (0,04) 
Schuldenstand -0,27*** (0,04) -0,17 (0,24) -0,44 (0,50) 
Nettozahler (Referenz: Nettoemp-
fänger) 
2,36 (3,07) -1,19 (11,03) -13,28 (14,75) 
Außenhandelssaldo (in Prozent) -0,56 (0,45) 0,06 (0,21) -0,38 (3,12) 
Mitglied Währungsunion (Referenz: 
Nicht Teil der Währungsunion) 
-10,44** (3,98) -4,43 (7,50) -4,79 (53,83) 
Konstante 19,56*** (3,78) 25,98 (16,56) 51,62** (19,88) 
N 14 14 13 
Subsamples 50 50 50 
Breakdown point 0,50 0,50 0,50 
R2 (w) 0,70 0,24 0,27 
R2 (rho) 0,46 0,22 0,20 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016, ohne Norwegen und 
Schweiz; 2016 ohne Dänemark. 
Anmerkung: Robuste Regression auf Aggregatebene nach Ben Jann (2010), Koeffizienten sind 
Odds Ratios, robuste Standardfehler in Klammern, *p < 0,05; **p < 0,01; ***p < 0,001, eigene 
Berechnungen, gerundete Werte. 
 
Die Tabelle zeigt für alle drei Modelle, dass Euroskeptizismus und Mitgliedschaftsdauer auf Ag-
gregatebene in einem positiven Zusammenhang stehen. Je länger die Länder Mitglied sind, desto 
höher ihr Anteil euroskeptischer Wähler (in Prozent), allerdings ist der Effekt nur im Jahr 2008 
signifikant. Das wiederspricht den Ergebnissen der Trendanalyse, allerdings werden im Vergleich 
dazu nur drei Zeitpunkte betrachtet, an denen auch die Trendanalyse steigende Werte von Jahr zu 
Jahr aufweist. Hypothese 3 muss, für die Jahre 2008, 2012 und 2016, abgelehnt werden, denn mit 
jedem Monat Mitgliedschaftsdauer erhöht sich der Anteil euroskeptische Wähler eines Landes um 
0,4 Prozentpunkte (2008).  
Die Staatsverschuldung eines Landes sollte den Anteil euroskeptischer Wähler positiv beein-
flussen (H4). Ich habe argumentiert, dass diese Länder über eine nachteilige Verhandlungsposition 
in der EU verfügen und zudem während der Krise schlechter in der Lage waren die wirtschaftlichen 
 
46 Anders als in den übrigen Tabellen werde hier keine durchschnittlichen marginalen Effekte dargestellt, weil die 




Risiken für ihre Bevölkerung gering zu halten. Sowohl der Einfluss der EU, als auch die Wahrneh-
mung der schlechten wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit, sollten zu einem höheren Anteil euro-
skeptischer Wähler führen. In allen drei Modellen findet sich jedoch ein negativer Effekt, das be-
deutet je höher die Staatsverschuldung, desto niedriger der Anteil euroskeptischer Wähler. Dieser 
ist im Jahr 2008 signifikant. Hypothese 4 wird deswegen abgelehnt.  
Hypothese 5, die besagt, dass Länder, die zu den Nettoempfängern des EU-Haushaltes gehören, 
einen höheren Anteil euroskeptischer Wähler aufweisen als Nettozahlerländer, bestätigt sich nicht. 
Der höhere Anteil in Nettoempfängerländern sollte auf den wahrgenommenen, einschränkenden 
Einfluss der EU auf die Nationalstaaten, die hauptsächlich vom EU-Haushalt profitieren, anstatt 
dazu beizutragen, zurückgehen. Dieser positive Effekt findet sich jedoch nur für das Jahr 2008, in 
den anderen beiden Modellen ist der Effekt negativ. Zudem hat der Status als Nettoempfänger in 
keinem der Modelle einen signifikanten Effekt.  
Anstatt den Einfluss von Importen, die eine wirtschaftliche Abhängigkeit von anderen Staaten 
und fehlende nationalstaatliche Autonomie darstellen, und den Einfluss von Exporten individuell 
zu testen, habe ich beide Faktoren zueinander in Beziehung gesetzt. Ein positives Außenhandels-
saldo steht dafür, dass die Exporte die Importe übersteigen. Ist das der Fall, ist das ein Zeichen für 
wirtschaftliche Unabhängigkeit. Das Außenhandelssaldo eines Landes (H6) hat in den Jahren 2008 
und 2016 einen negativen Effekt auf den Anteil euroskeptischer Wähler und im Jahr 2012 einen 
positiven Effekt. Jedoch ist dieser in keinem Regressionsmodell signifikant, Hypothese 6 bestätigt 
sich demnach nicht.  
Ob das Land Mitglied der Währungsunion ist, hat in allen drei Modellen einen negativen Effekt, 
dieser ist für das Jahr 2008 signifikant. Das bedeutet Länder, die Mitglied der Währungsunion sind 
weisen einen geringeren Anteil euroskeptischer Wähler auf, als Länder, die nicht Mitglied sind. 
Diese Variable wurde als Kontrollvariable eingeführt, da für die Länder, die nicht Mitglied des 
Währungsraumes sind, durch Anpassungen der Wechselkurse eine Möglichkeit bestand auf die 
Krise zu reagieren. Bleibt man bei dem Argument, dass der Euroskeptizismus auch auf fehlende 
Autonomie der Nationalstaaten gegenüber der EU zurückgeht, haben diese Länder mit der Beibe-
haltung ihrer Währung ein Stück Autonomie behalten. Skeptizismus sollte in diesen Ländern also 
weniger verbreitet sein, als in den übrigen Ländern.  
Die bivariaten Ergebnisse haben in Kapitel 6 schon darauf hingedeutet, dass sich die Makro-
Hypothesen 3 bis 6 nicht bestätigen werden, diese Befunde werden durch die multivariate Analyse 
gestützt. Das kann allerdings auch auf die sensible Methode der Aggregatregression zurückgeführt 
werden. Aufgrund der geringen Fallzahl sind belastbare empirische Befunde schwierig zu gewin-




Die DID-Schätzung und die Berechnung der vorhergesagten Wahrscheinlichkeiten konnten zu-
dem empirisch belastbare Ergebnisse liefern, sodass die ersten beiden Hypothesen gut untersucht 
werden konnten. Im nächsten Kapitel werden die Individualhypothesen mittels logistischer 
Mehrebenenanalyse untersucht. 
 
9.2 Ergebnisse der Mikroebene: Extreme Selbsteinstufung und Krisenbetroffenheit 
Um Effekte auf der Mikroebene zu untersuchen wird eine logistische Mehrebenenanalyse gerech-
net, da jedoch die Voraussetzungen für eine Mehrebenenanalyse, wie in Kapitel 5 bereits diskutiert, 
nur eigeschränkt gelten, werden nur zwei Makrovariablen (Jahr und Land) aufgenommen. So kann 
ich für den Zeitpunkt (Variable Jahr, Referenz 2012) und die Länder, die Kredite erhalten haben 
kontrollieren (Variable Land, Referenz: keine Kredite erhalten).  
Abbildung 9.2: Level-2-Residuen in Caterpillar-Plot 
 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016). 
Anmerkung: Darstellung der Residuen nach Ländern geordnet, n=37.835. 
 
Dass die Mehrebenenanalyse generell sinnvoll ist, zeigt Abbildung 9.2. Im Caterpillar-Plot sind die 
Level-2-Residuen dargestellt, die Nulllinie zeigt den Durchschnittswert Euroskeptizismus in der 
Stichprobe, die Punkte verdeutlichen die einzelnen Ländermittelwerte und die Striche die jeweiligen 
95%-Konfidenzintervalle. Länder, deren gesamtes Intervall über der Nulllinie liegt, haben über-
durchschnittliche Mittelwerte. Länder, die darunter liegen weisen unterdurchschnittliche Werte auf. 
Dies gilt allerdings nur unter der Bedingung, dass keine anderen Erklärungsfaktoren als die Länder 
herangezogen werden. Die Abbildung verdeutlicht, dass sich die Mittelwerte in Finnland und 




den Niederlanden, Norwegen, dem Vereinigten Königreich und der Schweiz sind die Werte über-
durchschnittlich hoch. In Slowenien, Belgien, Ungarn, Portugal, Deutschland, Spanien und Frank-
reich liegen die Mittelwerte unter dem Sampledurchschnitt.  
Tabelle 9.3: Logistische Mehrebenenregression, Nullmodelle  
 Modell: 2008 Modell: 2012 Modell: 2016 
Konstante 0,11*** (0,03) 0,17*** (0,04) 0,17*** (0,06) 
Land 1,31 (0,24) 1,02 (0,18) 1,41 (0,30) 
n 18.731 19.521 17.352 
N 16 16 15 
ICC 0,34 0,24 0,37 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; 2016 ohne Dänemark). 
Anmerkung: Koeffizienten sind Odds Ratios, Standardfehler in Klammern, *p < 0,05; **p < 0,01; 
***p < 0,001, eigene Berechnungen, gerundete Werte. 
 
Tabelle 9.3 zeigt die Ergebnisse der Nullmodelle der logistischen Mehrebenenregressionen für die 
Jahre 2008, 2012 und 2016. Im Jahr 2016 fehlen die Daten für Dänemark. Die Konstante ist für 
alle drei Modelle signifikant, der Interklassenkorrelationskoeffizient liegt im Jahr 2008 bei 0,343, 
2012 bei 0,242 und 2016 bei 0,377. Das bedeutet 24% bis 37% der Varianz im Euroskeptizismus 
gehen auf die Länderunterschiede zurück. Eine Mehrebenenanalyse ist deswegen grundsätzlich 
sinnvoll.  
Tabelle 9.4 zeigt die Ergebnisse der logistischen Mehrebenenregressionen, mit Daten für die 
Jahre 2008 (vor der Krise), 2012 (in der Krise), sowie 2016 (nach der Krise). Zusätzlich zu den 
Individualvariablen habe ich eine dichotome Variable (Land) hinzugefügt, die der Wert 1 annimmt, 
wenn das Land in der Krise Kredite erhalten hat. Dargestellt sind AMEs.  
Die ersten drei Variablen im Vollmodell sind demographische Kontrollvariablen. Das Alter ist 
die einzige Variable, die in allen drei Modellen einen signifikanten Effekt hat, der Einfluss ist jeweils 
negativ. Das bedeutet mit steigendem Alter vermindert sich die Wahrscheinlichkeit eine euroskep-
tische Partei zu wählen um 0,6 Prozentpunkte im Jahr 2008, und 1,0 bis 1,2 im Jahr 2012 bzw. 
2016. Das entspricht nicht der angenommenen Wirkungsrichtung und steht auch bisherigen For-
schungsergebnissen entgegen, wonach jüngere Menschen der EU generell positiver gegenüberste-
hen sollten (Guerra 2018: 211f.) bzw. ältere Menschen anfälliger für Populismus seien (Inglehart/ 
Norris 2016: 30f.). Beide Faktoren könnten die Wahlentscheidung theoretisch zugunsten einer eu-
roskeptischen Partei beeinflussen. Das Ergebnis deutet darauf hin, dass eine euroskeptische Wahl-
entscheidung möglicherweise nicht von den gleichen Faktoren beeinflusst wird, wie etwa die Un-




Im Jahr 2016 haben zusätzlich noch die Bildung und das Geschlecht einen signifikanten Effekt 
auf die Wahlentscheidung. Je höher gebildet ein Befragter ist, desto geringer ist die Wahrschein-
lichkeit eine euroskeptische Partei zu wählen. Mit jedem Bildungsjahr nimmt die Wahrscheinlich-
keit um 3,3 Prozentpunkte ab. Männer wählen mit einer um 11,6 Prozentpunkten höheren Wahr-
scheinlichkeit als Frauen eine euroskeptische Partei. Das bestätigt die Befunde von Mudde (2011: 
111f.) und De Vries (2018: 109f.), die anders als Anderson und Reichert (1995), nicht nachweisen 
können, dass Männer, als Profiteure der EU, dieser generell positiver gegenüber eingestellt sind. 
Dafür unterstützt der Bildungseffekt diese Argumentation, da davon ausgegangen werden kann, 
dass höher Gebildete aufgrund der geringeren Konkurrenz und der erhöhten Mobilität besonders 
vom Wirtschaftsraum EU profitieren. 
Tabelle 9.4: Logistische Mehrebenenregression, Vollmodelle  
 Modell: 2008 Modell: 2012 Modell: 2016 
Bildung (in Jahren) 0,3 -1,4 -3,3*** 
Alter (in Jahren) -0,6*** -1,0*** -1,2*** 
Geschlecht (Referenz: Weiblich) 11,0 10,7 11,6* 
Zufriedenheit mit der Wirtschaft 4,4*** -2,3 -3,5 
Vertrauen in das nationale Parlament -0,1 0,1 2,0 
Vertrauen in das Europäische Parlament -8,4*** -10,5*** -15,7*** 
Zufriedenheit mit der Arbeit der Regierung -15,7*** -3,7* 3,4 
Zufriedenheit mit der Demokratie -3,7* -4,1*** -3,8** 
Links außen (Referenz: gemäßigte Wähler) 70,0*** 65,0*** 59,9*** 
Rechts außen (Referenz: gemäßigte Wähler) 55,3*** 62,2*** 63,4*** 
n 18.731 19.521 17.352 
N 16 16 15 
ICC 0,4 0,3 0,4 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; 2016 ohne Dänemark). 
Anmerkung: Koeffizienten sind durchschnittliche marginale Effekte in Prozentpunkten, *p < 
0,05; **p < 0,01; ***p < 0,001, eigene Berechnungen, gerundete Werte. 
 
In Hypothese 1a nehme ich an, dass Personen, die wirtschaftlich unzufrieden mit der Lage des 
Landes sind, eher äußern, dass sie bei der letzten nationalen Wahl eine euroskeptische Partei ge-
wählt haben. Das entspricht einer Kernannahme des ökonomischen Wählens, nach der Wähler bei 
ihrer Entscheidung die wirtschaftliche Lage des Landes beurteilen. Die Einschätzung der wirt-
schaftlichen Lage dient den Bürgern als Information über die Performanz der Parteien. In Hypo-
these 1b nehme ich darüber hinaus an, dass der Effekt nach der Finanzkrise stärker ist als vor der 
Finanzkrise, da die Finanzkrise dafür gesorgt hat, dass die Themen wirtschaftliche Entwicklung 
und wirtschaftliche Abhängigkeit von Staaten, bei den Bürgern besonders präsent sind. Dass die 
Annahme des ökonomischen Wählens bezogen auf die Finanzkrise hält, zeigen Wagner und Gieb-




Der Blick auf den Koeffizienten für wirtschaftliche Zufriedenheit zeigt, dass für das Jahr 2008 
mit jedem Punkt mehr auf der 10-stufigen Skala eine Erhöhung der Wahrscheinlichkeit eine euro-
skeptische Partei zu wählen um 4,4 Prozentpunkte stattfindet. Das bedeutet, je zufriedener der 
Befragte mit der wirtschaftlichen Lage, desto wahrscheinlicher ist die Wahl einer euroskeptischen 
Partei. Hypothese 1a muss deswegen abgelehnt werden. In den Jahren 2012 und 2016 bleibt der 
Effekt insignifikant und ist negativ. Damit ist auch keine Aussage über eine Verstärkung oder Ab-
schwächung des Effekts im Zuge der Krise möglich. Hypothese 1b muss deswegen ebenfalls ab-
gelehnt werden. Das Ergebnis kann einerseits so interpretiert werden, dass Personen, die zufrieden 
mit der wirtschaftlichen Lage sind, um diese gute wirtschaftliche Lage fürchten und die Wahl eu-
roskeptischer Parteien ein Abschottungsmechanismus gegenüber der Solidargemeinschaft Europa 
ist. Die Argumentation läuft hier analog zu der Frage warum in nordischen Staaten, die über ein 
sehr inklusives Wohlfahrtssystem verfügen, die Einstellung gegenüber Ausländern eher negativ ist. 
Häufig wird argumentiert, dass die ausländerfeindliche Einstellung ein Schutzmechanismus der 
Gesellschaft darstellt, die den inklusiven Wohlfahrtsstaat nur der eigenen, nicht aber der fremden 
Gemeinschaft zur Verfügung stellen möchte.  
Übertragen bedeutet das, dass die Bürger, die mit der Wirtschaft zufrieden sind, diesen Zustand 
erhalten möchten und mit dem Ziel sich gegen Staaten, diese gute wirtschaftliche Lage gefährden 
könnten, abzuschotten, eine euroskeptische Partei wählen. Andererseits können auch andere Fak-
toren, als die Zufriedenheit mit der wirtschaftlichen Lage eines Landes für die euroskeptische Wahl-
entscheidung eine Rolle spielen. Eine Validierung dieser Befunde hinsichtlich der Einschätzung 
der persönlichen wirtschaftlichen Lage oder der Entwicklung der wirtschaftlichen Lage kann je-
doch aufgrund fehlender Daten nicht stattfinden. Ebenso wäre es denkbar die individuelle finan-
zielle Situation der Befragten einzubeziehen, doch auch hier müsste mit einem hohen Anteil feh-
lender Werte gerechnet werden.  
In Hypothese 2a nehme ich an, dass Personen, die ein geringes Vertrauen in das nationale Par-
lament aufweisen, eine höhere Wahrscheinlichkeit haben sich für eine euroskeptische Partei zu 
entscheiden. In Hypothese 3a gehe ich davon aus, dass sich dieser Zusammenhang auch für das 
Vertrauen in das europäische Parlament zeigt. Studien zeigen, dass Institutionenvertrauen und po-
sitive Einstellungen gegenüber der EU miteinander assoziiert sind (Anderson 1998). Zudem dient 
die Bewertung der Institutionen als informativer Shortcut um eine Wahlentscheidung zu treffen 
(De Vries 2018). Ich nehme in Hypothese 2b und 3b an, dass der Effekt des Institutionenvertrau-
ens nach der Krise größer ist, als vor der Krise. Denn ich gehe davon aus, dass die Bewertung der 
Institutionen im Verlauf der Krise wichtiger für die Wahlentscheidung zugunsten einer euroskep-




Das Vertrauen in das nationale Parlament hat in allen drei Modellen keinen signifikanten Effekt 
auf die euroskeptische Wahlentscheidung, das Vertrauen in das Europäische Parlament allerdings 
schon. Der Effekt besteht zu den drei Zeitpunkten und ist signifikant und negativ. Das bedeutet, 
mit steigendem Vertrauen wird die euroskeptische Wahlentscheidung unwahrscheinlicher und 
zwar um 8,4 Prozentpunkte (2008) bis 15,7 Prozentpunkte (2016). Hypothese 3a kann bestätigt 
werden, während Hypothese 2a abgelehnt wird. Der Effekt sollte laut Hypothese 2b und 3b zudem 
nach der Krise stärker sein als vorher. Da die Koeffizienten beider Variablen von Jahr zu Jahr 
steigen bestätigt sich dieser Effekt. Auch Hypothese 2b und 3b werden deswegen beibehalten. 
Diese Befunde entsprechen den Ergebnissen, die Heinisch und Schlipphak (2014: 192) finden, 
wonach Personen dann eine euroskeptische Partei wählen, wenn sie den europäischen Institutio-
nen weniger vertrauen als den nationalen Institutionen. Man könnte sogar argumentieren, dass die 
Einschätzung des Vertrauens in nationale Institutionen für die euroskeptische Wahlentscheidung 
unbedeutend ist. Damit tragen diese Ergebnisse auch zu der Frage bei, ob Personen von der nati-
onalen auf die europäische Ebene extrapolieren, das wäre ja der Fall wenn Befragte für die Wahl 
einer euroskeptischen Partei ausschließlich das nationale Vertrauen, nicht aber das Vertrauen in die 
europäischen Institutionen heranziehen würden. 
Hypothese 4a besagt, dass eine niedrige Zufriedenheit mit der Arbeit der Regierung mit euro-
skeptischem Wahlverhalten assoziiert sein sollte. Das gleiche gilt laut Hypothese 5a für die Zufrie-
denheit mit der Demokratie, auch hier sollte eine niedrige Zufriedenheit mit einer hohen Wahr-
scheinlichkeit eine euroskeptische Partei zu wählen einhergehen. Diese Thesen dienen der Prüfung 
der Annahme, dass es sich bei der euroskeptischen Wahl um eine Protestwahl handeln könnte 
(Hix/ Marsh 2007). Das wäre zutreffend, wenn Befragte zufrieden mit der Arbeit der Regierung 
sind und eine hohe Demokratiezufriedenheit aufweisen und trotzdem eine euroskeptische Wahl-
entscheidung treffen. Die alternative Annahme ist, dass die euroskeptische Wahlentscheidung ein 
Resultat der negativen Evaluation der Arbeit der Regierung und einer niedrigen Demokratiezufrie-
denheit ist. In Hypothese 4b und 5b nehme ich an, dass dieser Effekt nach der Finanzkrise stärker 
sein sollte, als vor der Finanzkrise. Ich argumentiere, dass die Wahlentscheidung nach der Krise 
stärker durch diese beiden Faktoren beeinflusst werden sollte, die Demokratiefähigkeit von politi-
schen und die Bewertung der Arbeit der Regierung in der Krise unter Druck geraten sind. Viele 
der Entscheidungen auf der europäischen Ebene wurden beispielsweise in den Medien als illegitim 
diskutiert (Rosenthal 2012, Michailidou 2015, Lahusen 2019). Es ist deswegen naheliegend, dass 
für Bürger im Zuge der Krise sowohl die Demokratiezufriedenheit, als auch die Evaluation der 




Beide Variablen haben einen signifikanten, negativen Effekt auf die Wahlentscheidung zuguns-
ten einer euroskeptischen Partei. Der Effekt ist mit Ausnahme der Zufriedenheit mit der Regierung 
im Jahr 2016 auch über die drei Messzeitpunkte stabil. Steigt die Zufriedenheit mit der Demokratie 
im eigenen Land um einen Skalenpunkt, verringert sich die Wahrscheinlichkeit eine euroskeptische 
Partei zu wählen um 3,7 (2008) bis 4,1 Prozentpunkte (2012). Steigt die Zufriedenheit mit der 
Arbeit der Regierung um einen Skalenpunkt, verringert sich die Wahrscheinlichkeit eine euroskep-
tische Partei zu wählen im Jahr 2008 um 15,7 Prozentpunkte, im Jahr 2012 um 3,7 Prozentpunkte. 
Der Effekt ist nach der Finanzkrise nicht stärker als vorher, sondern bezogen auf die Arbeit der 
Regierung 2008 stärker als 2012 und bezogen auf die Demokratiezufriedenheit im Jahr 2012 am 
höchsten, allerdings nur leicht höher. Hypothese 4a wird deswegen, ebenso wie Hypothese 5a, 
beibehalten, Hypothese 4b und 5b abgelehnt. Die Effektrichtung beider Variablen deutet darauf 
hin, dass es sich bei den Wählern euroskeptischer Parteien nicht um Protestwähler handelt, son-
dern, dass die positive Bewertung der Regierung und der Demokratie die euroskeptische Wahl 
unwahrscheinlicher macht.  
In Hypothese 6a nehme ich an, dass Personen, die eine linksextreme Einstellungen halten, eine 
höhere Wahrscheinlichkeit haben eine euroskeptische Partei zu wählen. Ebenso sollten Personen, 
die eine rechtsextreme Einstellung halten, laut Hypothese 7a, einer euroskeptischen Partei wahr-
scheinlicher ihre Stimme geben. Extrem eingestellte Personen neigen euroskeptischen Parteien zu, 
da davon ausgegangen werden kann, dass Personen, die diese Einstellungen halten, in euroskepti-
schen Parteien eine gesellschaftsfähige Partei, jenseits von nationalistischen oder extremen Parteien 
finden, die ihren Einstellungen entspricht. Denn ich habe im theoretischen Teil der Arbeit gezeigt, 
dass extreme Parteien und euroskeptische Parteien eine Reihe von inhaltlichen Überschneidungen 
aufweisen. Wie zuvor formuliere ich auch hier je eine Hypothese (6a und 7a) zur Veränderung 
während der Krise. Insbesondere in den Medien wurde eine Verschiebung der Grenzen des Sag-
baren und ein Aufschwung eurokritischer Parteien diskutiert (vgl. etwa Lees (2018) bezüglich des 
Erfolges der AfD), deswegen gehe ich davon aus, dass die extreme Einstellung nach der Finanz-
krise wichtiger für die euroskeptische Wahlentscheidung ist, als davor.  
Der Blick auf die Variablen links- und rechtsextrem Selbsteinstufung, zeigt, dass wenn eine Per-
son rechtsextreme Einstellungen hält, die Wahrscheinlichkeit eine euroskeptische Partei zu wählen 
um 55,3 (2008) bis 63,4 Prozentpunkte (2016) erhöht ist. Hält sie linksextreme Einstellungen, er-
höht sich die Wahrscheinlichkeit sogar um 59,9 (2016) bis 70,0 Prozentpunkte (2008). Beide Ko-
effizienten sind in Referenz zu Personen zu betrachten, die sich nicht extrem auf der Links-Rechts-
Skala positioniert haben. Es können demnach sowohl Hypothese 6a, als auch Hypothese 7a bestä-




sich für eine euroskeptische Partei zu entscheiden, signifikant erhöht. Bezogen auf eine linksext-
reme Selbsteinschätzung sinkt die Wahrscheinlichkeit jedoch von Messzeitpunkt zu Messzeitpunkt. 
Bezogen auf rechtsextreme Einstellungen steigt sie von Jahr zu Jahr. Dass der Effekt nach der 
Krise stärker als vorher sein sollte, bestätigt sich demnach nur für die rechtsextreme (Hypothese 
7b), nicht aber für die linksextreme (Hypothese 6b) Selbsteinstufung. Mit diesen Ergebnissen be-
stätige ich die Befunde von McClosky und Chong (1985), sowie Greenberg und Jonas (2003), wo-
nach sich links und rechts eingestellte Personen ähnlicher sind als gemäßigte Linke oder Rechte, 
wenn sie über ähnlich rigide (extreme) Einstellungsausprägung verfügen. Zudem bestätige ich die 
Ergebnisse von Henjak und Kollegen (2012), die einen signifikanten Einfluss der ideologischen 
Position auf die Ablehnung der EU fanden.  
Tabelle 9.5: Logistische Mehrebenenregression, Gesamtmodelle 
 Modell 1 Modell 2 
Bildung (in Jahren) -0,16** -0,16** 
Alter (in Jahren) -0,11*** -0,11*** 
Geschlecht (Referenz: Weiblich) 1,34*** 1,26*** 
Zufriedenheit mit der Wirtschaft 0,10 -0,05 
Interaktion (Zufriedenheit Wirtschaft*Kredite erhalten)  0,94*** 
Vertrauen in das nationale Parlament 0,01 0,02 
Interaktion (Vertrauen nat. Parlament*Kredite erhalten)  0,09 
Vertrauen in das Europäische Parlament -1,31*** -1,52*** 
Interaktion (Vertrauen eurp. Parlament *Kredite erhalten)  1,16*** 
Zufriedenheit mit der Arbeit der Regierung -0,41*** -0,15 
Interaktion (Zufrieden Arbeit Regierung*Kredite erhalten)  -1,39*** 
Zufriedenheit mit der Demokratie -0,57*** -0,53*** 
Interaktion (Zufrieden Demokratie*Kredite erhalten)  -0,12 
Links außen (Referenz: gemäßigte Wähler) 6,81*** 3,74*** 
Interaktion (Links außen*Kredite erhalten)  12,81*** 
Beitrittswelle -0,06 -0,06 
2008 (Referenz: 2012) -3,07*** -3,08*** 
2016 (Referenz: 2012) 2,11*** 2,08*** 
Land hat Kredite erhalten 0,23 -6,57 
n 49.557 49.557 
N 15 15 
ICC 0,24 0,23 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016 ohne Dänemark). 
Anmerkung: Koeffizienten sind durchschnittliche marginale Effekte in Prozentpunkten, *p < 
0,05; **p < 0,01; ***p < 0,001, eigene Berechnungen, gerundete Werte. 
 
Um herauszufinden welchen Effekt die Krisenbetroffenheit eines Staates auf die inhaltlichen Va-
riablen hat und so die Hypothesen 1c bis 7c zu testen, nehme ich zusätzlich zu den interessierenden 
Variablen Interaktionsterme auf. Dazu wird jede der inhaltlichen Variablen mit der Krisenbetrof-
fenheitsvariable multipliziert. Die Operationalisierung der Krisenbetroffenheit erfolgt über eine 




andernfalls den Wert 0. Aufgrund dieser Interaktionen ist Dänemark aus beiden Modellen ausge-
schlossen.47  
Ich berechne ein gepooltes Modell, dass alle Fälle der drei interessierenden Jahre, die Jahre als 
dichotome Variablen, die interessierenden Variablen und die Interaktionseffekte beinhaltet. Die 
Interpretation der Interaktionsterme erfolgt dann jeweils bezogen auf den Haupteffekt. Tabelle 9.5 
zeigt die Ergebnisse, zur besseren Vergleichbarkeit der Modellanpassung steht in der linken Spalte 
das Modell ohne (Modell 1) und in der rechten das Modell mit Interaktionseffekten (Modell 2). 
Neben den demographischen Variablen haben die Erhebungsjahre einen signifikanten Effekt 
in beiden Modellen. Die demographischen Variablen weisen jeweils die gleiche und in die theore-
tisch erwartete Wirkungsrichtung wie in den drei Einzelmodellen nach Jahren auf (Tabelle 9.4). An 
den dichotomen Jahresvariablen kann abgelesen werden, dass die Wahl einer euroskeptischen Par-
tei im Jahr 2008 unwahrscheinlicher war, als im Jahr 2012 und 2016 wahrscheinlicher als 2012, 
allerdings je nach Jahr nur um 2 bis 3 Prozentpunkte, wenn auch signifikant. Die Beitrittswelle und 
ob ein Land Kredite erhalten hat, entfalten keinen signifikanten Einfluss.  
Von den inhaltlichen Variablen haben im zweiten Modell nur das Vertrauen in das Europäische 
Parlament und dessen Interaktion, sowie eine linksextreme Position und ihre Interaktion, einen 
signifikanten Einfluss in Haupt- und Interaktionseffekt gezeigt. Mit jedem Skalenpunkt, den eine 
Person dem Europäischen Parlament vertraut, wählt sie um (1,5 Prozentpunkte) weniger wahr-
scheinlich eine euroskeptische Partei. Es sei denn sie ist Wählerin in einem Land, das Kredite er-
halten hat, dann steigt die Wahrscheinlichkeit mit jedem Skalenpunkt Vertrauen um 2,7 Prozent-
punkte. Für Personen, die sich, in Referenz zu allen anderen, links außen Positionieren steigt die 
Wahrscheinlichkeit eine euroskeptische Partei zu wählen um 3,7 Prozentpunkte. Lebt sie in einem 
Staat, der Kredite erhalten hat, steigt die Wahrscheinlichkeit sogar um 16,5 Prozentpunkte.48  
Hypothese 1c, nach der die Unzufriedenheit mit der wirtschaftlichen Lage in direkt von der 
Krise betroffenen Staaten einen größeren Einfluss auf die euroskeptische Wahlentscheidung haben 
sollte, als in Staaten, die nicht direkt von der Krise getroffen wurden, konnte nicht empirisch be-
stätigt werden. Ebenso Hypothese 2c, die sich auf das Vertrauen in das nationale Parlament und 
den Kriseneffekt bezog. Wie bei Hypothese 1c bleiben die Koeffizienten insignifikant.  
Hypothese 3c muss ebenfalls abgelehnt werden. Für Personen, die ein hohes Vertrauen in das 
EP aufweisen, ist die Wahrscheinlichkeit eine euroskeptische Partei zu wählen zwar vermindert, 
für Wähler in Ländern, die Kredite erhalten haben ist sie jedoch erhöht.  
 
47 Aus modellspezifischen Gründen erlaubt Stata die Aufnahme der beiden Extremismusvariablen und ihrer jeweiligen 
Interaktionsterme nicht parallel, deswegen nehme ich nur die Variable linksextreme Position und ihren Interaktions-
term auf. 
48 Die Werte der Effekte für Personen, die in Ländern leben, die Kredite erhalten haben berechnen sich wie folgt: 




Hypothese 4c und 5c, die besagten, dass für Personen, die eine niedrige Zufriedenheit mit Re-
gierung und der Demokratie im Land aufweisen, die Wahrscheinlichkeit eine euroskeptische Partei 
zu wählen höher ist, als für Personen, die eine hohe Zufriedenheit mit der Arbeit der Regierung 
und der Demokratie haben und dass dieser Effekt in Spanien, Irland und Portugal stärker ist als in 
den anderen Ländern, kann ich ablehnen. Die Koeffizienten sind signifikant, weisen aber nicht in 
die theoretisch angenommene Richtung.  
Ich finde jedoch Evidenz dafür, dass Personen, die sich linksextrem positionieren, generell eine 
erhöhte Wahrscheinlichkeit aufweisen eine euroskeptische Partei zu wählen und dass dieser Effekt 
in den von der Krise betroffenen Ländern größer ist. Da die rechtsextreme Positionierung nicht 
getestet werden konnte, kann ich nur Hypothese 6c bestätigen, nicht aber Hypothese 7c. 
 
9.3 Zusammenfassung: Wahl euroskeptischer Parteien als Zusammenspiel von Krisenbe-
troffenheit, Mitgliedschaftsdauer und extremer Selbsteinstufung  
In diesem Kapitel habe ich die empirischen Ergebnisse der Untersuchung von Euroskeptizismus, 
den Folgen der Finanzkrise und ihren Ursachen auf Aggregat- und Individualebene vorgestellt. Die 
DID-Schätzung hat gezeigt, dass es Hinweise auf generell gestiegenen Euroskeptizismus und auch 
auf einen Effekt der Krise gibt. Euroskeptizismus ist demnach kein Phänomen, dass erst in den 
letzten Jahren aufgekommen ist, sondern es ist in verschiedenen Parteien verankert, die regelmäßig 
von den Bürgern unterstützt werden, auch wenn das Ausmaß der Unterstützung variiert. Zudem 
finde ich Evidenz für einen Effekt der Krise, das bedeutet, das Ausmaß euroskeptischer Wahlent-
scheidungen wird auch von externen Ereignissen beeinflusst.  
Die Schätzung der vorhergesagten Wahrscheinlichkeiten zeigte, dass das Skeptizismuslevel nach 
Beitrittsdatum des Landes zur EU variiert. Euroskeptizismus ist in den Ländern im Zeitverlauf am 
höchsten, die nicht in der EU sind, es folgen dann die Länder entsprechend ihres Beitrittsdatums. 
In den Gründungsmitgliedsstaaten ist der Skeptizismus am geringsten. Das ist ein Hinweis darauf, 
dass mit der Zeit ein Gewöhnungseffekt an politischen Einfluss aus Brüssel stattfindet. Die Wahr-
scheinlichkeit euroskeptisch zu wählen war jedoch in der Schweiz und Norwegen am höchsten, 
das ist ein Hinweis darauf, dass ersten Euroskeptizismus kein Phänomen ist, was sich aufgrund 
tatsächlicher politischer Einflussnahme der EU entwickelt, sondern das Parteien auch zur Abgren-
zung gegenüber der EU und perzipierten Folgen einer möglichen Zugehörigkeit verwenden. 
Anschließend habe ich die Ergebnisse der Makroregression präsentiert, einem nicht optimalen 
Verfahren um auf Länderunterschiede, wie etwa den Schuldenstand, die Exportquote oder den 




machte, dass Staaten, die sich aufgrund der schlechteren wirtschaftlichen Situation in einem wirt-
schaftlichen oder politischen Abhängigkeitsverhältnis befinden, einen höheren Anteil euroskepti-
scher Wähler aufweisen sollten, konnte die Aggregatanalyse dies nur eingeschränkt bestätigen.  
Im zweiten Unterkapitel (9.2) folgte die Untersuchung auf Individualebene, darin habe ich ne-
ben wirtschaftlicher Unzufriedenheit, Institutionenvertrauen, die Evaluation der Arbeit der Regie-
rung bzw. Demokratie und Links- bzw. Rechtsextremismus, auch demographische Kontrollvari-
ablen getestet. Ich habe mich dabei auf den Vergleich zwischen drei Zeitpunkten 2008 (vor der 
Krise), 2012 (in der Krise) und 2016 (nach der Krise) konzentriert, auch wenn die Beurteilung des 
Kriseneffektes mit Querschnittsdaten natürlich nur näherungsweise beschrieben werden kann. Es 
zeigte sich, dass Personen mit jedem Punkt auf der Zufriedenheitsskala eine höhere Wahrschein-
lichkeit aufweisen eine euroskeptische Partei zu wählen, allerdings nur 2008, also vor der Krise. 
Personen mit höherem Vertrauen in das Europäische Parlament hatten zu allen drei Zeitpunkten 
eine geringere Wahrscheinlichkeit eine euroskeptische Partei zu wählen. Ebenso wirkte die Zufrie-
denheit mit der Arbeit der Regierung und der Demokratie im eigenen Land. Extreme Positionie-
rungen auf den Polen der Links-Rechts-Skala erhöhten jedoch signifikant die Wahrscheinlichkeit 
sich für eine euroskeptische Partei zu entscheiden. 
Anschließend habe ich den Einfluss der Krisenbetroffenheit eines Landes getestet, dabei haben 
sich das Vertrauen in das Europäische Parlament, die Zufriedenheit mit der Arbeit der Regierung 
und der Demokratie und eine linksextreme Positionierung auf der Links-Rechts-Skala, als Interak-
tionen mit der Krisenbetroffenheit signifikant gezeigt. Während die Hypothesen 1c und 2c auf-
grund insignifikanter Werte zurückgewiesen werden, muss Hypothese 3c aufgrund der Wirkungs-
richtung abgelehnt werden. Denn Personen mit hohem Vertrauen in das EP, in Ländern, die Kre-
dite erhalten haben, zeigen eine erhöhte Wahrscheinlichkeit, eine euroskeptische Partei zu wählen. 
Ebenso müssen Hypothese 4c und 5c abgelehnt werden. Allerdings bestätigt sich Hypothese 6c, 
wonach Personen mit linksextremer Selbsteinstufung eine höhere Wahrscheinlichkeit aufweisen 
eine euroskeptische Partei zu wählen, insbesondere in den von der Krise betroffenen Staaten. 
Die Untersuchung hat eine Reihe interessanter Befunde gebracht, aber auch gezeigt, dass die 
Regression auf Aggregatebene und die Mehrebenenanalyse mit fixen Ländereffekten nicht ganz 
optimal sind. Im nächsten Kapitel unterziehe ich deswegen jeweils die Länder einer Beitrittswelle 
zur EU einer tiefergehenden Analyse. Dazu führe ich gepoolte Regressionen durch und betrachte 






10. Fokus auf die Beitrittswellen: Welchen Einfluss hat das Parteiensystem? 
Die bisherigen Ausführungen haben gezeigt, dass einer der stärksten Prädiktoren für Euroskepti-
zismus die Mitgliedschaftsdauer eines Landes zur EU ist. Allerdings konnte dieser Aspekt in den 
Analysen, die ich in Kapitel 9 vorgestellt habe, aus methodischen Gründen nur ungenügend be-
leuchtet werden. Um ein umfassendes empirisches Bild des Phänomens Euroskeptizismus zu 
zeichnen, steige ich in Kapitel 10 noch tiefer in die Analyse ein und beschreibe zunächst welchen 
Einfluss der Länderkontext haben kann (Kapitel 10.1) 
Anschließend werde ich fallstudienartig die Länder, gruppiert nach Beitrittswelle, genauer be-
trachten (Kapitel 10.2 bis Kapitel 10.7). Dazu beschreibe ich die (historische) Entwicklung der 
Beziehung der Länder zu Europa, gehe auf Unterschiede und Gemeinsamkeiten der Länder be-
züglich der Wahl euroskeptischer Parteien ein und betrachte die Anteile euroskeptischer Wähler 
und der Beschaffenheit der jeweiligen Parteilandschaft, bevor ich anschließend gepoolte Regressi-
onsmodelle für jede Beitrittswelle berechne. Das bedeutet es handelt sich um Regressionen auf 
Individualebene, in der die Länderunterschiede mit dichotomen Ländervariablen kontrolliert wer-
den. Ich berechne die Regressionen jeweils für die Jahre 2008, 2012 und 2016, ein Vergleich ist 
anhand der durchschnittlichen marginalen Effekte möglich.  
In Kapitel 10.8 fasse ich die Ergebnisse der Unterkapitel zusammen und ordne die Ergebnisse 
jeweils im Vergleich zu den anderen Ländergruppen ein. 
 
10.1 Welchen Einfluss hat das Parteiensystem? 
Die bisherigen Analysen konnten aus methodischen Gründen entweder nur die Länder- oder nur 
die Individualebene berücksichtigen, dabei hat sich gezeigt, dass auf Aggregatebene die Mitglied-
schaftsdauer ein zuverlässiger Prädiktor für Euroskeptizismus ist. Welchen Einfluss die Individu-
alvariablen in den einzelnen Ländern entfalten, konnte jedoch noch nicht untersucht werden. Au-
ßerdem habe ich die länderspezifischen Parteiensysteme außer Acht gelassen. Um die Vorteile po-
litikwissenschaftlicher und soziologischer Forschung zu verbinden, werde ich im folgenden Kapitel 
gepoolte Analysen präsentieren.  
Ich gruppiere die Länder nach dem Beitrittszeitpunkt zur EU, weil sich empirisch gezeigt hat, 
dass anhand der Mitgliedschaftsdauer der Anteil euroskeptischer Wähler gut vorhergesagt werden 
kann. Das ist auch aus theoretischer Sicht sinnvoll, denn die Länder verfügen zu diesem Datum 
jeweils über ein ähnliches wirtschaftliches Entwicklungsniveau. Das Beitrittsdatum bildet demnach 
einen natürlichen Startpunkt, von dem aus sich die Länder jedoch unterschiedlich entwickelt haben 




Um den Kontext des Parteiensystems zu berücksichtigen, erläutere ich jeweils welche Gemein-
samkeiten die Untersuchungsländer einer Beitrittswelle diesbezüglich aufweisen und gehe auf die 
euroskeptischen Parteien dieser Länder ein. So wäre der unterschiedliche Erfolg euroskeptischer 
Parteien in zwei Parteiensystemen, die sich ähnlich entwickelt haben, vielleicht darauf zurück zu 
führen, dass eine Partei die Krise besser für sich nutzbar machen konnte, als eine andere Partei. 
Ich orientiere mich dabei an verschiedenen Standardwerken der Euroskeptizismusliteratur, die fall-
studienartig Länder bzw. Ländergruppen (z. B. die nordischen Länder) aufgearbeitet haben 
(Szczerbiak/ Taggart 2008a, Leruth et al. 2018). Für Länder, die in diesen Werken nicht enthalten 
sind, habe ich andere Studien gefunden, die diese ausführlich beleuchten (Bsp. Portugal: 
Fernandes/ Carvalhais 2016). Bei der ideologischen Einordnung der Parteien berufe ich mich auf 
Jahn et al. (2018), die für 36 Länder eine ideologische Verortung aller Parteien vornehmen. Die 
Forscher untersuchen die Daten von 571 Parteien und 648 Wahlen anhand von Parteiprogrammen. 
Neben klassischen Items wie Einfluss des Staates, Marktregulierung und Wohlfahrtsstaatlichem 
Einfluss, verwenden sie zeit- und ländersensible Items, mit denen sie den Datensatz aufwerten. 
Mittels Multidimensionaler Skalierung führen die Forscher eine räumliche Verortung der Parteien 
durch. Ich erläutere welche Entwicklung der Euroskeptizismus in den Ländern in den Jahren 2008 
(vor der Krise), 2012 (in der Krise) und 2016 (nach der Krise) genommen hat.  
Nach einer kurzen Einordnung der Parteien in die Parteiensysteme, der jeweiligen Ländergrup-
pen führe ich logistische Regressionen mit dichotomen Ländervariablen durch und berücksichtige 
dabei sowohl individuelle Einflussfaktoren, als auch die Veränderungen zwischen den Zeitpunkten 
und in den Ländern. Die Aufnahme der Länder als dichotome Variablen, hat gegenüber der 
Mehrebenenanalyse in Kapitel neun den Vorteil, dass sie methodisch weniger voraussetzungsvoll 
ist und deswegen auch zu zuverlässigen Ergebnissen führt, die eine genauere Betrachtung der Ein-
flussgrößen zulassen. Dieses Vorgehen wiederhole ich innerhalb jeder der fünf Beitrittswellen (1. 
Gründungsmitglieder, 2. Norderweiterung 1973, 3. Süderweiterung II 1986, 4. EFTA-Erweiterung 
1995, 5. Osterweiterung I 2004 und 6. zwei Länder, die nicht Mitglied der EU sind. Die Referenz-
kategorien der dichotomen Variablen in den Länderregressionen sind die Niederlande (Grün-
dungsmitglieder), das Vereinigte Königreich (Norderweiterung), Portugal (Süderweiterung II), 
Finnland (EFTA-Erweiterung), Polen (Osterweiterung I) und die Schweiz (Nicht-Mitglieder).  
 
10.2 Euroskeptizismus in den Gründungsmitgliedsstaaten der EU 
Im Datensatz sind mit Belgien, Deutschland, Frankreich und der Niederlande vier der sechs Grün-
dungsmitglieder der EU vertreten, lediglich Italien und Luxemburg gehen nicht in die Untersu-




zur Gruppe der Länder mit einem Parteiensystem, das über begrenzten Euroskeptizismus (limited 
contestation) verfügt. Trotzdem zeigt sich, wie in Abbildung 10.1 zu sehen, dass in den Niederlanden 
der Anteil der Menschen, die angegeben haben, dass sie eine euroskeptische Partei gewählt haben, 
im Jahr 2016 über 20% und in den Jahren 2008 und 2012 über 30% liegt. In Belgien liegt der Anteil 
zu allen drei Zeitpunkten unter 10%, in Frankreich und Deutschland 2012 und 2016 unter 20%. 
Abbildung 10.1: Anteil Wähler euroskeptischer Parteien in den Gründungsmitgliedsstaaten  
 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; Belgien, Deutschland, 
Frankreich, Niederlande). 
Anmerkung: Anteil Wähler euroskeptischer Parteien in Prozent in Prozent, eigene Berechnungen, 
n=17.208. 
 
Deutschland ist in Europa bekannt für seine pro-europäische Haltung, sowohl innerhalb der Be-
völkerung, als auch auf Seiten der Parteien. Zudem sind in Deutschland die Hürden für Volksab-
stimmungen und Referenden extrem hoch, es besteht wenig Raum für extraparlamentarische Mo-
bilisierung gegen die EU (Lees 2008: 16). Trotzdem sind mit der Linken (vorher PDS) und rechten 
Parteien, wie den Republikanern, die in den 2000er Jahren aktiv waren und seit 2013 mit der Alter-
native für Deutschland auch Parteien im Bundestag vertreten, die sich kritisch gegenüber Europa 
äußern (Lees 2018, Baluch 2018).  
Das deutsche Parteiensystem ist durch die beiden großen Volksparteien Christdemokratische 
Partei und Sozialdemokratische Partei und Koalitionsregierung mit Beteiligung mindestens einer 
der beiden Parteien gekennzeichnet, auch wenn, insbesondere in den letzten Jahren auch neue 
Parteien hinzukamen, wie etwa die Piraten (auf Landesebene erfolgreich 2011 und 2012). Ebenso 
die Alternative für Deutschland, die 2014 erstmals auf europäischer Ebene erfolgreich war und sich 
dann in verschiedenen Landtagen und auf der Bundesebene etablierte (Jahn et al. 2018: 79). 
Insbesondere seit der Finanzkrise, in dessen Kontext Deutschland und seine Rolle als Netto-




vom linken Parteienspektrum, deren Ablehnung vor allem auf dem angemahnten Demokratiede-
fizit der EU beruht, hin zum rechten Parteienspektrum stattgefunden. Parteien wie die Alternative 
für Deutschland verwerten dazu die linke, neoliberale Kritik und ergänzen sie, sodass im Fall 
Deutschland, wie Baluch (2018: 113) argumentiert, links und rechts weniger als Gegenpole ver-
standen werden können, als in anderen Parteiensystemen.  
In der jüngeren deutsch-europäischen Geschichte macht Baluch (2018: 2016) vor allem zwei 
Ereignisse fest, die die Euroskeptizismusdebatte, wie sie heute geführt wird, beeinflusst haben: 
Erstens die Einführung des Euro, was zu einer Debatte um Preissteigerungen im Zuge der Wäh-
rungsumstellung führte - Stichwort: Teuro - und zweitens die Osterweiterung 2004, in dessen Folge 
eine Debatte über die Arbeitnehmerfreizügigkeit geführt wurde. Beides sind Anknüpfungspunkte, 
etwa für die AfD, die als Anti-Euro-Partei startete und zunehmend das Thema Migration für sich 
nutzbar macht (Arzheimer 2015, Steiner/ Landwehr 2018).  
In Frankreich zeigt sich bis 1992 ein ähnlich pro-europäisches Stimmungsbild wie in Deutsch-
land, das jedoch eher auf Desinteresse, als auf ausdrücklicher Zustimmung der Bürger gründete. 
Die Europäische Integration sei etwas für Technokraten und Regierungsbeschäftigte gewesen, 
nicht aber von Interesse für normale Bürger, so Grunberg (2008: 38f.). Frankreich wurde zwischen 
1969 und 1993 von nur drei verschiedenen Parteien regiert (Union zur Verteidigung der Republik, 
Radikale Partei und Union für die französische Demokratie), von denen keine eine ausgesprochen 
europakritische Haltung vertrat, obwohl es innerhalb der Parteien europaskeptische Flügel gab 
(Grunberg 2008: 40). Frankreichs Parteiensystem war bis zur Verfassungsreform 1958 von politi-
scher Instabilität geprägt, in 22 Jahren hatten die Franzosen 23 Premierminister (Jahn et al. 2018: 
74). Nach anschließender Beruhigung folgte den 70er Jahren eine Phase der Polarisierung, in der 
sich die Parteien klar den beiden ideologischen Blocks zuordnen ließen. Im linken Spektrum die 
Sozialistische Partei, und die Französische Kommunistische Partei, auf der rechten Seite die Gaul-
listen (später Rally for the Republic and Union for a Popular Movement) und die Union für die 
Französische Demokratie. Erst seit den 90er Jahren haben sich andere Parteien wie die Grünen 
und der Front National gebildet und Wahlerfolge erzielt (Jahn et al. 2018: 76f.). 
Für den mäßigen Erfolg der europakritischen Parteien macht Grunberg (2008: 56f.) das Partei-
ensystem Frankreichs verantwortlich, das seit jeher von zwei dominanten Strömungen, nämlich 
den Sozialisten (Parti socialiste) und der mitte-rechts Volksbewegung (Union pour un Mouvement 
Populaire) beeinflusst wird. Diese vermeiden eine euroskeptische Positionierung aus wahltakti-
schen Gründen. Grunberg fasst zusammen: „Eurosceptic parties can therefore only be peripheral 
parties on the left and the right (…) or parties born out of splits (…).“ (Grunberg 2008: 56). Das 




verhältnismäßig schwer Wahlerfolge zu erzielen. Laut Reungoat (2018: 157) kommt den Wahlen 
zum Europäischen Parlament deswegen eine besondere Bedeutung bei der Analyse euroskepti-
scher Parteien in Frankreich zu. Aufgrund des Verhältniswahlrechts hätten auch kleinere Parteien 
eine Chance und es ist zu beachten, dass Parteien wie der Front National zunächst auf europäischer 
und dann auf lokaler Ebene erfolgreich waren. Reungoat (2018) beschreibt, dass die Kombination 
aus dem knappen Maastrichtreferendum, das von 51% der Menschen befürwortet wurde, und dem 
europäischen Wahlrecht, zu einer Reihe kleinerer, antieuropäischer Parteien und Bewegungen 
führte, den so genannten „roaring nineties“ (Reungoat 2018: 158). Eine Zeit, in der viele europa-
kritische Debatten geführt wurden, die nachhaltig die politische Stimmung im Land veränderten 
und auch die Kampagnen zur Präsidentschaftswahl in den Jahren 2012 und 2017 beeinflussten 
(Reungoat 2018: 165).  
Auch in Belgien ist im Vergleich zu anderen europäischen Ländern kein europakritischer Dis-
kurs in der Parteienlandschaft zu finden (Deschouwer/ van Assche 2008). So beschreiben De-
schouwer und van Assche (2008) die Situation in Belgien mit den Worten:  
„It is not an issue at all. In national elections, parties do not engage in debates about their position on 
Europe. European elections produce a debate between European believers and even stronger believers.“ 
(Deschouwer/ van Assche 2008: 75).  
Unterstrichen wird das durch die Tatsache, dass in den Jahren 1999, 2004, 2014 und 2019 die 
nationalen und die europäischen Wahlen am selben Tag durchgeführt wurden, was laut Deschou-
wer und van Assche (2008: 75) dazu führt, dass die Europäischen Wahlen ihre Bedeutung verlieren.  
Das politische System Belgiens ist als fragmentiertes Multiparteiensystem zu charakterisieren, in 
dem die Regierungsbildung relativ schwierig ist. Kleinere Parteien sind an der Regierungsbildung 
eher nicht beteiligt. Es gibt drei dominierende Hauptströmungen: katholisch bzw. christdemokra-
tisch, sozialdemokratisch und liberal (Jahn et al. 2018: 37). 
Zwei Dinge sind für den fehlenden Euroskeptizismus in Belgien mitverantwortlich, zum einen 
sieht die belgische Verfassung, ähnlich wie in Deutschland, keine Referenden vor, sodass keine 
wirkliche öffentliche Debatte, wie etwa in Dänemark entsteht und zum anderen hatte Belgien große 
Schwierigkeiten mit der Erfüllung des 60%-Konvergenzkriteriums zur Einführung der Europäi-
schen Wirtschafts- und Währungsunion (Deschouwer/ van Assche 2008: 78). Trotzdem gibt es 
natürlich Parteien in Belgien, die kritische Positionen gegenüber Europa eingenommen haben, vor 
allem aufgrund der voranschreitenden Erweiterung und Vertiefung. Allerdings werden die gleichen 
Argumente, nämlich, dass der Integrationsprozess zu langsam verlaufe und dass die Nationalstaa-
ten zu viel Macht behalten würden, sowohl für als auch gegen die Verträge verwendet. Die Befür-
wortung oder Ablehnung der Parteien hänge demnach nicht vom Level des Euroskeptizismus einer 




traditionellen Parteien bzw. solchen mit Regierungsverantwortung und den nicht traditionellen 
bzw. nicht regierenden Parteien.  
Die Niederlande galten lange Zeit als sehr positiv der EU gegenüber eingestellt. Doch die Stim-
mung wandelte sich, als sie in den 90er Jahren vom Nettoempfänger zum Nettozahler wurden. Die 
Koalition aus Labour Partei, Liberalen und Demokraten ‘66 handelte auf dem Berlingipfel 1999 
sogar eine Reduktion der niederländischen Beiträge um 1,5 Milliarden Gulden aus (Harmsen 2004: 
99f.). Dabei war die Niederlande, zusammen mit Großbritannien, Deutschland und Schweden einst 
Teil der Ländergruppe, die sich für strengere Budgetregeln aussprachen.  
„One of the ‘gang of four’ arguing the case for pre-enlargement budgetary reform (…), the Netherlands even-
tually found itself in a ‘gang of one’ as the negotiations with the first wave of accession countries drew to a 
close.“ (Harmsen 2004: 100f., Hervorhebung im Original).  
Im voranschreitenden Integrationsprozess behielt die Niederlande, als einziges Land, die strenge 
Linie bei. Daneben wird eine Entwicklung in der niederländischen Außenpolitik als Grund für 
zunehmende europakritische Stimmen gesehen, der so genannte new bilateralism hatte zur Folge, 
dass sich die niederländische Regierung mit bilateralen Abkommen zu wichtigen Mitgliedstaaten 
selbst in eine gute Verhandlungsposition innerhalb der EU brachte (Harmsen 2004: 101). Beides 
führte dazu, dass sich der noch in den 60er Jahren ausschließlich pro-europäische Kurs der Nie-
derlande wandelte und ab den 90er Jahren europakritische Stimmen in der Parteienlandschaft Aus-
druck fanden (Harmsen 2004: 122).  
Das niederländische Wahlsystem kennt keine Sperrklausel, weswegen mehr Parteien im Parla-
ment vertreten sind, als in anderen Ländern. Trotzdem dominieren fünf Parteien, die immer wieder 
in Regierungsverantwortung waren: Die Volkspartei für Freiheit und Demokratie, die Partei für die 
Arbeit, die Christlich-Demokratischer Aufruf, die Demokraten 66 und die Christen Union (Jahn et 
al. 2018: 123). Seit den 90er Jahren lässt sich im niederländischen Parteienspektrum ein Rechtsruck 
feststellen, der seinen Höhepunkt in der vielbeachteten Wahl 2003 fand. 2002 hatte sich die rechts-
populistische List Pim Fortuyn gegründet, der Rechtsruck wird als Reaktion darauf gewertet (Jahn 
et al. 2018: 125). Die Volkspartei für Freiheit und Demokratie ist der Prototyp einer liberal-kon-
servativen Partei, die die ökonomische Integration der EU, die länderübergreifenden Märkte und 
den Abbau von Handelshemmnissen befürwortet. Die Ablehnung des Projektes Europa resultiert 
aus der Kritik an der Sozialintegration und der politischen Integration, die die EU erfordert (Harm-
sen 2004: 123). Die Kritik der rechten Partei List Fortuyn an der EU richtet sich gegen die EU als 
Eliteprojekt, das den Interessen ebendieser und der Unterdrückung der ‚gewöhnlichen Leute‘ die-
nen würde. In einem 1997 erschienenen Buch des Gründers Pim Fortuyn, prangert dieser die maß-




und sich bestechen ließen. Als Konsequenz fordert er die Rückübertragung der Macht auf die Bür-
ger und die Stärkung der Nationalstaaten (Harmsen 2004: 117). Die sozialistischen Parteien for-
mulieren ihre Kritik in Richtung der neo-liberalen Politik der EU, beziehen sich aber auch auf 
fehlende demokratische Verantwortung und beharren gleichzeitig auf der nationalstaatlichen Un-
abhängigkeit. Die Europakritik dient dabei auch zur Abgrenzung gegen die Labourpartei, die in 
ihren Augen Politik für Amtsinhaber und Lobbyisten macht (Harmsen 2004: 121f.). 
Tabelle 10.1 zeigt die durchschnittlichen marginalen Effekte möglicher Ursachen für die drei 
Untersuchungszeitpunkte 2008, 2012 und 2016 in den vier untersuchten Gründungsmitgliedsstaa-
ten: Frankreich, Belgien, Deutschland und Niederlande.49 Da es sich um gepoolte Regressionen 
handelt, bildet letzteres die Referenzkategorie. Das ist insofern sinnvoll, als dass die Niederlande 
in dieser Gruppe das Land mit dem höchsten Skeptizismuslevel ist. Analog zu den vorherigen 
Berechnungen habe ich logistische Regressionen berechnet, deren abhängige Variable die Wahl 
einer euroskeptischen Partei ist, die unabhängigen Variablen sind ebenfalls identisch mit den zuvor 
berechneten Modellen. Zur besseren Vergleichbarkeit sind die Koeffizienten als durchschnittliche 
marginale Effekte angegeben.50 
Tabelle 10.1: Ursachen für Euroskeptizismus in den Gründungsmitgliedsstaaten  
 Modell: 2008 Modell: 2012 Modell: 2016 
Bildung (in Jahren) 0,2 0,1 -0,6*** 
Alter (in Jahren) -0,1** -0,1*** -0,1*** 
Geschlecht (Referenz: Weiblich) 2,5** 3,2*** 3,1*** 
Links außen (Referenz: gemäßigte Wähler) 4,8** 8,7*** 8,9*** 
Rechts außen (Referenz: gemäßigte Wähler) 11,3*** 9,2*** 10,3*** 
Zufriedenheit mit der Arbeit der Regierung -0,5 0,7*** -1,0*** 
Zufriedenheit mit der Wirtschaft 0,4 -0,5 0,1 
Zufriedenheit mit der Demokratie -1,2*** -1,6*** -0,9*** 
Vertrauen in das nationale Parlament -1,2*** -0,4 -0,9*** 
Vertrauen in das Europäische Parlament 0,1 -0,5 -0,6** 
Belgien (Referenz: Niederlande) -19,6*** -33,9*** -28,1*** 
Deutschland (Referenz: Niederlande) -19,4*** -22,4*** -7,1*** 
Frankreich (Referenz: Niederlande) -27,6*** -18,1*** -10,6*** 
n 5.715 5.917 5.576 
Pseudo R2 0,15 0,16 0,15 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; Belgien, Deutsch-
land, Frankreich, Niederlande). 
Anmerkung: Gepoolte logistische Regressionsanalyse, Koeffizienten sind durchschnittliche 
marginale Effekte in Prozentpunkten, *p < 0,05; **p < 0,01; ***p < 0,001, eigene Berechnun-
gen, gerundete Werte. 
 
 
49 Die jeweiligen Tabellen mit den Odds Ratios für alle Wellen und Zeitpunkte befinden sich aus Platzgründen im An-
hang (Tabellen A.7-A.12). 
50 Ich beschreibe das Vorgehen nur in diesem ersten Unterkapitel ausführlich und setze dies in den anderen Unterka-




Die Ergebnisse zeigen, dass das Alter einen negativen Effekt zu allen drei Zeitpunkten hat, zudem 
neigen Männer mit einer höheren Wahrscheinlichkeit zu einer euroskeptischen Wahlentscheidung 
als Frauen. Während das Alter mit 0,1 Prozentpunkten einen sehr geringen Effekt hat, hat das 
Geschlecht mit 2,5 bis 3,1 Prozentpunkten einen etwas größeren Einfluss auf die Wahlentscheiden.  
Die Tabelle zeigt, dass neben der Länderzugehörigkeit, links- bzw. rechtsextreme Einstellung, 
die Wahrscheinlichkeit eine euroskeptische Partei zu wählen um 4,8 bis 8,9 Prozentpunkte (links-
extreme Einstellung) bzw. 9,2 bis 11,3 Prozentpunkte (rechtsextreme Einstellung) erhöht. Bezüg-
lich der Variable Linksextremismus lässt sich eine Steigerung von Jahr zu Jahr feststellen, während 
der Effekt des Rechtsextremismus auf ähnlich hohem Niveau bleibt.  
Belgier haben in Referenz zu niederländischen Wählern eine um 19,6 (2008) bis 33,9 (2012) 
Prozentpunkte geringere Wahrscheinlichkeit sich für eine euroskeptische Partei zu entscheiden. 
Deutsche haben im Vergleich zu Niederländern eine um 7,1 (2016) bis 22,4 (2012) geringere Wahr-
scheinlichkeit eine euroskeptische Partei zu wählen. Bei französischen Wählern ist die Wahrschein-
lichkeit um 10,6 (2016) bis 27,6 (2008) Prozentpunkte vermindert. 
Für die übrigen Variablen gilt, das sie einen deutlich geringeren Einfluss auf die Wahlentschei-
dungen haben, als die bisher vorgestellten. Die Zufriedenheit mit der Wirtschaft hat gar keinen 
signifikanten Effekt auf die Wahl einer euroskeptischen Partei. Das Vertrauen in das Europäische 
Parlament nur im Jahr 2016, hier zeigt sich, je höher das Vertrauen, desto geringer die Wahrschein-
lichkeit eine euroskeptische Partei zu wählen. Das gilt auch für das Vertrauen in das nationale Par-
lament (2008 und 2016) und die Demokratiezufriedenheit. Es scheint so, als hätte das Vertrauen 
der Bürger und Zufriedenheit mit der Demokratie an sich in der Krise nicht gelitten. Lediglich bei 
der Zufriedenheit mit der Arbeit der Regierung zeigt sich 2008 ein insignifikanter, negativer, 2012 
ein signifikanter, positiver und 2016 ein negativer, signifikanter Effekt. Während als in der Krise 
(2012) eine hohe Zufriedenheit mit der Arbeit der Regierung die Wahrscheinlichkeit verringert eine 
euroskeptische Partei zu wählen, erhöht sie die Wahrscheinlichkeit nach der Krise (2016). 
  
10.3 Euroskeptizismus in den Ländern der Norderweiterung  
In der zweiten Ländergruppe betrachte ich die Gründe für Euroskeptizismus in Dänemark, Irland 
und dem Vereinigte Königreich. Das Vereinigte Königreich und Dänemark zählen laut der Klassi-
fikation von Szczerbiak und Taggart (2008a: 350) zu den Ländern, die der EU offen kritisch ge-
genüberstehen (open contestation), während Irland laut dieser Klassifikation als Land gilt, das nicht 
kritisch gegenüber der EU ist. 
Im Jahr 1973 sind Dänemark, Irland und das Vereinigte Königreich im Rahmen der Norder-




ambivalentes Verhältnis zur EU haben. Während die Dänen zwei Mal über die Ratifizierung des 
Maastrichter Vertrages abstimmten, wurden in Irland zwei Referenden zu den Verträgen von Nizza 
durchgeführt. In beiden Fällen wurden die Referenden zunächst abgelehnt und dann befürwortet 
(Hobolt 2009, FitzGibbon 2018). Das Referendum im Vereinigten Königreich 2016 über den Ver-
bleib des Landes in der EU wurde negativ entschieden (Batory 2008) auch wenn seitdem über 
verschiedene Möglichkeiten diskutiert wird, wie dieser Austritt zu gestalten ist. 
Irland galt während seines Aufnahmeprozesses und in der Zeit danach als Musterbeispiel dafür, 
wie Mitgliedschaft in der EU eine positive ökonomische Entwicklung fördern kann. Dabei war die 
EU bis zu Beginn der 2000er Jahre gar kein Thema in Irland, das änderte sich jedoch, als Irland 
aufgrund seiner guten wirtschaftlichen Leistung „(…) on collision course with European Commis-
sion in ist efforts to manage Eurozone economy.“ (Gilland 2008: 117). Die irische Politik reagierte 
darauf ablehnen und als das Referendum zum Vertrag von Nizza unerwartet ablehnend ausfiel, 
machte es den Eindruck, als sei dies die Folge der Debatte. Im Jahr 2002 erzielten erstmals Parteien 
Wahlerfolge, die sich kritisch gegenüber der EU äußerten (Gilland 2008: 117). Das waren zu Beginn 
der 2000er Jahre jedoch Parteien mit wenigen oder keinen Sitzen im Parlament, es handelte sich 
eher um versteckten Euroskeptizismus und die zweimalige Abstimmung zur Ratifizierung des Ver-
trages von Nizza wird auch unter Berücksichtigung der geringen Wahlbeteiligung noch nicht als 
weitreichende Ablehnung der EU in der Bevölkerung interpretiert (Gilland 2008: 119f.). Trotzdem 
führte die Ablehnung zum Aufwind einer Dachorganisation No to Nice in der sich verschiedene 
Parteien und Bewegungen organisierten und die laut Gilland das Ziel verfolgte „[to contest] the 
European project itself, rather than critizizing a policy here or an institution here.“ (Gilland 2008: 
224, Hinzufügung von der Autorin). Beispielsweise kritisierten die Grünen den Ausverkauf der 
irischen Unabhängigkeit und Neutralität, während die Worker’s Party die EU als kapitalistisches 
Projekt mit nationalistischen Elementen kritisierte (Gilland 2008: 124f.). 
Irlands Parteiensystem wird von drei Parteien dominiert, der populistisch nationalistischen Fi-
anna Fáil (engl. Soilders of Destiny) und der konservativen Fine Gael (engl. Family of the Irish), 
die sich in den 20er Jahren aus der Partei Sinn Féin abspalteten und der Zeit des Bürgerkrieges und 
danach gegensätzliche Positionen vertraten und der zur linken zählenden Labour Party, die sich 
1912 als Arbeiterpartei gründete. Gemessen an den Wahlergebnissen sind jedoch Fianna Fáil (bis 
2011 stärkste Partei im Unterhaus) und Fine Gael (ab 2011 stärkste Kraft) erfolgreicher als Labour 
(Koalitionspartner) (Jahn et al. 2018: 95f.). 
Dänemark verfügt über ein Multiparteiensystem, in dem vier Parteien alle Premierminister seit 
dem zweiten Weltkrieg stellen. Die Parteien sind die liberale Partei Dänemarks, die Dänische So-




etwa in Belgien, werden die kleineren Parteien in Dänemark zur Regierungsbildung benötigt (Jahn 
et al. 2018: 62). 
Ähnlich wie Irland gilt Dänemark als pro-europäisch, obwohl auch in Dänemark EU-Referen-
den wiederholt bzw. abgelehnt wurden (FitzGibbon 2018: 280). Zwei Mal wurde über den Vertrag 
von Maastricht abgestimmt, während das Referendum zum Beitritt der Währungsunion abgelehnt 
wurde (Lauring Knudsen 2008: 154). Zudem ist mit Grönland im Jahr 1985 das erste Land aus der 
EU ausgetreten. Zwar ist Grönland politisch weitestgehend unabhängig, trotzdem trat es 1973 ge-
meinsam mit Dänemark in die Europäische Gemeinschaft ein und nach dem Referendum 1982 
wieder aus (Lauring Knudsen 2008: 152).  
Interessant ist der Kontext des Beitritts Dänemarks, der vor allem aufgrund der Exportstärke 
und den wirtschaftlichen Verflechtungen zum Vereinigten Königreich, das im selben Jahr beitrat, 
vollzogen wurde (FitzGibbon 2018: 282), während gleichzeitig Bestrebungen bestanden sich näher 
zu den anderen nordischen Ländern zu orientieren (Lauring Knudsen 2008: 153). Die Sozialdemo-
kratische Partei propagierte die Orientierung gen Norden, einerseits aufgrund der Ähnlichkeit der 
nordischen Wohlfahrtsstaatsmodelle und andererseits, um sich in der Nachkriegszeit gegen 
Deutschland und die südlicheren europäischen Länder zu positionieren. Lauring Knudsen (2008: 
154f.) zufolge geht der dänische Euroskeptizismus deswegen immer auf die pro-Nordic bzw. anti-
German Diskussionen zurück, die von den Europakritikern zum giving up sovereignty-Argument weiter-
entwickelt werden. Die Autorin bemerkt, dass die dänische Regierung eine Nordische Union nie 
als ernsthafte Alternative zur EU gesehen hat und dass alle kleineren Staaten um Deutschland 
herum, das anti-Germany-Argument teilen (Lauring Knudsen 2008: 165). Generell nimmt die Autorin 
für die dänische Gesellschaft an, dass diese mit der Mitgliedschaft zufrieden sei, so lange sich diese 
wirtschaftlich auszahle (Lauring Knudsen 2008: 165). Zugleich gelte aber das was für historische 
Feindbilder immer gelte: „Neither the narrative nor its assumptions need tob e correct for it to 
have an important effect in the way people view their country.“ (Lauring Knudsen 2008: 165). 
Das britische Westminster System kennt zwei, bis in die 60er Jahre ideologisch stark voneinan-
der abweichende Parteien: Die Labour Partei und die Konservative Partei. Zwischen den frühen 
50er bis in die späten 70er Jahre verschob sich die Ideologie der Konservativen Partei jedoch nach 
links. Der Ausbau des Wohlfahrtsstaates, sowie die Sozial- und Wirtschaftspolitik passten sich in 
dieser Zeit den Zielen der Labour Partei an (Jahn et al. 2018: 167). 
In der Beziehung zwischen den britischen Parteien, der Europäischen Union und den Bürgern 
des Vereinigten Königreiches definieren Baker und Kollegen (2008: 94) vier Phasen. Die erste 
Phase ist eine von Euroskeptizismus geprägten Eliten, in der Skeptizismus zum guten Ton gehörte 




zweite Phase, die bis zum Referendum 1975 anhielt, indem die Mitgliedschaftsbedingungen das 
erste Mal nachverhandelt wurden. In der dritten Phase, die bis 1988 andauerte, manifestierte sich 
Euroskeptizismus im Parteiensystem. Seit den späten 80er Jahren, der vierten und aktuellen Phase, 
haben europakritische Stimmen, besonders in der konservativen Partei zugenommen und „(…) a 
new breed of Eurosceptics who profess themselves to be pro-European but nevertheless vi-
gorously oppose the single currency.“ (Baker et al. 2008: 94).  
Bereits in dieser Aufzählung wird deutlich, dass Referenden, wie sich auch im Falle des Brexit 
gezeigt hat, als probates Mittel der Regierung eingesetzt werden Zustimmung bzw. Ablehnung für 
oder gegen die EU zu organisieren (Gifford/ Wellings 2018: 268). Ähnlich verhielt es sich auch im 
Vorfeld der Brexit-Abstimmung, seit 2011 bemühten sich verschiedene Politiker um die Unterstüt-
zung in der Bevölkerung um einen Ausstieg Großbritanniens aus der EU zu forcieren. Nicht zuletzt 
David Camerons Veto zum Fiskalpakt machte den Bürgern deutlich, dass „(…) the traditional 
governing position on Europe, which aimed to avoid the UK’s marginalisation, was firmly at an 
end.“ (Gifford/ Wellings 2018: 277). Gleichzeitig brachte sich mit der UK Independence Party 
Ende 2012 eine europakritische Partei in Stellung, die Liberale und Konservative herausforderte.51 
In der Folge machte Cameron die Zusage über den Verbleib in der EU abstimmen zu lassen, wenn 
die Konservativen die Wahl gewinnen würden (Gifford/ Wellings 2018: 277). Damit hätten die 
Eliten, so Gifford und Wellings (2018: 278), es bisher zwar immer geschafft zu kontrollieren, ob 
ein Referendum stattfindet oder nicht, aber spätestens mit dem Brexit-Referendum seien auch die 
Schwächen dieses Instruments aufgezeigt worden. Das zeigt sich etwa am Abstimmungsverhalten 
in Schottland, das sich mit einer Mehrheit für den Verbleib in der EU ausgesprochen hatte. 
Betrachtet man die Anteile der Personen, die angegeben haben bei der letzten nationalen Wahl 
eine euroskeptische Partei gewählt zu haben (Abbildung 10.2), zeigt sich jedoch ein etwas anderes 
Stimmungsbild. In Dänemark liegt der Anteil der Befragten in beiden Jahren zu denen Daten ver-
fügbar sind mit etwa 25% gleich auf und auch im pro-europäischen Irland liegt der Anteil im Jahr 
2008 bei rund 10%, um im Jahr 2012 auf etwa 20% und im Jahr 2016 auf etwa 30% zu steigen. Im 
Vereinigten Königreich treffen die Daten schon eher das in der Literatur beschriebene Bild einer 
grundsätzlich europakritischen Bevölkerung. Die Anteile liegen hier für 2008 und 2012 deutlich 




51 Auch wenn die Partei bereits seit Jahrzehnten aktiv ist und auf europäischer Ebene schon früher höhere Wahlergeb-




Abbildung 10.2: Anteil Wähler euroskeptischer Parteien in den Ländern der Norderweite-
rung  
 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; Dänemark, Irland, Ver-
einigtes Königreich; 2016 ohne Dänemark). 
Anmerkung: Anteil Wähler, die eine euroskeptische Partei gewählt haben in Prozent, eigene Be-
rechnungen, n=10.215. 
 
Die Ergebnisse der gepoolten, logistischen Regression sind in Tabelle 10.2 dargestellt.52 Es zeigt 
sich, dass von den demographischen Variablen nur das Alter (2012 und 2016) signifikant ist, der 
Effekt ist, wie in der vorherigen Ländergruppe negativ. Anders als in der Gruppe der Gründungs-
mitglieder, in der ein links- und rechtsextreme Einstellungen über alle drei Messzeitpunkte die 
Wahlentscheidung zugunsten euroskeptischer Parteien erhöht haben, lässt sich hier kein stabiler 
Effekt feststellen. Linksextreme Einstellungen haben nur im Jahr 2012 einen signifikanten Effekt, 
rechtsextreme Einstellungen nur im Jahr 2008 und 2012.  
Ebenso wie in der Gruppe der Gründungsmitglieder hat die Zufriedenheit mit der Demokratie 
keinen Effekt auf die Wahl einer euroskeptischen Partei, gleiches gilt für die Zufriedenheit mit der 
Wirtschaft (außer 2008). Während das Vertrauen in das Europäische Parlament die Wahrschein-
lichkeit zu allen drei Zeitpunkten verringert eine euroskeptische Partei zu wählen, erhöht das Ver-
trauen in das nationale Parlament die Wahrscheinlichkeit. Die Zufriedenheit mit der Arbeit der 
Regierung liefert, wie zuvor, gemischte Befunde, während eine hohe Zufriedenheit mit der Arbeit 
der Regierung im Jahr 2008 die Wahrscheinlichkeit eine euroskeptische Partei zu wählen um 4,4 
Prozentpunkte vermindert, erhöht sie die Wahrscheinlichkeit in den Jahren 2012 und 2016 um 2,1 
bzw. 1,6 Prozentpunkte. Das kann ein Hinweis darauf sein, dass euroskeptische Wähler in diesen 
 
52 Da bis zum Einreichungsdatum dieser Arbeit keine Daten für Dänemark (2016) verfügbar waren, musste die Analyse 
für das Jahr 2016 ohne Dänemark durchgeführt werden. Aufgrund des Erkenntnisinteresses habe ich mich dazu 




Ländern der nationalen Regierung beispielsweise die Lösung der Krise eher zutrauen, als der euro-
päischen und dass ein Effekt der Krise vorliegt. 







Bildung (in Jahren) -0,1 -0,2 -0,5 
Alter (in Jahren) 0,1 -0,1* -0,2*** 
Geschlecht (Referenz: Weiblich) 1,0 -2,2 1,4 
Links außen (Referenz: gemäßigte Wähler) 5,8 15,6*** -0,5 
Rechts außen (Referenz: gemäßigte Wähler) 14,5*** 7,0* -2,3 
Zufriedenheit mit der Arbeit der Regierung -4,4*** 2,1*** 1,6** 
Zufriedenheit mit der Wirtschaft 0,8* -0,5 -0,8 
Zufriedenheit mit der Demokratie 0,6 -0,2 0,5 
Vertrauen in das nationale Parlament 0,7* -0,1 1,1* 
Vertrauen in das Europäische Parlament -1,8*** -2,7*** -3,9*** 
Irland (Referenz: Vereinigtes Königreich) -23,4*** -10,1*** -10,1*** 
Dänemark (Referenz: Vereinigtes Königreich) -2,2 -6,1*** - 
n 3.643 3.894 2.678 
Pseudo R2 0,11 0,42 0,52 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; Dänemark, Irland, 
Vereinigtes Königreich; 2016 ohne Dänemark). 
Anmerkung: Gepoolte logistische Regressionsanalyse, Koeffizienten sind durchschnittliche 
marginale Effekte in Prozentpunkten, *p < 0,05; **p < 0,01; ***p < 0,001, eigene Berechnun-
gen, gerundete Werte. 
 
Die Regression der Norderweiterungsländer hat gezeigt, dass die Wahlentscheidung zugunsten ei-
ner euroskeptischen Partei hauptsächlich von der Positionierung auf der Links-Rechts-Skala und 
der Länderzugehörigkeit beeinflusst wird. Iren haben im Vergleich zu Bürgern des Vereinigten 
Königreiches eine um 23,4 (2008) bis 10 Prozentpunkte verminderte Wahrscheinlichkeit eine eu-
roskeptische Partei zu wählen. Das spricht gegen die These, dass in Ländern, die Kredite erhalten 
haben die euroskeptische Wahl wahrscheinlicher ist und dass diese im Zuge der Krise wahrschein-
licher wird. Auch wenn die Referenz nur die Wähler im Vereinigten Königreich sind.   
 
10.4 Euroskeptizismus in den Ländern der zweiten Süderweiterung 
Im dritten Unterkapitel vergleiche ich Spanien und Portugal miteinander, zwei Länder, die in der 
Klassifikation von Szczerbiak und Taggart (2008a: 350), ebenso wie die Gründungsmitglieder der 
EU, als wenig kritisch gegenüber der EU gelten (limited contestation).  
Gómez-Reino und Kollegen (2008: 134) charakterisieren Euroskeptizismus in den südlichen 
Staaten der EU vor allem als Phänomen, das kleinere Parteien betrifft, denn generell sei der Beitritt 
zur EU in der Bevölkerung positiv wahrgenommen worden. Zudem identifiziert Verney (2018: 




schon in anderen Ländern, die Zeit nach dem Maastrichter Vertrag (Verney 2018: 183). Die Ver-
änderung der öffentlichen Meinung findet in den südlichen Ländern demnach zwar später, aber 
auch deutlich statt: „Public opinion in the region [South Europe] has moved from overwhelmingly 
positive into clearly negative territory.“ (Verney 2018: 179, Hinzufügung von der Autorin). Verneys 
(2018) Untersuchung legt den Schluss nahe, dass der Erfolg euroskeptischer Parteien in diesen 
Ländern nicht auf eine bereits länger andauernde Unzufriedenheit mit der EU zurück zu führen ist 
(Post-Maastricht-Blues), sondern als bailout effect, also als Antwort auf die Krisenpolitik der EU im 
Nachgang der Eurokrise zu verstehen ist (Verney 2018: 181). Dabei resultierte die Ablehnung aus 
„(…) the immediate aftermath of EU/IMF bailouts or EU-mandated national austerity policies.“ 
(Verney 2018: 184). Sie schließt daraus, dass die Entscheidungen der EU zu einer Korrosion der 
Legitimität in diesen Ländern geführt hätten, darüber hinaus hätten sich nicht nur euroskeptische 
Parteien gebildet, sondern die Regimeunterstützung für die Institution Europa hätte abgenommen 
(Verney 2018: 184). 
In Spanien findet man anders als in anderen westlichen Demokratien wenige Parteien, die die 
klassischen Staat-Kirche- oder Arbeit-Kapital-Cleavages bedienen, sondern die Parteien konzent-
rieren sich eher am Zentrum-Peripherie-Cleavage, das seinen Ausdruck in den vielen Regionalpar-
teien findet. Die Parteien neigen zudem eher nach links, als nach rechts. Das spanische System 
kennt sehr viele Parteien, von denen viele die Interessen einzelner Regionen vertreten, die sich 
auch immer wieder zu Bündnissen zusammenschließen. Trotzdem handelt es sich um ein stabiles 
Parteiensystem, indem wenige ideologische Verschiebungen stattfinden (Jahn et al. 2018: 155ff.). 
Spaniens Parteienlandschaft ist geprägt von großen, nicht euroskeptischen Volksparteien (z. B. 
der Partido Popular) und kleineren Regionalparteien, die auch rechts- oder linksextreme bzw. eu-
ropakritische Positionen vertreten (beispielsweise United Left oder Bloque Nacionalista Galego) 
(Gómez-Reino et al. 2008: 134). Das spanische moderate Multiparteiensystem ist geprägt von par-
teipolitischen Konfliktlinien, die sowohl anhand sozioökonomischer, kultureller, aber auch territo-
riale Dimensionen verlaufen. Die historische Bedeutung der kommunistischen Parteien und ihrer 
Allianzen ist bis heute spürbar. Die Kritik der linken nationalistischen Parteien an der EU rekurriert 
vor allem auf das neo-liberale Projekt, das die EU darstellt und die Ablehnung des dadurch ent-
standenen Konkurrenz zwischen Regionen und ökonomisch-institutionellen Regimes (Gómez-
Reino et al. 2008: 148f.). Die Position der nationalistischen Kleinparteien bezüglich der EU resul-
tiert aus zwei Argumentationen: Aufgrund des bereits limitierten Zugangs zum europäischen Ent-
scheidungsprozess und der Annahme, dass sich das im Zuge des Weiteren europäischen Integrati-




wortung resultiert jedoch aus der Regionalpolitik der EU und den sich daraus ergebenden Mög-
lichkeiten der Förderung und Einflussnahme von Regionen und Regionalparteien (Gómez-Reino 
et al. 2008: 139). 
Portugal verfügt über wenige Parteien, etwa vier bis fünf Parteien konnten sich aus der bewegten 
portugiesischen Geschichte bis heute halten bzw. Gründen. Die Portuguese Communist Party ist 
dem linken und die Popular Party dem konservativen Spektrum zuzuordnen (Jahn et al. 2018: 139). 
die beiden größten Parteien, die Portuguese Socialist Party und die Social Democratic Party verfol-
gen eine ideologisch gemäßigte (sozialdemokratisch, liberale) Position, die Teil ihrer catch-all-Strategie 
ist (Jahn et al. 2018: 141). Jahn und Kollegen (2018) fassen zusammen: Das portugiesische Partei-
ensystem sei, aufgrund der beiden Volksparteien auf der einen und der ideologisch extremeren 
PCP und PP auf der anderen Seite „(…) both polarized and homogeneous at the same time (…).“ 
(Jahn et al. 2018: 141). 
Im Vergleich zu Spanien ist Portugal Europa kritischer gegenüber eingestellt, allerdings gilt das 
eher für die Parteien (Verney 2011: 7f.), als für die Bürger, die bis zum Beitritt 1986 „(…) globally, 
kept positive attitudes towards the EU since the country’s accession (…).“ (Fernandes/ Carvalhais 
2016: 47). Die europafreundliche Position Portugals ist vor allem historisch begründet, nach der 
Nelkenrevolution im April 1974 und der anschließenden demokratischen Transformation wendete 
sich Portugal aus wirtschaftlichen, friedens- und demokratiesichernden Gründen der EU zu 
(Fernandes/ Carvalhais 2016: 47). „Europe became an almost uncontested synonym of progress 
(…) closely attached to the idea of the country’s success that being pro-European also became a 
synonym for patriotic.“ (Fernandes/ Carvalhais 2016: 47). Die Entwicklung der positiven Einstel-
lung der Bürger gegenüber Europa weist damit starke Ähnlichkeiten zu den post-kommunistischen 
Ländern der Osterweiterung von 2004 auf, wie ich in Kapitel 10.5 zeigen werde.  
Die Besonderheit des Falles Portugal liegt jedoch, vergleichbar mit dem Spanischen, in der Kri-
senbetroffenheit und einem damit einhergehenden Vertrauensverlust (Fernandes/ Carvalhais 2016: 
48). Trotzdem ist Euroskeptizismus in den portugiesischen Parteien laut Fernandes und Carvalhais 
(2016: 49f.) nicht sehr verbreitet. Lediglich die Portugiesische Kommunistische Partei und der linke 
Block seien traditionell kritisch gegenüber Europa eingestellt. Sie argumentieren offen für den Aus-
tritt Portugals aus der Eurozone. In Folge der Abstimmung in Großbritannien argumentierte auch 
der Vorsitzende des linken Blocks Catarina Martins zugunsten von Referenden als Stimmungsba-
rometer der Bevölkerung (Fernandes/ Carvalhais (2016: 57). Dass die Referenden kritische Punkte 
in der öffentlichen Debatte in den südlichen Mitgliedsstaaten sind, beschreibt auch Verney (2011: 
24), denn von 15 Referenden, die in den Mitgliedsländern bezüglich der Ratifikation der Europäi-




dafür) statt. „In Portugal, a planned Constitutional Treaty referendum was cancelled after the 
French and Dutch voted against and the idea of a Lisbon Treaty (…).“ (Verney 2011: 24). Der 
mäßige Erfolg, gemessen am Wahlergebnis, zeigt sich auch darin, dass von sechs südlichen Mit-
gliedsstaaten der EU (Italien, Portugal, Spanien, Griechenland, Malta, Zypern), nur in Spanien und 
Portugal noch keine euroskeptische Partei in Regierungsverantwortung war (Verney 2011: 25). 
Dieses pro-europäische Bild mit Hinweisen auf einen Kriseneffekt bestätigt sich auch in Abbil-
dung 10.3. Diese zeigt die Anteile der Personen, die angegeben haben bei der letzten nationalen 
Wahl eine euroskeptische Partei gewählt zu haben. Während die Anteile in beiden Ländern in den 
Jahren 2008 und 2012 deutlich unter 10% liegen, liegen sie im Jahr 2016 bei über 15%, das könnte 
ein Hinweis auf einen Nach-Krisen-Effekt in der Stimmung der Spanier und Portugiesen sein. 
Abbildung 10.3: Anteil Wähler euroskeptischer Parteien in den Ländern der Süderweite-
rung  
 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; Spanien, Portugal). 
Anmerkung: Anteil Wähler, die eine euroskeptische Partei gewählt haben in Prozent, eigene Be-
rechnungen, n=6.149. 
 
Tabelle 10.3 zeigt die Ursachen für Euroskeptizismus in den Ländern der Süderweiterung. Anders 
als in den beiden vorherigen Ländergruppen hat die Bildung im Jahr 2012 einen positiven signifi-
kanten Effekt und das Geschlecht keinen Effekt. Zudem hat das Alter, wie zuvor einen signifikan-
ten negativen Effekt. Wie in der ersten Ländergruppe erhöht eine linksextreme Einstellung die 
Wahrscheinlichkeit sich für eine euroskeptische Partei zu entscheiden signifikant. Im Jahr 2008 um 
14,2 Prozentpunkte, im Jahr 2012 um 6,3 Prozentpunkte und im Jahr 2016 sogar um 18,2 Prozent-
punkte. Damit ist diese Variable, anders als in der ersten und zweiten Ländergruppe, der stärkste 
Prädiktor für die Wahl einer euroskeptischen Partei. Eine rechtsextreme Einstellung ist aufgrund 




Personen haben eine um 28 Prozentpunkte verminderte Wahrscheinlichkeit sich für eine skepti-
sche Partei zu entscheiden.  
Tabelle 10.3: Ursachen für Euroskeptizismus in den Süderweiterungsländern  
 Modell: 2008 Modell: 2012 Modell: 2016 
Bildung (in Jahren) 0,2 0,4*** 0,2 
Alter (in Jahren) -0,2*** -0,1** -0,2*** 
Geschlecht (Referenz: Weiblich) 1,2 1,1 1,3 
Links außen (Referenz: gemäßigte Wähler) 14,2*** 6,3*** 18,2*** 
Rechts außen (Referenz: gemäßigte Wähler) - - -28,0* 
Zufriedenheit mit der Arbeit der Regierung -0,1 -2,3*** -2,5*** 
Zufriedenheit mit der Wirtschaft 0,2 0,7 -1,5*** 
Zufriedenheit mit der Demokratie -0,7** -0,2 -0,4 
Vertrauen in das nationale Parlament -0,1 0,4 0,9* 
Vertrauen in das Europäische Parlament -0,1 -0,2 -0,5 
Spanien (Referenz: Portugal) -3,5** -0,7 -6,2*** 
n 2.209 1.955 1.985 
Pseudo R2 0,96 0,13 0,14 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; Spanien, Portugal). 
Anmerkung: Gepoolte logistische Regressionsanalyse, Koeffizienten sind durchschnittliche 
marginale Effekte in Prozentpunkten, *p < 0,05; **p < 0,01; ***p < 0,001, eigene Berechnun-
gen, gerundete Werte. 
 
Anders als in den Ländern zuvor hat die Zufriedenheit mit der Arbeit der Regierung in zwei Jahren 
(2012 und 2016) einen signifikanten, negativen Effekt. Je zufriedener eine Person mit der Regierung 
ist, desto unwahrscheinlicher wird für sie die Wahl einer euroskeptischen Partei. Gleiches gilt für 
die Zufriedenheit mit der Wirtschaft im Jahr 2016 und der Zufriedenheit mit der Demokratie im 
Jahr 2008. Das Vertrauen in das europäische Parlament hat in dieser Ländergruppe keinen signifi-
kanten Effekt, auch das Vertrauen in das nationale Parlament ist nur im Jahr 2016 signifikant und 
positiv. 
Die Analyse der Ursachen in den beiden Ländern der zweiten Süderweiterung hat gezeigt, dass 
das Vertrauen in das europäische Parlament keine Rolle für eine euroskeptische Wahlentscheidung 
spielt. Wie in anderen Ländern hat jedoch die Positionierung auf der Links-Rechts-Skala als Links-
extrem einen starken Einfluss auf die Wahlentscheidung zugunsten einer euroskeptischen Partei.  
 
10.5 Euroskeptizismus in den Ländern der EFTA-Erweiterung 1995 
Finnland und Schweden sind 1995 im Rahmen der EFTA-Erweiterung beigetreten, Schweden wird 
von Szczerbiak und Taggart (2008a: 350) als offen kritisch gegenüber der EU klassifiziert, während 
Finnland als wenig kritisch gilt. Nielsen (2018: 240) bezeichnet die Menschen in den skandinavi-




Anders als Schweden, das in der Literatur als euroskeptisches Land charakterisiert wird (Aylott 
2008, Leruth 2018), ist in Finnland, trotz der auf eigenen den Staat zentrierten Politik und der 
geringen öffentlichen Unterstützung für die EU, Euroskeptizismus nicht besonders verbreitet. 
Vielmehr seien, so Raunio die finnischen Parteien ausgesprochen europafreundlich (2008: 168). 
Finnland nimmt jedoch eine Sonderrolle ein, es sei das einzige Land, so Raunio in dem „(…) high 
levels of public Euroscepticism and low levels of party-based Euroscepticism.“ (2008: 168) aufei-
nandertreffen. Das liegt auch in der Geschichte Finnlands begründet, so galt lange Zeit ein politi-
sches Neutralitätsgebot, das aufgrund der Rolle des Landes im zweiten Weltkrieg und der Verbun-
denheit zu Deutschland, sowie der geographischen Lage zwischen West und Ost und der Verbun-
denheit mit der Sowjet Union nötig wurde. Die Beitrittsgespräche zur EU wurden jedoch nicht als 
Verletzung dieses Neutralitätsgebotes angesehen, insbesondere aufgrund der antizipierten wirt-
schaftlichen Vorteile. Das Referendum zur Mitgliedschaft im Oktober 1994 wurde mit 57% für die 
Mitgliedschaft in der EU entschieden.  
In Finnland sitzen, wie in den anderen nordischen Ländern, traditionell viele Parteien im Parla-
ment. Die ideologischen Positionen ändern sich oft, allerdings lassen sie sich grob den zwei Strö-
mungen links und rechts zuordnen. Der linke Block bestehend aus der Finnish People’s De-
mocratic Union, der Democratic Alternative, der Left Wing Alliance, der Finnish Social Democrats 
und der Finnish Centre. Der rechte Block besteht aus der National Coalition, der Liberal People’s 
Party, den Christan Democrats in Finland, der Swedish People’s Party und der Finnish Rural Party. 
Die Regierungsbildung verläuft, aufgrund des fragmentierten Parteiensystems, auch zwischen lin-
ken und rechten Parteien (Jahn et al. 2018: 62). 
Von den acht etablierten Parteien, die es in Finnland gibt, unterstützen drei den pro-europäi-
schen Kurs (National Koalition Party, Social Democratic Party und Swedish People’s Party), wäh-
rend fünf Parteien auch europakritische Positionen halten (Centre Party, Left Alliance, Green Lea-
gue, Finns Party/ True Finns und Christian Democrats). Der Skeptizismus der Centre Party richtet 
sich vor allem gegen den Ausbau bzw. den Verbleib in der Währungsunion. Die Linken und die 
Grünen lehnten anfänglich die Mitgliedschaft und auch den Beitritt zur Währungsunion ab, beug-
ten sich aber dem positiven Referendum. Während die rechtspopulistischen Wahren Finnen vor 
allem aufgrund der Zugehörigkeit zur selben pan-europäischen Gruppe wie die UKIP als euro-
skeptische Partei bekannt wurde, gelten die Christdemokraten als Vertreter der Idee unabhängiger 
Staaten, die auf europäischer Ebene zusammen arbeiten.  
Allen Parteien geht es bei ihrer Kritik um die Weiterentwicklung der EU und den Stopp der 
Vertiefung, aber keinesfalls um den Austritt Finnland aus der EU (Leruth 2018: 129f.). Raunio 




den Konsenscharakter der finnischen Politik, der ideologische Konflikte minimiert und zweitens 
eine „(…) national integration policy, especially the goal of ‘speaking with one voice‘ in Brussels 
(…).“ (Raunio 2008: 169, Hervorhebung im Original). Das bedeutet dieser Konsenswille setzt sich 
auch auf europäischer Ebene fort. 
Ebenso wie Finnland hat auch Schweden stets auf das Neutralitätsgebot geachtet und ist des-
wegen der EU noch nicht beigetreten, als die Mitgliedschaft in Norwegen und Dänemark diskutiert 
wurde. Zunächst reichte, wie im Falle Finnlands, die Mitgliedschaft in der European Free Trade 
Association (Aylott 2008: 181ff.). Bis Mitte der 80er Jahre war die EU-Mitgliedschaft Schwedens 
kein Thema in der Öffentlichkeit. Finanzielle Schwierigkeiten des Landes führten dann zu der Ent-
scheidung, dass das Außenhandelsabkommen mit der EU nicht mehr ausreichte, sondern Mitglied-
schaftsbemühungen angestoßen wurden. Obwohl sich mit dem Ende des Kalten Krieges und dem 
Mauerfall die öffentliche Meinung gegenüber der EU zum Positiven wandelte, kehrte sich diese 
Stimmung im Zuge der Beitrittsverhandlungen wieder ins Negative (Nielsen 2018: 233). Aylott 
(2008: 181) beschreibt Schweden deswegen als euroskeptisches Land, in dem einer von vier Be-
fragten angab die EU-Mitgliedschaft des eigenen Landes sei keine gute Sache. Die negative öffent-
liche Stimmung war auch der Grund dafür, dass Schweden 1999 nicht der Währungsunion beitrat.  
Schweden verfügt über relativ wenige Parteien, deren ideologische Zuordnung sich von mitte-
rechts in den 40er Jahren nach mitte-links in 60er Jahren verschoben hat. Im Zuge ökonomischen 
Krise in den 90er Jahren verschob sich das Spektrum jedoch wieder nach rechts, das betraf alle 
Parteien, außer der Grünen und Linken Kommunistischen Partei (Jahn et al. 2018: 159ff.). Auf 
Seiten der Parteien haben sich vor allem die Linken und die Grünen zu euroskeptischen Parteien 
entwickelt, die den Austritt Schwedens aus der EU fordern (Aylott 2008: 183), obwohl, abgesehen 
von der liberalen Partei, alle Parteien dagegen sind, dass „(…) the EU becoming a federation.“ 
(Aylott 2008: 183). Die Argumente der Parteien sind auch in Schweden ähnlich wie in Finnland. 
Die kleine Marxistische Partei richtet ihre Kritik vor allem gegen die EU als kapitalistische Orga-
nisation, die die Arbeiter unterdrückt, während die rechten Schweden Demokraten die EU als An-
griff auf die nationalstaatliche Souveränität wahrnehmen. Insgesamt seien die euroskeptischen Par-
teien jedoch eher dem linken, als dem rechten Parteienspektrum zuzuordnen, so Aylott (2008: 185), 
das gilt auch für linke Flügel innerhalb der Parteien (Leruth 2018: 131). Es geht bei der Kritik 
weniger um die formale Unabhängigkeit von der EU, als um das Ideal der egalitaristischen Demo-
kratie, mit hohen Steuern und einem umfassenden Sozialstaat (Aylott 2008: 185). In den letzten 





Abbildung 10.4 zeigt den Anteil euroskeptischer Wähler im Datensatz für die Jahre 2008, 2012 
und 2016 in Schweden und Finnland. Die in der Literatur beschriebenen Unterschiede, das bedeu-
tet eine offen euroskeptische Bevölkerung in Schweden, während in Finnland eher auf Parteienseite 
Euroskeptiker zu finden sind, lässt sich mit dieser Abbildung nicht unterfüttern. Vielmehr sind 
zwischen beiden Ländern keine großen Unterschiede zu erkennen, wenngleich es von 2008 zu 2012 
und 2016 zu einem deutlichen Anstieg euroskeptischer Wähler kommt. 
Abbildung 10.4: Anteil Wähler euroskeptischer Parteien in den Ländern der EFTA-Erwei-
terung  
 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; Finnland, Schweden). 
Anmerkung: Anteil Wähler, die eine euroskeptische Partei gewählt haben in Prozent, eigene Be-
rechnungen, n=8.276. 
 
Tabelle 10.4 zeigt die Ergebnisse der Regressionsanalyse für Schweden in Referenz zu Finnland zu 
drei Messzeitpunkten. Wie in den anderen Ländergruppen entfaltet das Alter einen negativen, sig-
nifikanten Effekt. Die Anzahl der Bildungsjahre hat keinen Einfluss und das Geschlecht nur im 
Jahr 2016. Männer haben im Jahr 2016 eine um 5,5 Prozentpunkte erhöhte Wahrscheinlichkeit eine 
euroskeptische Partei zu wählen als Frauen.  
Ebenso wie in der Gruppe der südlichen Mitgliedsländer, ist auch hier eine links- bzw. rechts-
extreme Einstellung der stärkste Prädiktor für die Wahl einer euroskeptischen Partei und nicht die 
Länderzugehörigkeit, wie in der ersten Gruppe. Eine linksextreme Position zu vertreten erhöht die 
Wahrscheinlichkeit um 15,6 (2012) bis 18,1 (2016) Prozentpunkte. Eine rechtsextreme Position 
vermindert die Wahrscheinlichkeit jedoch, genau wie in der Gruppe der Süderweiterung und zwar 
um 6,8 Prozentpunkte im Jahr 2016 bis zu 10,8 Prozentpunkten im Jahr 2012. 
Die Zufriedenheit mit der Arbeit der Regierung hat einen negativen Effekt auf die euroskepti-




2016). Die Zufriedenheit mit der Wirtschaft erhöht die Wahrscheinlichkeit eine euroskeptische 
Partei zu wählen, allerdings nur 2008, also vor der Krise. 
Das Vertrauen in das europäische Parlament verringert die Wahrscheinlichkeit einer euroskep-
tischen Wahlentscheidung (2012, 2016), wohingegen das Vertrauen in das nationale Parlament kei-
nen Einfluss hat. 
Tabelle 10.4: Ursachen für Euroskeptizismus in den EFTA-Erweiterungsländern 
 Modell: 2008 Modell: 2012 Modell: 2016 
Bildung (in Jahren) -0,2 -0,2 -0,1 
Alter (in Jahren) -0,1*** -0,3*** -0,1*** 
Geschlecht (Referenz: Weiblich) 0,2 1,9 5,5*** 
Links außen (Referenz: gemäßigte Wähler) 12,3 15,6*** 18,1*** 
Rechts außen (Referenz: gemäßigte Wähler) -9,1* -10,8** -6,8* 
Zufriedenheit mit der Arbeit der Regierung -2,7*** -3,3*** -0,8 
Zufriedenheit mit der Wirtschaft 0,9** 0,1 -0,1 
Zufriedenheit mit der Demokratie -0,4 0,5 -1,2** 
Vertrauen in das nationale Parlament 0,3 0,1 -0,8 
Vertrauen in das Europäische Parlament -0,3 -1,7*** -1,1** 
Schweden (Referenz: Finnland) -1,6 -3,1* 1,3 
n 2.718 2.957 2.601 
Pseudo R2 0,11 0,11 0,72 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; Finnland, Schweden). 
Anmerkung: Gepoolte logistische Regressionsanalyse, Koeffizienten sind durchschnittliche 
marginale Effekte in Prozentpunkten, *p < 0,05; **p < 0,01; ***p < 0,001, eigene Berechnun-
gen, gerundete Werte. 
 
Die Regression hat gezeigt, dass die Wahlentscheidung zugunsten einer euroskeptischen Partei in 
Schweden und Finnland hauptsächlich auf den Einfluss linksextremer Einstellungen zurückgeführt 
werden kann. Faktoren, die Personen von einer euroskeptischen Wahlentscheidung abhalten sind, 
anders als in anderen Ländergruppen, rechtsextreme Einstellungen. Die Zufriedenheit mit der 
Wirtschaft oder der Demokratie haben keinen starken Einfluss auf die euroskeptische Wahl. An-
ders als beispielsweise in den Ländern der Nord- oder der Osterweiterung hat die Länderzugehö-
rigkeit keinen großen Einfluss auf die Wahlentscheidung zugunsten einer euroskeptischen Partei. 
 
10.6 Euroskeptizismus in den Ländern der Osterweiterung 2004 
Als Länder der Osterweiterung haben Polen, Ungarn und Slowenien traditionell ein angespanntes 
Verhältnis zur EU, die zwar einerseits wirtschaftliche Stabilität und Aufschwung garantieren, aber 
auch in die nationale Politik eingreift (Szczerbiak 2008, Styczyńska 2018). Szczerbiak und Taggart 
(2008a: 350) klassifizieren Slowenien zwar als Land, dass der EU nur bedingt kritisch gegenüber-
steht, Polen und Ungarn werden von den Autoren aber als Länder der dritten Kategorie geführt 




Die Motive für Euroskeptizismus in diesen Ländern sind unterschiedlich, so war die Euphorie 
in Polen über den anstehenden EU-Beitritt in der Bevölkerung lange sehr groß (Szczerbiak 2008: 
221), während in Ungarn, ähnlich wie in Schweden und Finnland, der Umschwung in der öffentli-
chen und politischen Meinung stärker vom Ende des kalten Krieges und der Sowjetzeit abhing 
(Batory 2008: 263). Auch Styczyńska (2018: 152) zeigt, dass die Motive in den Ländern nicht iden-
tisch sind, sie kommt aber, anders als Szczerbiak (2008) zu dem Schluss, dass Ungarn pro-europä-
ischer sei als Polen. Trotz kritischer Stimmen in den neuen Mitgliedsstaaten, dominierte zunächst 
die Sicht, dass mit der Mitgliedschaft die Demokratie gesichert und Wohlstand und wirtschaftlicher 
Aufschwung einsetzen würde (Styczyńska 2018: 139). Laut Styczyńska (2018: 140) konnte sich Eu-
roskeptizismus in den Ländern Zentral- und Osteuropas entwickeln, weil einerseits Transforma-
tions- und Modernisierungsprozesse nach dem Ende des Kommunismus und andererseits die Glo-
balisierung parallel zur voranschreitenden Integration stattfanden. Die Gründe für die Unzufrie-
denheit der Bürger mit der EU sind deswegen vor allem im Scheitern an den hohen Erwartungen 
des Beitritts und dem Umgang mit diesen Prozessen zu sehen (Styczyńska 2018: 141).   
Laut Szczerbiak (2008: 239f.) setzen sich vier polnische Parteien kritisch mit der EU auseinan-
der, drei bezeichnet er als Eurorealisten, deren primäres Ziel nicht die Abschaffung der EU oder 
ein Austritt Polens aus der EU, sondern die Reform der EU ist: Law and Justice, Self-Defence und 
Polish Peasant Party. Lediglich die Partei League of Polish Families, ein Zusammenschluss aus 
mehreren rechten und katholischen, nationalistischen Parteien und Organisationen, wird von 
Szczerbiak (2008: 225ff.) als euroskeptisch im eigentlichen Sinn eingestuft. Er begründet das mit 
der Entstehung und Entwicklung der Partei, die 2001 mit den Themen Neuverhandlung des EU-
Beitritts und Begrenzung eines durch die EU stattfindenden Kolonialismus gegenüber Polens 
Wahlkampf machte. Zudem konzentrierten sich Politiker des Bündnisses weniger auf Kosten-Nut-
zen-Argumente, was Szczerbiak (2008: 227f.) als Zeichen einer inhaltlichen Auseinandersetzung 
mit der EU wertet, sondern auf populistische und diffamierende Aussagen gegenüber einzelnen 
Mitgliedstaaten, beispielsweise Deutschland. 
Das polnische Parteiensystem zeichnet sich durch eine hohe Anzahl an Parteien mit teilweise 
jedoch sehr geringer Lebensdauer aus. Das erhöht die Konkurrenz zwischen den Parteien, da auch 
etablierte Parteien, wie die Democratic Left Alliance plötzlich von neuen Parteien, wie der Law and 
Justice abgelöst werden können. Zudem findet in Polen seit Jahren eine Verschiebung der Partei-
enideologie nach rechts statt. Allerdings befassen sich die polnischen Parteien eher weniger mit 
den klassischen, aus westdemokratischen Systemen, als links bzw. rechts besetzten Themen, sodass 




In Ungarn fehlen die in Westeuropa bekannten sozialdemokratischen Parteien, vielmehr ver-
läuft die ideologische Linie zwischen Liberalismus und Nationalismus. Die heutige größte Oppo-
sitionspartei Hungarian Socialist Party wird dem linken Spektrum zugeordnet, währen auf der rech-
ten Seite das Hungarian Democratic Forum, die Independent Smallholders’ and Civic Party und 
die Christian Democratic People’s Party zu finden sind (Jahn et al. 2018: 87). 
Für Ungarn gilt ähnlich wie für Polen, dass die politischen Eliten den Beitritt vor allem aus 
Gründen der Demokratie- und Wohlstandssicherung zugestimmt haben, auch in Ungarn wurde 
die langsame Reaktion der EU auf die vielen und wirtschaftlich nicht besonders gut aufgestellten 
Staaten kritisch eingeschätzt. Obwohl mit dem Ungarischer Bürgerbund (bekannt unter dem Na-
men FIDEZ) eine nationale und populistische euroskeptische Partei in Ungarn existiert, ist Euro-
skeptizismus (noch) kein Massenphänomen in Ungarn (Batory 2008: 264f.). So schlussfolgert Ba-
tory: „While Hard Euroscepticism has remained a marginal political force in Hungary, the argu-
mentation that these parties employ increasingly finds its way into mainstream political debate.“ 
(2008: 265). Laut Batory (2008: 268f.) wird das ungarische Parteiensystem der postkommunisti-
schen Zeit von zwei Strömungen dominiert: Der liberalen bzw. kommunitaristischen Strömung 
und der nationalistischen bzw. katholischen Strömung.  
Auch für Slowenien war der EU-Beitritt eine der wichtigsten Maßnahmen zur Sicherung der 
Demokratie in den 90er Jahren. Die Regierung ließ im Zuge des Beitrittsreferendums extra eine 
europafreundliche Kommunikationsstrategie entwickeln, die sich auch mit den (politischen) Geg-
nern des Beitritts auseinandersetzte. Wichtig war zudem, die italienische und ungarische Minderheit 
in Slowenien zu überzeugen, das geschah 1997 mit der Erklärung und Unterzeichnung aller Par-
teien, außer der Slovenian National Party, den Beitrittsprozess zu starten (Krašovec/ Lipicer 2008: 
317f.). Trotzdem ist Slowenien ein Beispiel wie Finnland (Raunio 2008: 168), in dem auf Seiten der 
Parteien Euroskeptizismus kein Thema ist, in der Öffentlichkeit jedoch sehr wohl (Krašovec/ Li-
picer 2008: 321f.). Krašovec und Lipicer (2008: 325f.) glauben, dass die große Lücke zwischen 
öffentlichem und parteibasiertem Euroskeptizismus darauf hindeutet, dass in Slowenien ein neuer, 
weicherer Euroskeptizismus vorliegt bzw. „(…) a ‘latent‘ type of Euroscepticism that can be indi-
rectly seen in some parties‘ activities while it cannot be seen in their official standpoints or normal 
activities.“ (Krašovec/ Lipicer 2008: 326.). 
Das slowenische Parteiensystem hat sich nach anfänglicher, für die östlichen Transformations-
länder typischen Fragmentation stabilisiert (Jahn et al. 2018: 151). Obwohl sehr viele Parteien bei 
den Wahlen antreten, sind vor allem drei Parteien regelmäßig in Regierungsverantwortung gewe-




Jahre in der Regierung waren und zum anderen die Democratic Party of Retired Persons of Slove-
nia, die 12 Jahre in der Regierung war (Krašovec/ Haughton 2011: 19). Das slowenische Parteien-
system weist verschiedene Konfliktlinien auf: Liberalismus, Sozialismus und Katholizismus. Die 
linksliberale Liberal Democracy of Slovenia war die dominierende Partei bis Mitte 2000, nach ihrem 
Wahlverlust geriet sie jedoch in die Bedeutungslosigkeit. Die Social Democratic Party repräsentiert 
den linken Flügel des Parteienspektrums, während die Slovenian Democratic Party, den anti-ka-
tholischen Pol bildet, die Slovenian Christian Democrats besetzen die klassischen christlich kon-
servativen Themen (Jahn et al. 2018: 151ff.). 
Abbildung 10.5: Anteil Wähler euroskeptischer Parteien in den Ländern der Osterweite-
rung  
 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; Ungarn, Polen, Slowe-
nien). 
Anmerkung: Anteil Wähler, die eine euroskeptische Partei gewählt haben in Prozent, eigene Be-
rechnungen, n=6.867 
 
Das in der Literatur beschriebene Bild findet sich auch im Datensatz wieder. Abbildung 10.5 zeigt 
die Anteile euroskeptischer Wähler zu den drei Messzeitpunkten. Es wird deutlich, dass die Wahl 
euroskeptischer Parteien in Ungarn und Slowenien nicht sehr verbreitet ist, anders als in Polen. 
Die drei Länder sind damit das deutlichste Beispiel für den Unterschied von parteibasiertem und 
individuellem Euroskeptizismus, denn die wenigen euroskeptischen Parteien in diesen drei Län-
dern vertreten sehr euroskeptische Positionen, allerdings treffen diese, zumindest in Ungarn und 




Die Ergebnisse logistischen Regression zeigt Tabelle 10.5.53 Im Vergleich zu den bisher betrach-
teten Fällen findet sich hier ein negativer Effekt der Bildungsjahre (2012 und 2016). Das Alter hat 
nur 2008 einen negativen Effekt, ebenso haben Männer zu diesem Messzeitpunkt eine erhöhte 
Wahrscheinlichkeit eine euroskeptische Partei zu wählen.  
Tabelle 10.5: Ursachen für Euroskeptizismus in den Osterweiterungsländern  
 Modell: 2008 Modell: 2012 Modell: 2016 
Bildung (in Jahren) -0,1 -0,7*** -0,8** 
Alter (in Jahren) -0,1*** -0,1 -0,9 
Geschlecht (Referenz: Weiblich) 1,3* 2,1 0,1 
Links außen (Referenz: gemäßigte Wähler) -1,5 -7,8** -14,2* 
Rechts außen (Referenz: gemäßigte Wähler) 2,1** 15,8*** 11,6*** 
Zufriedenheit mit der Arbeit der Regierung -0,1 -2,0*** 5,1*** 
Zufriedenheit mit der Wirtschaft -0,1 0,1 -1,9*** 
Zufriedenheit mit der Demokratie -0,3* -0,2 -0,9 
Vertrauen in das nationale Parlament -0,4 -0,1 -0,1 
Vertrauen in das Europäische Parlament -0,6 -0,5* -1,7*** 
Ungarn (Referenz: Polen) -1,5*** 14,2*** -28,7*** 
Slowenien (Referenz: Polen) -3,8*** 26,6*** - 
n 2.358 2.646 1.863 
Pseudo R2 0,17 0,28 0,26 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; Ungarn, Polen, Slo-
wenien; 2016 ohne Slowenien). 
Anmerkung: Gepoolte logistische Regressionsanalyse, Koeffizienten sind durchschnittliche 
marginale Effekte in Prozentpunkten, *p < 0,05; **p < 0,01; ***p < 0,001, eigene Berechnun-
gen, gerundete Werte. 
 
Auch in den Ländern der Osterweiterung zeigt sich ein interessanter Effekt der Extremismusvari-
ablen, der Effekt ist jedoch umgekehrt zur Gruppe der Süd- und EFTA-Länder: Während eine 
linksextreme Einstellung die Wahrscheinlichkeit um 7,8 (2012) bis 14,2 (2016) Prozentpunkte 
senkt, sich für eine euroskeptische Partei zu entscheiden, erhöht eine rechtsextreme Einstellung 
diese um 2,1 (2008) bis 15,8 (2012) Prozentpunkte. Die Länderzugehörigkeit hat zwar größere Ef-
fekte, allerdings nur im Jahr 2012 bzw. 2016. 
Die Zufriedenheit mit der Wirtschaft (nur 2016) und der Demokratie (nur 2008) verringern die 
Wahrscheinlichkeit sich für eine euroskeptische Partei zu entscheiden. Während die Zufriedenheit 
mit der Regierung wie schon zuvor gemischte Befunde bringt. 2012 ist der Effekt negativ, 2016 
hingegen positiv. Das bedeutet nach der Krise erhöht die Zufriedenheit mit der Arbeit der Regie-
rung die Wahrscheinlichkeit euroskeptisch zu wählen, in der Krise senkte sie sie noch.  
 
53 Für das Jahr 2016 konnte keine Person im Datensatz identifiziert werden, die eine euroskeptische Partei in Slowenien 
gewählt hat. Deswegen musste die Analyse für das Jahr 2016 ohne Slowenien durchgeführt werden. Aufgrund des 





Ebenso wie in den Ländern der EFTA-Erweiterung hat das Vertrauen in das nationale Parla-
ment keinen signifikanten Effekt, während hohes Vertrauen in das europäische Parlament eine 
euroskeptische Wahlentscheidung unwahrscheinlicher macht. 
In den Ländern, die 2004 der EU beigetreten sind, sind die stärksten Prädiktoren einer euro-
skeptischen Wahlentscheidung eine rechts- bzw. linksextreme Einstellung und die Länderzugehö-
rigkeit. Linksextreme Einstellungen vermindern die Wahrscheinlichkeit sich für eine euroskepti-
sche Partei zu entscheiden, rechtsextreme Einstellungen erhöhen sie. Zudem haben Ungarn in Re-
ferenz zu Polen (2016) eine um 28,7 Prozentpunkte niedrigere Wahrscheinlichkeit sich für eine 
euroskeptische Partei zu entscheiden, Slowenen 2012 aber eine um 26,6 Prozentpunkte höhere 
Wahrscheinlichkeit als polnische Wähler.  
 
10.7 Euroskeptizismus in den beiden Nicht-Mitgliedern der EU 
Als Länder, die nicht Mitglied der EU sind, haben Norwegen und die Schweiz traditionell ein an-
gespanntes Verhältnis zur EU. Das zeigt sich auch anhand der Klassifikation von Szczerbiak und 
Taggart (2008a: 350), Norwegen fällt in die zweite Kategorie (open contestation), während die Schweiz 
nicht Teil der Klassifikation ist, allerdings kann aufgrund von vergleichbaren Studien davon ausge-
gangen werden, dass sie in die zweite Kategorie einzuordnen ist (Church 2004, Leruth 2018). 
Norwegen wird nach einer Klassifikation von Leruth (2018: 128) von den nordischen Ländern 
zur inneren Peripherie gezählt (gemeinsam mit Island), dann folgen Dänemark und Schweden in 
äußeren Zirkel und schließlich Finnland im inneren Zirkel. Die Bezeichnung innere Peripherie 
meint dabei jedoch am weitesten entfernt von der EU und ihren Zielen. Trotzdem sind die politi-
schen und wirtschaftlichen Verflechtungen zwischen der EU und Norwegen eng „(…) non-mem-
bership may still involve a great deal of integration.“ (Leruth 2018: 128). Laut Sitter (2008: 329) ist 
die Frage, ob und in welcher Art Norwegen mit der EU zusammenarbeiten sollte, die wichtigste 
politische Frage in Norwegen seit dem zweiten Weltkrieg. Dabei geht es nicht nur um wirtschaft-
liche Fragen der Mitgliedschaft, sondern auch um die Identität der Menschen und die Unabhän-
gigkeit des Staates.  
Norwegen hat, wie in den nordischen Ländern üblich, viele Parteien, die jedoch in relativ weni-
gen Kombinationen zu Koalitionen zusammenfinden. Seit den 80er Jahren wechselt die Regierung 
zwischen einer linken Labour Regierung und einer mitte-rechts Koalition, die von den Konserva-
tiven geführt wird. Generell sind die von Parteien vertretenen Ideologien stabil, aber divers (Jahn 
et al. 2018: 131). 
Zwei Übersichten von Sitter (2008: 331, 339) über die Veränderungen der Parteipositionen zur 




pro zu contra und umgekehrt gewandelt haben, sondern, dass sie auch nicht von der politischen 
Ideologie abhängen. Die Gründe für parteibasierten Euroskeptizismus liegen laut Sitter (2008: 
338f.) in der Mischung wie das Thema Europa innerparteilich polarisiert und der Art wie Wähler 
und das Parteiensystem in Norwegen Anreize setzen Koalitionen zu bilden. Demnach sollen weder 
die eigenen Wähler, noch mögliche Koalitionspartner verschreckt werden. Das bringt eine Insta-
bilität der (partei-)politischen Positionen gegenüber Europa mit sich, die auch noch mit jeder Er-
weiterungsrunde der EU neu belebt wird (Sitter 2008: 347).  
In der Schweiz spielen Parteien, aufgrund des regen Gebrauchs von Volksabstimmungen nur 
eine untergeordnete Rolle im politischen System. Die Parteipositionen variieren zudem in Abhän-
gigkeit von den jeweiligen Kantonen (Jahn et al. 2018: 163). Als Konkordanzdemokratie setzt das 
politische System der Schweiz auf die Beteiligung besonders vieler politischer Akteure, deswegen 
formieren sich die vier großen Parteien regelmäßig zu einer „(…) oversized, collegial coalition 
government composed by the Zauberformel (“magic formula”).“ (Jahn et al. 2018: 163, Hervorhe-
bung und Übersetzung im Original). In der Schweiz bildeten sich in den 80er Jahren, wie anderen 
westlichen Demokratien Grüne Parteien, wie die Grüne Partei der Schweiz oder die Grüne Liberale 
Partei. Trotzdem domminieren die vier großen Parteien: Die Sozialdemokratische Partei, die 
Christdemokratische Volkspartei, die Schweizer Volkspartei und die Freisinnig-Demokratischen 
Partei (Jahn et al. 2018: 163ff.). 
Die Schweiz wird von Leruth (2018: 127) ebenso wie die nordischen Länder zu den reluctant 
Europeans gezählt. Das drückt sich laut Church (2004: 269) nicht nur in der öffentlichen Meinung 
und in den Medien, sondern auch in den direktdemokratischen Abstimmungen und der täglichen 
Politik aus. Auch wenn er bemerkt, dass sei „(…) part of a wider Swiss creed of disengagement 
from international political involvement.“ (Church 2004: 269). In der politikwissenschaftlichen 
Forschung wird der Euroskeptizismus der Schweiz häufig nicht als relevant angesehen, da sie nicht 
Mitglied der EU ist und die Ablehnung so offensichtlich ist, dass eine Untersuchung wenig neue 
Erkenntnisse zur Forschung beitragen könnte. Dabei wird jedoch vergessen, dass die EU und die 
Schweiz in einem intensiven wirtschaftlichen Austausch stehen und dass das auch von der Öffent-
lichkeit unterstützt wird. Trotzdem fungiert das Thema Europa in der Schweiz als key cleavage, an-
hand dessen sich die Parteien verorten lassen (Church 2004: 269f.).54  
 
54 Ich konzentriere mich auf die Beschreibung euroskeptischer Parteien und betrachte den Einfluss von Vereinen oder 
Organisationen, die einzelne europakritische Themen in direkten Abstimmungen zur Wahl gestellt haben nicht, auch 
wenn diese zu einer euroskeptischen Aufladung bestimmter Themen beigetragen haben können (siehe für einen 




Laut Church (2004: 279) liegt der Hauptgrund für die hohe Anzahl euroskeptischer Parteien 
bzw. Möglichkeiten sich für Parteien euroskeptisch zu Positionieren und in den direktdemokrati-
schen Abstimmungen, die regelmäßig in der Schweiz durchgeführt werden. Zudem stehen viele 
religiöse Parteien der EU kritisch gegenüber, wie etwa die Eidgenössische Demokratische Union, 
die die Unabhängigkeit und Neutralität der Schweiz besonders hervorhebt, gleiches gilt für die 
Katholische Volkspartei. Die Freisinnige Demokratische Partei und die Christdemokratische 
Volkspartei sind weitaus differenzierter in Bezug auf die EU. Die Schweizerische Volkspartei pro-
pagiert die Ablehnung der EU von allen Parteien am deutlichsten, sie fordert nicht nur den forma-
len und ausdrücklichen Wiederruf der Eintrittsabsichtserklärung von 1992, sondern macht sich in 
der Anti-EU-Debatte auch die Themen Migration und in der Schweiz lebende Minderheiten zu 
Nutze (Church 2004: 281). Trotzdem fasst Church zusammen „In Switzerland, it [euroscepticism] 
often takes the form of honest doubt about the Union and relations with it and not root and branch 
opposition (…).“ (2004: 287, Hinzufügung von der Autorin).  
Abbildung 10.6: Anteil Wähler euroskeptischer Parteien in der Schweiz und Norwegen  
 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; Norwegen, Schweiz). 
Anmerkung: Anteil Wähler euroskeptischer Parteien in Prozent in Prozent, eigene Berechnungen, 
n=5.393. 
 
Die hohe Salienz des Themas Europa in der Schweiz und Norwegen zeigt sich auch im hohen 
Anteil von Personen, die angaben, bei der letzten nationalen Wahl eine euroskeptische Partei ge-
wählt zu haben (Abbildung 10.6). Im Vergleich zu den bisherigen Ländern, nehmen die Anteile 
jedoch von Jahr zu Jahr ab. 
Tabelle 10.6 gibt Aufschluss über die Determinanten der Wahlentscheidung für eine euroskep-
tische Partei für die Jahre 2008, 2012 und 2016. Dargestellt sind durchschnittliche marginale Ef-




Schweizern wurde der Wert 1 und norwegischen Bürgern der Wert 0 zugewiesen. Von den demo-
graphischen Variablen Bildung, Alter und Geschlecht, haben nur die Bildungsjahre einen signifi-
kanten, negativen Effekt auf die Wahlentscheidung zugunsten einer euroskeptischen Partei. Mit 
jedem Jahr Bildung das eine Person absolviert hat, sinkt die Wahrscheinlichkeit sich für eine euro-
skeptische Partei zu entscheiden um 0,7 Prozentpunkte im Jahr 2008, um 1,8 Prozentpunkte im 
Jahr 2012 und um 1,1 Prozentpunkte im Jahr 2016. Es handelt sich dabei also um einen relativ 
stabilen Effekt. Das ist interessant, da in den übrigen Ländergruppen das Alter als stabiler Effekt 
erschien. 
Tabelle 10.6: Ursachen für Euroskeptizismus in der Schweiz und Norwegen  
 Modell: 2008 Modell: 2012 Modell: 2016 
Bildung (in Jahren) -0,7* -1,8*** -1,1*** 
Alter (in Jahren) -0,1 -0,1 -0,5 
Geschlecht (Referenz: Weiblich) -2,3 1,1 -1,8 
Links außen (Referenz: gemäßigte Wähler) -19,4** -19,9* -11,7 
Rechts außen (Referenz: gemäßigte Wähler) 15,5** 8,7 12,4* 
Zufriedenheit mit der Arbeit der Regierung 0,1 -1,4 -0,1 
Zufriedenheit mit der Wirtschaft 0,6 -0,6 1,2 
Zufriedenheit mit der Demokratie -1,2 -0,6 -1,6 
Vertrauen in das nationale Parlament -0,1*** 0,8 0,6 
Vertrauen in das Europäische Parlament -3,3 -1,6** -1,7** 
Schweiz (Referenz: Norwegen) 5,1* -1,7 -0,5 
n 1.835 1.755 1.803 
Pseudo R2 0,34 0,25 0,22 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; Norwegen, Schweiz). 
Anmerkung: Gepoolte logistische Regressionsanalyse, Koeffizienten sind durchschnittliche 
marginale Effekte in Prozentpunkten, *p < 0,05; **p < 0,01; ***p < 0,001, eigene Berechnun-
gen, gerundete Werte. 
 
Links- und Rechtsextreme Einstellungen zeigen ebenfalls einen signifikanten Einfluss auf die Wahl-
entscheidung. Verortet sich eine Person linksextrem auf der Links-Rechts-Skala vermindert sich 
die Wahrscheinlichkeit eine euroskeptische Partei zu wählen um 19,4 (2008), bzw. 19,9 (2012) Pro-
zentpunkte. Hält sie hingegen rechtsextreme Einstellungen erhöht sich die Wahrscheinlichkeit eine 
euroskeptische Partei zu wählen um 15,5 (2008) bzw. 12,4 (2016) Prozentpunkte. Damit entspricht 
das Antwortmuster dem der östlichen Mitgliedsstaaten. 
Die Zufriedenheit mit der Wirtschaft ist ebenso wie die Zufriedenheit mit der Demokratie und 
der Arbeit der Regierung nicht ausschlaggebend für eine Wahlentscheidung zugunsten einer euro-
skeptischen Partei. Die Effekte bleiben zu allen drei Zeitpunkten insignifikant. Das ist in allen 




Das Vertrauen in das nationale Parlament und in das europäische Parlament wirken signifikant 
auf eine euroskeptische Wahlentscheidung, diese wird umso wahrscheinlicher, je höher das Ver-
trauen in das nationale Parlament oder in das europäische Parlament. Allerdings ist dieser Zusam-
menhang zwischen Vertrauen in das nationale Parlament nur im Jahr 2008 signifikant, während der 
Zusammenhang zwischen Vertrauen in das europäische Parlament und euroskeptischer Wahlent-
scheidung für die Jahre 2012 und 2016 signifikant ist. Außerdem gilt für das Jahr 2008: Schweizer 
entscheiden sich im Vergleich zu Norwegern häufiger für eine euroskeptische Partei und zwar um 
5,1 Prozentpunkte. 
Die Regression hat gezeigt, dass die Wahlentscheidung zugunsten einer euroskeptischen Partei 
in Norwegen und der Schweiz hauptsächlich auf den Einfluss rechtsextremer Einstellungen zu-
rückgeführt werden kann. Faktoren, die Personen von einer euroskeptischen Wahlentscheidung 
abhalten, sind Bildung und linksextreme Einstellungen. Allerdings wird ein Teil der Wahlentschei-
dung durch die Länderzugehörigkeit erklärt. Nicht zur Erklärung beitragen können Zufriedenheit 
mit der Arbeit der Regierung, der Demokratie oder der Wirtschaft. 
 
10.8 Zusammenfassung: Euroskeptische Wahl als Resultat von Angebot und Nachfrage 
Der Literaturüberblick zu Beginn jedes Unterkapitels hat gezeigt, dass sich die Untersuchungslän-
der zwar innerhalb einer Beitrittswelle ähneln, eine genauere Betrachtung des spezifischen histori-
schen Kontextes und der jeweiligen Parteiensysteme, aber unerlässlich ist. Trotzdem lassen sich 
auch Gemeinsamkeiten über die Beitrittswellen hinweg finden. Das Beitrittsmotiv Förderung der 
wirtschaftlichen Entwicklung bzw. Demokratie- und Friedenssicherung gilt beispielsweise nicht 
nur für die postkommunistischen Länder Ungarn, Polen und Slowenien, sondern auch für Irland 
und Portugal. Die Daten für diese Länder zeigen, dass euroskeptisches Wahlverhalten in Slowenien 
und Ungarn nicht besonders verbreitet ist, während Portugal einen Nach-Krisen-Effekt durch ei-
nen Anstieg des Skeptizismus zeigt und in Irland und deutlicher in Polen, die Anteile euroskepti-
scher Wähler hoch sind. Finnland und Slowenien gelten als Länder in denen zwar euroskeptische 
Parteien einen harten Kurs vertreten, dieser trifft aber, wie die Daten zumindest im Falle von Slo-
wenien zeigen, nicht unbedingt auf die Interessen der Wähler. Für Finnland konnte ich im Daten-
satz zwei Parteien identifizieren, die als euroskeptisch definiert werden können, für Slowenien eine, 
allerdings ging der Anteil euroskeptischer Wähler im Datensatz von Messzeitpunkt zu Messzeit-
punkt hoch und im Falle Slowenien nahm er ab. Die klassischen Vertreter der als euroskeptisch 
geltender Länder: Vereinigtes Königreich, Norwegen und Schweiz haben sowohl auf der Ange-
botsseite Parteien, die einen strengen europakritischen Kurs vertreten, als auch eine lange europa-




Überraschend ist in diesem Zusammenhang, dass die Anteile euroskeptischer Wähler nur im Ver-
einigten Königreich ansteigen, während sie in Norwegen und der Schweiz rückläufig sind. 
Die beiden Länder mit ambivalentem Verhältnis zur EU im Datensatz sind die Niederlande und 
Dänemark. Das ist vor allem in historischen Begebenheiten, im Falle der Niederlande der Rollen-
wechsel vom Empfänger- zum Zahlerland des EU-Haushaltes und im Falle Dänemarks aufgrund 
des Zwiespaltes zwischen Zugehörigkeit zu den nordischen Ländern bzw. zur EU zurückzuführen. 
Zudem treffen in den Ländern europakritische Parteien auf die entsprechende Wählerschaft. Die 
Daten haben aber gezeigt, dass in den Niederlanden der höchste Anteil im Krisenjahr 2012 ver-
zeichnet wird, bevor die Anteile im Jahr 2016 deutlich unter das Vor-Krisen-Niveau sinken. Die 
Dänen zeigen sich im Datensatz jedoch konstant hoch euroskeptisch. 
Deutschland, Spanien, Frankreich und Belgien stechen als pro-europäische Länder, bzw. Län-
der, in denen das Thema Europa nicht besonders salient und insbesondere nicht in den großen 
Parteien angekommen ist, heraus. In Belgien sinkt der Anteil euroskeptische Wähler von Zeitpunkt 
zu Zeitpunkt. In Deutschland und Frankreich sind jedoch leichte, aber stetige Anstiege zu ver-
zeichnen, während Spanien im Krisenjahr den geringsten Anteil euroskeptischer Wähler zeigt.  
Um die theoretischen Implikationen der Ländergruppen empirisch zu testen habe ich gepoolte, 
logistische Regressionen pro Gruppe berechnet und die Ergebnisse zur besseren Vergleichbarkeit 
als durchschnittliche marginale Effekte dargestellt. Die verwendeten Variablen waren analog zu 
den bisher präsentierten Modellen. Bei den demographischen Variablen zeigen sich zwei Effekte: 
In den Ländern der Osterweiterung, Norwegen und der Schweiz gibt es einen negativen Effekt der 
Anzahl der Bildungsjahre, aber keinen Effekt des Alters, in den übrigen Ländergruppen gibt es 
einen negativen Alterseffekt, aber keinen der Bildungsjahre. Das ist wahrscheinlich auf die Korre-
lation zwischen beiden Variablen zurückzuführen, da Lebensalter und Bildungsjahre nicht unab-
hängig voneinander sind. Dass die Effekte der einen Variable in der einen Ländergruppe stärker 
sind und andersherum, deutet darauf hin, dass beides generell wichtige Faktoren sind, deren Mes-
sung in einigen Länder besser über die eine und in anderen Ländern besser über die andere Variable 
funktioniert. 
Bezüglich rechts- und linksextremer Einstellungen zeigen sich interessante Effekte, so gibt es 
Länder in denen extreme Einstellungen generell die Wahrscheinlichkeit erhöhen euroskeptisch zu 
wählen, das sind Deutschland, Frankreich, Belgien, Niederlande, Irland, Dänemark und das Verei-
nigte Königreich. Dann gibt es Länder, in denen linksextreme Einstellungen die Wahrscheinlichkeit 
erhöhen und rechtsextreme diese vermindern: Spanien, Portugal, Schweden und Finnland. Außer-
dem gilt für Ungarn, Polen, Slowenien, Norwegen und die Schweiz, dass linksextreme Einstellun-




den jeweiligen Parteiensystemen zu finden. Ein gutes Beispiel für die erste Ländergruppe, in der 
rechts- und linksextreme Positionen die Wahrscheinlichkeit der euroskeptischen Wahl erhöhen, ist 
Deutschland. Zwei große Volksparteien vertreten die Mehrheit der Wähler und es gibt zwei Par-
teien mit euroskeptischen Elementen, die Linke und die AfD, beide attrahieren jeweils auch rechts- 
bzw. linksextreme Wähler. Ähnlich ist es auch in den anderen Ländern in dieser Gruppe, es gibt 
relativ wenige große Parteien, die zur Regierungsbildung benötigt werden und die, abgesehen vom 
Vereinigten Königreich und den Niederlanden, nicht besonders europakritisch sind. Europaskep-
tische Parteien sind eher klein und sowohl im rechten als auch linken Spektrum zu finden. In den 
Ländern, in denen linksextrem positionierte Wähler eine höhere Wahrscheinlichkeit aufweisen eine 
euroskeptische Partei zu wählen, sind die Parteiensysteme sehr viel fragmentierter. Alle vier Länder 
verfügen über mehrheitlich linke euroskeptische Parteien. Ähnlich ist es in den Ländern, in denen 
rechtsextreme Positionen die Wahrscheinlichkeit erhöhen euroskeptisch zu wählen, auch hier gibt 
es viele regionale und kleinere Parteien, jedoch werden die euroskeptischen Positionen mehrheit-
lich von rechten Parteien geteilt.  
Von den inhaltlichen Variablen ist der interessanteste Befund ein wechselnder Effekt der Zu-
friedenheit mit der Arbeit der Regierung. Geht man davon aus, dass die Wahl einer euroskeptischen 
Partei auch als Kritik bzw. Protest gegenüber der Arbeit der Regierung interpretiert werden kann, 
sollte die Unzufriedenheit mit der Arbeit der Regierung die Wahrscheinlichkeit eine euroskeptische 
Partei zu wählen, erhöhen. Das ist jedoch nicht immer der Fall, die Effekte wechseln die Wirkungs-
richtung: Gründungsmitglieder (2012 positiv, 2016 negativ), Norderweiterung (2008 negativ, 2016 
positiv) und Osterweiterung (2012 negativ, 2016 positiv). In der Schweiz und Norwegen zeigt sich 
gar kein signifikanter Effekt dieser Variable und in den Ländern der Süderweiterung (2012 und 
2016) und der EFTA-Erweiterung (2008 und 2012) ist er negativ. Der naheliegende Zusammen-
hang von Unzufriedenheit und euroskeptischer Wahl zeigt sich also nur in Spanien, Portugal, Finn-
land und Schweden und zwar unabhängig vom Messzeitpunkt. Das bedeutet, es liegt auch kein 
Effekt bzw. eine Reaktion auf die Krise vor. Anders als in Ungarn, Polen, Slowenien, Irland, Dä-
nemark und dem Vereinigten Königreich, in diesen Ländern ist der Zusammenhang nur vor bzw. 









11. Fazit: Euroskeptizismus als persistentes Phänomen oder Zeichen der Krise? 
In dieser Dissertation habe ich die Frage gestellt, ob Euroskeptizismus in Folge der Staatsschulden- 
und Finanzkrise in Europa zugenommen hat. Weiterhin habe ich gefragt, ob Euroskeptizismus als 
Antwort auf die Krisenpolitik der EU verstanden werden kann oder ob es sich um ein persistentes 
Phänomen handelt. Ich habe argumentiert, dass die Krise als externes Schockereignis, die Men-
schen wirtschaftlich verunsichert hat. Insbesondere, weil in einigen Staaten Pensionen gekürzt wur-
den oder die Arbeitslosigkeit anstiegt. Aber auch in den Ländern, die nicht direkt von der Krise 
betroffen waren, da zumindest zeitweise die Gefahr eines Spillover bestand. Neben dieser wirtschaft-
lichen Verunsicherung habe ich argumentiert, dass die Krise den Europäern in bisher einmaliger 
Weise die Interdependenzen zwischen den Staaten aufgezeigt hat. Denn die Krise konnte von den 
Staaten, in denen sie die stärksten Auswirkungen hatte weder alleine gelöst werden, noch konnten 
sich die übrigen Mitgliedsländer aus der Verantwortung ziehen, indem sie sich nicht z. B. finanziell 
solidarisch zeigten. Als Reaktion auf die Krisenpolitik, die in den Medien oft als undemokratisch 
dargestellt wurde (Rosenthal 2012, Michailidou 2015, Lahusen 2019), können Menschen mit Kritik 
an der EU reagieren und eine Kursänderung der europäischen Politik, sowie die Beschränkung des 
Einflusses der EU auf den Nationalstaat, fordern. Ein niederschwelliger und rationaler Weg dies 
zu tun, ist über die Wahl einer euroskeptischen Partei bei einer nationalen Wahl. Denn darüber 
können die Wähler Einfluss auf den Europäischen Rat nehmen, in dem wiederum Entscheidungen 
über die Ablehnung oder Befürwortung der Europäischen Integration getroffen werden. 
Die bisherige Forschung hat Euroskeptizismus zwar mit der Eurokrise in Verbindung gebracht, 
jedoch häufig nur mit euroskeptischen Einstellungen und nicht mit Wahlverhalten. Die Wahl einer 
euroskeptischen Partei ist jedoch etwas anderes, als beispielsweise die Mitgliedschaft des eigenen 
Landes in der EU negativ zu bewerten, wie Euroskeptizismus häufig operationalisiert wird. Denn 
hinter der Wahl steckt die Absicht der Einflussnahme bzw. ein bestimmter, für die Institutionen 
wichtiger Rückkopplungsmechanismus. Dieser Mechanismus wurde von der soziologischen Euro-
paforschung bisher ignoriert, obwohl er für die europäische Gesellschaftsbildung essentiell ist. 
Denn trotz der wirtschaftlichen Diversität ihrer Mitgliedsländer und der unterschiedlichen sozial-
strukturellen Chancen und Möglichkeiten der Europäer von der Union zu profitieren, ist der Rück-
kopplungsmechanismus der Wahl in allen Ländern gleich. So konstatiert Vobruba (2015: 227) „Es 
ist zwar nicht sehr wahrscheinlich, dass europaskeptische Stimmungen zu politisch relevanter Op-
position werden (…).“ und dem mangelnden Bedürfnis sich mit den empirischen Erkenntnissen 
der diskutierten Phänomene auseinander zu setzen (Vobruba 2015). Auch Bach (2019) spricht zwar 
von den „Ausbrüchen des „Volkszorns“ in den Krisenstaaten des Südens (..) und populistischen 




jedoch kein zu erwartendes Verhalten der Bürger, schon gar nicht ein sich änderndes Wahlverhal-
ten ab. Die Stärke der soziologischen Europaforschung liegt gleichwohl in der theoretischen Un-
tersuchung der angesprochenen Chancen- und Machtverhältnisse, die die Europäische Union seit 
ihrer Gründung begleiten und zu einem gesellschaftlichen Wandel führen. Auf Individualebene hat 
die Krise soziale Konflikte befeuert, etwa, weil Bildung, Berufsstand, aber auch Geschlecht ent-
scheidend beeinflussen, wie die Folgen der Finanzkrise abgefedert werden (können). Die Frage, ob 
die Europäer daraus ein sich änderndes (Wahl)-verhalten ableiten, stellt die Soziologie jedoch nicht. 
Die politikwissenschaftliche Forschung zum Thema Euroskeptizismus offenbart ihre Probleme 
vor allem auf theoretischer Ebene. Zwar wurden in den letzten Jahren Sammelbände veröffentlicht 
in denen Fallstudienartig Länderbeispiele präsentiert werden, jedoch ohne diese mittels eines ein-
heitlichen Analyseschemas über den gleichen Zeitraum miteinander vergleichen zu können. So 
zeigt die wegweisende Arbeit von Szczerbiak und Taggart (2008a, 2008b), dass Euroskeptizismus 
in verschiedenen Ländern unterschiedliche Ursachen zugrunde liegen, die sowohl in ihrer Historie, 
als auch in der Parteienlandschaft liegen. Die Autoren merken jedoch selbst an, dass sie ihren the-
oretischen Rahmen im Nachhinein auf die verschiedenen Fallstudien anwenden und dass das ein 
nicht unproblematisches Vorgehen ist Szczerbiak und Taggart (2008a: 350). Ein sehr aktueller Sam-
melband von Leruth/ Startin und Usherwood (2018) ist thematisch breiter angelegt, anstatt sich 
nur auf parteibasierten Euroskeptizismus zu konzentrieren, werden verschiedene Themen behan-
delt. Der theoretische Rahmen wird hier vorangestellt, allerdings referieren die Autoren im Theo-
rieteil eher den Forschungsstand, als ein theoretisches Framework zu präsentieren. 
Ausdruck des fehlenden einheitlichen theoretischen Rahmens ist auch die Schwierigkeit der De-
finition von Euroskeptizismus und die Abgrenzung bzw. Vermischung mit anderen ideologischen 
Strömungen wie Nationalismus oder Populismus. Die Basis für die meisten Studien ist die Defini-
tion von Taggart (1998). Sie ist breit formuliert, was häufig als begriffliche Unschärfe kritisiert wird, 
hat dadurch aber den Vorteil vielseitig einsetzbar zu sein. Flood (2002a) präsentiert eine sehr de-
taillierte Definition, in der er explizit Verhaltensweisen, wie etwa Protest oder Wahl miteinschließt, 
dadurch ist sie jedoch schwer empirisch umsetzbar. Taggart und Szczerbiak legen 2004 eine Präzi-
sion der Definition von Taggart (1998) vor und fügen ihr die Unterscheidung zwischen starkem 
und schwächerem Euroskeptizismus hinzu, während Kopecký und Mudde (2002) auf vorherigen 
Arbeiten aufbauen und anhand eines Vierfelderschemas und der Orientierung an Eastons (1965) 
Konzept von diffuser und spezifischer Unterstützung, eine nachvollziehbarere Konzeptualisierung 




ben in der eindimensionalen Bewertungsskala der Zustimmung oder Ablehnung, erweitern die De-
finition jedoch um die Position zu Integration, Institutionen und Prinzipien der EU. Ich verwende 
deswegen die Definition von Hooghe und Marks (2007) in meiner Arbeit. 
Ich adressiere die beschriebenen Probleme in meiner Dissertation, in der ich 14 Mitgliedstaaten 
der EU, sowie Norwegen und die Schweiz als Außenvergleich, zwischen 2002 und 2016 untersu-
che. Ich verwende dazu Individualdaten des European Social Survey und kombiniere diese mit 
Daten über Parteiprogramme aus dem Party Manifesto Project. Als methodologischen Rahmen 
habe ich den methodologischen Individualismus gewählt, denn ich gehe davon aus, dass der Wahl-
erfolg euroskeptischer Parteien, wie er sich in den letzten Jahren in Europa gezeigt hat, ein gesell-
schaftliches Phänomen ist, dass sich über die Mikroebene erklären lässt. Ich stelle dazu die Brü-
ckenannahme auf, dass den Menschen durch die Finanzkrise, als externes Schockereignis, bewusst 
wurde, dass sie in einer Wirtschafts- und Währungsunion leben. Die Medien greifen das Thema 
Krise vermehrt auf, was die Salienz des Themas insgesamt erhöht, benennen aber auch Schuldige 
und Unschuldige der Eurokrise (Rosenthal 2012, Michailidou 2015, Lahusen 2019). Denn in der 
EU sind nicht nur die wirtschaftlichen Risiken der Krise, sondern auch die politische Macht diese 
zu lösen, ungleich verteilt. Staaten, die von der Finanzkrise getroffen wurden, haben weniger poli-
tischen Einfluss, weil sie sich in einer Nehmerrolle befinden und tragen höhere wirtschaftliche 
Risiken. Sie sind nicht in der Lage ihre Bürger vor den Folgen der Finanzkrise zu schützen. Die 
Bürger bemerken sowohl die Abhängigkeit des eigenen Staates von den Geberländern, als auch die 
Verschlechterung ihrer persönlichen wirtschaftlichen Situation. Hier spielt einerseits die mediale 
Vermittlung der Krise und andererseits die eigene sozialstrukturelle Lage, die dafür sorgt, dass die 
Krise besser oder schlechter bewältigt werden kann, eine Rolle. Suchen Sie die Menschen die Ver-
antwortung dafür bei der EU, können Sie durch die Wahl einer euroskeptischen Partei ihre Ableh-
nung zum Ausdruck bringen. Es handelt sich dabei um eine Kernannahme der Theorie des öko-
nomischen Wählens, in der die wirtschaftliche Lage die Wahlentscheidung der Menschen beein-
flusst, weil diese zur Bewertung der Performanz der Parteien verwendet wird (Giebler/ Wagner 
2014). Als Handlungstheorie verwende ich die Theorie rationalen Wahlverhaltens, das bedeutet, 
wenn Bürger weniger Einfluss der EU auf den Nationalstaat wollen oder für sich selbst unange-
messene wirtschaftliche Risiken empfinden, wählen sie auf nationaler Ebene eine euroskeptische 
Partei, um den Einfluss der EU auf den Nationalstaat zu reduzieren. In der Aggregation ergeben 
diese individuellen rationalen Wahlhandlungen hohe Stimmanteile für euroskeptische Parteien in 




Mit Hilfe der Difference-in-Difference-Schätzung kann ich zeigen, dass Euroskeptizismus im Unter-
suchungszeitraum generell zugenommen hat und dass dieser Effekt auf die Krise zurück geht. Je-
doch in den Ländern, die nicht von der Krise betroffen waren. Die Trendanalyse zeigt, dass die 
Menschen in den Ländern, die am kürzesten bzw. nicht Mitglied der EU sind, die höchste Wahr-
scheinlichkeit haben eine euroskeptische Partei zu wählen. Nachdem eine Makroregression keine 
interessanten Ergebnisse brachte, habe ich eine Mehrebenenregression mit festen Ländereffekten 
geschätzt. Die Ergebnisse zeigen, dass hohe Bildung, hohes Vertrauen in das europäische Parla-
ment und hohe Zufriedenheit mit der Arbeit der Regierung die Wahrscheinlichkeit minimieren eine 
euroskeptische Partei zu wählen. Ich habe anschließend Interaktionseffekte aus inhaltlichen Vari-
ablen und der Krisenbetroffenheit geschätzt. Hier stechen zwei Befunde heraus: Zum einen wirkt 
der Vertrauensverlust in Ländern, die Kredite erhalten haben nicht auf die euroskeptische Wahl-
entscheidung und zum anderen erhöhen linksextreme Positionen die Wahrscheinlichkeit euroskep-
tisch zu wählen besonders in Krisenstaaten. Um den Ursachen in den einzelnen Ländern auf den 
Grund zu gehen, habe ich anschließend gepoolte Regressionen innerhalb der Beitrittsgruppen ge-
rechnet. Hier hat sich gezeigt, dass neben der Länderzugehörigkeit, links- bzw. rechtsextreme Po-
sitionen auf der Links-Rechts-Skala zu den stärksten Einflussfaktoren gehören, jedoch abhängig 
davon, welche Ländergruppen betrachtet werden und ob die Parteien des rechten oder linken 
Spektrums in diesen Ländern üblicherweise euroskeptische Positionen vertreten oder ob diese auch 
von größeren Parteien vertreten werden.   
Nach der Untersuchung kann ich deswegen meine Forschungsfrage folgendermaßen beantwor-
ten: Euroskeptizismus hat in der Folge der Staatsschulden- und Finanzkrise in Europa zugenom-
men, kann allerdings nicht als Antwort auf die Krisenpolitik der EU verstanden werden, zumindest 
nicht in den von der Krise betroffenen Staaten, sondern vielmehr in den Geberländern. Das spricht 
dafür, dass die Krisenpolitik in den betroffenen Staaten, trotz der rigiden Sparauflagen, nicht als 
politisch übergriffig eingeschätzt wurde, sondern, dass das Gefühl vom solidarischen Europa pro-
fitiert zu haben überwiegt. Gleichzeitig können die Ergebnisse ein Hinweis auf eine negative Be-
richterstattung zu Lasten der Nehmerländer in den Geberländern sein, in denen als Reaktion eu-
roskeptisches Wahlverhalten ansteigt. Die Trendanalyse zeigte allerdings auch, dass Euroskeptizis-
mus kein neues Phänomen ist, sondern, dass die Anteile euroskeptischer Wähler im gesamten Be-
obachtungszeitraum, das bedeutet seit 2002, relativ hoch sind. Es schließt sich deswegen die Frage 
an, ob Euroskeptizismus in den Nach-Krisen-Jahren eine andere Qualität hat, als davor. Eine 
Frage, die mit dieser Untersuchung nicht geklärt werden konnte. Durch die Fallstudienartige Ana-
lyse der Länder nach Beitrittszeitpunkt konnte ich jedoch Variationen in den Ursachen finden und 




Volksparteien möglicherweise die Bildung von kleinen euroskeptischen Parteien. Insbesondere in 
Ländern, die eine hohe Anzahl Regionalparteien haben, adaptieren diese europakritische Themen, 
um Wähler für sich zu gewinnen. Dieses Ergebnis lässt zwei Lesarten zu: Entweder besetzen die 
kleinen Parteien das Thema aus strategischen Gründen, als Antipol zu den Großparteien oder Eu-
roskeptizismus ist für die größeren Parteien (noch) nicht salonfähig. Auch hier müssen zukünftige 
Untersuchungen weitere Erkenntnisse bringen. 
Durch die einmalige Verbindung von Individualdaten aus dem European Social Survey und den 
Parteidaten aus dem Party Manifesto Project ist es mir gelungen einen Beitrag zum Feld der politi-
schen Soziologie, insbesondere zur Wahlforschung zu leisten. Es hat sich gezeigt, dass die Unter-
scheidung zwischen rechts- und linksextrem eingestellten Personen ein guter Prädiktor für euro-
skeptisches Wahlverhalten auf Individualebene ist, während auf Aggregatebene die Beitrittswelle 
der relevanteste Faktor ist. Unklar bleibt bei beiden Variablen und der von mir angewendeten Ana-
lysestrategie die Wirkungsrichtung. Interessant für zukünftige Forschungsvorhaben ist deswegen 
zu klären in welchem Zusammenhang Parteienangebot und Nachfrage und Euroskeptizismus ste-
hen. Denn es zeigte sich, dass linksextreme Einstellungen in den Ländern die Wahrscheinlichkeit 
für euroskeptische Wahlentscheidungen beeinflussen, in denen ein fragmentiertes Parteiensystem 
vorliegt, in dem vornehmlich linke Parteien euroskeptische Themen aufgreifen. Trifft in diesen 
Ländern eine euroskeptische Wählerschaft auf euroskeptische Parteien oder bilden sich die Par-
teien erst heraus, weil sie als Kleinparteien um Wählerstimmen kämpfen müssen, die sich gut mit 
Modethemen wie Europakritik erringen lassen? Ähnlich ist es bei der Variable Beitrittswelle: Treten 
die Länder der EU später bei, weil die Bevölkerung kritisch eingestellt ist oder ist der gezeigte 
Skeptizismus Ausdruck einer Europakritik aufgrund der Mitgliedschaft? 
Diese Fragen knüpfen auch an Debatten an, die die soziologische Europaforschung seit längerer 
Zeit beschäftigen, wie etwa die sozialstrukturelle Benachteiligung bestimmter Bevölkerungsgrup-
pen in der EU, Stichwort: Gewinner und Verlierer von Transnationalisierungs- bzw. Europäisie-
rungsprozessen oder die Frage nach einer gemeinsamen europäischen Identität, als Voraussetzung 
bzw. Begleiterscheinung der europäischen Gesellschaftsbildung.  
Die Ergebnisse, die ich in Kapitel neun gewonnen habe, können helfen die Frage zu klären, ob 
für bestimmte Bevölkerungsgruppen die Wahrscheinlichkeit erhöht ist, eine euroskeptische Partei 
zu wählen, weil sie, etwa aufgrund ihrer sozialstrukturellen Lage, eine erhöhte Konkurrenz um 
ihren Arbeitsplatz wahrnehmen. Die Diskussion um Verlierer und Gewinner der Transnationali-
sierung aufgreifend (Anderson/ Reichert 1995, Gabel/ Palmer 1995, Gabel 1998, Tucker et al. 
2002, Lengfeld 2017, Lengfeld/ Dilger 2018), zeigen meine Befunde, dass ein höheres Alter mit 




2016 ist die Wahrscheinlichkeit eine euroskeptische Partei zu wählen für Männer höher als für 
Frauen und für niedrig Gebildete höher als für Hochgebildete. Während die Befunde zu Geschlecht 
und Bildung die Kernbefunde der Gewinner-Verlierer-Debatte widerspiegeln, stehen die Altersbe-
funde dem entgegen. Auch die politikwissenschaftliche Forschung findet mehrheitlich, dass jün-
gere Menschen der EU eher positiv gegenüberstehen (Guerra 2018) und ältere eher für populisti-
sche Parteien stimmen (Inglehart/ Norris 2016). Dass die Befunde nur für das Jahr 2016 signifikant 
sind, deutet dass darauf hin, dass die Krise an diesem eigentlich allgemeingültigen Zusammenhang 
von Konservatismus bzw. Euroskeptizismus und Alter etwas verändert hat. Möglicherweise drückt 
sich hier das erhöhte Jugendarbeitslosigkeitsrisiko aus, was dann in zukünftigen Studien, die sich 
mit der Debatte um Transnationalisierungsverlierer beschäftigen, berücksichtigt werden sollte. 
Das zehnte Kapitel, in dem ich mich auf die Beitrittswellen fokussiere, kann Erkenntnisse zur 
Debatte um die Entstehung einer europäischen Identität beitragen. Denn häufig wird diskutiert, 
ob zu ihrer Ausbildung ein gemeinsamer historischer Referenzrahmen oder eine gemeinsame kul-
turelle Tradition nötig ist (Eder 1999, Giesen 1999, Münch 1999). In der Beschreibung der jewei-
ligen Parteiensysteme zeigt sich, dass es länderübergreifende Strukturen gibt, die euroskeptische 
Parteien begünstigen, wie das Ausmaß der Fragmentierung des Parteiensystems. Diese lassen sich 
empirisch in mehreren Ländern nachweisen, ohne sich jedoch streng anhand der Beitrittswellen 
abgrenzen zu lassen. Das bedeutet ein gemeinsamer kulturellen und historischer Kontext innerhalb 
einer Ländergruppe, festgemacht am Beitrittszeitpunkt, der zumeist auch eine geographische Ein-
ordnung ist, ist zwar naheliegend, kann aber empirisch nur eingeschränkt bestätigt werden. Viel-
mehr finden sich die größten Gemeinsamkeiten in drei traditionell europakritischen Ländern: Im 
Vereinigten Königreich, in Norwegen und der Schweiz. 
Die zentralen Befunde meiner Arbeit bieten damit Implikationen für die weitere gesellschaftli-
che Debatte um Euroskeptizismus, die sowohl aus der politikwissenschaftlichen, als auch soziolo-
gischer Perspektive geführt werden muss. So kann etwa die britische EU-Austrittsdiskussion im 
Licht des immer schon europakritischen britischen Parteiensystems nicht nur besser verstanden 
werden, sie lässt sich ohne die Beleuchtung der Sonderrolle der Briten gar nicht verstehen. Gleich-
zeitig nimmt das Land, das sowohl im Bildungssektor, als auch im Tourismus und der Gastronomie 
extrem von europäischen und außereuropäischen Fachkräften und Studierenden profitiert, eine 
weitere Sonderrolle ein. Denn für die jeweilige inländische Bevölkerungsgruppe erhöht sie den 
Konkurrenzdruck. Das gilt nicht nur für Facharbeiter, die fürchten von osteuropäischen Arbeitern 
ersetzt zu werden, sondern auch für Studierende, die sich möglicherweise darüber bewusst sind, 
dass das Bildungssystem in seiner jetzigen Form, allein durch inländische Studierende nicht zu 




in der Soziologie dominanten Lesart der Gewinner und Verlierer von Transnationalisierungspro-
zessen zu suchen ist. In dieser Diskussion könnte beispielsweise auch die ausgebliebene negative 
Wirkung des Austritts Grönlands auf die pro-europäischen Dänen bzw. andere EU-Mitgliedsländer 
gesehen werden. Obwohl die wirtschaftliche Situation und die Verflechtung der Briten mit der EU 
heute natürlich nicht vergleichbar mit der Situation im Jahr 1985 ist. Beide Beispiele zeigen jedoch 
auch wie wirkmächtig Referenden sein können und dass die EU gut daran täte ihr Demokratie- 
































Abbildung A.1: Anteil Wähler euroskeptischer Parteien nach rechts außen, links außen und 
mittlerer Selbsteinstufung (2008, 2012 und 2016) 
 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; 2016 ohne Dänemark). 




Tabelle A.1: Parteieinstufung (relativ)  
Land Partei EU-Positions-Differenz  
Vereinigtes Königreich United Kingdom Independence Party -15,86 
Schweiz Swiss Peoples Party -13,65 
Deutschland Alternative for Germany -12,33 
Niederlande Party of Freedom -10,19 
Dänemark Danish Peoples Party -6,95 
Finnland True Finns -5,85 
Irland Independent Alliance -5,48 
Dänemark Red-Green-United List -4,61 
Frankreich National Front -4,18 
Schweden Sweden Democrats -3,47 
Portugal Portuguese Communist Party -3,44 
Spanien Galician Nationalist Bloque -2,4 
Polen League of Polish Families -2,38 
Spanien Basque Country United -1,75 
Slowenien Slovenian Nationalist Party -1,44 
Ungarn Movement for a better Hungary -1,36 
Ungarn Indepentend Smallholders -1,27 
Belgien Flemish Interest -0,03 
Frankreich Centrist Alliance 0 
Belgien List Dedecker 0,39 
Belgien Socialist Party Difference 0,71 
Norwegen - - 
Quelle: Volkens et al. (2018), eigene Berechnungen. 
Anmerkung: Mittelwerte, gerundete Werte. Enthalten sind nur Parteien aus den 16 Ländern, die 




Tabelle A.2: Euroskeptischen Parteien im Datensatz  







BE List Dedecker Liberal 37,62 0,39 
 Flemish Interest Ethnic-regional 32,01 -0,03 
DK Red-Green Unity List Left Socialist/ other Left -39,02 -4,61 
 Danish People’s Party Nationalist 28,01 -6,95 
 Socialist People’s Party Left Socialist/ other Left -41,13 -0,12 
DE Alternative for Germany Special issue -2,74 -12,33 
 The Left Left Socialist/ other Left -29,53 -0,03 
 Pirates Special issue -12,65 -0,45 
FI True Finns Agrarian -3,98 -5,85 
 Left Wing Alliance Left Socialist/ other Left -44,25 2,10 
FR Left Front Left Socialist/ other Left -47,93 4,95 
 National Front Nationalist 21,38 -4,18 
 Left Radical Party Left Socialist/ other Left -35,81 9,17 
IE We ourselves Special issue -16,23 -1,46 
 Independent Alliance Special issue 15,07 -5,48 
 Anti-Austerity Alliance Left Socialist/ other Left -32,16 -0,88 
 
Workers and Unemployment Ac-
tion 
Left Socialist/ other Left -18,11 -1,58 
 People Before Profit Alliance Left Socialist/ other Left -47,92 0,00 
NL Party for the Animals Special issue 0,09 -0,03 
 Socialist Party Left Socialist/ other Left -15,62 -0,45 
 
Peoples Party for Freedom and 
Democracy 
Liberal 21,96 1,77 
 List Pim Fortuyn Nationalist 9,11 0,93 
 Party of Freedom Nationalist 22,53 -10,19 
 Reformed Political Party Special issue 24,25 -0,53 
NO Centre Party Agrarian -19,01 -1,14 
 Socialist Left Party Left Socialist/ other Left -39,07 -1,05 
 Liberal Party Liberal -21,17 -0,16 
 Christian People Party Christian Democratic -17,72 -0,73 
 Progress Party Special issue 11,85 -0,19 
PL League of Polish Families Christian Democratic 8,33 -2,38 
 Law and justice Conservative 8,56 -0,32 
PO Portuguese Communist Party Left Socialist/ other Left -20,51 -3,44 
 Ecologist Party “The Greens” Ecologist -14,42 -0,59 
 Left Bloc Left Socialist/ other Left -28,34 -1,71 
SE Green Ecology Party Ecologist -18,26 -1,63 
 Left Party Left Socialist/ other Left -28,94 -1,07 
 Sweden Democrats Nationalist 4,52 -3,47 
CH FDP, The Liberals Liberal 23,36 -0,74 
 Ticino League Ethnic-regional 13,31 -2,29 
 
Social Democratic Party of Switzer-
land 
Social Democratic -41,66 2,91 
 Swiss People’s Party Agrarian 28,37 -13,65 
 Swiss Democrats Nationalist 18,91 -1,68 











 Federal Democratic Union Nationalist 63,29 -0,51 
 Christian Social Party Christian Democratic -37,00 0,00 
 
Christian democratic People’s Party 
of Switzerland 
Christian Democratic 10,73 -0,37 
SL Slovenian National Party Nationalist 11,49 -1,44 
ES Galician Nationalist Bloc Ethnic-regional -17,23 -2,40 
 In Tide Ethnic-regional -42,52 0,00 
 United Left Left Socialist/ other Left -23,26 -0,37 
 Basque Country Unite Ethnic-regional 5,61 -1,75 
 United We Can Ethnic-regional -36,92 0,00 
 In Common We can Ethnic-regional -41,43 0,44 
 Popular Unity Left Socialist/ other Left -45,68 -0,27 
HU Movement for a Better Hungary Nationalist 3,51 -1,36 
 Independent Smallholders Party Agrarian 6,33 -1,27 
UK 
United Kingdom Independence 
Party 
Special issue -7,78 -15,86 
 Conservative Party Conservative 10,15 -2,07 
 Democratic Unionist Party Ethnic-regional 16,59 -1,31 
 Ulster Unionist Party Conservative 3,12 -1,92 
Quelle: Volkens et al. (2018), eigene Berechnungen. 
Anmerkung: 1Mittelwerte, gerundete Werte. Enthalten sind nur Parteien aus den 16 Ländern, 
die auch Teil des verwendeten Datensatzes sind, Länderabkürzung gemäß ISO 3166 Alpha-2. 
 
 
Tabelle A.3: Kodierung, Rekodierung und deskriptive Statistiken aller verwendeten Vari-
ablen aus dem ESS 
Variable Skalen-
niveau 




Wahlabsicht  dichotom 0=Keine euroskeptische Partei ge-
wählt 
1=Euroskeptische Partei gewählt 
18.731 15,33%  
19.521 18,47%  
17.352 20,52%  
Land dichotom 0=Keine Kredite erhalten 
1=Kredite erhalten 145.4071 17,64% 
Jahr dichotom 0=2008 
1=2012 38.252 51,03% 
Jahr dichotom 0=2012 
1=2016 36.873 47,06% 
Mitglied-
schaftsdauer  
metrisch  Nicht beigetreten 15.303 10,52% 
1958 45.751 31,46% 
1973 27.925 19,20% 
1986 15.586 10,72% 
1995 21.443 14,75% 
2004 19.399 13,34% 
Schulden-
stand 
metrisch 21,8% bis 92,53% 18.731 51,42 (18,06) 
30,17% bis 126,22% 19.521 73,29 (27,99) 










Nettozahler dichotom 0=Land ist nicht Nettozahler 
1=Land ist Nettozahler 130.1041 65,38% 
Außenhan-
delssaldo 
metrisch  -9,69% bis 10,6% 17.699 1,61 (5,67) 
-32% bis 20,2% 18.480 2,78 (10,06) 
-29,8% bis 22% 16.317 2,13 (13,36) 
Mitglied 
EWU 
dichotom 0=Land ist nicht Mitglied der EWU 
1=Land ist Mitglied der EWU 145.4071 65,28% 
Bildung metrisch 0 bis 24 Jahre 18.621 12,91 (4,14) 
19.337 13,10 (4,07) 
17.236 13,63 (3,84) 
Alter metrisch  18 bis 100 Jahre 18.731 50,75 (16,67) 
19.521 51,90 (16,90) 
17.352 52,86 (16,80) 





Linksextrem dichotom 0=Selbsteinstufung 2 bis 8 




Rechtsextrem dichotom 0=Selbsteinstufung 2 bis 8 







metrisch 0=Extrem Unzufrieden 
10=Extrem Zufrieden 
18.731 4,41 (2,41) 
19.521 4,66 (2,56) 
17.352 5,33 (2,23) 
Zufriedenheit 
mit der Arbeit 
der Regierung 
metrisch 0=Extrem Unzufrieden 
10=Extrem Zufrieden 
18.665 4,41 (2,41) 
19.463 4,44 (2,47) 




metrisch 0=Extrem Unzufrieden 
10=Extrem Zufrieden 
18.731 5,58 (2,38) 
19.521 5,86 (2,35) 




metrisch 0=Gar kein Vertrauen 
10=Vollstes Vertrauen 
18.731 4,97 (2,38) 
19.521 4,82 (2,49) 
17.352 5,03 (2,45) 
Vertrauen in 
das EP 
metrisch 0=Gar kein Vertrauen 
10=Vollstes Vertrauen 
18.731 4,67 (2,21) 
19.521 4,42 (2,29) 
17.352 4,43 (2,35) 
Quelle: 1ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2002-2016; 2016 ohne Dänemark), übrige Daten: 
ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; 2016 ohne Dänemark). 
Anmerkung: 2Werte sind, soweit sinnvoll für die Jahre 2008, 2012 und 2016 angegeben; 3bei 











Tabelle A.4: Korrelationsmatrix aller Variablen in der Makroregression (2008) 
 Abhängige 
Variable 




Mitgliedschaftsdauer 0,47      
Importquote -0,09 -0,06     
Exportquote -0,01 0,05 0,96*    
Schuldenquote -0,14 0,48 0,19 0,14   
Mitglied in Wäh-
rungsunion 
-0,34 0,21 -0,01 -0,04 0,13  
Nettozahler 0,55* 0,61* -0,22 -0,08 0,14 -0,23 
Quelle: ESS-Datensatz (Erhebungswelle 2008, ohne Norwegen und Schweiz). 
Anmerkung: Werte sind Pearson'sche Korrelationskoeffizienten, n=13, *p < 0,05, eigene Berech-
nungen, gerundete Werte. 
 
 
Tabelle A.5: Korrelationsmatrix aller Variablen in der Makroregression (2012) 
 Abhängige 
Variable 







0,19       
Importquote -0,13 0,02      
Exportquote 0,01 0,07 0,94*     
Schuldenquote -0,30 0,39 0,19 0,02    
Mitglied in Wäh-
rungsunion 
-0,23 0,21 0,07 0,01 0,38   
Nettozahler 0,36 0,61* -0,25 -0,13 -0,30 -0,23  
Kredite erhalten -0,25 -0,03 0,01 -0,10 0,66 -0,60* 0,33 
Quelle: ESS-Datensatz (Erhebungswelle 2012, ohne Norwegen und Schweiz). 
Anmerkung: Werte sind Pearson'sche Korrelationskoeffizienten, n=13, *p < 0,05, eigene Berech-
nungen, gerundete Werte. 
 
 
Tabelle A.6: Korrelationsmatrix aller Variablen in der Makroregression (2016) 
 Abhängige 
Variable 







-0,03       
Importquote -0,25 0,02      
Exportquote -0,14 0,05 0,94*     




-0,03 0,61* -0,31 -0,12 -0,29   
Nettozahler -0,27 0,21 0,11 0,01 0,40 -0,23  
Kredite erhal-
ten 
0,05 -0,04 0,08 -0,16 0,52 -0,60* 0,33 
Quelle: ESS-Datensatz (Erhebungswelle 2016, ohne Norwegen, Schweiz und Dänemark). 
Anmerkung: Werte sind Pearson'sche Korrelationskoeffizienten, n=13, *p < 0,05, eigene Berech-






Tabelle A.7: Ursachen für Euroskeptizismus in den Gründungsmitgliedsstaaten 
 Modell: 2008 Modell: 2012 Modell: 2016 
Bildung (in Jahren) 1,02 (0,01)** 1,00 (0,01) 0,93 (0,01)*** 
Alter (in Jahren) 0,99 (0,03)** 0,98 (0,02)*** 0,98 (0,02)*** 
Geschlecht (Referenz: Weiblich) 1,31 (0,11)** 1,32 (0,10)*** 1,39 (0,12)*** 
Links außen (Referenz: gemäßigte Wähler) 1,66 (0,28)*** 2,17 (0,30)*** 2,56 (0,40)*** 
Rechts außen (Referenz: gemäßigte Wäh-
ler) 
3,31 (0,71) 2,26 (0,35)*** 2,97 (0,54)*** 
Zufriedenheit mit der Arbeit der Regierung 0,94 (0,02) 1,07 (0,02)*** 0,89 (0,02)*** 
Zufriedenheit mit der Wirtschaft 1,05 (0,02)*** 0,95 (0,02) 1,01 (0,07) 
Zufriedenheit mit der Demokratie 0,87 (0,02)*** 0,86 (0,02)*** 0,90 (0,02)*** 
Vertrauen in das nationale Parlament 0,87 (0,02) 0,96 (0,02) 0,90 (0,02)*** 
Vertrauen in das Europäische Parlament 1,01 (0,02)*** 0,94 (0,02) 0,93 (0,02)** 
Belgien (Referenz: Niederlande) 0,12 (0,01)*** 0,05 (0,07)*** 0,05 (0,01)*** 
Deutschland (Referenz: Niederlande) 0,12 (0,05)*** 0,13 (0,01)*** 0,47 (0,05)*** 
Frankreich (Referenz: Niederlande) 0,05 (0,09)*** 0,19 (0,02)*** 0,32 (0,04)*** 
Konstante 1,99 (0,57)** 2,91 (0,77)*** 8,39 (2,67)*** 
n 5715 5917 5576 
Pseudo R2 0,15 0,16 0,15 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; Belgien, Deutsch-
land, Frankreich, Niederlande). 
Anmerkung: Gepoolte logistische Regressionsanalyse, Werte sind Odds Ratios, Standardfehler 
in Klammern, *p < 0,05; **p < 0,01; ***p < 0,001, eigene Berechnungen, gerundete Werte. 
 
 
Tabelle A.8: Ursachen für Euroskeptizismus in den Norderweiterungsländern 
 Modell: 2008 Modell: 2012 Modell: 2016 
Bildung (in Jahren) 0,99 (0,01) 0,98 (0,01) 0,97 (0,01) 
Alter (in Jahren) 1,00 (0,02) 0,99 (0,02)* 0,98 (0,02)*** 
Geschlecht (Referenz: Weiblich) 1,06 (0,9) 0,88 (0,06) 1,07 (0,09) 
Links außen (Referenz: gemäßigte Wähler) 1,46 (0,31) 2,34 (0,41)*** 0,97 (0,21) 
Rechts außen (Referenz: gemäßigte Wäh-
ler) 
2,58 (0,51)*** 1,46 (0,23)* 0,89 (0,18) 
Zufriedenheit mit der Arbeit der Regierung 0,74 (0,01)*** 1,12 (0,02)*** 1,08 (0,03)** 
Zufriedenheit mit der Wirtschaft 1,06 (0,02)* 0,97 (0,02) 0,95 (0,02) 
Zufriedenheit mit der Demokratie 1,04 (0,02) 0,98 (0,02) 1,02 (0,02) 
Vertrauen in das nationale Parlament 1,05 (0,02)* 0,99 (0,02) 1,05 (0,02)* 
Vertrauen in das Europäische Parlament 0,88 (0,02)*** 0,85 (0,01)*** 0,83 (0,01)*** 
Irland (Referenz: Vereinigtes Königreich) 0,21 (0,02)*** 0,57 (0,05)*** 0,62 (0,05)*** 
Dänemark (Referenz: Vereinigtes König-
reich) 
0,86 (0,10) 0,71 (0,07)*** - 
Konstante 0,86 (0,23) 1,12 (0,27) 2,59 (0,77)*** 
n 3643 3894 2678 
Pseudo R2 0,11 0,42 0,52 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; Dänemark, Irland, 
Vereinigtes Königreich; 2016 ohne Dänemark). 
Anmerkung: Gepoolte logistische Regressionsanalyse, Werte sind Odds Ratios, Standardfehler 







Tabelle A.9: Ursachen für Euroskeptizismus in den Süderweiterungsländern 
 Modell: 2008 Modell: 2012 Modell: 2016 
Bildung (in Jahren) 1,03 (0,01) 1,07 (0,02)*** 1,01 (0,01) 
Alter (in Jahren) 0,97 (0,05)*** 0,98 (0,06)** 0,98 (0,01)*** 
Geschlecht (Referenz: Weiblich) 1,20 (0,19) 1,21 (0,23) 1,12 (0,15) 
Links außen (Referenz: gemäßigte Wäh-
ler) 
8,35 (2,01)*** 3,04 (0,68)*** 4,94 (0,87)*** 
Rechts außen (Referenz: gemäßigte 
Wähler) 
- - 0,084 (0,08)* 
Zufriedenheit mit der Arbeit der Regie-
rung 
0,98 (0,05) 0,66 (0,05)*** 0,79 (0,03)*** 
Zufriedenheit mit der Wirtschaft 1,03 (0,05) 1,13 (0,07) 0,86 (0,03)*** 
Zufriedenheit mit der Demokratie 0,89 (0,04)** 0,95 (0,04) 0,99 (0,03) 
Vertrauen in das nationale Parlament 0,97 (0,04) 1,07 (0,05) 1,08 (0,03)* 
Vertrauen in das Europäische Parla-
ment 
0,98 (0,04) 0,96 (0,05) 0,94 (0,03) 
Spanien (Referenz: Portugal) 0,58 (0,10)** 0,86 (0,18) 0,57 (0,09)*** 
Konstante 0,38 (0,17)* 0,10 (0,05)*** 1,22 (0,51) 
n 2209 1955 1985 
Pseudo R2 0,96 0,13 0,14 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; Spanien, Portugal). 
Anmerkung: Gepoolte logistische Regressionsanalyse, Werte sind Odds Ratios, Standardfehler 
in Klammern, *p < 0,05; **p < 0,01; ***p < 0,001, eigene Berechnungen, gerundete Werte. 
 
 
Tabelle A.10: Ursachen für Euroskeptizismus in den EFTA-Erweiterungsländern 
 Modell: 2008 Modell: 2012 Modell: 2016 
Bildung (in Jahren) 0,99 (0,02) 0,98 (0,01) 0,99 (0,01) 
Alter (in Jahren) 0,98 (0,04)*** 0,97 (0,03)*** 0,98 (0,00)*** 
Geschlecht (Referenz: Weiblich) 1,02 (0,14) 1,15 (0,12) 1,48 (0,16)*** 
Links außen (Referenz: gemäßigte Wäh-
ler) 
4,39 (1,01) 3,31 (0,73)*** 3,66 (0,78)*** 
Rechts außen (Referenz: gemäßigte 
Wähler) 
0,33 (0,17)* 0,43 (0,12)** 0,61 (0,15)* 
Zufriedenheit mit der Arbeit der Regie-
rung 
 0,72 (0,03)*** 0,77 (0,07)*** 0,94 (0,03) 
Zufriedenheit mit der Wirtschaft 1,12 (0,04)** 1,00 (0,03) 0,99 (0,03) 
Zufriedenheit mit der Demokratie 0,94 (0,03) 1,04 (0,03) 0,91 (0,02)** 
Vertrauen in das nationale Parlament 1,04 (0,04) 1,01 (0,03) 0,94 (0,03) 
Vertrauen in das Europäische Parla-
ment 
0,95 (0,03) 0,87 (0,02)*** 0,92 (0,02)** 
Schweden (Referenz: Finnland) 0,81 (0,11) 0,78 (0,08)* 1,09 (0,12) 
Konstante 1,20 (0,59) 4,93 (1,91)*** 1,66 (0,61) 
n 2718 2957 2601 
Pseudo R2 0,11 0,11 0,72 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; Finnland, Schweden). 
Anmerkung: Gepoolte logistische Regressionsanalyse, Werte sind Odds Ratios, Standardfehler 







Tabelle A.11: Ursachen für Euroskeptizismus in den Osterweiterungsländern 
 Modell: 2008 Modell: 2012 Modell: 2016 
Bildung (in Jahren) 0,93 (0,04) 0,91 (0,02)*** 0,93 (0,02)** 
Alter (in Jahren) 0,96 (0,09)*** 0,99 (0,01) 0,99 (0,00) 
Geschlecht (Referenz: Weiblich) 2,02 (0,64)* 1,29 (0,17) 1,01 (0,13) 
Links außen (Referenz: gemäßigte Wäh-
ler) 
0,44 (0,33) 0,38 (0,13)** 0,33 (0,14)* 
Rechts außen (Referenz: gemäßigte 
Wähler) 
3,07 (1,25)** 7,04 (1,23)*** 2,41 (0,40)*** 
Zufriedenheit mit der Arbeit der Regie-
rung 
0,99 (0,08) 0,78 (0,03)*** 1,47 (0,06)*** 
Zufriedenheit mit der Wirtschaft 0,91 (0,08) 1,01 (0,04) 0,86 (0,03)*** 
Zufriedenheit mit der Demokratie 0,82 (0,07)* 0,97 (0,04) 0,93 (0,03) 
Vertrauen in das nationale Parlament 0,97 (0,08) 0,99 (0,03) 0,99 (0,03) 
Vertrauen in das Europäische Parla-
ment 
0,96 (0,07) 0,92 (0,03)* 0,87 (0,02)*** 
Ungarn (Referenz: Slowenien) 0,05 (0,03)*** 4,62 (1,62)*** 0,11 (0,01)*** 
Polen (Referenz: Slowenien) 0,12 (0,05)*** 26,81 (9,16)*** - 
Konstante 1,93 (1,74) 0,11 (0,05)*** 1,79 (0,83) 
n 2358 2646 1863 
Pseudo R2 0,17 0,28 0,26 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; Ungarn, Polen, Slo-
wenien; 2016 ohne Slowenien). 
Anmerkung: Gepoolte logistische Regressionsanalyse, Werte sind Odds Ratios, Standardfehler 
in Klammern, *p < 0,05; **p < 0,01; ***p < 0,001, eigene Berechnungen, gerundete Werte. 
 
 
Tabelle A.12: Ursachen für Euroskeptizismus in der Schweiz und Norwegen 
 Modell: 2008 Modell: 2012 Modell: 2016 
Bildung (in Jahren) 0,96 (0,01)* 0,94 (0,01)*** 0,94 (0,014)*** 
Alter (in Jahren) 0,99 (0,00) 0,99 (0,01) 0,99 (0,00) 
Geschlecht (Referenz: Weiblich) 0,90 (0,08) 1,05 (0,11) 0,91 (0,09) 
Links außen (Referenz: gemäßigte Wäh-
ler) 
0,43 (0,13)** 0,39 (0,14)* 0,57 (0,16) 
Rechts außen (Referenz: gemäßigte 
Wähler) 
2,21 (0,57)** 1,49 (0,3) 1,79 (0,37)* 
Zufriedenheit mit der Arbeit der Regie-
rung 
1,00 (0,03) 0,93 (0,03) 0,99 (0,03) 
Zufriedenheit mit der Wirtschaft 1,03 (0,02) 0,09 (0,03) 1,06 (0,03) 
Zufriedenheit mit der Demokratie 0,94 (0,03) 0,97 (0,03) 0,92 (0,03) 
Vertrauen in das nationale Parlament 0,99 (0,03)*** 1,03 (0,03) 1,03 (0,03) 
Vertrauen in das Europäische Parla-
ment 
0,86 (0,02) 0,92 (0,02)** 0,92 (0,02)** 
Schweiz (Referenz: Norwegen) 1,24 (0,13)* 0,92 (0,11) 0,97 (0,11) 
Konstante 2,92 (0,99)** 2,70 (1,03)**  1,55 (0,60) 
n 1835 1755 1803 
Pseudo R2 0,34 0,25 0,22 
Quelle: Kumulierter ESS-Datensatz (Erhebungswellen 2008, 2012, 2016; Norwegen, Schweiz). 
Anmerkung: Gepoolte logistische Regressionsanalyse, Werte sind Odds Ratios, Standardfehler 
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